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V O R W O R T

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
ich freue mich, Ihnen den ersten Ver-
fassungsschutzbericht in meiner Amts-
zeit als niedersächsischer Minister für
Inneres und Sport vorstellen zu kön-
nen. Mit diesem Bericht sollen Sie, die
interessierten Bürgerinnen und Bürger,
über extremistische Bestrebungen und
sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten in Niedersach-
sen informiert werden.

Islamistischer Extremismus und Terro-
rismus sind seit den Terroranschlägen
des 11. September 2001 die zentralen
Herausforderungen für Staat und
Gesellschaft. Obwohl in Niedersachsen
kein Schwerpunkt islamistischer Aktivi-
täten feststellbar ist, wurde der nieder-
sächsische Verfassungsschutz unmittel-
bar nach den Anschlägen personell und
materiell verstärkt. Mit dieser Verstär-
kung konnte im vergangenen Jahr die
Beobachtung des islamistischen Extre-
mismus und Terrorismus durch das
Niedersächsische Landesamt für Verfas-
sungsschutz intensiviert und zu einem
Schwerpunkt seiner Aufgaben gemacht
werden. Darüber hinaus werden wir
durch eine Novellierung des Verfas-
sungsschutzgesetzes dafür Sorge tra-
gen, dass diese erfolgreiche Arbeit mit
erweiterten Befugnissen fortgesetzt
werden kann.

Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt
des Verfassungsschutzes in Niedersach-
sen war die Beobachtung rechtsextre-
mistischer Gruppierungen. Obwohl die
Mitgliederzahlen der NPD und auch
anderer rechtsextremistischer Parteien
rückläufig sind, was nicht zuletzt auf
das gesamtgesellschaftliche Engage-
ment gegen Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit zurückzuführen

ist, sind Neonazis und Skinheads
wegen ihrer fremdenfeindlichen Mili-
tanz nach wie vor eine ernste Bedro-
hung für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung. Sie müssen daher
intensiv durch den Verfassungsschutz
beobachtet werden. 

Mit Sorge werden im Bereich des
Linksextremismus neue terroristische
Aktivitäten wie die der „militanten
gruppe“ (mg) in Berlin beobachtet.
Diese Gruppierung hat im vergange-
nen Jahr offen ihre Bereitschaft erklärt,
im politischen Kampf „alle Aktionsfor-
men unterhalb von politischen Exeku-
tionen“ praktizieren zu wollen. Im Hin-
blick auf eventuelle Ausstrahlungen
auf andere militante Gruppierungen
auch in Niedersachsen gehört die
Beobachtung des gewaltorientierten
Linksextremismus ebenfalls zu den
Schwerpunkten der Arbeit des Verfas-
sungsschutzes.
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ÜBERBLICK IN ZAHLEN

Mitglieder-Potenzial

Rechtsextremismus-Potenzial1 Bundesrepublik Deutschland 2001 2002

Subkulturell geprägte und sonstige gewaltbereite 
Rechtsextremisten2 10.400 10.700

Neonazis3 2.800 2.600

Parteien: 33.000 28.100
NPD 6.500 6.100
DVU 15.000 13.000
REP4 11.500 9.000

Sonstige Organisationen 4.300 4.400

Summe 50.500 45.800

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften5 49.700 45.000

Niedersachsen6 2001 2002

Subkulturell geprägte und sonstige gewaltbereite 
Rechtsextremisten 1.100 1.050

Neonazis 350 350

Parteien: 2.300 2.000
NPD 500 450
DVU 1.200 1.000
REP 600 550

Sonstige Organisationen 170 180

Summe 3.920 3.580

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 3.850 3.530

4 Überblick in Zahlen

1 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.
2 Die meisten subkulturell geprägten und sonstigen gewaltbereiten Rechtsextremisten (hauptsächlich

Skinheads) sind nicht in Gruppen organisiert. In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/Tatver-
dächtige festgestellte Personen einbezogen, sondern auch solche Rechtsextremisten, bei denen ledig-
lich Anhaltspunkte für Gewaltbereitschaft gegeben sind.

3 Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften innerhalb der Neonazi-Szene. Bei der Anzahl der Gruppen
werden nur diejenigen neonazistischen Gruppierungen und diejenigen der rund 150 Kameradschaften
erfasst, die ein gewisses Maß an Organisierung aufweisen.

4 Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Mitglieder der REP rechtsextremistische Ziele ver-
folgen oder unterstützen.

5 Die Mehrfachmitgliedschaften im Bereich der Parteien und sonstigen rechtsextremistischen
Organisationen wurden vom gesamten Personenpotenzial abgezogen.

6 Die für den Bund eingefügten Fußnoten gelten entsprechend auch für Niedersachsen.



Linksextremismus-Potenzial7 Bundesrepublik Deutschland 2001 2002

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten8 26.300 26.000

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten9 7.000 5.500

Summe 33.300 31.500

Nach Abzug der Mehrfachmitgliedschaften 32.900 31.100

Niedersachsen10 2001 2002

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 465 460

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten 670 680

Summe 1.135 1.140

Mitglieder-Potenzial extremistische Ausländerorganisationen11

Bundesrepublik Deutschland 2001 2002

Islamistisch-extremistische Gruppen12 31.950 30.600

Extrem-nationalistische Gruppen 8.900 8.900

Linksextremistische Gruppen 18.250 17.850

Summe 59.100 57.350

Niedersachsen 2001 2002

Islamistisch-extremistische Gruppen 3.020 3.040

Extrem-nationalistische Gruppen 600 600

Linksextremistische Gruppen 2.165 2.115

Summe 5.785 5.755

Überblick in Zahlen 5

7 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.
8 Einschließlich Kommunistischer Plattform (KPF) und weiterer linksextremistischer Gruppen in der PDS.
9 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/Tatverdächtige festgestellte Personen einbezogen,

sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte für Gewaltbereitschaft
gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen aufweisen und über einen längeren
Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der „Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend
Personen.

10 Die für den Bund eingefügten Fußnoten gelten entsprechend auch für Niedersachsen. Auf den Abzug
von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von ca 2% wie beim Bund ist verzichtet worden.

11 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet. Eine dem deutschen Vereinsrecht
entsprechende Organisierung ist in diesem Bereich in der Regel nicht gegeben. Daher ist eine exakte
Schätzung mit besonderen Schwierigkeiten verbunden, so dass die Angabe zum Mitgliederpotenzial
eine Schätzung der aktiven Anhänger einschließt.

12 Nicht alle Mitglieder islamistisch-extremistischer Organisationen verfolgen oder unterstützen extre-
mistische Zielsetzungen.



Politisch motivierte Kriminalität (PMK) 
mit extremistischem Hintergrund

Straftaten mit extremistischem Hintergrund 
in der Bundesrepublik Deutschland13 2001 2002

rechtsextremistisch/-terroristisch motivierte Straftaten 10.054 10.902

linksextremistisch/-terroristisch motivierte Straftaten 1.895 1.137 

Straftaten des politisch motivierten Ausländerextremismus 511 573

gesamt 12.460 12.612

Gewalttaten mit extremistischem Hintergrund 
in der Bundesrepublik Deutschland 2001 2002

rechtsextremistisch/-terroristisch motivierte Gewalttaten 709 772

linksextremistisch/-terroristisch motivierte Gewalttaten 750 385

Gewalttaten des politisch motivierten Ausländerextremismus 84 61

gesamt 1.543 1.218

6 Überblick in Zahlen

Die Erfassung der Staatsschutzdelikte ist
Aufgabe der Polizeibehörden. Die Ver-
fassungsschutzbehörden selbst erfassen
solche Taten nicht. Das geschieht aus-

schließlich durch die Polizei. Auf diese
Zahlen stützt sich der Verfassungsschutz
bei seinen Trendaussagen. 

13 Die Zahlen basieren auf Angaben des Bundeskriminalamtes (BKA).



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund 
aus dem Bereich „Politisch motivierte Kriminalität – rechts14 in der Bundesrepublik 
Deutschland“

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte 0 0

Versuchte Tötungsdelikte 9 8

Körperverletzungen 626 646

Brandstiftungen 16 26

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion 1 1

Landfriedensbruch 34 32

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr 3 11

Freiheitsberaubung 0 1

Raub 7 6

Erpressung 3 5

Widerstandsdelikte 10 36

gesamt 709 772

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 251 178

Nötigung/Bedrohung 190 115

Propagandadelikte 6.336 7.294

Störung der Totenruhe und andere Formen der Schändung 
jüdischer Friedhöfe und Gedenkstätten 30 30

Andere Straftaten, insbesondere Volksverhetzung 2.538 2.513

gesamt 9.345 10.130

Straftaten insgesamt 10.054 10.902

Überblick in Zahlen 7

14 Die Zahlen basieren auf Angaben des Bundeskriminalamtes (BKA). Die Übersicht enthält – mit Aus-
nahme der Tötungsdelikte – vollendete und versuchte Straftaten. Jede Tat wurde nur einmal gezählt.
Ist zum Beispiel während eines Landfriedensbruchs zugleich eine Körperverletzung begangen worden,
so erscheint nur die Körperverletzung als das Delikt mit der höheren Strafandrohung in der Statistik.
Wurden mehrere Straftaten verübt, wurde ausschließlich das Delikt mit der höchsten Strafandrohung
gezählt.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund 
aus dem Bereich „Politisch motivierte Kriminalität – links“15 in der Bundesrepublik
Deutschland

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte16 1 0

Versuchte Tötungsdelikte 1 0

Körperverletzungen 194 152

Brandstiftungen 41 35

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion 1 0

Landfriedensbruch 310 124

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr 52 16

Freiheitsberaubung 0 1

Raub 5 6

Erpressung 0 0

Widerstandsdelikte 145 51

gesamt 750 385

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 671 410

Nötigung/Bedrohung 45 11

Andere Straftaten 429 331

gesamt 1.145 752

Straftaten insgesamt 1.895 1.137

8 Überblick in Zahlen

15 Die Zahlen basieren auf Angaben des Bundeskriminalamtes (BKA). Die Übersicht enthält – mit Aus-
nahme der Tötungsdelikte – vollendete und versuchte Straftaten. Jede Tat wurde nur einmal gezählt.
Ist zum Beispiel während eines Landfriedensbruchs zugleich eine Körperverletzung begangen worden,
so erscheint nur die Körperverletzung als das Delikt mit der höheren Strafandrohung in der Statistik.
Wurden mehrere Straftaten verübt, wurde ausschließlich das Delikt mit der höchsten Strafandrohung
gezählt.

16 Im Jahr 2001 wurde folgendes Tötungsdelikt als linksextremistisch erfasst: Ein 46jähriger deutscher
Langzeitarbeitsloser erstach am 06.02.2001 in Verden/Niedersachsen den Direktor des dortigen Arbeits-
amtes. Der Täter hatte seinen persönlichen Fall zuvor über einen längeren Zeitraum im „Hoppetosse-
Netzwerk“, einem Aktionsnetzwerk des linken Spektrums, über Mailing-Listen verbreitet.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund 
aus dem Bereich „Politisch motivierte Ausländerkriminalität“17 in der Bundes-
republik Deutschland

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte 0 0

Versuchte Tötungsdelikte 0 4

Körperverletzungen 30 20

Brandstiftungen 2 2

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion 2 0

Landfriedensbruch 14 7

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr 4 1

Freiheitsberaubung 1 8

Raub 2 2

Erpressung 20 16

Widerstandsdelikte 9 1

gesamt 84 61

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 40 22

Nötigung/Bedrohung 34 23

Andere Straftaten 353 467

gesamt 427 512

Straftaten insgesamt 511 573

Überblick in Zahlen 9

17 Die Zahlen basieren auf Angaben des Bundeskriminalamtes (BKA). Die Übersicht enthält – mit Aus-
nahme der Tötungsdelikte – vollendete und versuchte Straftaten. Jede Tat wurde nur einmal gezählt.
Ist zum Beispiel während eines Landfriedensbruchs zugleich eine Körperverletzung begangen worden,
so erscheint nur die Körperverletzung als das Delikt mit der höheren Strafandrohung in der Statistik.
Wurden mehrere Straftaten verübt, wurde ausschließlich das Delikt mit der höchsten Strafandrohung
gezählt.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund aus dem
Bereich „Politisch motivierte Kriminalität“ in Niedersachsen18

Straftaten 2001 2002

rechtsextremistisch/-terroristisch motivierte Straftaten 1.070 1.267

linksextremistisch/-terroristisch motivierte Straftaten 323 183

Straftaten des politisch motivierten Ausländerextremismus 14 47

gesamt 1.407 1.497

Gewalttaten 2001 2002

rechtsextremistisch/-terroristisch motivierte Gewalttaten 86 102

davon: fremdenfeindliche Gewalttaten(67) (53)

linksextremistisch/-terroristisch motivierte Gewalttaten 133 48

Gewalttaten des politisch motivierten Ausländerextremismus 1 4

gesamt 220 154

10 Überblick in Zahlen

Bei rechtsextremistisch motivierten
Straftaten ist ein Zuwachs von 1.070 auf
1.267 zu verzeichnen.

Gerade Propagandadelikte wie z.B.
Hakenkreuzschmierereien gehen auf
das Konto dieser Straftäter. Der An-
stieg ist insbesondere auf Veränderun-
gen zurückzuführen, die sich seit 2001
aus der Anwendung des neuen polizei-
lichen Erfassungssystems PMK ergeben
haben. Damit ist diese Zunahme weni-

ger Ausdruck eines realen Anstiegs
extremistisch motivierter Kriminalität
als vielmehr Beleg für eine präzisere
und intensivere Erfassung. 

In Niedersachen sind die linksextre-
mistisch motivierten Straftaten von 323
auf 183 zurückgegangen. Beim Auslän-
derextremismus ist eine deutliche
Zunahme von 14 im Jahr 2001 auf 47
im letzten Jahr festzustellen.

18 Die Zahlen basieren auf Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) Niedersachsen.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund aus dem
Bereich „Politisch motivierte Kriminalität – rechts“19 in Niedersachsen

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte 1

davon: Versuchte Tötungsdelikte (1)20

Körperverletzungen 83 8821

Brandstiftungen 2 222

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion

Landfriedensbruch 2

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr 3

Freiheitsberaubung

Raub 1 1

Erpressung 1

Widerstandsdelikte 4

gesamt 86 102

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 43 17

Nötigung/Bedrohung 14 15

Propagandadelikte 585 820

Störung der Totenruhe und andere Formen der Schändung 
jüdischer Friedhöfe und Gedenkstätten 8 5

Volksverhetzung 279 254

Verstöße gegen das Versammlungsgesetz 3 2

Andere Straftaten 52 52

gesamt 984 1.165

Straftaten insgesamt 1.070 1.267

Überblick in Zahlen 11

19 Die Zahlen basieren auf Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) Niedersachsen.
20 In Apen, Landkreis Westerstede lauerten Skinheads einem optisch der Punkszene zuzuordnenden

Besucher einer Diskothek auf und schlugen mit einem Holzpflock in Richtung des Kopfes auf ihn ein. 
Er erlitt bei Abwehr der Attacke erhebliche Verletzungen.

21 Die überwiegende Anzahl (53) ist dem Themenbereich Fremdenfeindlichkeit zuzurechnen.
22 In Wolfenbüttel warfen Straftäter mit Brandbeschleuniger gefüllte Flaschen gegen die Außenwand

einer Moschee, in Braunschweig wurde an der Außenseite einer Wohnungstür ein Tuch mit arabischen
Schriftzeichen angezündet.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund aus dem
Bereich „Politisch motivierte Kriminalität – links“23 in Niedersachsen

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte 2

davon: Versuchte Tötungsdelikte (1)

Körperverletzungen 31 1424

Brandstiftungen 3

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion

Landfriedensbruch 58 21

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr 23 4

Freiheitsberaubung

Raub 2

Erpressung

Widerstandsdelikte 14 9

gesamt 133 48

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 95 76

Nötigung/Bedrohung 19 3

Andere Straftaten 76 56

gesamt 190 135

Straftaten insgesamt 323 183

12 Überblick in Zahlen

23 Die Zahlen basieren auf Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) Niedersachsen.
24 Die überwiegende Zahl (11) ist dem Themenbereich „Konfrontation gegen Angehörige der rechten

Szene“ zuzurechnen.



Gewalttaten und sonstige Straftaten mit extremistischem Hintergrund aus dem
Bereich „Politisch motivierte Ausländerkriminalität“25 in Niedersachsen

Gewalttaten 2001 2002

Tötungsdelikte 1

davon: Versuchte Tötungsdelikte (1)26

Körperverletzungen 1

Brandstiftungen

Herbeiführen einer Sprengstoffexplosion

Landfriedensbruch

Gefährliche Eingriffe in Bahn-, Luft-, Schiffs- und Straßenverkehr

Freiheitsberaubung

Raub

Erpressung 1 2

Widerstandsdelikte

gesamt 1 4

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen 1

Nötigung/Bedrohung 4 1

Andere Straftaten 9 41

gesamt 13 43

Straftaten insgesamt 14 47

Überblick in Zahlen 13

25 Die Zahlen basieren auf Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) Niedersachsen.
26 Auf einer kurdischen Hochzeitsfeier in Delmenhorst schoss ein Straftäter, der nach Angaben des Opfers

der PKK angehören soll, mehrmals wahllos auf das Opfer.



RECHTSEXTREMISMUS

Einführung

Der gemeinsame Nenner der sehr
unterschiedlichen Richtungen des
Rechtsextremismus ist der Glaube an
die Ideologie von der Ungleichwertig-
keit der Menschen. Auf diesem ideo-
logischen Grundansatz basieren die
Konzeptionen rechtsextremistischer
Gesellschaftstheoretiker ebenso wie
die tagespolitischen Forderungen ent-
sprechender Parteien. Auch unreflek-
tierte Übergriffe auf Angehörige
sozialer Minderheiten erklären sich
damit, dass die Opfer den rechtsextre-
mistischen Tätern als minderwertig und
damit als rechtlos erscheinen. Rechts-
extremistisches Denken und Handeln
stehen also in einem Grund-Wider-
spruch und in einem permanenten
Spannungsverhältnis zum Gleichheits-
gebot des Grundgesetzes und der
durch die Aufklärung geprägten
Menschenrechtserklärung. Es ist in der
ideengeschichtlichen Tradition des
Rechtsextremismus begründet, dass
viele Rechtsextremisten auf die germa-
nische Geschichte und Mythologie
zurückgehen. 

Dem von den Verfassungsschutzbe-
hörden gebrauchten Arbeitsbegriff
Rechtsextremismus können im Einzel-
nen folgende Ideologieelemente zuge-
rechnet werden:
0 Aggressive, menschenverachtende

Fremdenfeindlichkeit,
0 Antisemitismus,
0 Rassismus,
0 Unterscheidung von „lebenswertem“

und „lebensunwertem“ Leben,
0 Überhöhung der eigenen Vorstellung

von Volk, Nation und Staat bei
gleichzeitiger Abwertung anderer

Nationen und Völker (Nationalis-
mus),

0 Orientierung an einer rassistisch ver-
standenen homogenen Volksge-
meinschaft (Volksgemeinschafts-
denken),

0 Individualrechte verneinendes, dem
Führerprinzip verpflichtetes
Kollektivdenken (Antipluralismus), 

0 Behauptung natürlicher Hierarchien
in der menschlichen Gesellschaft
(Biologismus), 

0 Betonung des Rechts des Stärkeren
(Sozialdarwinismus), 

0 Ablehnung demokratischer Rege-
lungsformen von Konflikten,

0 Übertragung militärischer Prinzipien
und Verhaltensformen auf die zivile
Gesellschaft (Militarismus).

Dem biologistisch argumentierenden
Rassismus liegt die Annahme zugrun-
de, dass sich Menschen in genetisch
bedingten Merkmalen von sozialem
Wert unterscheiden. Bestimmte kör-
perliche Merkmale oder Eigenschaften
werden qualitativ bewertet, so wird 
z. B. Intelligenz als angeboren und
damit genetisch determiniert unter-
stellt.

Beispielhaft für eine rassistische Aus-
richtung sind die Positionen der 1951
gegründeten, von dem Hamburger
Rechtsanwalt Jürgen RIEGER geführten
Artgemeinschaft – Germanische Glau-
bensgemeinschaft wesensgemäßer
Lebensgestaltung. Im „Sittengesetz
unserer Art“ verpflichtet die Art-
gemeinschaft ihre Mitglieder zur Rein-
heit der Rasse: „Das Sittengesetz in uns
gebietet gleichgeartete Gattenwahl,
die Gewähr für gleichgeartete Kinder“.

Fremdenfeindlichkeit hingegen bil-
det einen Oberbegriff für die Ableh-
nung all dessen, was als fremd emp-
funden und damit ausgegrenzt wird,
wobei sich die Feindbildgruppen unter-
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scheiden lassen nach sozio-ökonomi-
schen, religiösen und kulturellen
Kriterien: Randgruppen und gesell-
schaftliche Minderheiten wie Juden,
Ausländer, insbesondere Muslime,
Obdachlose, Sozialhilfeempfänger,
Behinderte, Homosexuelle u. a..

Der Politikwissenschaftler Kurt Lenk
hat die verschiedenen Ideologie-
elemente in einer Definition aufeinan-
der zu beziehen versucht: 

„Es ist nicht dieses oder jenes Einzel-
merkmal, das rechtsextremes Denken
ausmacht, sondern vielmehr die
Kombination mehrerer solcher ideo-
logischer Elemente. Gruppiert man
diese unter einem dynamisierten
sozialpsychologischen Aspekt, so tritt
deren polare Verkoppelung durch
zwei einander bedingende Wahn-
formen – den Verfolgungs- und den
Größenwahn – hervor. Analog erge-
ben sich dann die beiden folgenden
Merkmalsreihen:
1. Größenwahn: Nationalismus, Ras-
sismus, Heroen-Mythen, Elitismus,
Ethnozentrismus, Ethnopluralismus,
Führerprinzip sowie Volksgemein-
schaft.
2. Verfolgungswahn: Feindbilder,
Verschwörungshypothesen, Antise-
mitismus, Dekadenzdiagnosen, Anti-
Intellektualismus, multikulturelle
Unterwanderung, Bürgerkrieg, Chaos
sowie Klassenkampf.“
(Aus Politik und Zeitgeschichte, 
9-10/1998)

Die Entwicklung der rechtsextremis-
tischen Parteien im Jahr 2002 war ge-
kennzeichnet von einem deutlichen
Mitgliederrückgang bei den Republi-
kanern (REP) und bei der Deutschen
Volksunion (DVU). Die Mitgliederent-
wicklung spiegelt die innerparteilichen
Krisen und die insgesamt nachlassende
Bedeutung der beiden Parteien für den

Rechtsextremismus wider. Der leichte
Rückgang bei der NPD dürfte u.a. auf
die Auswirkungen des NPD-Verbotsver-
fahrens zurückzuführen sein. Dennoch
ist bei einem großen Teil der Mitglie-
der – im Gegensatz zu REP und DVU –
die Bereitschaft erkennbar, sich offen-
siv für die Ziele der NPD einzusetzen,
was sich in der nach wie vor erkenn-
baren Mobilisierungsfähigkeit für De-
monstrationen manifestiert. Allerdings
zeichnete sich im Vergleich zu den Vor-
jahren eine größere Eigenständigkeit
der neonazistischen Freien Nationalis-
ten gegenüber der NPD im Demonstra-
tionsgeschehen ab. Ungeachtet des
Verbotsverfahrens hielt die NPD an
ihrer fremdenfeindlichen, antisemiti-
schen und nationalistischen Ausrich-
tung fest, insbesondere der Prozess-
bevollmächtigte der NPD im Verbots-
verfahren Horst MAHLER trat
regelmäßig mit antisemitischer Hetze
in Erscheinung.

Die Anzahl der neonazistischen
Kameradschaften in Niedersachsen ist
nach einer Zählung des NLfV mit 20
konstant geblieben. Bundesweit wird
die Zahl der Kameradschaften auf 160
geschätzt. Diesem neonazistischen
Potenzial gehören bundesweit 2.600,
in Niedersachsen 350 Personen an. Das
Durchschnittsalter in diesem Bereich
liegt mit 20-25 Jahren etwa fünf Jahre
über dem der Skinheadszene. Auch ist
bei den neonazistischen Kameradschaf-
ten der Frauenanteil größer als bei den
Skinheads. Die Abgrenzung zwischen
Kameradschafts- und Skinheadszene
fällt zunehmend schwerer. In Nieder-
sachsen kann großenteils von einer
„Mischszene“ gesprochen werden.

Nach wie vor stellen die gewaltberei-
ten und sonstigen subkulturell gepräg-
ten Rechtsextremisten – hierzu zählen
insbesondere rechtsextremistische Skin-
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heads – die größte Herausforderung
für Staat und Gesellschaft dar. Bundes-
weit stieg dieses Personenpotenzial
von 10.400 auf 10.700 Personen an; in
Niedersachen reduzierte sich dieses
Spektrum von 1.100 auf rund 1.050
Personen. Seit 1995 ist ein kontinuier-
licher Anstieg des Personenpotenzials
im gewaltbereiten Rechtsextremismus
festzustellen, davon fast 50% in den
neuen Bundesländern. Eine unverän-
dert hohe Gewaltbereitschaft kenn-
zeichnet militante Rechtsextremisten.
Gewalt setzen sie oftmals „spontan“
und selten gezielt zur Durchsetzung
politischer Vorstellungen ein.

Die Anzahl der Skinheadkonzerte hat
bundesweit wie auch in Niedersachsen
zugenommen. Dabei zeichneten sich
neue, in der Zukunft zu beachtende
Entwicklungen ab: Die Koppelung von
Konzerten und Demonstrationen oder
anderen politischen Veranstaltungen;
die Anmeldung von Konzerten, um sie
auf dem Rechtswege durchzusetzen;
die Nutzung privater Veranstaltungs-
stätten; das Ausweichen ins Ausland,
wie Großbritannien, Schweiz, Öster-
reich und Frankreich. 

Rechtsextremistischer
Geschichtsrevisionismus

Der Begriff Geschichtsrevisionismus
bezeichnet kein rechtsextremistisches
Ideologieelement, sondern eine von
rechtsextremistischen Motiven gelei-
tete Interpretation der national-
sozialistischen Herrschaftsperiode, die
um eine Revision der Darstellungen
dieser Phase der deutschen Vergan-
genheit durch die seriöse Geschichts-
wissenschaft bemüht ist. Mittelbar
dient der Geschichtsrevisionismus somit
dem Transport rechtsextremistischer

Ideologieelemente. Revisionistische
Positionen lassen sich in unterschiedlich
starker Ausprägung bei allen rechts-
extremistischen Organisationen nach-
weisen. Die allerdings selten vertretene
Extremposition stellt die strafrechtlich
bewehrte Leugnung des Holocaust, der
systematischen Vernichtung der Juden
durch den Nationalsozialismus, dar. Auf
pseudowissenschaftliche Weise wird
die Tatsache der Judenvernichtung in
zwei, in der Szene weit verbreiteten
„Gutachten“ in Abrede gestellt: im
Leuchter-Report und im Rudolf-Gut-
achten.

Sehr viel mehr Rechtsextremisten
relativieren den Holocaust, indem sie
Vergleiche mit an Deutschen oder
durch die ehemaligen Kriegsgegner an
anderen Völkern begangenen Kriegs-
verbrechen anstellen und dabei den für
die „industriemäßige“ Vernichtung der
Juden stehenden Begriff Holocaust ein-
fach auf andere historische Tatbestän-
de übertragen. Die deutsche Kriegs-
schuld und die nationalsozialistische
Urheberschaft an diesem Verbrechen
verschwindet auf diese Weise hinter
dem Schleier allgemeiner geschicht-
licher Betrachtungen.

Die mit geschichtsrevisionistischen
Positionen verbundenen Motive sind
unterschiedlich: sie reichen von der
offenen Verherrlichung des Nationalso-
zialismus (wie bei Neonazis oder der
NSDAP/AO) bis zum Versuch, bestimm-
te antidemokratische Denktraditionen,
die in die Ideologie der Nationalsoziali-
sten eingeflossen sind, wieder zu bele-
ben. Für einen weiteren Bereich des
Rechtsextremismus – hier sind insbe-
sondere die Parteien DVU und REP
anzuführen – steht der Versuch im
Vordergrund, die deutsche Nation von
Schuld freizusprechen, um sie aus der
behaupteten geistigen Knechtschaft
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durch die alliierten Siegermächte zu
befreien.

Den Rechtsextremisten, die revisionis-
tische Positionen politisch instrumen-
talisieren, steht inzwischen eine um-
fängliche internationale revisionistische
Literatur zur Verfügung. Die maßgeb-
lichen Revisionisten leben nicht in
Deutschland, wo der Strafverfolgungs-
druck für neonazistische Propaganda-
delikte groß ist, sondern im Ausland.
Dies zeigt, dass das nationalsozialisti-
sche Gedankengut über die deutsche
rechtsextremistische Szene hinaus Fas-
zination entfaltet. Zu einem wesent-
lichen Teil dürfte die Wirkmacht des
Revisionismus durch den international
verbreiteten Antisemitismus begünstigt
werden.

Einer der bekanntesten Revisionisten
ist Ernst ZÜNDEL. Der deutsche Staats-
angehörige, der 1958 als 18-jähriger
nach Kanada auswanderte, war von
1976 bis 2001 Inhaber des „Samisdat
Publishers Ltd.-Verlages“ in Toronto.
Weil ihm die kanadische Staatsbürger-
schaft verweigert wurde, hat ZÜNDEL
im Jahre 2001 seinen Wohnsitz in die
USA nach Memphis verlegt. Im Mittel-
punkt seiner Agitation stehen der von
ihm verfasste Germania-Rundbrief, den
er in unregelmäßigen Abständen, ins-
besondere an Empfänger in Deutsch-
land vertreibt, und die von ihm seit
1995 unter der Bezeichnung Zundelsite
betriebene Internetseite, die Bild- und
Textangebote sowie Ton- und Videose-
quenzen enthält. 

Der britische Schriftsteller und
Rechtsextremist David IRVING ist eine
Zentralfigur des internationalen Revi-
sionismus. Anfangs noch als auch von
der Fachwissenschaft beachteter Autor
militärhistorischer Abhandlungen in
Erscheinung getreten, verschrieb sich
IRVING im Laufe der Zeit immer stärker

geschichtsrevisionistischen Positionen.
Im Jahr 2000 verlor er vor dem Londo-
ner High Court einen von ihm ange-
strengten Prozess gegen die amerikani-
sche Historikerin Deborah Lipstadt, die
ihn als „einen der gefährlichsten
Holocaust-Leugner“ bezeichnet hatte.
Das Gericht kam zu der Auffassung,
IRVING sei ein Rassist, Antisemit, Holo-
caust-Leugner und Fälscher historischer
Fakten. Die in Millionenhöhe entstan-
denen Gerichtskosten haben ihn finan-
ziell schwer belastet. Er verfügt aller-
dings weltweit über Geldgeber. Seit
August 2002 versucht er sein Budget
durch eine Vortragsveranstaltung in
den USA aufzubessern. 

Ein weiterer bekannter Revisionist
mit Wirkung nach Deutschland ist der
Österreicher Walter OCHENSBERGER,
der im April erneut eine achtmonatige
Haftstrafe antreten musste. OCHENS-
BERGER ist einer der aktivsten Produ-
zenten von rechtsextremistischen Publi-
kationen. Unter anderem verbreitet er
das politische Magazin Phoenix.

Der zum Islam konvertierte Schwei-
zer Revisionist Ahmed HUBER verbin-
det die antizionistischen Positionen der
arabischen Welt und den latenten Anti-
semitismus der Geschichtsrevisionisten
in seiner Person. In einer Rede anläss-
lich einer Demonstration gegen die
Wehrmachtsausstellung am 12. Okto-
ber in München stellte er „Im Namen
Allahs des Barmherzigen und Gnaden-
reichen“ Gemeinsamkeiten zwischen
dem nationalsozialistischen Herr-
schaftsregime und den Muslimen fest.
Dazu zählten die Abneigungen gegen
die USA, gegen alles Linke, gegen den
Zionismus und gegen Israel. 

Zum Kreis der führenden ausländi-
schen Revisionisten zählen außerdem
der Franzose Robert FAURISSON und
der Schweizer Jürgen GRAF. FAURISSON,
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ein früherer Universitätsprofessor,
beteiligte sich an der 14. Revisionisti-
schen Konferenz, die das 1979 von dem
Rechtsextremisten Willis A. CARTO ge-
gründete Institute for Historical Review
(IHR) vom 21. bis 23. Juni in Los Ange-
les veranstaltete. Persönliche Ausein-
andersetzungen innerhalb dieser füh-
renden Einrichtung des internationalen
Revisionismus haben zu einer Beein-
trächtigung der Aktivitäten des IHR
geführt, so dass FAURISSON in einer
Nachschau auf die Konferenz feststell-
te, der Revisionismus befinde sich
gegenwärtig in einer Krise. 

Auf internationaler Ebene von Be-
deutung ist ferner der 1985 in Antwer-
pen gegründete, nach Deutschland
hineinwirkende Verlag Vrij Historisch
Onderzoek. In Deutschland selbst spie-
len die organisationsunabhängigen
Verlage und Vertriebsdienste eine
wichtige Rolle bei der Verbreitung revi-
sionistischer Publikationen. Diese
Unternehmen vertreiben neben den
rechtsextremistischen Parteien und
Organisationen Bücher, Zeitschriften,
Tonträger und Videos. Zu den größeren
Verlagen zählen der Arndt-Verlag in
Kiel, der Grabert-Verlag in Tübingen
und die Verlagsgesellschaft Berg m.b.H.
in Inning am Ammersee. Für Nieder-
sachsen sind die rechtsextremistischen
Verlage Uwe Berg-Verlag in Toppen-
stedt und Jomsburg-Verlag erwähnens-
wert, der seinen Sitz inzwischen jedoch
von Suderburg nach Berlin verlegt hat.

Immer bedeutsamer für die Verbrei-
tung revisionistischen Gedankenguts ist
das Internet. Da in den häufig in wis-
senschaftlicher Sprache abgefassten
Texten, z. B. von IRVING, der extremisti-
sche Gehalt nicht immer auf den ersten
Blick zu erkennen ist, sollten die Schu-
len bei Recherchen von Schülern auf
diese Gefahren aufmerksam machen.

Neonazistische 
Bestrebungen

Subkulturell geprägte und sonstige
gewaltbereite Rechtsextremisten / ins-
besondere Skinheads und Neonazis

Die Zahl der gewaltbereiten Rechts-
extremisten ist im Jahr 2002 in Nieder-
sachsen nicht weiter angestiegen, son-
dern hat sich rückläufig von 1.100 im
Jahr 2001 auf nunmehr 1.050 Personen
entwickelt. Bundesweit wird das Poten-
zial gewaltbereiter Rechtsextremisten
auf 10.700 Personen geschätzt, 2001
waren es rund 10.400 Personen.

Geschichte der Skinhead-Bewegung27

Ende der sechziger Jahre entstand in
Großbritannien aus den Resten von
drei Subkulturen – Modernists, Rude-
Boys und Boot-Boys – die erste Skin-
headbewegung. Das sich stark ähnelnde
Aussehen der Anhänger der drei ge-
nannten Gruppierungen – eine „Uni-
form“ aus Stiefeln, Jeans und T-Shirt
sowie kurze Haare – wurde von den
Skinheads übernommen. Wie ihre Vor-
gänger leiteten auch sie aus ihrer Zu-
gehörigkeit zur Arbeiterklasse einen
elitären Anspruch, einen subkulturellen
Stolz ab. Bis Mitte der siebziger Jahre
war diese erste Skinhead-Generation
praktisch wieder verschwunden. In der
zweiten Hälfte der siebziger Jahre
formierte sich die zweite Generation
der Skinhead-Bewegung aus den
Reihen enttäuschter Punks, den so
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genannten Streetpunks, die Outfit und
Selbstverständnis der Skinheads für sich
wiederentdeckten, um ihre Abkehr von
den gestylten Modepunks zum Aus-
druck zu bringen. Bei dieser zweiten
Skinhead-Generation handelte sich also
ebenfalls um keine neue, sondern um
die Transformation einer bestehenden
Subkultur.

Die Politisierung der Skinheads in
Großbritannien erreichte Ende der
siebziger Jahre ihren Höhepunkt. We-
sentlich trug hierzu die Einflussnahme
von Parteien und Organisationen aus
dem rechts- und linksextremistischen
Bereich bei. Große Erfolge bei der Ein-
bindung der Skinheads hatte zunächst
die 1967 gegründete National Front.
Anfang der achtziger Jahre wurde die
Vorherrschaft der National Front durch
die Einflussnahme radikalerer Gruppie-
rungen wie British Movement und spä-
ter Blood & Honour (B & H) abgelöst.

Ende der siebziger Jahre entwickel-
ten sich erste Skinhead-Szenen in der
Bundesrepublik. Der Skinhead-Kult
gelangte zum einen über Angehörige
der hier stationierten britischen Streit-
kräfte nach Deutschland, zum anderen
über Fanzines (Szenezeitschriften) der
Skinhead-Szene, die deutsche Punks
aus Großbritannien bezogen. Innerhalb
der Punk-Bewegung begann ein Diffe-
renzierungsprozess. Ähnlich wie in
Großbritannien sympathisierten Teile
der Punk-Bewegung mit der neuen
Subkultur. Anfang der achtziger Jahre
vollzogen sie den Wechsel in die Skin-
head-Szene, während sich im Gegen-
zug ein anderer Teil der Punk-Bewe-
gung politisch immer stärker nach links
entwickelte. Die sogenannten Chaos-
Tage in Hannover markierten den
Bruch zwischen den beiden Jugend-
Subkulturen. Konnten die „Chaos-
Tage“ des Jahres 1983 noch als eine

Gemeinschaftsveranstaltung von Punks
und Skinheads gelten, brachte die Fol-
geveranstaltung des Jahres 1984, in
deren Verlauf es zu Straßenschlachten
aufgrund gegenseitiger Provokationen
durch „Sieg Heil“- und „Nazi raus“-
Rufe kam, die mittlerweile bestehen-
den unversöhnlichen Differenzen zwi-
schen den beiden Subkulturen zum
Ausdruck.

Als Ursache für die Politisierung der
Skinheads sind mehrere Faktoren anzu-
führen. Ein Großteil der Skinheads war
durch ihre Sozialisation bereits in diffu-
ser Weise rechtsextremistisch vorge-
prägt. Diese Einstellung verstärkte sich
noch durch die gewollte Provokation
der Punks und der Öffentlichkeit mit
nationalsozialistischer Symbolik, deren
Verwendung in der deutschen Gesell-
schaft einen große Aufmerksamkeit
verursachenden Tabubruch darstellt
und damit der für eine Subkultur wich-
tigen identitätsstiftenden Abgrenzung
dient. Weiter zur Politisierung der
deutschen Skinhead-Bewegung beige-
tragen haben dürften die Orientierung
an der britischen Szene und die Ein-
flussnahmeversuche rechtsextremisti-
scher deutscher Organisationen wie 
der Aktionsfront Nationaler Sozialisten/
Nationale Aktivisten (ANS/NA) und der
Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei
(FAP).

In der DDR entstand parallel zur
Entwicklung in der Bundesrepublik
Deutschland eine eigenständige Skin-
head-Szene, die in Abgrenzung zum
Staatssozialismus der SED einen noch
ausgeprägteren rechtsextremistischen
Charakter entwickelte als das westliche
Pendant. Seit der Wiedervereinigung
verzeichnete die Skinhead-Szene einen
konstanten Anstieg von ca. 10 % jähr-
lich, unterbrochen lediglich in den Jah-
ren 1993/94 als Folge der exekutiven
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Maßnahmen auf die Brandanschläge in
Mölln (23.11.1992) und Solingen (29. 05.
1993). Abweichend vom Trend der letz-
ten Jahre hat es im Jahr 2002 keinen
erneuten Anstieg des Personenpotenzi-
als der Szene gegeben. 

Unterschiedliche Strömungen

Nicht alle Skinheads können dem
Rechtsextremismus zugerechnet wer-
den. Neben rechtsextremistischen gibt
es auch unpolitische und sogar linke
Skinheads. Bei der Beschäftigung mit
dem Phänomen der Skinhead-Bewe-
gung ist deshalb, nicht zuletzt mit Blick
auf Präventionsmaßnahmen, eine
Differenzierung geboten.

Zu den eindeutig rechtsextremisti-
schen Skinheads gehört die Gruppie-
rung Blood & Honour (B & H), die 1987
von Ian STUART DONALDSON, der am
24.09.1993 gestorben ist und Front-
mann der englischen Skinhead-Band
Skrewdriver war, gegründet wurde. Die
Bezeichnung Blood & Honour wählte
der bekennende Nationalsozialist, weil
ein Film über die Hitler-Jugend mit
dem Titel „Blut und Ehre“ einen tiefen
Eindruck auf ihn hinterlassen hatte.
Das Ziel der Organisation ist es, dem
rechtsextremistischen Teil der Skin-
head-Szene eine organisatorische Basis
zu verschaffen, ihren Zusammenhalt
durch die Veranstaltung von Konzerten
zu stärken und über die Musik ideolo-
gische Agitation zu betreiben. Eine
wichtige Rolle bei der Ausbreitung von
Blood & Honour spielte das gleichnami-
ge Magazin, das im Gründungsjahr der
Organisation erstmals erschien. 

Aufgrund des Erfolges der Mutter-
organisation in Großbritannien began-
nen Skinheads in anderen Ländern 
B & H-Ableger zu gründen. Die Be-
zeichnung Division gilt für landesweite

Organisationen; der Begriff Sektionen
ist den jeweiligen regionalen Unter-
organisationen vorbehalten. Die deut-
sche Division von Blood & Honour
wurde 1994 in Berlin gegründet. In der
Folgezeit entstanden in allen Bundes-
ländern Sektionen. Zum Zeitpunkt des
Verbots der deutschen Division, durch
das Bundesministerium des Innern am
14.09.2000 verfügt, weil sich die Akti-
vitäten der Organisation gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung und den
Gedanken der Völkerverständigung
richteten, gehörten Blood & Honour in
Deutschland ca. 200 Personen an. In
Niedersachsen bestanden drei Sektio-
nen: die Sektion Niedersachsen mit Sitz
in Hildesheim und die Sektionen Nord-
mark sowie Weser-Ems. Unbeschadet
des Verbots der deutschen Division
besteht Blood & Honour auf internatio-
naler Ebene fort.

Eine weitere rechtsextremistische
Skinhead-Gruppierung stellt die 1986
in den USA gegründete Hammerskin-
Bewegung dar, die sich zum Ziel ge-
setzt hat, alle weißen Skinheads auf
der ganzen Welt in einer „Hammerskin
Nation“ zu vereinigen. Als Symbol der
rassistischen Organisation mit elitärem
Anspruch fungieren zwei gekreuzte
Zimmermannshämmer. In Deutschland
sind die Hammerskins erstmals 1991 in
Brandenburg in Erscheinung getreten.
Wie bei Blood & Honour bilden Sektio-
nen die kleinsten Organisationseinhei-
ten. Die meisten der niedersächsischen
Hammerskins gehören der Sektion
Nordmark an, die von einem Lünebur-
ger Skinhead geleitet wird. In diese
Sektion sind auch die Hammerskins aus
Schleswig-Holstein eingebunden. Ein
anderer Teil der niedersächsischen
Hammerskins ist in der Sektion Bremen
organisiert, die ihre Mitglieder auch im
benachbarten Umland rekrutiert. 
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Neben den neonazistischen Gruppie-
rungen Blood & Honour und Hammer-
skins, die über ein verfestigtes rechts-
extremistisches Weltbild verfügen, gibt
es Strömungen innerhalb der Skin-
head-Bewegung, die nicht dem Rechts-
extremismus zuzurechnen sind. Anzu-
führen ist in dieser Hinsicht insbeson-
dere die in den siebziger Jahren in
Großbritannien entstandene Oi!-Bewe-
gung28, der mindestens ein Drittel der
deutschen Skinhead-Szene – mit
Schwerpunkt in den alten Bundeslän-
dern – anhängen dürfte. Oi! steht für
den spaß- und erlebnisorientierten Teil
der Skinhead-Bewegung. Die Konzerte
sind frei von politischen Botschaften.
Dieser Teil der Skinhead-Bewegung
unterliegt deshalb nicht dem Beobach-
tungsauftrag des Verfassungsschutzes.
Gleiches gilt für die linksorientierten,
in Deutschland allerdings nur schwach
vertretenen Skinhead-Richtungen Skin-
heads Against Racial Prejudice (SHARP)
und Redskins. 

Die meisten Skinheads verfügen über
kein politisch geschlossenes, sondern
über ein diffus rechtsextremistisches
Weltbild mit fest umrissenen Feindbil-
dern: Ausländer, insbesondere Türken
und Farbige, Juden, Homosexuelle, als
linke „Zecken“ titulierte politisch
Andersdenkende, Obdachlose und
Sozialhilfeempfänger. Die Aggression
gegen diese Minderheiten entlädt sich
häufig in Gewalt- und anderen Strafta-
ten. 

Auch im Jahr 2002 kam es in Nieder-
sachsen zu Übergriffen vonseiten
rechtsextremistischer Skinheads. Zwei
Rechtsextremisten griffen in der Silve-
sternacht in Grassel (Landkreis Gifhorn)
ein von einer türkischen Familie be-
wohntes Haus mit Knallkörpern und
einer Signalpistole an und bedrohten
die Bewohner mit fremdenfeindlichen
Parolen. Zwei Anwohner, die die Täter
zur Rede stellten, wurden von den
Rechtsextremisten erheblich verletzt. In
Hannover-Ahlem schändeten vier Per-
sonen in der Nacht zum 10. April das
örtliche KZ-Denkmal, indem sie die
Gedenktafeln mit antisemitischen Paro-
len beschmierten. Es handelte sich um
eine gezielte Straftat, denn am 10.
April sollte ein Gedenkgottesdienst zur
Befreiung des KZs mit zwei Gästen aus
Israel, die in dem KZ gefangen gewe-
sen waren, stattfinden. Am 19. April
wurde in Springe ein ausländischer
Bürger von einem Skinhead zusam-
mengetreten. Sieben Täter im Alter bis
zu 21 Jahren verübten in der Nacht
zum 23. November einen Brandan-
schlag auf eine Moschee in Wolfenbüt-
tel. Sie bewarfen das Gebäude, in dem
auch eine vierköpfige türkische Familie
wohnt, mit 16 selbstgefertigten Brand-
sätzen. Die Bewohner blieben unver-
letzt. Zwei der geständigen Täter sind
bereits in der Vergangenheit durch
rechtsextremistische Gewalttaten auf-
gefallen. In der polizeilichen Verneh-
mung nannten sie ausländerfeindliche
Motive. Gegen die Täter wurde Ankla-
ge wegen versuchten Mordes erhoben.
Das Landgericht Braunschweig verur-
teilte die sieben Rechtsextremisten
wegen versuchter schwerer Brandstif-
tung und Verstoß gegen das Waffen-
gesetz zu Strafen zwischen zwei Jahren
auf Bewährung und drei Jahren und
neun Monaten Haft.
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28 Bei dem Begriff Oi! Handelt es sich um einen
Slang-Ausdruck, der aus dem Londoner Eastend
stammt und soviel wie „Hey!“ bedeutet. Das
Oi! zum Oberbegriff dieser Bewegung
geworden ist, ist vermutlich der Skinhead-Band
Cockney Rejects zu verdanken, die ihre Songs
bei Live-Konzerten nicht mit dem üblichen
„one, two, three“ anzählte, sondern mit „oi,
oi, oi“.



Skinhead-Musik und -Konzerte

Die Skinhead-Musik hat eine zentrale
Funktion bei der Verbreitung von
rechtsextremistischem, insbesondere
neonazistischem Gedankengut. Viele
Jugendliche kommen über die Musik
erstmals mit der Szene in Berührung.
Die Liedtexte transportieren fremden-
feindliche, rassistische, antisemitische
und Gewalt zum Teil offen verherrli-
chende Botschaften Ideologien, die so
über die gefühlsmäßige Ansprache auf-
genommen werden.

Ein wichtiger Faktor bei der Entste-
hung und Verfestigung von Gruppen
innerhalb der Skinhead-Szene ist das
Gemeinschaftserlebnis bei Konzerten.
Auf Konzerten werden Kontakte
geknüpft, Informationen ausgetauscht,
einschlägige CDs samt Skinhead-Utensi-
lien zum Kauf angeboten. Fast an
jedem Wochenende findet irgendwo in
Deutschland oder im benachbarten
Ausland ein für die Szene bedeutsames
Konzert statt. Oft nehmen die Teilneh-
mer für das Konzerterlebnis lange
Anreisen in Kauf. In der Regel zahlen
sie einen Eintrittspreis von bis zu 
15 Euro. Die Teilnehmerzahl reicht von
30 Personen am 5. Januar in Wolfsburg
bis zu über 1.000 Skinheads, die am 
16. März einem Konzert in Dortmund
beiwohnten. Die durchschnittliche
Besucherzahl ist für das Bundesgebiet
auf 170 Personen gesunken. Größere
Konzerte zu organisieren, fällt der
Szene wegen zahlreicher Exekutivmaß-
nahmen zunehmend schwerer.

Ausländische Bands aus der „White
Power“-Bewegung wie Celtic Warrior,
Youngland, Max Resist, Brutal Attack,
Intimidation One und Final War erfreu-
en sich in der deutschen Szene beson-
derer Beliebtheit und erweisen sich als
Publikumsmagneten. Die internationa-

le Verflechtung der Skinhead-Musiksze-
ne ist daran abzulesen, dass US-Bands
wie Intimidation One und Final War in
Europa bei mehreren großen, auch von
deutschen Skinheads besuchten Kon-
zerten aufgetreten sind, z. B. am 
10. August in der Schweiz (Hammerfest
Europe), am 14. September in England
(Ian Stuart Memorial), am 21. Septem-
ber in Elsaß-Lothringen und am 12.
Oktober in Österreich.

Die Anzahl der aktiven rechtsextre-
mistischen deutschen Skinhead-Bands
ist weiterhin stabil. Von den ca. 100
Bands, die im Jahr 2002 bei Skinhead-
Konzerten auftraten oder Tonträger
veröffentlichten, sind ca. 30 Bands seit
Jahren aktiv bzw. in der Szene wirklich
populär. Sechs Skinhead-Bands sind in
Niedersachsen ansässig: Leitwolf
(Wischhafen), Saccara (Meppen), End-
stufe (Lilienthal), Boots Brothers (Del-
menhorst), Stahlgewitter (Meppen)
und Nordfront (Hannover). 

Während die beiden erstgenannten
Bands im Jahr 2002 kaum aktiv waren,
produzierten die anderen Bands neue
CDs.

In Deutschland werden Konzerte
immer häufiger auf Privatgelände oder
in kleineren Orten durchgeführt. Die
konspirative Vorbereitung stellt eine
Reaktion auf das konsequente Ein-
schreiten der Sicherheitsbehörden
gegen strafbare Erscheinungen von
Konzertveranstaltungen dar. Die Mobi-
lisierung verläuft in den meisten Fällen
über Telefonketten, per SMS über das
Handy oder per E-Mail. Die Teilnehmer
erfahren in der Regel nur einen Treff-
punkt, von dem aus sie dann zum
eigentlichen Veranstaltungsort weiter-
geleitet werden. Die Flexibilität der
Szeneangehörigen macht es möglich,
dass kurzfristig ein großer Personen-
kreis mobilisiert werden kann. In
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Niedersachsen stand das angemietete
Anwesen eines Rechtsextremisten in
Kirchseelte (Landkreis Oldenburg)
mehrfach im Mittelpunkt von Konzert-
veranstaltungen. Am 19. Oktober wur-
de ein bei ihm geplantes Konzert, an
dem die Band Endlöser (Bremen) sowie
Legion of Thor und Spreegeschwader
aus Berlin teilnehmen sollten, kurzfris-
tig unter konspirativen Umständen in
den Schwaneweder Ortsteil Neuenkir-
chen verlegt, nachdem das Amtsgericht
Wildeshausen die zweckentfremdete
Nutzung des Anwesens untersagt hat-
te. Die Polizei unterband das Aus-
weichkonzert, als die Parole „Sieg heil“
skandiert wurde, und sprach 96 Platz-
verweise aus. Neben dem Konzert in
Schwanewede sind als größere Veran-
staltungen erwähnenswert ein weite-
res Konzert in Kirchseelte mit der Band
Endlöser (50 Teilnehmer), ein Konzert
auf dem Gelände von Thorsten HEISE
in Northeim mit der Band Hauptkampf-
linie vor 150 Zuhörern, ein Konzert der
Band Kategorie C in Hude (ca. 170 Teil-
nehmer, zumeist Hooligans) und ein
von der Freien Kameradschaft Schaum-
burg/Weserbergland organisierter
„Balladenabend“ mit den Gruppen
Sleipnir und Nemesis in Rinteln-Uchtorf,
dem 170 Zuhörer beiwohnten.

Insgesamt fanden im Jahr 2002 nach
der Bewertung des NLfV zehn Skin-
head-Konzerte in Niedersachsen statt.
Dies bedeutet eine deutliche Steige-
rung gegenüber dem Vorjahr und spie-
gelt den bundesweiten Trend wider. 

In der Musikszene ist eine fortschrei-
tende Kommerzialisierung feststellbar.
Um der Strafverfolgung auszuweichen,
werden Tonträger immer häufiger im
Ausland, u. a. in Tschechien und in Tai-
wan, produziert. Trotz günstiger Her-
stellungskosten ist auf diese Weise eine
gute Studioqualität gewährleistet.

Dadurch erhöht sich der zu erwartende
Verkaufserlös für die Händler, die die
CDs bei Konzerten oder über rechtsex-
tremistische Musikverlage vertreiben,
erheblich. Gewinnspannen bis zu 500
Prozent sind keine Seltenheit. 

CDs wie „Ran an den Feind“ der
Gruppe Landser oder „Noten des Has-
ses“ von den White Aryan Rebels gehö-
ren zu den Bestsellern der Szene. Die
Songs dieser Bands verdanken ihren
Kultstatus der Aggressivität der Texte
und der Radikalität der fremdenfeind-
lichen Botschaften.

„Mit der Lizenz zum Töten ziehen
wir dann durch das Land/dann wird
alles Kranke erschlagen und nieder-
gebrannt“,

singen die White Aryan Rebels in dem
Lied „Noten des Hasses“. Ein weiterer
Liedtext der im Januar bekannt gewor-
denen Band – „Die Kugel ist für dich“ –
ist ein vertonter Aufruf zum Mord an
Personen des öffentlichen Lebens wie
Michel Friedmann, Rita Süssmuth,
Stefan Heym, Lilo Wanders, Alfred
Biolek u. a.. Ein Berliner Neonazi, der
an der Erstellung und Verbreitung der
CD „Noten des Hasses“ beteiligt war,
wurde am 9. September zu einer 
22-monatigen Freiheitsstrafe auf
Bewährung verurteilt.

Die Skin-Band Landser29 gehört zu
den Hammerskins. Auf ihrer CD „Ran
an den Feind“ ruft die Band zum Mas-
saker an den Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages auf:

„Stürmt den Reichstag, 
räuchert sie aus, 
macht der Rattenbande den Garaus“.
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Namen Endlösung von Mitgliedern der rechts-
extremistischen Organisation „Vandalen –
Ariogermanische Kampfgemeinschaft“
gegründet.



Am 9. September erhob der General-
bundesanwalt Anklage gegen die drei
Bandmitglieder. Ihnen wird zur Last
gelegt, als Mitglieder einer kriminellen
Vereinigung durch die Verbreitung von
Tonträgern in volksverhetzender Weise
zu Hass und Gewalt gegen Teile der
Bevölkerung aufgestachelt, dadurch
die grundlegende Rechte anderer ver-
letzt, zu rechtswidrigen Taten aufge-
fordert und die verfassungsmäßige
Ordnung verächtlich gemacht zu ha-
ben. Einer weiteren Person wird neben
gefährlicher Verletzung und Nötigung
die Unterstützung der kriminellen Ver-
einigung Landser zur Last gelegt. Der
Generalbundesanwalt trug mit der
Anklageerhebung der Tatsache Rech-
nung, dass Skinhead-Musik als Weg-
bereiter für rechtsextremistisch moti-
vierte Straftaten wirkt. Insbesondere
die aggressive Musik der Band Landser,
die als die führende deutsche Skin-
head-Band gelten kann, hat, wie in
vielen Strafverfahren deutlich wurde,
motivierend auf potenzielle Gewalt-
täter gewirkt.

Ein weiteres Urteil erging gegen
einen rechtsextremistischen Skinhead-
Musikvertreiber aus Leer. Das Landge-
richt Aurich verurteilte ihn am 1. Au-
gust zu einer Haftstrafe von einem Jahr
und sechs Monaten. Die Haftstrafe
wurde auf drei Jahre zur Bewährung
ausgesetzt. Gegen den ehemaligen
Betreiber des seit 1998 aktiven, in Leer
ansässigen Versandhandels „Moin
Moin Records“ hatte die Polizei bereits
im Jahr 2000 aufgrund eines Rechtshil-
feersuchens der Staatsanwaltschaft
Göteborg (Schweden) ermittelt.

Fanzines

Der aus dem Englischen stammende
Begriff Fanzine setzt sich aus den

Worten Fan und Magazine zusammen
und bezeichnet Hefte, die für viele
Subkulturen als Kommunikations-
medien von zentraler Bedeutung sind. 

In der Regel enthalten die Fanzines
der Skinhead-Bewegung Informatio-
nen über Szenebands, neue Tonträger,
Verlaufsberichte von Konzerten und
Partys sowie Interviews mit Szeneange-
hörigen. Daneben transportieren sie in
unterschiedlicher Ausprägung auch
ideologische Botschaften. 

Die Auflagenhöhe der Fanzines hat
in Einzelfällen schon bis zu 15.000
Exemplare pro Ausgabe betragen;
zumeist bewegt sie sich jedoch in einer
Größenordnung von wenigen hundert
Exemplaren pro Ausgabe. Ihr Rückgang
könnte aus der zunehmenden Bedeu-
tung des Internets auch für die Skin-
head-Szene resultieren. Im Jahr wurden
bundesweit 25 rechtsextremistische
Fanzines (Vorjahr: 35) registriert. In
Niedersachsen erscheinen Violence
(Braunschweig), Outlaws (Raum Han-
nover) und Final Destination (Emden).

Internetnutzung

Die Skinhead-Musikszene nutzt ver-
stärkt das Internet. Insbesondere durch
die Sperrung deutschsprachiger Inter-
netseiten bei amerikanischen Providern
entwickelte sich die Anzahl deutsch-
sprachiger Seiten zwischenzeitlich rück-
läufig (von 1.100 auf 900 Seiten30).
Mittlerweile ist jedoch wieder ein An-
stieg zu registrieren. Die meisten der
bekannten Skinbands betreiben eine
eigene Homepage zur Selbstdarstel-
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Internet, also einschließlich der Homepages
von Parteien, Kameradschaften und sonstigen
rechtsextremistischen Organisationen.



lung. Auf vielen Seiten besteht die
Möglichkeit, Liedtexte und Musik-
stücke herunterzuladen. Insbesondere
ausländische Bands und Musiktausch-
börsen bieten über das Internet Lieder
(als MP3-Dateien) und Texte mit straf-
rechtlich relevanten Inhalten an. Nach
dem Niedergang der ehemals bekann-
testen Musiktauschbörse Napster ha-
ben sich inzwischen Nachfolger etab-
liert, die ebenfalls durch die Peer-to-
Peer-Technik31 Internetnutzern einen
direkten Online-Tauschhandel von
Musikdateien ermöglichen. Zunehmen-
de Akzeptanz erfahren in der rechts-
extremistischen Szene die File-Sharing
Services „eDonkey“ und „eMule“.

Die fortschreitende Verbreitung von
PCs mit integriertem CD-Brenner hat
zwar die Herstellung und Verbreitung
selbstgebrannter CDs erleichtert, je-
doch lehnt die Szene dieses Vorgehen
großenteils ab, wie ein Nutzer im
Nationalen Forum der Freien Nationa-
listen Niedersachsen/Weser-Ems
beispielhaft zum Ausdruck brachte:

„Ich sag mal so, wenn mein ‚Nachbar'
die eine CD kauft und ich sie auch
haben will, dann leg ich lieber zu-

sammen, kauf sie einmal oder kauf
mir für das gesparte Geld noch eine,
die mich interessiert. Aber was ich
nicht gut heissen kann ist das bren-
nen von CDs zum eigenen finanziel-
len Vorteil!!!! Das nenn ich dann
wirklich Bereicherung durch die
Bewegung“. (Fehler aus dem Origi-
nal übernommen.)

Die Zurückhaltung der Skinhead-Szene
beim Brennen von CDs schließt jedoch
nicht die Gefahr aus, das Nicht-Szene-
angehörige, die keinen Zugang zu den
Original-CDs haben, auf diese Weise an
rechtsextremistische Skinhead-Musik
herangeführt werden. Allgemein ist
festzustellen, dass der Bekanntheits-
grad einzelner Skin-Musik-CDs weit
über die Skinhead-Szene hinausreicht.

Internetforen gewinnen für den
Zusammenhalt der Skinhead-Szene
einen immer größeren Stellenwert.
Von herausragender Bedeutung ist der
Wiking-Versand. Täglich werden im
Wiking-Forum in der Rubrik „Allge-
mein“ bis zu 20 Themen mit ca. 500
Beiträgen behandelt. Darüber hinaus
erfolgen reine Lesezugriffe, wobei aus
den Zeitangaben der gemachten Ein-
träge hervorgeht, dass die Klientel 24
Stunden aktiv ist. Neben Informationen
zu Terminen und Kontaktadressen wird
in allen größeren Foren die Skin-Musik
umfangreich dargestellt. Auf diese
Weise kann sich der rechtsextremisti-
sche Musik-Fan in den Foren einen
umfassenden Überblick über das ihn
interessierende Musikangebot machen.
Virtuell begegnet er Gleichgesinnten,
kann mit ihnen Meinungen austau-
schen und sich über bevorstehende
Events informieren. Trotz der Verwen-
dung von nicknames wie „hatebrin-
ger88“, „Death2ZOG“ oder „duffbeer“,
die Anonymität bewahren, kennt man
sich untereinander recht gut. Die Mit-
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31 P2P (peer = gleichrangig/gleichgestellt) beruht
auf dem Prinzip der Dezentralisierung von
Informationen. Die Dateien werden nicht auf
zentralen Servern (Rechnern) gespeichert,
sondern liegen nur auf den Computern der
Nutzer. Mittels eines einfach zu bedienenden
Programms kann man sich mit einem Server
verbinden. Diese untereinander verbundenen
Server bilden dann ein Netzwerk, das sich
ständig verändert. Die Server fungieren hierbei
lediglich als Schnittstelle zwischen den
Benutzern. Sie bieten keine Dateien an. Diese
können mittels Stichwortsuche in den
freigegebenen Dateien der an das Netzwerk
angeschlossenen Nutzer durch eine direkte
Verbindung heruntergeladen werden. Eine
Stichwortsuche nach Musik-, Text- oder Video-
dateien kann demnach nur dann zum Erfolg
führen, wenn zufällig zum Suchzeitpunkt ein
Nutzer mit diesen Dateien online ist.



glieder des Wiking-Forums haben
inzwischen zwei Treffen durchgeführt,
zuletzt vom 15. bis 17. November in
Kirchseelte. Im Anschluss an die Veran-
staltung tauschten die ca. 40 Teilneh-
mer im Internet-Forum Erlebnisberichte
aus. Weitere Treffen sind geplant. Dies
zeigt, welche Bedeutung die Foren 
für den Zusammenhalt der Szene spie-
len können. Neben den Diskussions-
foren hat das IRC (Internet Relay Chat,
wörtlich: Internet – Übertragung –
Unterhaltung) Bedeutung erlangt. In
diesem Medium kommunizieren die
Nutzer mittels Texteingabe in verschie-
denen Räumen oder channels in Echt-
zeit über diverse Themen miteinander.
Auch die Nutzer des IRC verwenden
Pseudonyme, die sie jederzeit wechseln
können.

Die Qualität der Auftritte im Internet
macht deutlich, dass, zumindest bei
den Aktivisten der Bewegung von der
Vorstellung des geistig unbeweglichen,
kommunikationsunfähigen Skinheads
Abstand genommen werden muss. Das
Internet, insbesondere seine rechts-
extremistischen Foren, leisten einen
gefährlichen Beitrag zur Verfestigung
der Szene. Auf diese Weise werden die
Intentionen, die mit den repressiven
exekutiven Maßnahmen bei Konzerten
verbundenen sind, unterlaufen. Darü-
ber hinaus wächst die Gefahr, dass
Außenstehende durch die Internetprä-
senz an die rechtsextremistische Szene
herangeführt werden.

Neonazistische
Kameradschaften

Die neonazistischen Vorläuferorganisa-
tionen der heutigen Kameradschaften
knüpften in den achtziger Jahren ideo-
logisch reflektierter an den histori-

schen Nationalsozialismus an als die
meisten ihrer neonazistischen Nach-
folger. Geleitet vom Parteiprogramm
der NSDAP aus dem Jahre 1920 streb-
ten sie die Errichtung eines totalitären
Gesellschaftssystems auf der Basis des
Führer- und Eliteprinzips an. Vorüber-
gehend erlangte auch der von Gregor
Strasser repräsentierte sozialrevolutio-
näre Flügel der NSDAP für das ideolo-
gische Selbstverständnis der Neonazis
Bedeutung. Soweit sie sich tatsächlich
intensiv mit ideologischen Fragen
beschäftigen, sind auch die Angehö-
rigen der heutigen neonazistischen
Kameradschaften dem Elite- und
Führerprinzip verpflichtet. Ihrem ras-
sistischen und antisemitischen Weltbild
gemäß wollen sie das „höherwertige
deutsche Volk“ vor einer „Volksver-
mischung“ mit „minderwertigen Aus-
ländern“ bewahren. Der tagesaktuelle
Kampf gilt der von den Regierenden
angeblich angestrebten multikulturel-
len Gesellschaft.

Das Organisationsmodell der Kame-
radschaften rückte in der ersten Hälfte
der neunziger Jahre in den Mittelpunkt
neonazistischer Strategieüberlegun-
gen. Zum damaligen Zeitpunkt hatten
die als Reaktion auf zahlreiche gewalt-
tätige Übergriffe verfügten Verbote
neonazistischer Vereinigungen zu
erheblicher Verunsicherung innerhalb
der neonazistischen Szene geführt. Die
Neonazis orientierten sich taktisch neu
und entwickelten unter Verzicht auf
verbotsfähige Vereinsstrukturen Ver-
netzungskonzepte, um Exekutivmaß-
nahmen zu unterlaufen. Die Vernet-
zungskonzepte basierten auf örtlichen
Gruppen (Kameradschaften), die aus
etwa 5 bis 20 Personen bestehen und
weder vereinsmäßige Strukturen noch
formale Mitgliedschaften aufweisen.
Nach einem Konzept des führenden
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Hamburger Neonazis Thomas WULFF
sollen Kameradschaften und einzelne
Neonazis in jederzeit mobilisierbaren
„nicht organisierten Einheiten“
zusammenwirken. 

Die aktiven Kameradschaften aus
Niedersachsen, Hamburg, Schleswig-
Holstein, Mecklenburg-Vorpommern,
Bremen, Nordrhein-Westfalen und
Sachsen-Anhalt bezeichnen sich selbst
als „Nationales und Soziales Aktions-
bündnis Norddeutschland“. Ihre Akti-
vitäten koordinieren sie über das
Aktionsbüro Norddeutschland. Dieses
Bündnis ist nach wie vor der in Nord-
deutschland aktivste rechtsextremisti-
sche Personenzusammenschluss. Sein
festes Mobilisierungspotenzial beträgt
mindestens 150 Personen, neben Neo-
nazis auch Skinheads und Mitglieder
von NPD und JN. Bei Kundgebungen
und Demonstrationen treten die Kame-
radschaftsangehörigen zumeist als
geschlossener Block auf, um sich nach
außen als „Freie Nationalisten“, also
parteiungebundene Neonazis, erken-
nen zu geben. 

Auf den Internetseiten der „Freien
Nationalisten“ sind inzwischen mehre-
re Seiten der neonazistischen Szene
miteinander verlinkt, neben dem
Aktionsbüro Norddeutschland bei-
spielsweise das Freie Infotelefon Nord-
deutschland (FIT) und der Arbeitskreis
Mädelschar. Weitere Verknüpfungen
führen zu anderen neonazistischen
Organisationen und Projekten wie
„Nazis in Hamburg“, „Bürgerbewe-
gung für Ausländerstopp“ und zum
Zentralversand, über den das „Zentral-
organ“, das über Termine und Ereig-
nisse berichtende „freie Politmagazin“
der neonazistischen Szene, bezogen
werden kann. 

Eine Rekrutierung von ortsansässigen
Jugendlichen durch die neonazisti-

schen Kameradschaften erfolgt in zwei
Phasen. Neben der Einführung in die
Kameradschaft aufgrund persönlicher
Bekanntschaft dienen nach wie vor
Skinhead-Konzerte der ersten Kontakt-
aufnahme. Auf diese Weise interessier-
te Jugendliche werden dann auf regel-
mäßig durchgeführten Treffen, den so
genannten Kameradschaftsabenden,
mit der „politischen Arbeit“ vertraut
gemacht. Diese Kameradschaftsabende
sind insofern attraktiv gestaltet, dass
sie den Jugendlichen ein Gemein-
schaftserlebnis vermitteln, ohne dass
sie sich in die festen Strukturen eines
Vereins oder einer Partei einbinden las-
sen müssen. Das Einstiegsalter liegt bei
etwa 16 Jahren; in Einzelfällen nehmen
auch noch über 30-jährige Personen an
den Treffen teil. Generell dürfte das
Durchschnittsalter etwa fünf Jahre
höher liegen als in der Skinhead-Szene
(20-25 Jahre gegenüber 15-20 Jahre).
Der überwiegende Teil der Kamerad-
schaftsmitglieder ist männlich. Neben
der Organisation von öffentlichkeits-
wirksamen Demonstrationen und Kon-
zerten und der weltanschaulichen
Schulung befassen sich Neonazis auf
den Kameradschaftsabenden auch mit
der Planung von Aktionen gegen poli-
tische Gegner, wobei die Diskussion
über die Anwendung von Gewalt eine
zunehmende Tendenz zeigt.

In Niedersachsen sind gegenwärtig
ca. 20 (bundesweit rund 160) Kamerad-
schaften aktiv. Damit sind in Nieder-
sachsen die Zahl der Gruppierungen
und die Zahl der Mitglieder im Ver-
gleich zum Vorjahr nicht angestiegen.
Geographisch bilden die Räume Han-
nover, Lüneburg und Südniedersachsen
die regionalen Schwerpunkte der Akti-
vitäten niedersächsischer Kamerad-
schaften, von denen drei Viertel in den
Regierungsbezirken Hannover und
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Lüneburg ansässig sind. Zu einem gro-
ßen Teil stellen die niedersächsischen
Kameradschaften Mischszenen aus
Neonazis und Skinheads dar. Bei eini-
gen dieser Kameradschaften spielen
ideologische Schulung und politisches
Engagement eine nur untergeordnete
Rolle gegenüber dem Interesse an
einem „Gemeinschaftserlebnis“. Nur
wenige Kameradschaften zeichnen sich
durch ein auf Dauer angelegtes, ideo-
logisch geleitetes Engagement aus.
Auch ist die Fluktuation hoch. Neu-
gründungsversuchen auf der einen
Seite stehen Auflösungserscheinungen
bzw. Inaktivität auf der anderen Seite
gegenüber. Die Tatsache, dass sich
unter diesen Umständen die Anzahl
der niedersächsischen Kameradschaf-
ten auf ca. 20 eingependelt hat, ist als
Ausdruck der Etablierung des Organi-
sationsmodells Kameradschaften inner-
halb der rechtsextremistischen Szene
zu werten. Zu den berichtenswerten
Kameradschaften in Niedersachsen
gehören die Kameradschaft Weser-
bergland und die Kameradschaft Nort-
heim, deren Kameradschaftsführer
Thorsten HEISE im Oktober nach Fret-
terode in Thüringen umgezogen ist.
Das Internet wird von niedersächsi-
schen Kameradschaften immer stärker
genutzt. Auf eigenen Seiten betreiben
sie Werbung, berichten über durchge-
führte Aktionen wie Demonstrationen
und Konzerte. Ferner nutzen sie das
Medium, um Bilder von so genannten
„Antifaschisten“, also linken Gegen-
spielern, die bei Demonstrationen
abgelichtet wurden, zu veröffentli-
chen. Einige Kameradschaften verfü-
gen über eigene Mitteilungsblätter, die
in der Aufmachung oftmals den Fanzi-
nes der Skinhead-Szene ähneln, jedoch
meist auch historische und politische
Informationen zum Inhalt haben. Im

Jahr 2002 erschienen zwei solcher
Publikationen, die von der Kamerad-
schaft Weserbergland herausgegebene
Broschüre „Widerstand im Weserland“
und die Schrift „Nationaler Beobachter
– Informationsblatt für die Region Süd-
Niedersachsen“, die bislang keinem
Verantwortlichem zugeordnet werden
konnte.

Demonstrationsschwerpunkte im Jahr
2002 waren für die Freien Nationalis-
ten und andere Neonazis neben den
traditionellen Veranstaltungen zum 
1. Mai und zum Todestag von Rudolf
Heß, der als angeblicher Friedensflie-
ger nach wie vor Märtyrerstatus in der
Szene genießt, erneut Kundgebungen
gegen die so genannte Wehrmachts-
ausstellung, die nach abgeschlossener
Überarbeitung und Neukonzeption seit
Ende 2001 wieder in deutschen Groß-
städten gezeigt wird. An den Demonst-
rationen gegen die Wehrmachtsaus-
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stellung in Bielefeld (2. März), Leipzig
(8. Juni) und München (12. Oktober)
nahmen bis zu 1.000 Rechtsextremis-
ten, darunter auch niedersächsische
Neonazis, teil.

In Niedersachsen führte die neona-
zistische Szene zwei Demonstrationen
durch. Zu einer von der NPD am 
27. April in Barsinghausen angemelde-
ten Demonstration fanden sich statt

der erwarteten 300 lediglich 60 jün-
gere Rechtsextremisten ein, zumeist
Angehörige regionaler freier Kamerad-
schaften und Skinheads. Die NPD rea-
gierte damit auf den Protest eines ört-
lichen Bündnisses gegen einen Infor-
mationsstand der NPD am 9. März. Eine
weitere neonazistische Demonstration
mit 65 Teilnehmern fand am 1. Juni in
Rinteln statt.  
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Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und
deren Angehörige e.V. (HNG)

Sitz: Frankfurt a.M.

Vorsitzende: Ursula MÜLLER, Mainz

Mitglieder 2001 2002
Bund: 550 600
Niedersachsen: 65 65

Publikation: Nachrichten der HNG 
(monatl. 600 Exemplare)

Die 1979 gegründete, seit 1991 von der
in Mainz lebenden Ursula MÜLLER
geleitete „Hilfsorganisation für natio-
nale politische Gefangene und deren
Angehörige e.V.“ (HNG) konzentriert
ihre Aktivitäten auf die Betreuung
inhaftierter Rechtsextremisten. 
Die Mitgliederzahlen der HNG sind in
den letzten Jahren kontinuierlich gestie-
gen. Während 1994 rund 300 Mitglieder
der Organisation angehörten, hat sich
diese Zahl im Jahr 2002 auf 600 verdop-
pelt. Die Steigerung überrascht insofern
nicht, als durch das konsequente Vorge-
hen der Sicherheitsbehörden mehr tat-
verdächtige Rechtsextremisten ermittelt
und auch durch Gerichte verurteilt wor-
den sind. In Niedersachsen ist die Zahl

der Mitglieder im Vergleich zum Vorjahr
konstant geblieben. 

Das Organ „Nachrichten der HNG“ ist
auf die Betreuung und ideologische
Festigung inhaftierter Rechtsextremis-
ten ausgerichtet. Neben Dokumenta-
tionen und Berichten über Prozesse,
Urteile etc. werden auch Leserbriefe
publiziert, die oft Dankesbotschaften
an die HNG enthalten. Der regelmäßig
abgedruckten „Gefangenenliste“ ist
ein Foto von Rudolf Heß vorangestellt,
der für die HNG die Symbolfigur des
„politischen“ Gefangenen darstellt. Die
Verurteilung rechtsextremistischer
Straftäter wird als staatlicher Willkür-
akt dargestellt. In sämtlichen „Nach-
richten der HNG“ ist zu lesen:



„Ein Richter, der für ein bloßes Mei-
nungsdelikt eine langjährige Haft-
strafe verhängt, begeht einen uner-
träglichen Willkürakt und damit
Rechtsbeugung... Rechtsbeugung ist
schweres Unrecht. Wenn Rechtsbeu-
gung aber zu Freiheitsentzug führt,
handelt es sich um schwerstes krimi-
nelles Unrecht!“

Verhöhnend wird hier eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts
zur freien Meinungsäußerung zitiert
und Volksverhetzung damit mit freier
Meinungsäußerung gleichgesetzt. Ein-
sicht in die Strafbarkeit des eigenen
Tuns ist nicht gefragt. 

Im Mittelpunkt der jährlichen Mit-
gliederversammlungen stehen in der
Regel organisatorische Fragen. Die
Hauptversammlung des Jahres 2002
fand am 23. März in Hessisch Lichtenau
statt. Es nahmen rund 300 Personen,
größtenteils Skinheads, teil.

Die materielle und ideelle Unterstüt-
zung inhaftierter Rechtsextremisten

erfolgt weltweit, wobei der materiel-
len Unterstützung, beispielsweise
durch die Übersendung von Briefmar-
ken, eine nur untergeordnete Bedeu-
tung zukommt. Der Schwerpunkt der
Aktivitäten liegt vielmehr in der psy-
chischen und politischen Betreuung 
der Gefangenen. Sie sollen in dem
Bewusstsein bestärkt werden, kein
Unrecht begangen zu haben. Die HNG
möchte auf diese Weise sicherstellen,
dass der betreute Personenkreis wäh-
rend der Haft und auch nach der Haft-
entlassung der rechtsextremistischen
Szene erhalten bleibt. Insofern konter-
kariert das Wirken der HNG die mit
einer Freiheitsstrafe auch bezweckte
Resozialisierung der rechtsextremisti-
schen Straftäter während ihrer Inhaf-
tierung. Aufgabe staatlicher Ausstei-
gerprogramme muss es daher auch
sein, den Einfluss der HNG auf rechts-
extremistische Strafgefangene zurück-
zudrängen.
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Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei/ 
Auslands- und Aufbauorganisation (NSDAP/AO)

Sitz: Lincoln (Nebraska/USA)

Leitung: Gary Rex LAUCK

Publikation: NS-Kampfruf (zweimonatlich)

Die NSDAP/AO ist der größte auslän-
dische Lieferant von Propagandamate-
rial für die deutsche Neonaziszene.
Ideologisch orientiert sich die 1972 von
Gary Rex LAUCK, einem US-Bürger,
gegründete Funktionärsgruppe am
Vorbild der NSDAP. Zu den von der

NSDAP/AO vertriebenen Propaganda-
materialien gehören vor allem Faksi-
mile- und Reprint-Drucke von NS-Lite-
ratur, Flugblätter und Plakate. 

Der rassistische und antisemitische
„NS-Kampfruf“, die zweimonatlich in
verschiedenen Sprachen erscheinende



wichtigste Publikation der NSDAP/AO,
verherrlicht den Nationalsozialismus in
offener Form. 

LAUCK wurde 1996 vom Landgericht
Hamburg wegen Volksverhetzung,
Aufstachelung zum Rassenhass,
Verbreitung von Propagandamitteln
und Verwendung von Kennzeichen ver-
fassungswidriger Organisationen zu
einer vierjährigen Freiheitsstrafe verur-
teilt, die er im vollen Umfang verbüß-
te. Am 19.03.1999 wurde er aus der
Haft entlassen und anschließend in die
USA abgeschoben. Unbeeindruckt von
der Haftstrafe setzte er seine ideologi-
schen und propagandistischen Aktivitä-
ten unverändert fort, dabei hat das
Internet für ihn seither immer stärker
an Bedeutung gewonnen. Seine in 16
Sprachen erscheinende Internetseite
bietet die Möglichkeit, Nazi-Computer-
spiele und Musikstücke (wie z. B. das
„Horst-Wessel-Lied“) kostenfrei
herunterzuladen. 

Ebenfalls per Internet verbreitet LAUCK
eine modifizierte Version des PC-Spiels
„Moorhuhnjagd“ – die abzuschießen-
den Hühner sind durch einen David-
stern gekennzeichnet – und das Com-
puterspiel „Der SA-Mann“. Ein SA-Mann
soll so viele Hakenkreuz-Flugblätter
verteilen wie möglich, wobei ihn flüch-
tende jüdische Ghetto-Bewohner be-
hindern. Im Jahr 2002 ist das Compu-
terspiel „Die Säuberung“ hinzugekom-
men. Ziel des Spiels ist es, mit einem

Ball und einem als Schläger zu benut-
zenden Balken (Rückschlagspiel) auf
sechseckige Symbole („hakennasige
Juden, Neger und Zigeuner“), die mit
einem Davidstern gekennzeichnet sind,
zu schlagen und dadurch Punkte zu
erzielen. Den Symbolen ist ein Hitler-
bild („Adolf Hitler ist der Sieg“) unter-
legt. Die nächste Schwierigkeitsstufe
startet, wenn alle Bilder ausgelöscht
sind.

Diese volksverhetzenden Computer-
spiele, die nach deutschem Recht straf-
bar sind, unterliegen in den USA nicht
der Strafverfolgung. Die Strafverfol-
gung gestaltet sich daher als schwierig,
insbesondere, wenn die Internetseiten
von einem ausländischen Server ins
Netz gestellt werden. Im letzten Jahr
hatte sich LAUCK bereits Internetadres-
sen des Bundesministeriums des Innern
und des Verfassungsschutzes mit den
Domainendungen „net“ und „com“
gesichert. Diese Adressen konnten von
der Bundesregierung zurückgewonnen
werden. 2002 gelang ihm erneut der
Zugriff auf Regierungsadressen, dies-
mal mit dem Länderkürzel „us“ für die
USA32. Wer diese Adressen aufruft,
gelangt automatisch zu einer Propa-
gandaseite der NSDAP/AO, auf der
Nazifahnen und Hakenkreuze sowie
antisemitische Piktogramme
auftauchen. 
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32 Wegen der amerikanische Länderkennung „us“
ist es äußerst schwierig, eine Sperrung zu
erreichen. Bei den sogenannten Top Level
Domains wie „net“ oder „info“ entscheiden
Schiedsstellen der Icann (oberste Internetver-
waltung) über Streitfälle. Bei dem Länder-
anhang „us“ muss vor staatlichen Gerichten in
den USA geklagt werden.



Verbote neonazistischer Vereinigungen

Verbotsverfüg. Vereinigung Verbotsbehörde

26.11.1992 Nationalistische Front (NF) Bundesministerium des Innern

08.12.1992 Deutsche Alternative (DA) Bundesministerium des Innern

18.12.1992 Deutscher Kameradschafts- Niedersächsisches 
bund (DKB) Innenministerium

21.12.1992 Nationale Offensive (NO) Bundesministerium des Innern

07.06.1993 Nationaler Block (NB) Bayerisches Staatsministerium 
des Innern

08.07.1993 Heimattreue Vereinigung Innenministerium des Landes
Deutschlands (HVD) Baden-Württemberg

25.08.1993 Freundeskreis Freiheit für Innenministerium des Landes 
Deutschland (FFD) Nordrhein-Westfalen

10.11.1994 Wiking Jugend e.V. (WJ) Bundesministerium des Innern 
(auf Initiative des Nieder-
sächsischen Innenministeriums)

24.02.1995 Freiheitliche Deutsche Bundesministerium des Innern 
Arbeiterpartei (FAP) (auf Initiative des Nieder-

sächsischen Innenministeriums)

22.02.1995 Nationale Liste (NL) Behörde für Inneres Hamburg

12.05.1995 Direkte Aktion/Mittel- Innenministerium des Landes
deutschland (JF) Brandenburg

22.07.1996 Skinheads Allgäu Bayerisches Staatsministerium 
des Innern

14.08.1997 Kameradschaft Oberhavel Innenministerium des Landes 
Brandenburg

09.02.1998 Heide-Heim e.V. und Niedersächsisches 
Heideheim e.V. Innenministerium

10.08.2000 Hamburger Sturm Behörde für Inneres Hamburg

12.09.2000 Blood & Honour -Division Bundesministerium des Innern
Deutschland mit Jugend-
organisation White Youth

03.04.2001 Skinheads Sächsische Schweiz Sächsisches Staatsministerium
(SSS) mit Skinheads Sächsische des Innern
Schweiz – Aufbauorganisationen 
und Nationaler Widerstand Pirna

07.03.2003 Bündnis nationaler Sozialisten Innenministerium des 
für Lübeck Landes  Schleswig-Holstein
(www.fuer-luebeck.com)
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Die NPD wurde am 28. November 1964
durch den Zusammenschluss einer Reihe
rechtsextremistischer Gruppierungen in
Hannover gegründet. Ziel der Neu-
gründung war die Einigung des zer-
splitterten rechtsextremistischen Lagers
nach dem SRP-Verbot im Jahr 1952.
Inhaltlich und personell wies die NPD
Kontinuitäten sowohl zur SRP als auch
zur NSDAP auf. Erster Vorsitzender der
neugegründeten NPD war Fritz THIELEN
aus Bremen, stellvertretender Vorsit-
zender wurde Adolf von THADDEN aus
Niedersachsen. Die NPD erhielt bei der
Bundestagswahl im September 1965
bereits 2,0 % der Stimmen. Zwischen
1966 und 1969 erzielte sie größere
Wahlerfolge, mit Ergebnissen zwischen
5,8 % und 9,8 % zog sie in sieben von

damals elf Landesparlamenten ein
(Baden-Württemberg, Bayern, Bremen,
Hessen, Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein) und verfehlte
1969 mit 4,3 % der Stimmen nur knapp
den Einzug in den Bundestag.

Wahlergebnisse bei etwa einem Pro-
zent der Stimmen sowie eine negative
Mitgliederentwicklung von 28.000 im
Jahr 1969 auf 8.500 im Jahr 1978 waren
charakteristisch für die NPD in den
siebziger Jahren. Bei der Bundestags-
wahl 1980 erzielte sie mit 0,2 % das
schlechteste Ergebnis seit ihrer Grün-
dung. Diese Wahlniederlage führte zu
einer anhaltenden Krise der Partei, die
einen Mitgliederstand im Jahr 1982
von lediglich 5.900 Personen bundes-
weit nach sich zog. Erst durch die
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Rechtsextremistische Parteien

Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Sitz

Bund: Berlin

Niedersachsen: Lüneburg

Vorsitzende

Bund: Udo VOIGT

Niedersachsen: Ulrich EIGENFELD

Mitglieder 2001 2002

Bund: 6.500 6.100

Niedersachsen: 500 450

Publikationen
Bund: Deutsche Stimme 

(monatliche Auflage: 10.000)

Niedersachsen: Niedersachsen-Spiegel 
(nur eine Ausgabe im Jahr 2002) 



aggressive Thematisierung der Aus-
länderfeindlichkeit zu Lasten vergan-
genheitsbezogener Themenfelder seit
Anfang der neunziger Jahre rückte die
NPD wieder mehr in den Blickpunkt des
öffentlichen Interesses. Parteiinterne
Auseinandersetzungen, insbesondere
um den 1991 zum Bundesvorsitzenden
gewählten Günter DECKERT, der von
1995 bis 2000 eine mehrjährige Frei-
heitsstrafe wegen rechtsextremistisch
motivierter Straftaten verbüßte, brach-
ten die NPD in eine existenzbedrohende
Situation. So sank der Mitgliederstand
nochmals bis auf einen Tiefpunkt von
2.800 im Jahr 1995. Mit der Wahl des
früheren bayerischen NPD-Landesvorsit-
zenden Udo VOIGT zum Bundesvorsit-
zenden 1996 vollzog die Partei einen
Wandel von einer traditionellen rechts-
extremistischen Wahlpartei zu einer Par-
tei, die sich als Spitze einer nationalisti-
schen und sozialen Protestbewegung
versteht. Ursächlich dafür war u. a. die
Einbindung von Neonazis und Skin-
heads, die nach zahlreichen Verboten
neonazistischer Organisationen in den
Jahren 1992 bis 1996 teilweise eine neue
politische Heimat in der NPD fanden.
Die 1969 gegründete Jugendorganisa-
tion der NPD, die Jungen Nationalde-
mokraten (JN), übernehmen dabei die
Rolle des ideologischen Vorreiters und
Bindegliedes zur neonazistischen Szene. 

Organisationsstruktur und politische
Entwicklung der NPD

Die NPD verfügt bundesweit über 
15 Landesverbände mit etwa 200 in
Bezirks- oder Kreisverbände unterteilte
Unterorganisationen. Der Mitglieder-
bestand der Partei ging im Jahr 2002 um
400 auf 6.100 zurück. Mit jeweils etwa
900 Mitgliedern blieben Sachsen und
Bayern die mitgliederstärksten Landes-

verbände, gefolgt von Nordrhein-West-
falen mit rund 800 Mitgliedern.

Als Kritiker der Parteiführung hatte
sich aus Unzufriedenheit mit Program-
matik und Arbeitsweise des Parteivor-
standes bereits im Mai 2000 die inner-
parteiliche Oppositionsgruppe „Revo-
lutionäre Plattform 2000“ (RPF)
gegründet, ein etwa 30 Aktivisten
umfassender Zusammenschluss von
jüngeren, sich selbst als „revolutionäre
Nationalisten“ bezeichnende NPD- und
JN-Funktionäre. Die RPF sollte nach
längeren Konfrontationen und einem
von der NPD-Parteiführung im Dezem-
ber 2000 ursprünglich getroffenen
Unvereinbarkeitsbeschluss schließlich in
Form einer Arbeitsgemeinschaft in die
NPD integriert werden. Wegen andau-
ernder Auseinandersetzungen zwi-
schen der NPD und den RPF-Aktivisten
um den aus Hannover stammenden
Neonazi Steffen HUPKA war die ange-
kündigte Arbeitsgemeinschaft jedoch
nicht realisiert worden. Ideologisches
Leitbild für die von der nationalisti-
schen Weltanschauung geprägte RPF,
die ähnlich wie die neonazistischen
Freien Nationalisten an der NPD den
fehlenden revolutionären Impetus kri-
tisieren, ist ein nationaler Sozialismus.
Die „Grundsätze der RPF“ lassen das
grundlegende ideengeschichtliche
Strukturmerkmal des Rechtsextremis-
mus, den Glauben an eine angeborene
Ungleichheit der Menschen und eine
aus diesem Axiom abgeleitete Ideolo-
gie, deutlich hervortreten:

„Wir anerkennen die genetische und
kulturelle – da naturbedingte –
Vielfalt der Menschen und Völker
und sehen daher in jedem Gleich-
heitsdenken ein unnatürliches
Bestreben. Nicht ‚Jedem das Gleiche',
sondern ‚Jedem das Seine' ist unser
sozialistischer Grundsatz.“
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HUPKA, der bis März 2000 Mitglied des
NPD-Bundesvorstandes und Landesvor-
sitzender in Sachsen-Anhalt war, wurde
Mitte Dezember 2001 vom NPD-Bun-
desvorstand wegen parteischädigen-
den Verhaltens im Zusammenhang mit
seinen RPF-Aktivitäten aus der Partei
ausgeschlossen. Als weitere Maßnahme
zur Disziplinierung innerparteilicher
Oppositionskräfte erneuerte der Partei-
vorstand auf seiner Sitzung vom 4. bis
6. Januar in Pößneck (Thüringen) den
Unvereinbarkeitsbeschluss, nach dem
eine NPD-Mitgliedschaft mit der Zuge-
hörigkeit zur RPF unvereinbar ist.
Daraufhin gab HUPKA mit Schreiben
vom 13. Januar die Auflösung der RPF
bekannt. 

Die erfolgreiche Zurückdrängung der
innerparteilichen Opposition manifes-
tierte sich erneut auf dem Bundespar-
teitag am 16./17. März in Königslutter /
Landkreis Helmstedt, auf dem Udo
VOIGT mit 155 von 203 Stimmen der
Delegierten im Amt des Parteivorsit-
zenden bestätigt wurde, während für
seinen Gegenkandidaten, den früheren
Parteivorsitzenden Günter DECKERT,
lediglich 42 Delegierte votierten. Kriti-
ker VOIGTs wurden nicht wieder in den
Bundesvorstand gewählt, die innerpar-
teilichen Oppositionskräfte um Steffen
HUPKA konnten sich nicht durchsetzen.
Auch die stellvertretenden Vorsitzen-
den Holger APFEL und Jürgen SCHÖN
sowie der Bundesgeschäftsführer Frank
SCHWERDT wurden in ihren Ämtern
bestätigt. Für Hans-Günther EISEN-
ECKER, den bisherigen stellvertreten-
den Vorsitzenden, rückte der nieder-
sächsische Landesvorsitzende und
Generalsekretär der NPD Ulrich EIGEN-
FELD nach. Bei der Wahl der 15 Beisit-
zer im Bundesvorstand setzten sich aus
Niedersachsen der Vorsitzende des
NPD-Unterbezirks Lüneburger Heide/

Elbe, Manfred BÖRM, und der Vorsit-
zende des NPD-Kreisverbandes Helm-
stedt, Friedrich PREUß, durch.

Entwicklung in Niedersachsen

Die Mitgliederzahl der NPD in Nie-
dersachsen ist im Vergleich zum Vor-
jahr (500 Mitglieder) um ca.10 % auf
rund 450 Personen zurückgegangen
und hat damit wieder den Mitglieder-
bestand aus dem Jahr 2000 erreicht.
Gründe für den Mitgliederrückgang
sind einerseits Mitgliederkarteiberei-
nigungen hinsichtlich bereits ausge-
schiedener oder schon längere Zeit mit
Beiträgen in Rückstand geratener Par-
teimitglieder, andererseits der nachlas-
sende Solidarisierungseffekt im Zusam-
menhang mit dem NPD-Verbotsver-
fahren. Dieser hatte noch im Vorjahr
insbesondere bei Neonazis aus Freien
Kameradschaften zu Solidaritätsbe-
kundungen und zu Eintritten in die
NPD geführt. 

Der NPD-Landesverband Niedersach-
sen beschäftigte sich im Berichtszeit-
raum vorrangig mit organisatorischen
Fragen. Ziel der Ende 2001 aus organi-
satorischen Gründen erfolgten Um-
strukturierung des Kreisverbandes
Uelzen/Celle in den größeren Unterbe-
zirk Zentralheide war die Belebung des
NPD-Einflusses in der Lüneburger Hei-
de durch neues, aus den Reihen den
Freien Kameradschaften rekrutiertes
Führungspersonal mit entsprechenden
Kontakten in die Neonazi-Szene. Man-
gelnde Führungsqualitäten der neuen
Funktionäre führten jedoch zum Still-
stand der dortigen Parteiarbeit. Nach
nur neun Monaten erfolgte eine er-
neute Umorganisation, bei der die Mit-
glieder aus dem Landkreis Soltau-Fal-
lingbostel dem Kreisverband Harburg-
Land, der in KV Harburg-Land/Soltau
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umbenannt wurde und die der Land-
kreise Uelzen und Celle dem Unterbe-
zirk Heide/Elbe zugeschlagen wurden.
Auch im Kreisverband Schaumburg
stagnieren die Parteiaktivitäten, nach-
dem sich der Ende 2001 neugewählte,
ebenfalls aus einer Freien Kamerad-
schaft stammende Vorsitzende des
Kreisverbandes Ende April einem dro-
henden Strafverfahren durch Flucht
entzogen hatte und seither mit Haftbe-
fehl gesucht wird. 

Nach der Neuorganisation besteht
der Landesverband Niedersachsen wie-
der – wie auch schon im Vorjahr – aus
vier Unterbezirks- und zehn Kreisver-
bänden, deren rund 450 Mitglieder ein
Durchschnittsalter von etwa 40 Jahren
aufweisen. 

Einen thematischen Schwerpunkt des
Landesparteitages der NPD am 5. Mai
in Mellendorf bildete die niedersäch-
sische Landtagswahl am 2. Februar

2003. Der Landesvorsitzende Ulrich
EIGENFELD, sein Stellvertreter Friedrich
PREUß und der Beisitzer im Landesvor-
stand Manfred BÖRM wurden für die
ersten drei Plätze der Landesliste nomi-
niert. 

Auf größere öffentliche Resonanz
stießen die vom Kreisverband Stadtha-
gen angemeldeten Demonstrationen
am 9. März und 27. April in Barsing-
hausen mit jeweils rund 60 Teilnehmern
und die von der Bundespartei zum 
1. Mai durchgeführte Demonstration in
Göttingen mit etwa 200 Teilnehmern. 

Von den verschiedenen noch Anfang
des Jahres aktiven Internetseiten der
NPD existieren nur noch die des Lan-
desverbandes, des Unterbezirks Göttin-
gen/Südharz sowie des Kreisverbandes
Hannover, die zumeist nur noch mit
einer Verspätung von einigen Wochen
aktualisiert werden. Gründe für diese
rückläufige Entwicklung sind neben
finanziellen Engpässen in den NPD-
Unterverbänden vor allem in der Ab-
wanderung der bisherigen Internetbe-
auftragten zu anderen Organisationen
zu sehen. 

Teilnahme an Wahlen

Die NPD war bei der Bundestagswahl
am 22. September in allen Ländern mit
Landeslisten und bis auf Bayern auch
mit Direktkandidaten angetreten. Sie
erhielt mit 214.872 Zweitstimmen
einen Anteil von 0,4 %. Gegenüber der
Bundestagswahl 1998 konnte sie damit
88.301 Stimmen hinzugewinnen (plus
0,1 %). Da die Partei trotz dieses Stim-
menzuwachses unter der 0,5%-Marke
für Bundestagswahlen blieb, erhielt sie
keine Mittel aus der staatlichen Partei-
enfinanzierung. Mit Ausnahme von
Mecklenburg-Vorpommern (minus 0,2
%) gewann die NPD in allen Ländern
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hinzu. Ihre höchsten Ergebnisse erziel-
te sie in Brandenburg (1,5 %), Sachsen
(1,4 %) und Sachsen-Anhalt (1,0 %).
Ihre geringsten Stimmenanteile erhielt
die NPD in Bayern, Nordrhein-Westfa-
len und Hamburg (jeweils 0,2 %) sowie
in Baden-Württemberg, Niedersachsen
und Schleswig-Holstein (jeweils 0,3 %).
Der Parteivorsitzende Udo VOIGT er-
hielt in seinem Brandenburger Wahl-
kreis Frankfurt (Oder) / Oder-Spree 
2,3 % der Stimmen.

In Niedersachsen war die NPD mit 13
Kandidaten auf ihrer Landesliste und
landesweit mit fünf Direktkandidaten
angetreten. Sie erhielt mit 6.531 Erst-
stimmen 0,1 % und mit 12.900 Zweit-
stimmen 0,3 % aller abgegebenen
Stimmen, was in beiden Fällen eine
Veränderung zum Wahljahr 1998 um
plus 0,1 Prozentpunkte bedeutet.

Bei der gleichzeitig durchgeführten
Landtagswahl in Mecklenburg-Vor-
pommern erhielt die NPD 7.703 Stim-
men (0,8 %). Sie büßte damit gegenü-
ber der Landtagswahl 1998 3.828 Stim-
men ein (minus 0,3 %) und erhält auch
hier keine Mittel aus der staatlichen
Parteienfinanzierung, weil sie weniger
als 1% der Stimmen erhielt.

Anders als bei den REP verbinden
sich mit den nur geringen Wahlergeb-
nissen für die NPD keine existenziellen
Probleme, misst sie doch dem Kampf
um die Entscheidungsgremien (Parla-
mente) im Rahmen ihrer 3-Säulen-Stra-
tegie (Kampf um die Straße, die Köpfe,
die Parlamente) allein schon aufgrund
ihres geringen finanziellen Handlungs-
spielraumes eine nur nachgeordnete
Bedeutung bei. Die NPD wird diese
geringen Wahlergebnissen auch zu-
künftig bei Wahlen nicht wesentlich
überschreiten können und dem
„Kampf um die Straße“ auch weiterhin
Priorität einräumen.

Programmatik

Die NPD strebt eine neue politische
Ordnung an, vorrangiges politisches
Ziel ist die „Neuvereinigung zu einem
Deutschen Reich“, eine bereits in ihrem
Parteiprogramm von 1967 enthaltene
Forderung. Die NPD versteht sich als
Fundamentalopposition zur freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung.
Auf den „Trümmern des liberalkapita-
listischen Systems“ strebt sie eine
„nationale politische Ordnungsform“
an. Dieser grundlegend systemüber-
windende Ansatz der NPD manifestiert
sich in der Rede VOIGTs auf dem Bun-
desparteitag am 16./17. März, auf dem
er die Wiedererlangung der Volks-
souveränität propagierte:

„Die Bundesrepublik wurde auf den
Bajonetten der Alliierten gegründet.
Deutschland wird heute von Kollabo-
rateuren regiert, die den systemati-
schen Ausverkauf deutscher Interessen
vornehmen. ... Unser Ziel ist das Reich
– unser Weg die NPD! Der Kampf um
Deutschland hat begonnen!“
(Deutsche Stimme, Nr. 4/2002)

Die grundlegende Gegnerschaft zum
politischen System der Bundesrepublik
Deutschland wird ebenso deutlich in
dem bereits im Februar 2001 veröffent-
lichten „Staatspolitischen Positions-
papier“ „Klarheit im Denken und Han-
deln beim Thema ‚Neue Ordnung'“ 
des von Jürgen SCHWAB33 geleiteten
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33 Jürgen SCHWAB (Jg. 1967) war der jüngste
Kreisvorsitzende der Republikaner auf Bundes-
ebene. Seinem drohenden Ausschluss kam er
1990 durch Austritt zuvor. Seit März 1999 wird
er im Impressum der Deutschen Stimme
geführt. Sein 1999 veröffentlichtes Buch
„Deutsche Bausteine. Grundlagen nationaler
Politik“ wurde in der Deutschen Stimme (Nr.
2/2000) wegen seines Konzeptes eines „Neuen
Nationalismus“ auf der Grundlage des
völkischen Prinzips gelobt.



Arbeitskreises Volk und Staat beim
NPD-Parteivorstand. Das Positions-
papier, das aus Sicht der NPD den ver-
meintlichen Nachweis führt, „dass die
Bundesrepublik tatsächlich keine
Demokratie ist“, enthält in ihren
systemüberwindenden Staatsvorstel-
lungen einen im Grundsatz revolutio-
nären Ansatz:

„Eine neue politische Ordnung, die
uns Nationaldemokraten vorschwebt,
soll evolutorisch aus der gegenwär-
tigen politischen Ordnung heraus
erreicht werden. Dies ist gemessen
am dogmatischen Selbstverständnis
der Herrschenden des Systems der
BRD ein konsequenter revolutionärer
Anspruch der NPD, da eine neue
politische Ordnung der NPD, nämlich
die Durchsetzung von Volksherr-
schaft und Volkswirtschaft, eine wirk-
liche ordnungspolitische Alternative
zu den gegenwärtig herrschenden
Zuständen darstellen würde.
Evolution und Revolution gehen also
bei der NPD Hand in Hand.“

Charakteristisch für die programma-
tische Ausrichtung der NPD ist die kon-
tinuierliche Herabwürdigung der als
„fremdgesteuert“ diffamierten frei-
heitlichen demokratischen Grundord-
nung, die durch „einseitige Parla-
mentszentrierung deformiert“ sei. Die
„zur Oligarchie neigenden etablierten
Parteien“ seien zur „charakterlosen
politischen Klasse degeneriert, die sich
im Hintergrund dienenden Machtgrup-
pen andienen“. Diese fundamentale
Gegnerschaft der NPD zu Pluralismus
und Parlamentarismus verdeutlicht
Jürgen SCHWAB mit seinen Thesen
über Demokratie und Staatsvolk. Da-
nach gingen „antisozialer Kapitalismus
und demokratiefeindlicher Parlamen-
tarismus“ – als „geistige Wurzel“ des
Systems – von einem „vermeintlichen
‚Pluralismus'“ aus, der „gemeinschafts-
zerstörend auf Volk und Staat wirke.
Ein „Interessenpluralismus“ setze die
Summe der gesellschaftlichen Sonder-
interessen an die Stelle des „Allgemei-
nen Interesses (‚Gemeinwohl') von Volk
und Staat“. Als politischen Gegenent-
wurf propagiert SCHWAB für die NPD
einen zu schaffenden „Volksstaat“:
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„Diese Tendenzen fordern deshalb
zwangsläufig zu einer fundamentalen
Opposition heraus, die eine staats-
aber auch wirtschaftspolitische Alter-
native zu entwickeln hat. Die Funda-
mentalopposition im politischen
System der BRD hat nun die Aufgabe,
die gemeinschaftszerstörenden Kräfte
der Gemeinschaft unterzuordnen.“
(Jürgen SCHWAB, „Klarheit im Den-
ken und Handeln beim Thema „Neue
Ordnung“, in: „Profil – National-
demokratische Schriftenreihe“, Nr. 11,
Februar 2001)

In seinen Thesen über einen „Volks-
staat“ offenbart SCHWAB die grund-
sätzliche Unvereinbarkeit mit der frei-
heitlichen demokratischen Grundord-
nung, indem er die Grundrechte als
„Kern der Schwäche des politischen
Systems der BRD“ kennzeichnet. Diese
sollten seinen Vorstellungen folgend
nicht allein Menschen- und Bürgerrech-
te, sondern vielmehr „Gemeinschafts-
und Volksrechte“ umfassen, womit Indi-
vidualrechte quasi Kollektivrechten un-
tergeordnet würden. In seinem neuen,
2002 im rechtsextremistischen Hohen-
rain Verlag erschienenen Buch „Volks-
staat gegen Weltherrschaft“ skizziert
SCHWAB den zu schaffenden „Volks-
staat“ im Sinne des für die NPD charak-
teristischen Volksgemeinschaftsdenkens:

„Der ‚Volksstaat' ist aber sicher der
unmißverständlichere Begriff, weil mit
ihm jedem klar sein dürfte, daß damit
keine ‚melting-pot Nation' nach west-
lichem Geburtsortverständnis gemeint
ist, sondern die Gemeinschaft der eth-
nisch gleichen Abstammung.“
(Jürgen SCHWAB in: Deutsche
Stimme, Nr. 7/2002)

Eine eindeutig antiparlamentarische
und antipluralistische Ausrichtung er-
fährt die NPD-Programmatik durch den
Reichsgedanken und das Modell eines

quasi monarchischen Herrschers, eines
vom Volk gewählten, aber in der Folge
unumschränkt herrschenden und sich
nicht der Wiederwahl stellenden
Staatsoberhauptes:

„Für den Verfasser gibt es nämlich
kein stichhaltiges Argument dafür,
warum sich das direkt gewählte
Staatsoberhaupt alle vier, sechs oder
wieviel Jahre auch immer der Wie-
derwahl stellen muß, wenn mögli-
cherweise das Volk zu diesem Zeit-
punkt mit seiner Politik zufrieden ist.
... Unter diesen Voraussetzungen
kann das Staatsoberhaupt ... im Stil
eines Monarchen (Alleinherrschers)
das Gemeinwohl von Volk und Staat
in idealer Weise in einer Person re-
präsentieren.“
(Jürgen SCHWAB, Volksstaat gegen
Weltherrschaft, Tübingen 2002, S. 374)

Exkurs: Deutsches Kolleg

In ähnlicher Weise kennzeichnet eine
eindeutig antiparlamentarische Aus-
richtung das von dem bisherigen NPD-
Mitglied Horst MAHLER34 zusammen
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34 Der 1936 in Schlesien geborene MAHLER hat
sich zu einer Kristallisationsfigur für den
deutschen Rechtsextremismusentwickelt, seit er
sich – vom Linksterrorismus her kommend – für
eine „deutsche Nationalbewegung“ einsetzte
und rechtsextremistische Positionen vertrat.
MAHLER war in seiner Jugend Mitglied der FDJ,
nach Abschluss der Schulausbildung studierte
er Jura an der FU Berlin. Wegen seiner Zuge-
hörigkeit zum Sozialistischen Deutschen Stu-
dentenbund (SDS) wurde er aus der SPD aus-
geschlossen. Anfang der 70er Jahre engagierte
sich MAHLER für die terroristische RAF, von der
er sich im Zuge seiner zehnjährigen Haftzeit
distanzierte. Nach seiner Haftentlassung rief
MAHLER wiederholt zu einer nationalen
Sammlungsbewegung jenseits von links und
rechts auf. 1999 begann MAHLER, sich der NPD
anzunähern, der er im August 2000 beitrat.
Direkt nach der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts im NPD-Verbotsverfahren trat
MAHLER aus der NPD aus.



mit den Rechtsextremisten Reinhold
OBERLERCHER und Uwe MEENEN ini-
tiierte Deutsche Kolleg. Auf ihrer
Internetseite propagieren sie ein
„Viertes Reich“. Der Verfassungsent-
wurf sieht ein nach Stämmen und
Ständen gegliedertes Kaiserreich mit
den „Hauptorten“ Berlin, Wien, Zürich
und Rotterdam vor, in dem Parteien
verboten sind. In einer Bittschrift an
die Deutschen Fürstenhäuser mit Auf-
standsplan („Der allgemeine deutsche
Volksaufstand“) wird die Monarchie als
Ordnungsprinzip gefordert:

„Wir bitten die deutschen Fürsten
nachdrücklich darum, auf dem
Gebiet des Deutschen Reiches ... die
Macht zu ergreifen, damit die Macht
wieder von den deutschen Fürsten
als den legitimen Eigentümern
deutscher Souveränitätsrechte aus-
geübt werde und nicht länger von
ihren Usurpatoren zum Schaden des
Deutschen Volkes zu mißbrauchen
ist. Wir Unterzeichner bitten die
deutschen Fürsten dringend, uns von
der Schreckensherrschaft der von den
Siegermächten nach 1918 und 1945
eingesetzten Demokraten und Par-
lamentarier zu befreien und das
Deutsche Reich mit seiner monar-
chisch-aristokratischen Verfassung
wiederherzustellen.“

Die dem Verfassungsentwurf beigefüg-
ten Gesetzesentwürfe enthalten neben
der Ausrichtung an einer „Volksge-
meinschaft“ eine Vielzahl von rassisti-
schen und antisemitischen Bestimmun-
gen wie das Strafergänzungsgesetz“,
das die von den Nationalsozialisten ver-
wendete Kategorie der „Blutschande“
wieder einführt:

„Schwere Blutschande ist Ekzest (Ras-
senschande) und wird mit vier Jahren
Zuchthaus für beide Beteiligte
geahndet. ... Der deutsche Beteiligte

... kann die Zuchthausstrafe für beide
Beteiligten vermeiden, wenn er die
Straftat zur Austrittserklärung aus
der deutschen Abstammungs- und
Volkgemeinschaft erhebt. Er verliert
dann sämtliche Rechte eines Volks-
und Reichsdeutschen. ... 
Schwere Blutschande, die zu einem
Nachkommen geführt hat, ist Rassen-
mischung und gilt immer als Austritt
aus der germanischen Abstammungs-
gemeinschaft und der deutschen
Volksgemeinschaft. ...Juden und ihre
Kulte sind im Deutschen Reich ver-
boten. Dies gilt sowohl für Bluts-
juden, die dem jüdischen Volke ent-
stammen, als auch für Gesinnungs-
juden, die den jüdischen Ideologien
... anhängen“35.

Die radikale antisemitische Ausrichtung
MAHLERs wird darüber hinaus deutlich
in dem seit Oktober 2000 im Internet
verbreiteten Text „Ausrufung des Auf-
standes der Anständigen“, den er im
Namen des Deutschen Kollegs gemein-
sam mit den Rechtsextremisten Rein-
hold OBERLERCHER und Uwe MEENEN
herausgegeben hat. Unter Berufung
auf die dialektische Philosophie Hegels
wird in dem Pamphlet ein Gegensatz
zwischen einem judaistischen und
antijudaistischen Prinzip als Triebfeder
der geschichtlichen Entwicklung be-
hauptet. Der Aufruf enthält eine An-
einanderreihung von antisemitischen
Aussagen. Zu Beginn heißt es: „Das
Deutsche Kolleg fordert das Verbot
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35 Als „jüdische Ideologien“ und damit „falsches
Bewusstsein“ beschreibt OBERLERCHER in sei-
nem „Kultusgesetz“ „monotheistische und
humanistische Kulte“, „Judaismus“ und „Athe-
ismus“. Die Stätten dieser „judaistischen Kulte“
seien zu entweihen, ihre Anhänger „des
Reiches zu verweisen“.
(OBERLERCHER, Der allgemeine deutsche Volks-
aufstand, Juni 2002)



aller vom jüdischen Volksgeist beein-
flussten Vereinigungen und Einrich-
tungen, weil sie Völkermorde unter-
stützen.“ Unter der Überschrift „Der
Judaismus ist eine tödliche Gefahr für
die Völker“ schließt sich eine Vielzahl
antisemitischer Stereotype an: 

„Wir sehen nicht länger darüber
hinweg, dass Jahwe ... seinem aus-
erwählten Volk die Ausmordung,
Zersetzung und Zerstörung anderer
Völker verheißt und gebietet, son-
dern wir organisieren den Wider-
stand der Völker gegen diesen Ver-
nichtungsfeldzug des Judaismus.“ ... 
„Wir haben erkannt, dass der Juda-
ismus die Wiege und Gegenwart des
Rassismus in seiner schrecklichsten
Gestalt, der Ausrottungswut, ist.“ ...
„Wir erkennen in der massiven Über-
fremdung unseres Volkes und der
anderen europäischen Völker die
Strategie zur Auslöschung der Gojim-
Völker. Die auf diesem Wege
entstehende rassisch, völkisch und
kulturell durchmischte Weltbevöl-
kerung ist der jüdischen Weltherr-
schaft wehrunfähig preisgegeben.“ 

MAHLERs Konstruktion eines „jüdi-
schen Volksgeistes“ und die Behaup-
tung einer „jüdisch-amerikanischen
Weltverschwörung gegen das deutsche
Volk“ sind beispielhaft für die in der
NPD-Programmatik enthaltene ideo-
logische Verknüpfung von Antisemitis-
mus und Antiamerikanismus. 

Das 1994 gegründete Deutsche Kol-
leg, seinem Selbstverständnis nach ein
„Denkorgan des deutschen Reiches“
wird als rechtsextremistische Funktio-
närsgruppe maßgeblich dominiert von
MAHLER, OBERLERCHER und MEENEN.
Durch gezielte Schulungen, Program-
me und Theorien für die „nationale
Intelligenz“ soll Einfluss geübt werden
auf andere rechtsextremistische Orga-

nisationen und Personen. Ideologische
Konstanten des Deutschen Kollegs sind
die Agitation gegen das politische
System der Bundesrepublik Deutsch-
land, die Propagierung einer Reichs-
idee sowie indirekte Bekenntnisse zum
Nationalsozialismus, indem Sympathie
für die antisemitische Politik Hitlers
geäußert wird. Die antisemitischen,
rassistischen, antiparlamentarischen
und nationalistischen Aussagen des
Deutschen Kolleg muss sich die NPD
zurechnen lassen, waren doch alle drei
maßgeblichen Vertreter des Deutschen
Kollegs im Berichtszeitraum maßgebli-
che Mitglieder bzw. Funktionäre der
NPD. Darüber hinaus traten sie als
Autoren in Parteiorganen sowie als
Referenten bei Parteiveranstaltungen
der NPD auf.

Volksgemeinschaftsideologie und
Fremdenfeindlichkeit

Bestimmende Größe in der Ideologie
der NPD ist ein völkisch-kollektivisti-
scher Denkansatz, die Überbetonung
des Kollektivs in ihrer antipluralisti-
schen, Individualrechte negierenden
Ideologie der „Volksgemeinschaft“.
Das Volk wird als homogene Einheit,
als eine Unterschiede negierende
völkische Gemeinschaft gesehen, in der
Einzelpersonen unter Aufgabe ihrer
Individualrechte lediglich Funktionen
wahrnehmen. Ideologische Überein-
stimmungen der NPD-Programmatik
auch mit dem Nationalsozialismus
ergeben sich aus dieser Propagierung
eines völkischen Kollektivismus. Cha-
rakteristisch für das ideologische
Grundverständnis der NPD ist die Über-
höhung der zentralen Begriffe wie
„Gemeinschaft“, „Nation“, „Organis-
mus“ und „Volk“. Das Volk als ethnisch
definierte „Abstammungs- und Schick-
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salsgemeinschaft“ wird in seiner Be-
deutung, seinen kulturellen Eigenarten
und ethnischen Besonderheiten über-
steigert. Diese Übersteigerung ist kenn-
zeichnend für politische Begriffe der
NPD wie „Volksganzes“, „Volksgemein-
schaft“, „Volkscharakter“ und „völki-
sches Denken“. 

So stellte die NPD den Gemeinschafts-
gedanken und den Kampf gegen die
„Folgen der Zerstörung der Volksge-
meinschaft“ in den Mittelpunkt des am
15./16. Juni vom Parteivorstand verab-
schiedeten Wahlprogramms. Der kollek-
tivistische Ansatz wird mit fremden-
feindlicher Agitation verknüpft, indem
die durch „gemeinsame Abstammung,
Geschichte, Sprache und Kultur“ defi-
nierte „ethnisch homogene Volksge-
meinschaft“ der „multikulturellen, mul-
tikriminellen Wirklichkeit“ entgegen-
gestellt wird. Gegen den „bewusst
herbeigeführten, fortgesetzten Auslän-
derstrom“ wartet die NPD mit einem
„5-Punkte-Plan zur Rückführung der
Ausländer“ auf, der neben strikter An-
wendung eines „Ausländergesetzes zur
Aufenthaltsbeschränkung“ die Ausglie-
derung von Ausländern aus dem deut-
schen Sozial- und Rentenversicherungs-
system enthält sowie ein Grunderwerbs-
verbot für Ausländer. Grund und Boden
seien Eigentum des deutschen Volkes:

„Die große Anzahl der in Deutsch-
land lebenden Ausländer bedroht die
deutsche Volksgemeinschaft. ... Der
multikulturelle Wahnsinn, der vom
herrschenden Parteienkartell betrie-
ben wird, ist somit als gezielter
Angriff auf die Volksgemeinschaft zu
bewerten. Seine zersetzende und
entmenschlichende Wirkung richtet
sich ebenso gegen die einheimischen
Deutschen wie gegen die zugewan-
derten Ausländer.“

(Bundestagswahlprogramm 2002 der
NPD „Zukunft und Arbeit für ein bes-
seres Deutschland“)

In diesen Positionen offenbart die NPD
ihre völkisch-kollektivistische Ideologie
(„Volksherrschaft setzt Volksgemein-
schaft voraus“, Ziff. 3 des Parteipro-
gramms), der den Individuen nur im
Rahmen der ethnisch homogenen Volks-
gemeinschaft Rechte zugesteht. Aus-
druck dieses völkischen Ansatzes ist zu-
dem die fremdenfeindliche Behauptung
einer „Überfremdung Deutschlands“
durch die „Umwandlung in einen Viel-
völkerstaat“. Diesem Verständnis fol-
gend bezeichnete der niedersächsische
NPD-Funktionär Waldemar MAIER in
einem in der Deutschen Stimme veröf-
fentlichten Beitrag das Zuwanderungs-
gesetz als „Selbstinszenierung gegen
die deutschen Lebensinteressen“, als
„katastrophale Entwicklung der Veraus-
länderung Deutschlands“ und führe in
dem von ihm gezeichneten Schreckens-
szenario die demographische Entwick-
lung des Geburtenrückganges der eth-
nisch Deutschen an:

„Deutschland soll Vielvölkerstaat
werden! ... Und während die Etab-
lierten in dieser Art schwadronieren,
geht das deutsche Volk, oder das,
was davon übriggeblieben ist, weiter
auf den generativen Abgrund zu ...
Die Deutschen werden ausgeboren,
auch ohne weitere Zuwanderung. ...
Eine andere Zuwanderung findet
längst in den Entbindungsstationen
der Kreißsäle statt. ... Mitten in
Deutschland leben Millionen von
raum- und kulturfremden Auslän-
dern in blickdichten Parallelwelten
nach eigenen Regeln von Recht und
Ordnung ...“
(Waldemar MAIER, „Bundesratsposse
um Zuwanderungsgesetz“, Deutsche
Stimme, Nr. 5/2002)
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Das von der NPD in ihrem Programm
postulierte „lebensrichtige Menschen-
bild“, das eine Relativierung der im
Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechte darstellt, soll durch die Negie-
rung des grundgesetzlich garantierten
Gleichheitsgrundsatzes die grundlegen-
de Diskriminierung und Ungleichbehan-
dlung von Ausländern und völkisch-
kollektivistische Positionen legitimieren,
die zur Ausgrenzung missliebiger Min-
derheiten führen:

„Wir sprechen von der natürlichen
Ungleichheit der Menschen und von
der Gleichheit ausschließlich in bezug
auf das Recht. Unsere Forderung
heißt daher nicht ‚Allen das Gleiche',
sondern ‚Jedem das Seine'. ... Die
nationale Erkenntnistheorie beruht
auf der Natur des Menschen und
fordert demzufolge die Einbezie-
hung der Naturgesetze in das politi-
sche Handeln. ... 
Wenn Kinder die Renten der Deut-
schen nicht mehr sichern können,
müssen nach Ansicht der herrschen-
den Liberalkapitalisten eben Auslän-
der den Mißstand des Nettobevölke-
rungswachstums unseres Volkes aus-
gleichen. Da ihrer Ansicht nach ‚alle
Menschen gleich sind', ist es unwich-
tig, ob Schwarzafrikaner, Chinesen
oder Türken nach Deutschland
geholt werden.“
(Positionspapier des NPD-Parteivor-
standes „Strategische Leitlinien zur
politischen Arbeit der NPD“, in: 
„Profil – Nationaldemokratische
Schriftenreihe“, Nr. 12, Februar 2002)

Deutlich wird die nationalistische Aus-
richtung der NPD in der Agitation
gegen die im November 2001 (wieder)
eröffnete Ausstellung „Verbrechen der
Wehrmacht. Dimensionen des Ver-
nichtungskrieges 1941-194436. Die NPD-
Demonstrationen gegen die als „Hetz-

und Lügenausstellung“, als „deutsch-
feindlich und generationsverhetzend“
diffamierte Ausstellung in Bielefeld am
2. Februar unter dem Motto „Unsere
Väter waren keine Verbrecher“ und in
Leipzig am 8. Juni unter dem Motto
„Ruhm und Ehre den deutschen Wehr-
machtssoldaten“ markieren das revisio-
nistische Geschichtsbild der NPD, das
die nationalsozialistische deutsche
Wehrmacht und die Waffen-SS von
Kriegsverbrechen vollständig freizu-
sprechen versucht:

„Es muß endlich Schluß sein mit der
moralischen Kriegsführung gegen
Deutschland! Die deutsche Wehr-
macht und die Einheiten der Waf-
fen-SS gehörten zu den besten und
anständigsten Truppen, die es im
Zweiten Weltkrieg gab! Keine
andere kriegführende Nation kann
dies von ihren Soldaten behaupten!“
(Flugblatt der NPD „Für geschicht-
liche Wahrheit“, 2002)

In einem in der Deutschen Stimme ver-
öffentlichten Beitrag wertet der Ver-
fasser die „Schandausstellung“ als
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36 Die vom Hamburger Institut für Sozialforschung
unter Leitung von Jan Philipp Reemtsma unter
dem Titel „Vernichtungskrieg. Verbrechen der
Wehrmacht 1941 bis 1944“ konzipierte Wehr-
machtsausstellung wurde am 5. März 1995 in
Hamburg eröffnet. Öffentliche Kritik an Pau-
schalisierungen und falscher Zuordnung von
Bildern in der Ausstellung führte im November
1999 zur vorläufigen Schließung. Eine Exper-
tenkommission bescheinigte den Organisato-
ren der Ausstellung im November 2000, dass
ihre Grundaussage „der Sache nach richtig“ sei.
Die Agitation der Rechtsextremisten gegen die
Ausstellung ist geprägt von revisionistischen
und militaristischen Positionen. Ein Hauptmotiv
des rechtsextremistischen Protestes ist neben
der generellen Leugnung der in der Ausstel-
lung dargestellten Verbrechen die Aufrech-
nung mit den Verbrechen der Kriegsgegner
und damit die Relativierung der völkerrechts-
widrigen Aktionen von Teilen der Wehrmacht
als „kriegsbedingte Gewaltakte“. 



„Zwangsneurotisierung des deutschen
Volkes“, als „psychologische Krieg-
führung“. Ziel der Ausstellung sei es,
die „Identitätslinie des deutschen
Volkes vollends zu durchbrechen“:

„Zu der völligen Entwurzelung und
geistigen Verwahrlosung gesellt sich
ein neurotischer Selbsthaß, der sich
in emotionalem, unsachlichem Ge-
wäsch wie ‚Nach Auschwitz können
wir unmöglich ...' oder ‚Wir Deutsche
dürfen doch nicht ...' äußert und ver-
hindert, daß die Deutschen ihre
Interessen vertreten. So ist gewähr-
leistet, daß der Ausrottung der Deut-
schen kein Widerstand entgegen-
gesetzt wird. ...
Die Reemtsma-Show ist somit nicht
nur als Verunglimpfung der Wehr-
macht, sondern insbesondere als ...
Bestandteil eines Vernichtungs-
krieges gegen das Deutsche Volk ...
anzusehen.“
(Deutsche Stimme, Nr. 2/2002) 

Einen weiteren agitatorischen Schwer-
punkt der NPD bildet das Thema Glo-
balisierung. Von einem völkisch-kollek-
tivistischen Standpunkt aus interpre-
tiert die NPD Globalisierungsprozesse
mit antiamerikanischen und antikapi-
talistischen Argumentationsmustern, in
die sich nicht selten auch antisemiti-
sche Positionen mischen. In ihrem
Wahlprogramm 2002 agitiert die NPD
gegen die „neue Weltordnung der
Ostküste“ – ein antisemitisch zu ver-
stehender Begriff, der auf die angeb-
liche Macht jüdischer Bankiers in den
USA hinweisen soll – und fordert in
ethnopluralistischer Diktion „Vielfalt
der Völker bewahren statt Universalis-
mus“. Der als „menschenverachtend“
bezeichneten Globalisierung setzt die
NPD ihr Konzept einer „am Volk und
seinem Lebensraum orientierten
nationalen Volkswirtschaft“ entgegen.

Indem „Überfremdung“ als „Instru-
ment der Globalisierer zur Zerstörung
unseres Volkes, der Vernichtung
sozialer Errungenschaften“ beschrie-
ben wird, liefert das Thema Globalisie-
rung der NPD quasi eine Grundlage für
ihre an der Volksgemeinschaftsideolo-
gie ausgerichtete fremdenfeindliche
Agitation gegen Einwanderungspolitik.

Zusammenarbeit mit Neonazis

Die NPD versteht sich als „Speerspitze
der nationalen Erneuerung“ im Bündnis
mit den „aktiven Kräften des nationalen
Widerstandes“. Zur Durchsetzung ihrer
Zielsetzung der „nationalen Befreiung
Deutschlands“ bedient sich die NPD
einer der Vorstellungen des italieni-
schen marxistischen Revolutionstheore-
tikers Antonio Gramsci, der 1921 Mit-
begründer der italienischen KP war.
Gramsci hatte die Erringung der kultu-
rellen Hegemonie als Vorbedingung für
einen revolutionären Umsturz betrach-
tet. Die NPD strebt eine ideologische
Vorherrschaft im vorpolitischen Raum
an. „Befreite Zonen“ sollen die Keimzel-
len für die langfristige Machtübernah-
me im gesamten Land bilden. Die Schaf-
fung einer nationalistischen Gegen-
kultur soll die Grundlage dafür bilden. 

Ungeachtet des gegen sie laufenden
Verbotsverfahrens, in dem gerade die
Zusammenarbeit mit Neonazis ein be-
lastendes Argument darstellt, hält die
NPD an der Zusammenarbeit mit neona-
zistischen Gruppen und Skinheads fest
und ist nach wie vor bestrebt, Rechts-
extremisten aus den Reihen der Freien
Nationalisten einzubinden. Ihren Aus-
druck fand und findet diese Zusammen-
arbeit insbesondere in den gemeinsam
durchgeführten Demonstrationen.

So unterstützten Neonazis eine vom
NPD-Landesverband Nordrhein-Westfa-
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len am 2. Februar in Bielefeld durchge-
führte Demonstration gegen die Wehr-
machtsausstellung37 unter dem Motto
„Unsere Väter waren keine Verbre-
cher“, an der sich etwa 1.700 Personen
beteiligten. 1.100 Personen kamen zu
einer ähnlichen Veranstaltung in Leip-
zig zusammen.

Bei den von der NPD organisierten
Veranstaltungen zum 1. Mai in Berlin-
Hohenschönhausen, Dresden, Fürth,
Göttingen, Ludwigshafen und Mann-
heim nahmen insgesamt rund 3.000 Per-
sonen, etwa 300 weniger als im Vorjahr,
teil. In einem zentralen Flugblatt „Her-
aus zum 1. Mai“ hatte die NPD mit den
Parolen „Arbeit statt Globalisierung“,
„Die Wirtschaft hat dem Volk zu die-
nen“ und „Leistet Widerstand jetzt! De-
monstriert am 1. Mai!“ dazu
aufgerufen, den „Protest auf die Straße
zu tragen“.

Kennzeichnend für den engen ideo-
logischen Schulterschluss zwischen
NPD, Neonazis und rechtsextremisti-
schen Skinheads war das zweite Presse-
fest des „Deutsche Stimme-Verlags“
der NPD in Königslutter am 3. August.
Unter den etwa 1.500 teilnehmenden
Rechtsextremisten überwogen Skin-
heads und junge Neonazis. Neben
einer Podiumsdiskussion mit dem NPD-
Anwalt Horst MAHLER, dem ehemali-
gen Rechtsterroristen Peter NAUMANN

und dem Neonazi-Funktionär Fried-
helm BUSSE gehörten Auftritte der
rechtsextremistischen Liedermacher
Frank RENNICKE, Jörg HÄHNEL und
Lars HELLMICH sowie der rechtsextre-
mistischen Skinheadbands „Sleipnir“
und „Spreegeschwader“ zum Pro-
gramm. Das Konzept dieser NPD-Ver-
anstaltung war in besonderer Weise
auf die Interessen insbesondere
jugendlicher Rechtsextremisten ausge-
richtet, die in die NPD eingebunden
werden sollten. 

Trotz vielfältiger Zusammenarbeit bei
konkreten Aktionen ist das Verhältnis
beider Lager angespannt. Im Jahr 2002
wurde es insbesondere durch die Akti-
vitäten der beiden führenden Neonazis
aus dem norddeutschen Raum, des aus
der NPD ausgeschlossenen Neonazis
Steffen HUPKA und des Hamburger
Neonazis Christian WORCH belastet.
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37 Der Start der Wehrmachtsausstellung am 1.
März 1997 in München markierte zugleich den
Beginn der Strategie der NPD des „Kampfes um
die Straße“. Damals hatte die NPD im Verein
mit den JN 4.300 Demonstranten, darunter
Skinheads und Neonazis, für eine Demonstra-
tion unter dem Motto „Unsere Großväter
waren keine Verbrecher und wir sind stolz auf
sie!“ mobilisieren können. In der Folgezeit war
die Wehrmachtsausstellung an verschiedenen
Ausstellungsorten von NPD-initiierten Demonst-
rationen, an denen sich immer wieder auch
Neonazis beteiligten, begleitet.



HUPKA bezeichnete die NPD in einem
im Juni per E-Mail versandten Brief als
„feindliche Organisation“. WORCH
meldete in Bielefeld und Leipzig, wo die
NPD Demonstrationen gegen die Wehr-
machtsausstellung durchführte, eigene
Demonstrationen für die Neonaziszene
an – in Leipzig sogar für den gleichen
Tag (8. Juni). Die Aktivitäten HUPKAs
und WORCHs markieren insoweit eine
Trennlinie zwischen Teilen des neonazi-
stischen Spektrums und der NPD. 

Andere Angehörige der Freien Natio-
nalisten halten demgegenüber eine
punktuelle Zusammenarbeit der außer-
halb der anderen rechtextremistischen
Parteien organisierten Neonazis mit
der NPD unter bestimmten ideologi-
schen Voraussetzungen auch weiterhin
für sinnvoll. Allerdings betont das
Aktionsbüro Norddeutschland in einer
im Oktober auf seiner Internetseite
veröffentlichten Stellungnahme die
Bedeutung der „inneren Überzeu-
gungskraft der Teilnehmer“ im Gegen-
satz zur „Aktionsquantität“ („Demo-
kultur statt Demotourismus“). 

Die sich im Berichtszeitraum im neo-
nazistischen Spektrum abzeichnende
Tendenz einer Demonstrationsmüdig-
keit und Mobilisierungsschwäche wird
vor diesem Hintergrund eher zunehmen
und insbesondere auch die Demonstra-
tionsbereitschaft für die NPD und deren
parteispezifische Anliegen beeinträchti-
gen. Künftige Demonstrationen gegen
ein mögliches Verbot der NPD dürften
allerdings aus Gründen der grundsätz-
lichen Bedeutung eines solchen Verbo-
tes für die gesamte rechtsextremistische
Szene davon unberührt bleiben.

NPD-Verbotsverfahren

Im Mittelpunkt der Verbotsanträge von
Bundesregierung, Bundesrat und Bun-

destag stand der systemüberwindende
Ansatz der NPD, ihre erklärte Gegner-
schaft zur freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, ihre Wesens-
verwandtschaft mit dem National-
sozialismus und vor allem ihre aktiv
kämpferische, aggressive Vorgehens-
weise, deren Nachweis Bestandteil der
Voraussetzung für ein mögliches Ver-
bot ist. Der NPD wurde von den An-
tragstellern vorgeworfen, die Organi-
sationsform einer politischen Partei zur
Überwindung der parlamentarischen
Demokratie zu nutzen. Die NPD werbe
unter gewaltbereiten Jugendlichen
Anhänger an und versuche, sozialen
Protest in eine grundsätzliche Feind-
schaft gegenüber Demokratie und
Rechtsstaat umzuprägen. Der NPD wird
in den Anträgen nachgewiesen, dass
sie Gewalt als Mittel zur Durchsetzung
ihrer revolutionären Ziele propagiere.
In der Antragsschrift wird hierbei
insbesondere auf das Zusammenwirken
der NPD mit gewaltbereiten Neonazis
und Skinheads verwiesen. In der Argu-
mentation des Verbotsantrages spielen
die Konzeption der „Befreiten Zonen“
sowie die Priorisierung des „Kampfes
um die Straße“ eine wichtige Rolle. Die
NPD propagiere demnach ihre verfas-
sungsfeindlichen Ziele nicht mehr nur
verbal, sondern setze ihre Ziele gemäß
ihrer Strategie des „Kampfes um die
Straße“ auch aktiv kämpferisch und
aggressiv um. Ein wichtiges Kriterium
in der Verbotsargumentation ist die
dargelegte Wesensverwandtschaft der
NPD mit dem Nationalsozialismus. In
geistiger Nähe zum Nationalsozialis-
mus verbreite die NPD rassistische und
antisemitische Äußerungen sowie ver-
fassungswidrige Vorstellungen von
einer totalitären Staats- und Gesell-
schaftsordnung. Zentrales Moment in
der Agitation sowie in der Sprache der
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NPD sei eine fundamentale Fremden-
feindlichkeit und eine rassistische Pro-
grammatik. Ein grundlegender Antise-
mitismus wird als weiteres Kriterium
angeführt. In den Antragsschriften
wird hervorgehoben, dass eine Ähn-
lichkeit der Denk- und Redeweise
sowie der politischen Konzepte und
Praxis zwischen NPD und dem Natio-
nalsozialismus unverkennbar sei. Be-
legt wird diese Wesensverwandtschaft
in erster Linie mit der Betonung der
Volksgemeinschaft sowie mit dem
Rekurs der NPD auf Führungspersonen
des nationalsozialistischen Herrschafts-
systems. Der Bezug zum Nationalsozia-
lismus werde darüber hinaus deutlich
in dem Gebrauch der Formensprache,
der Begriffe sowie der Kennzeichen
der NSDAP. Die NPD diffamiere im
übrigen Institutionen des Parlamenta-
rismus in derselben Weise, wie die
Nationalsozialisten die Weimarer
Republik verunglimpft hätten.

Im Antrag des Bundesrates wird be-
sonders die enge Einbindung der ge-
waltbereiten Neonazi- und Skinheads-
zene in die NPD und die JN nachgewie-
sen: Diese Gruppen gehören zu den
Anhängern der NPD. Die Öffnung der
NPD für die neonazistisch orientierten
Gruppierungen hat zu einem symbioti-
schen Verhältnis zwischen ihnen und
der NPD geführt. Auf dieser Grundlage
verfolgt die NPD ihre verfassungsfeind-
lichen Zielsetzungen gegen unsere frei-
heitliche demokratische Grundordnung
in besonders kämpferischer, aggressiver
Weise. Das gesamte Vorgehen der NPD
und ihres Anhänger-Umfeldes wird 
– wie der Bundesratsantrag aufzeigt –
von dem Ziel beherrscht, unsere rechts-
staatliche, freiheitliche Demokratie ein-
schließlich der Gewährleistung der
Menschenrechte zu beeinträchtigen
und langfristig zu zerstören. NPD/JN

bieten einen ideologischen Nährboden,
auf dem rechtsextremistische Straf-
und Gewalttaten gedeihen und Frem-
denhass, Antisemitismus sowie men-
schenverachtende Feindschaft gegenü-
ber dem politischen Gegner geschürt
werden.

Die zunächst für Februar angesetzten
Termine zur mündlichen Verhandlung
im NPD-Verbotsverfahren hob das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit
Beschluss vom 22. Januar auf. Zur
Begründung führte der 2. Senat des
Gerichts dazu aus:

„Ein Abteilungsleiter des Bundes-
ministeriums des Innern hat den
Berichterstatter telefonisch darüber
unterrichtet, dass eine der zur münd-
lichen Verhandlung geladenen
Anhörungspersonen eine Aussage-
genehmigung eines Landesamtes für
Verfassungsschutz vorlegen werde.
Dabei handelt es sich um ein langjäh-
riges Mitglied des Bundesvorstandes
und des Vorstandes eines Landesver-
bandes der Antragsgegnerin. Äuße-
rungen dieser Anhörungsperson sind
von den Antragstellern mehrfach als
Beleg für die Verfassungswidrigkeit
der Antragsgegnerin angeführt wor-
den.
Die Termine zur mündlichen Verhand-
lung sind aufzuheben, weil die Mit-
teilung des Bundesministeriums des
Innern prozessuale und materielle
Rechtsfragen – auch hinsichtlich des
Beschlusses vom 1. Oktober 2001 –
aufwirft, die bis zum Verhandlungs-
termin nicht geklärt werden
können.“

Die drei Antragsteller im Verbotsver-
fahren erhielten Gelegenheit, dem
BVerfG bis zum 31. Juli die Namen aller
V-Leute im Bundesvorstand und in den
Landesvorständen von NPD und JN zu
nennen. Die Innenministerkonferenz
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beschloss am 10. Juli jedoch, dem
BVerfG keine Personendaten zu den
Quellen der Verfassungsschutzbehör-
den mitzuteilen. Als Grund für diese
Geheimhaltung wurde die für den Ver-
fassungsschutz grundlegende Bedeu-
tung des Schutzes von V-Leuten für die
Arbeit der Verfassungsschutzbehörden
genannt. In einem gemeinsamen
Schriftsatz vom 26. Juli nahmen die
Antragsteller die Möglichkeit wahr,
sich zu der Problematik von Vertrau-
enspersonen zu äußern. In einer am 
30. August von Rechtsanwalt Horst
MAHLER eingereichten, 398 Seiten
umfassenden Stellungnahme der NPD,
die im Internet auch auf der Internet-
seite des „Deutschen Kollegs“ veröf-
fentlicht wurde, waren keine Fakten
enthalten, die die von der NPD
behaupteten „agent-provocateur“-
Aktivitäten der Quellen des Verfas-
sungsschutzes belegen konnten. Viel-
mehr wurden darin MAHLERs antise-
mitische Verschwörungstheorie und
sein verfassungswidriges Gedankengut
wiederholt, das sich die NPD spätestens
durch diesen Schriftsatz zu Eigen
machte. Gleichzeitig widerlegte er da-
mit seine frühere Behauptung, seine
früher über das „Deutsche Kolleg“ ver-
breiteten Aussagen seien der NPD nicht
zuzurechnen.

Am 8. Oktober wurde die V-Leute-
Thematik in einem vom Bundesverfas-
sungsgericht anberaumten Erörterungs-
termin eingehend erörtert. 

Mit Beschluss vom 18. März 2003 hat
das Bundesverfassungsgericht das NPD-
Verbotsverfahren ohne weitere Ver-
handlung eingestellt.  Im Zweiten Senat
fand sich nicht die nach § 15 Abs. 4
Bundesverfassungsgerichtsgesetz not-
wendige Zwei-Drittel-Mehrheit für die
Fortsetzung des Verfahrens; drei von
sieben Richtern vertraten die Auffas-

sung, dass die Beobachtung einer Par-
tei durch V-Leute auf Vorstandsebene
unmittelbar vor und während eines
Verbotsverfahrens unvereinbar mit den
Anforderungen an ein rechtsstaatliches
Verfahren sei. Ausnahmen könnten nur
gemacht werden, wenn von der Partei
außergewöhnliche Gefahren ausgin-
gen.

Die unterlegene Mehrheit von vier
Richtern, die für eine Fortführung
stimmte, erklärte, das Bundesverfas-
sungsgericht habe eine gerichtliche
Aufklärungspflicht; der bloße Anschein
oder die abstrakte Gefahr einer Ausfor-
schung der NPD durch V-Leute verstoße
nicht gegen den Grundsatz des fairen
Verfahrens und reiche insofern für eine
Verfahrenseinstellung nicht aus. Auch
der Belang des präventiven Verfas-
sungsschutzes sei mit der Einstellung
des Verfahrens nicht angemessen
berücksichtigt worden. 

„Eine staatliche Fremdsteuerung der
Antragsgegnerin ... ist nicht ansatz-
weise erkennbar. Insbesondere er-
geben sich aus der bekannt gewor-
denen Zusammenarbeit staatlicher
Stellen mit Mitgliedern des Bundes-
vorstandes und der Landesvorstände
der Antragsgegnerin keine Anhalts-
punkte dafür, dass das politische
Erscheinungsbild der Antragsgeg-
nerin nicht mehr das Ergebnis eines
offenen gesellschaftlichen Willens-
bildungsprozesses ist. ... Die(se)
Gründe, die außerhalb eines Partei-
verbotsverfahrens eine nachrichten-
dienstliche Beobachtung einer Partei
durch V-Leute im Einzelfall rechtfer-
tigen können, gelten grundsätzlich
auch während eines anhängigen
Parteiverbotsverfahrens. ... Um fest-
stellen zu können, ob öffentliche
Erklärungen und Handlungen der
Partei und ein etwaiges nach außen
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abgegebenes Bekenntnis zur freiheit-
lichen demokratischen Grundord-
nung auch dem wahren Bild der
Partei entsprechen, kann es notwen-
dig sein, Informationen aus dem
Führungskreis der Partei zu erlangen.
Müsste demgegenüber in jedem Fall
bei Beginn des Verbotsverfahrens 
die nachrichtendienstliche Beobach-
tung eingestellt werden, könnte 
im maßgeblichen Zeitpunkt der Ent-
scheidung eine sachgerechte Beur-
teilung nicht mehr möglich sein.“ 

Der Senat stellte weiter fest, der Ein-
stellungsbeschluss sei eine Prozess- und
keine Sachentscheidung. Den Rechts-
ansichten der Minderheit und der
Mehrheit der Richter komme deshalb
keine Bindungswirkung zu. 

Die Mehrheit des Senats hat die Pra-
xis und die Rechtsauffassung der Ver-
fassungsschutzbehörden zur Zuläs-
sigkeit der Führung von V-Leuten
während des Verfahrens und in Füh-
rungsfunktionen bestätigt. Die nach-
richtendienstliche Beobachtung der
Antragsgegnerin begründe weder im
Hinblick auf den Grundsatz der Staats-
freiheit der Parteien noch wegen Fra-
gen der Zurechnung der vorgelegten
Erkenntnismittel noch aufgrund der
Pflicht der Gewährung eines fairen Ver-
fahrens ein Verfahrenshindernis.

Die von der Minderheit des Senats
vertretene Rechtsauffassung, wonach
es auf die tatsächliche Information der
Antragsteller über die Prozessstrategie
der Antragsgegnerin durch V-Leute
nicht ankomme, sondern dass bereits
die bloße Präsenz von V-Leuten in den
Vorständen ausreiche, um die Stellung
der Partei als Antragsgegnerin im Kern
zu schwächen, ist bislang nicht in der
Rechtsprechung zum Ausdruck gekom-
men.

Der Prozessbevollmächtigte der NPD,
Horst MAHLER, trat unmittelbar nach
Verkündung der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts aus der NPD
aus. Zur Begründung erklärte er, er sei
im Jahr 2000 nur deshalb eingetreten,
um seine Solidarität mit der NPD zu
bekunden. Schließlich habe sich der
Verbotsantrag „gegen alle Deutschen
gerichtet, die noch Deutsche sein wol-
len“. Nach Abschluss des Verfahrens sei
sein Austritt nunmehr zwingend; denn
die NPD sei „eine am Parlamentarismus
ausgerichtete Partei, deshalb unzeitge-
mäß und – wie das parlamentarische
System selbst – zum Untergang verur-
teilt“.
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Mit ihren 450 Mitgliedern bilden die
1969 gegründeten Jungen Nationalde-
mokraten (JN) als Jugendorganisation
der NPD die größte und aktivste Orga-
nisation jüngerer Rechtsextremisten in
Deutschland. Gemäß Satzung der NPD
sind die JN „integraler Bestandteil“ der
Mutterpartei, verfügen jedoch über
einen eigenständigen Handlungsspiel-
raum. Der 1999 als Nachfolger des in
den NPD-Bundesvorstand gewechselten
Holger APFEL zum JN-Bundesvorsitzen-
den gewählte Sascha ROßMÜLLER38

sowie weitere JN-Funktionäre gehören
dem NPD-Bundesvorstand an. 

Im Zuge der auf dem Bundeskongress
1996 erfolgten Umwandlung der JN in
eine Kaderorganisation, die sich aus

Mitgliedsanwärtern, Mitgliedern/Akti-
visten, Kaderanwärtern und Kadern
zusammensetzt – mittlere und höhere
Führungsebenen werden nur noch mit
Kaderanwärtern und Kadern besetzt –,
erfuhren die JN eine deutliche neonazis-
tische Ausrichtung. Insbesondere den
von den Partei- und Organisationsver-
boten der 90er Jahre betroffenen Neo-
nazis boten sich die JN auch aufgrund
ihrer Kaderstruktur als aktive Organisa-
tion an und stellten somit ein Auffang-
becken für die Neonazi-Szene dar. So
gehören zur JN-Anhängerschaft und
Führungsschicht inzwischen eine grö-
ßere Anzahl kooperationsbereiter Neo-
nazis, die in das nicht organisierte neo-
nazistische Lager wie die Freien Kame-
radschaften hineinwirken. 

In der Amtszeit von ROßMÜLLER seit
April 1999 ist ein bundesweiter Nieder-
gang der JN hinsichtlich ihrer Bedeu-
tung als Nahtstellenfunktion zwischen
NPD und Neonaziszene festzustellen.
Als Gründe für diese Entwicklung sind
der Wechsel wichtiger JN-Funktionäre
in Ämter der NPD zu nennen. Im Übri-
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Junge Nationaldemokraten (JN)

Sitz

Bund: Riesa (Sachsen)

Niedersachsen: Langwedel/LK Verden

Vorsitzende

Bund: Sascha ROßMÜLLER (bis 11/2002)
Stefan ROCHOW (ab 11/2002)

Niedersachsen: z.Z. unbesetzt

Mitglieder 2001 2002

Bund: 500 450

Niedersachsen: 70 50

38 Der 1972 im niederbayerischen Straubing gebo-
rene ROßMÜLLER, der 1991 Gründungsmitglied
des neonazistischen Nationalen Blocks war,
wurde 1996 in den JN- und NPD-Landesvor-
stand Bayern gewählt. Im April 1999 übernahm
der seit 1997 bereits als Stellvertreter des aus-
scheidenden Bundesvorsitzenden APFEL fun-
gierende ROßMÜLLER die Führung der JN. Seit
März 2000 ist er gewähltes Mitglied im NPD-
Parteivorstand.



gen hat die Betonung des „Kampfs um
die Straße“ durch die NPD ein Aktions-
feld gestärkt, so dass Neonazis und
Skinheads durch den mit dieser Strate-
gie verbundenen „Demotourismus“
eine Mitgliedschaft bei den JN über-
flüssig erscheint. Die JN selbst hielt sich
insbesondere im letzten Jahr mit der
Durchführung eigener Demonstratio-
nen deutlich zurück, was letztlich den
Trend jüngerer Rechtsextremisten zum
Übergehen der NPD-Jugendorganisa-
tion bestärkte.

Der JN-Bundesverband gliedert sich
in Landesverbände, Regionalverbände,
Kreisverbände und Stützpunkte. Gegen-
wärtig existieren zehn unterschiedlich
gut organisierte Landesverbände in
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin/
Brandenburg, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein
(Nordmark) und Thüringen. 

Auf dem JN-Bundeskongress am 16.
November in Kirchheim bei Bad Hers-
feld (Hessen) wurde der Landesvorsit-
zende der JN Hessen und vormalige
stellvertretende Bundesvorsitzende der
Jungen Landsmannschaft Ostpreußen
(JLO), Stefan ROCHOW, als neuer JN-
Bundesvorsitzender gewählt. Der bis-
herige Vorsitzende Sascha ROßMÜLLER
hatte bereits im Vorfeld aus persönli-
chen Gründen auf eine erneute Kandi-
datur verzichtet. ROßMÜLLER führte in
seiner Rede als Gründe für die negative
Entwicklung der JN in den letzten bei-
den Jahren unter anderem seine eige-
ne, aus mehreren politischen Funktio-
nen resultierende Überlastung, Bereini-
gung der Organisation von säumigen
Beitragszahlern sowie den „staatlichen
Verfolgungsdruck“ an. 

Im JN-Landesverband Niedersachsen
spiegelt sich die negative Entwicklung
der Bundesorganisation in besonders

drastischer Weise wieder. Durch Be-
schluss des NPD-Landesvorstandes wur-
de der JN-Landesvorsitzende Florian
CORDES u. a. wegen finanzieller Unre-
gelmäßigkeiten im März aller Ämter
enthoben. Etwa gleichzeitig stieg sein
Stellvertreter Benjamin POLECK mit
dem Projekt EXIT aus der rechtsextre-
mistischen Szene aus. POLECK war als
Leiter des „Amtes für Neue Medien“
zuvor über ein Jahr lang verantwortlich
für die Präsentation der niedersächsi-
schen JN / NPD im Internet. Nach dem
Rücktritt dreier weiterer JN-Vorstands-
mitglieder war nur noch die Schatzmei-
sterin aktiv. Nach der zwangsläufigen
Aufgabe mehrerer JN-Stützpunkte und
dem damit verbundenen Mitglieder-
verlust, steht die JN in Niedersachsen in
der jetzigen Form einer Auflösung
nahe. Lediglich rund 50 von ehemals ca.
100 Mitgliedern, von denen aber offen-
sichtlich niemand zur Übernahme von
Leitungsaufgaben bereit ist, sind der
Jugendorganisation noch erhalten
geblieben. Einige aus Freien Kamerad-
schaften in die JN gewechselte Neonazis
versuchen bisweilen als „Einzelkämp-
fer“ demonstrative Aktionen durchzu-
führen. Von einer aktiven „Organisa-
tion“ in Niedersachsen kann deshalb
gegenwärtig kaum noch gesprochen
werden. Mit dem Landesvorstand und
den Stützpunkten Verden/Diepholz und
Schaumburg/Hannover-Land existieren
noch drei JN-Organisationseinheiten in
Niedersachsen/Bremen. 

Zusammen mit dem NPD-Kreisverband
Schaumburg-Hannover/Land führten die
JN in Niedersachsen mit Unterstützung
aus der rechtsextremistischen Kamerad-
schaft Weserbergland demonstrative
Aktionen am 9. März und am 27. April
durch. Darüber hinaus traten die JN le-
diglich bei zwei Infoständen im Rahmen
des Bundestagswahlkampfes für die
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NPD am 10. August in Sarstedt/LK Hil-
desheim und am 14. September in Gehr-
den/LK Hannover in Erscheinung. 

Die noch im Vorjahr mit viel Optimis-
mus vorgestellten JN-Publikationen „JN-
Intern“ und „Der Rebell“, die nur spora-
disch erschienen waren, wurden mittler-
weile eingestellt. Von den ehemals vier
Internetseiten der niedersächsischen JN
ist jetzt lediglich die Seite des Landes-
verbandes im Internet vertreten, auf der
jedoch nur noch Beiträge aus der Deut-
schen Stimme eingestellt werden. 

Die JN vertreten wie die NPD einen
systemüberwindenden, revolutionären
Ansatz. Ausgehend von einem völkisch-
kollektivistischen Volksgemeinschafts-
denken gelten Liberalismus und Parla-
mentarismus den JN als Feindbild. Die
von den JN propagierte Neuerrichtung
einer „auf den Werten der völkischen
Gemeinschaft beruhenden staatlichen
Ordnung“ spiegelt NPD-Ideologieele-
mente wieder, die im JN-Zusammen-
hang lebensweltbezogener und weni-
ger theoretisch fundiert erscheinen. So
bietet ein Beitrag in der JN-Publikation
Schwarze Fahne im Zusammenhang
mit der Drogenproblematik als Lösung
die Geborgenheit und Sicherheit ver-
mittelnde völkische Gemeinschaft an:

„Die politische Theorie des BRD-
Systems ist der Liberalismus. ... Der
Lösungsvorschlag der JN setzt bei der
Neudefinition der politischen Ord-
nung in Deutschland an. Die Politik
darf nicht länger auf dem gemein-
schaftsfeindlichen Menschenbild des
Liberalismus fußen, sondern muß ein
lebensrichtiges Menschenbild, wel-
ches den Menschen in seiner völki-
schen Gemeinschaft ... ansieht, als
Fundament haben.“
(Schwarze Fahne, Organ der Jungen
Nationaldemokraten in NRW, Nr.
1/2002)

Zentrale Kategorie in der Programmatik
der JN ist das Volk als „Erlebens- und
Solidargemeinschaft“. Im Vordergrund
dieses völkisch definierten Nationalis-
mus steht – wie auch bei der NPD – die
ethnisch homogene Volksgemeinschaft:

„Unser Volk ist eine Kette, deren
Glieder die Vorfahren, die jetzt
lebenden Deutschen sowie die
zukünftigen Deutschen bilden. Wir
haben es dementsprechend mit einer
auf Dauer angelegten Schicksalsge-
meinschaft von Generationen auf der
Grundlage gemeinsamer Abstam-
mung, Überlieferung, Sprache, Ge-
schichte, Wesensart ... zu tun. ...
Reißt diese Übertragung ab, so stirbt
das Volk als Erlebens- und Solidar-
gemeinschaft. Diese Gefahr wird
durch die drohende biologische und
kulturelle Umvolkung heute noch
erheblich verstärkt.“
(„Leitlinien“, Internet-Veröffentli-
chung des JN-Bundesvorstandes,
2002) 

Eine fremdenfeindliche Akzentuierung
enthält das von den JN propagierte
Volksgemeinschaftsdenken in einem im
April verfassten Mitgliederrundschrei-
ben des JN-Bundesvorsitzenden ROß-
MÜLLER, in dem er die Gefahren einer
„fortschreitenden Überfremdung“
Deutschlands für die Volksgemein-
schaft beschreibt:

„Überdies leistet sich unsere zuneh-
mend entsolidarisierte Gesellschaft
noch den Luxus einer identitätszer-
störenden Überfremdung, die durch
die Veränderung des Staatsbürger-
schaftsrechtes kaschiert werden soll.
Anstelle einer längst überfälligen
Debatte über Zuzugsstopp und Rück-
führungsprogramme peitscht die
Regierung im verfassungswidrigen
Procedere ihr Zuwanderungsgesetz
durch den Bundesrat ... .“  
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Die im März 1987 vom Münchener Ver-
leger und Rechtsextremisten Dr. Ger-
hard FREY unter der Bezeichnung
„Deutsche Volksunion – Liste D“ (DVU-
Liste D) als Partei gegründete Organi-
sation ist unverändert die zahlenmäßig
stärkste rechtsextremistische Partei in
Deutschland. Die Partei trat an die
Stelle eines bereits seit 1971 bestehen-
den gleichnamigen Vereins, der von Dr.
FREY als Auffangorganisation für ehe-
malige NPD-Mitglieder konzipiert war
und dessen Aktivitäten sich gegen die
Ostpolitik des damaligen Bundeskanz-
lers Brandt richteten. 1991 entfiel der
Namenszusatz Liste D. Die Partei tritt
seither unter der Bezeichnung Deut-
sche Volksunion in Erscheinung. Seit
Gründung der Organisation ist der
Geschäftsmann Dr. FREY der unange-
fochtene Parteivorsitzende. 

Die DVU39 hat seit 1987 mehrfach
den Einzug in Landesparlamente
geschafft (Bremen, Schleswig-Holstein,

Sachsen-Anhalt, Brandenburg). Voraus-
gegangen waren jeweils materialauf-
wändige Wahlkämpfe mit zielgruppen-
spezifischer Wahlwerbung. Noch ist die
DVU im Landtag von Brandenburg und
in der Bremer Bürgerschaft. 2002 ver-
zichtete die Partei auf eine Teilnahme
sowohl an der Landtagswahl in Sach-
sen-Anhalt, wo sie bei der vorangegan-
genen Landtagswahl mit 12,9 % der
Stimmen ihren bislang größten Wahl-
erfolg verbuchen konnte, als auch an
der Bundestagswahl. Dieser Verzicht ist
Ausdruck einer tiefgehenden innerpar-
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Deutsche Volksunion (DVU)

Sitz

Bund: München

Niedersachsen: Saterland

Vorsitzende

Bund: Dr. Gerhard FREY (München)

Niedersachsen: Richard CARLS (Saterland)

Mitglieder 2001 2002

Bund: 15.500 13.000

Niedersachsen: 1.200 1.000

Publikation: National-Zeitung/Deutsche Wochen-Zeitung (NZ)
(wöchentliche Auflage 45.000 Exemplare)

39 Als überparteiliche nationale Bewegung be-
steht neben der Wahlpartei DVU der Verein
„DVU e.V.“. Dieser hat lediglich in propagan-
distischer Hinsicht eine gewisse Bedeutung.
Nennenswerte Aktivitäten entwickelt der Ver-
ein nicht. Des weiteren bestehen daneben die
eher unbedeutenden Aktionsgemeinschaften
„Aktion Oder-Neiße“ (AKON), „Ehrenbund
Rudel“ (ER) und „Initiative für Ausländerbe-
grenzung“ (I.f.A.).



teilichen Krise, die sich auch in den
rückläufigen Mitgliederzahlen spiegelt.

Organisationsstruktur

Die DVU ist in 16 Landesverbände un-
tergliedert. Auf regionaler Ebene be-
stehen Kreisverbände und sogenannte
„politische Stammtische“, aus denen
sich Kreisverbände bilden sollen. Funk-
tionsträger auf Bundes- und Landes-
ebene haben faktisch keinen autono-
men Entscheidungsspielraum. Auf
diese Weise wird das Wesensmerkmal
der innerparteilichen Demokratie, die
Mitbestimmung bei Personal- und
Sachfragen, konterkariert. Ohne das
finanzielle Engagement des Millionärs
Dr. FREY wäre die Partei handlungs-
unfähig.

Mit seinem finanziellen Engagement
für die DVU verbindet Dr. FREY aber
durchaus auch eigene wirtschaftliche
Interessen, bildet die weitgehend inak-
tive Parteimitgliedschaft doch einen
festen Kundenstamm für die Produkte
seiner Medienunternehmen DSZ –
Druckschriften und Zeitungsverlag

GmbH (DSZ-Verlag) sowie FZ – Freiheit-
licher Buch- und Zeitschriftenverlag
GmbH (FZ-Verlag), dem der Deutsche
Buchdienst als Vertrieb deutsch-natio-
naler und rechtsextremistischer Bücher
und NS-Devotionalien angeschlossen
ist. 

Dr. FREY wurde am 12. Januar auf
dem Bundesparteitag, der einzigen
großen Parteiveranstaltung des Jahres
2002, mit 98,5 % der Stimmen in sei-
nem Amt bestätigt. Die traditionelle
Großkundgebung in Passau, die der
Einschwörung der Mitglieder auf die
DVU und ihren Vorsitzenden galt, wur-
de diesmal nicht durchgeführt.

Der niedersächsische DVU-Landesver-
band wurde 1988 gegründet. Als Un-
tergliederung bestehen Kreisverbände.
Der Landesverband befindet sich un-
verändert in einem schlechten organi-
satorischen Zustand. Die Mitgliederzahl
geht seit Jahren kontinuierlich zurück
und liegt derzeit bei ca. 1.000 Mitglie-
dern. Der im Jahre 2001 im Amt bestä-
tigte DVU-Landesvorsitzende Richard
CARLS konnte den Abwärtstrend nicht
stoppen. In Niedersachsen fanden in
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diesem Jahr keine herausragenden Ver-
anstaltungen der DVU statt.

Im Regierungsbezirk Lüneburg hat
der DVU-Kreisvorsitzende Rainer HELKE
einen „Arbeitskreis für Menschenrech-
te und Politik Lüchow-Dannenberg“ 
ins Leben gerufen, der innerhalb des
rechtsextremistischen Spektrums der
parteiübergreifenden ideologischen
Verständigung dienen soll. Seit Anfang
des Jahres 2002 führt der Arbeitskreis
Schulungsveranstaltungen für Gleich-
gesinnte durch. Referenten waren u. a.
Manfred RÖDER, Udo WALENDY, Gün-
ter DECKERT und Dr. Rolf KOSIEK.

Programmatik und Ideologie

Aufschluss über die Ideologie der DVU
gibt die von Dr. FREY herausgegebene,
in einer Auflagenhöhe von 45.000
Exemplaren erscheinende National-
Zeitung (NZ), die zwar nicht das offi-
zielle Parteiorgan ist, wegen Dr. FREYs
dominanter Position aber als ideolo-
gisch-politisches Steuerungsinstrument
gelten kann. Die NZ arbeitet mit dem
Mittel der Insinuation, das heißt, die
dargelegten rechtsextremistischen
Positionen bewegen sich unterhalb der
Schwelle strafrechtlicher Relevanz,
appellieren aber permanent an die Res-
sentiments der Leser. Neben fremden-
feindlichen stehen antisemitische und
revisionistische Positionen im Mittel-
punkt der Berichterstattung der NZ,
wobei die stereotype Wiederholung
bestimmter Argumentationsmuster
charakteristisch ist. 

In Bezug auf die Einwanderungspoli-
tik suggeriert die DVU, dass eine „Um-
volkung“ des deutschen Volkes bevor-
stehe. In der Berichterstattung der NZ
und in Äußerungen des Vorsitzenden
Dr. FREY finden sich häufig apokalypti-
sche Warnungen vor einer angeblichen

Masseneinwanderung, die unweiger-
lich zu erhöhter Kriminalität und zu
sozialen Notsituationen führe. In
einem gegen das Zentrum für Türkei-
studien in Essen gerichteten Artikel der
NZ (Nr. 16 v. 12.04.2002) zitiert der
Autor unter der Überschrift „Deutsch-
land gehört nicht den Deutschen – Tür-
kische Provokationen gegen unser
Volk“ die Äußerung einer als Orienta-
lin apostrophierten Mitarbeiterin des
Zentrums für Türkeistudien, „endlich
Abschied zu nehmen von der Illusion,
Deutschland gehöre den Deutschen“,
um zu suggerieren, dass türkischstäm-
mige Bürger in Deutschland ungehin-
dert einem türkischen Nationalismus
Geltung verschaffen wollen. 

Einen weiteren Schwerpunkt in der
Berichterstattung der NZ bildet die ver-
schwörungstheoretische Argumenta-
tion, dass ein um die Machtzentren
USA und Israel gruppiertes „Weltjuden-
tum“ nach Weltherrschaft strebe und
aufgrund ihres dominierenden Einflus-
ses in den USA die Welt- und Deutsch-
landpolitik bestimme. Deutschland
werde durch die Erinnerung an den
Holocaust in einem Zustand dauerhaf-
ter Schuld und Sühne gehalten und
gehindert, eine eigenständige Politik
zu betreiben. In der Berichterstattung
der NZ finden sich Verunglimpfungen
von Personen jüdischen Glaubens oder
jüdischer Abstammung in Politik, Wirt-
schaft und Medien, des Jüdischen Welt-
kongress sowie des Staates Israel. 2002
konzentrierte sich die Agitation auf
den Präsidenten des Zentralrats der
Juden in Deutschland, Paul Spiegel,
und dessen Stellvertreter, Michel Fried-
man. Stereotyp werden die deutschen
Juden darüber hinaus aufgefordert,
gegenüber der israelischen Palästina-
Politik kritisch Stellung zu beziehen, so
als wäre dies die Voraussetzung, um
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antisemitische Vorfälle in Deutschland
kritisieren zu dürfen. Die ständige
Identifikation von Paul Spiegel und
Michel Friedman mit Israel bedeutet
die gedankliche Ausbürgerung der bei-
den führenden Repräsentanten der
deutschen Juden. Überhaupt verbirgt
sich hinter der überdimensionierten
Berichterstattung der NZ über den
Israel-Palästina-Konflikt ein kaum ka-
schierter Antisemitismus. Angesichts
von Millionen von den Nationalsoziali-
sten vernichteter Juden stellen Über-
schriften wie „Wer stoppt Scharons
Vernichtungspolitik? – Palästinensern
droht das Schicksal der Indianer“ (NZ,
Nr. 14 vom 29.03.2002), „Israels Ver-
nichtungskrieg – Werden die Palästi-
nenser ausgerottet?“ (NZ, Nr. 17 vom
19.04.2002) eine revisionistische Relati-
vierung der Judenvernichtung durch
den Nationalsozialismus dar.

Seit Beginn seines publizistischen
Engagements ist es Dr. FREYs Anliegen,
die deutsche Nation und die Wehr-
macht von nationalsozialistischen Ver-
brechen frei zu sprechen, nicht etwa
durch eine grundsätzliche Leugnung
des Holocausts, sondern durch z.T.
absurde Vergleiche und Schuldverlage-
rungen. Im Januar beispielsweise gab
die NZ der gesamten christlichen Welt
die Schuld am Holocaust:

„Tatsächlich treten immer mehr
Autoren, jüdische, aber auch nicht-
jüdische, mit der These hervor, der
Holocaust sei „eigentlich“ ein Aus-
wuchs des Christentums“ 
(NZ, Nr. 1-2 vom 04.01.2002)

Zusammenarbeit mit anderen Rechts-
extremisten / Bündnispolitik

Trotz programmatischer Nähe zeichnet
sich weiterhin keine Zusammenarbeit
zwischen DVU und REP ab. Ein Treffen

zwischen den Parteivorsitzenden Dr.
FREY und Dr. SCHLIERER am 25. Juni,
bei dem der REP-Vorsitzende anlässlich
der bevorstehenden Bundestagswahl
um Unterstützung bat, verlief ergeb-
nislos. Die Zusammenarbeit mit Perso-
nen und Organisationen, die einen
nationalrevolutionären Kurs verfolgen,
sowie mit Neonazis und Skinheads
lehnt die DVU kategorisch ab, wie der
Bundesvorstand am 29. April in einer
Entschließung einstimmig zum Aus-
druck brachte. Folgerichtig reagierte
die Parteiführung mit Amtsenthebun-
gen und Ausschlussverfahren gegen
Angehörige von acht DVU-Kreisverbän-
den des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen, die sich an einer von der
NPD organisierten Demonstration
gegen die Wehrmachtsausstellung in
Bielefeld am 2. Februar beteiligt hat-
ten.

Auf internationaler Ebene unterhält
die DVU enge Beziehungen zum fran-
zösischen Front National40 und ihrem
Vorsitzenden Jean-Marie LE PEN. FREY
selbst hielt eine Rede auf dem Kon-
gress des FN vom 16.-17. Februar in
Lyon. Er vereinbarte den Ausbau der
freundschaftlichen Beziehungen. Enge
Kontakte bestehen unter Beteiligung

40 Der nationalistische Front National wurde von
Jean-Marie LE PEN 1972 als Sammlungsbewe-
gung verschiedener rechtsextremer Organisa-
tionen gegründet. In den achtziger Jahren
begann eine Serie von Wahlerfolgen, wobei
der FN seine Wähler insbesondere in den peri-
pheren Gebieten der Städte in sozial unter-
privilegierten Schichten fand. Der bislang be-
deutsamste Erfolg des FN war der von der DVU
bejubelte Einzug LE PENs in die Stichwahl um
das Amt des französischen Staatspräsidenten
im Mai.



Die Partei „Die Republikaner“ wurde
am 27.11.1983 in München von zwei
ehemaligen Bundestagsabgeordneten
der CSU und dem ehemaligen stellver-
tretenden Chefredakteur des Bayeri-
schen Rundfunks Franz SCHÖNHUBER

gegründet. Hatte die Partei zunächst
einen eher nationalkonservativen Cha-
rakter, so öffnete sie sich unter der
Führung von SCHÖNHUBER, der 1985
den Vorsitz übernahm, immer stärker
gegenüber anderen rechtsextremisti-
schen Kreisen. In der zweiten Hälfte
der achtziger Jahre profitierten die REP
in hohem Maße von der Asyl- und Aus-
länderthematik, die im Mittelpunkt des
medialen Interesses stand. Die REP
richteten ihre mit fremdenfeindlichen
Parolen geführten Wahlkämpfe in
monothematischer Weise auf die Asyl-
problematik aus und erreichten 1989

des Herausgebers der NZ in Belgien,
Hubert VERHELST, zum belgischen
Vlaams Blok (VB)41, zum britischen
Revisionisten und Holocaust-Leugner

David IRVING und zum russischen
Nationalisten Wladimir SCHIRINOW-
SKIJ, den Dr. FREY nach dessen Besuch
in Bagdad im Oktober interviewte.
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Die Republikaner (REP)

Sitz

Bund: Berlin

Niedersachsen: Hannover

Vorsitzende

Bund: Dr. Rolf SCHLIERER

Niedersachsen: Peter LAUER

Mitglieder 2001 2002

Bund: 11.500 9.000

Niedersachsen: 600 ca. 550

Publikationen

Bund: Der Republikaner 
(monatliche oder zweimonatliche Auflage 
10.000 Exemplare)

41 Der Vlaams Blok wurde 1978 von zwei ehema-
ligen Mitgliedern der Flämischen Volksunion
gegründet. Ähnlich wie der FN instrumentali-
siert der VB die Einwanderungsfrage für seine
politischen Zwecke. Die fremdenfeindlichen
Parolen wenden sich in erster Linie an sozial
benachteiligte, bildungsferne Bevölkerungs-
schichten. Eine Hochburg des VB ist Antwer-
pen.



aufsehenerregende Wahlerfolge: 7,5 %
bei der Berliner Abgeordnetenhaus-
wahl und 7,1 % bei der Wahl zum
Europäischen Parlament. Anfang der
neunziger Jahr verzeichnete die Partei
mit 25.000 Mitgliedern ihren höchsten
Mitgliederstand. Seit 1993 hat die Zahl
kontinuierlich auf jetzt nur noch 9.000
Mitglieder abgenommen.

Die von SCHÖNHUBER propagierte
Öffnung gegenüber anderen rechtsex-
tremistischen Organisation war partei-
intern umstritten. Ein auf Initiative von
SCHÖNHUBERs Kritikern auf dem Par-
teitag in Ruhsdorf im Jahre 1990 verab-
schiedeter, bis heute gültiger Beschluss
bestimmt, dass niemand eine Funktion
bei den Republikanern übernehmen
darf, der in einer „extremistischen“
oder „verfassungsfeindlichen“ Orga-
nisation eine Rolle gespielt hat. Als
SCHÖNHUBER sich in der Folgezeit wie-
derum für ein Zusammenwirken mit
rechtsextremistischen Organisationen
aussprach, führte dies 1994 zu seiner
Ablösung an der Parteispitze durch den
damaligen baden-württembergischen
Landesvorsitzenden Dr. Rolf SCHLIERER.
Der nach wie vor amtierende Bundes-
vorsitzende versucht seither, den REP
ein akzeptableres Image zu verschaf-
fen. 

Der Bedeutungsverlust setzte sich im
Jahr 2002 nicht nur bei den Mitglieder-
zahlen, sondern auch bei den Wahler-
gebnissen fort. Bei der Bundestagswahl
erreichten die REP einen Stimmenanteil
von lediglich 0,6 %, was jedoch aus-
reichte, um Wahlkampfkostenerstat-
tung zu beanspruchen. Entfielen in der
Hochburg Baden-Württemberg immer-
hin noch 1,1 % der Stimmen auf die
REP, so waren es in Niedersachsen nur
0,3 %. Wesentlich zum Niedergang 
der Partei dürfte beigetragen haben,
dass die Asylproblematik auf der politi-

schen Agenda in den Hintergrund ge-
rückt ist.

Organisation und Aktivitäten

Die REP verfügen über Landesverbände
in allen Bundesländern, wobei der
Organisationsschwerpunkt in den süd-
lichen Bundesländern liegt. Die östli-
chen und nördlichen Landesverbände
sind mitglieder- und strukturschwach.
Die desolate Situation der östlichen
Landesverbände offenbarte sich im
Vorfeld der Bundestagswahl, als es den
Landesverbänden Sachsen-Anhalt und
Brandenburg nicht gelang, genügend
Unterstützerunterschriften für eine
Wahlteilnahme zu sammeln. Auch der
finanzielle Handlungsspielraum der
Partei ist, nicht zuletzt wegen des per-
manenten Mitgliederverlustes eng
begrenzt. Aus Kostengründen bei-
spielsweise wurde die Bundesgeschäfts-
stelle in Berlin aufgelöst und auch der
Bundestagswahlkampf konnte mit
Rücksicht auf die Finanzen nur in redu-
zierter Form geführt werden. Anstelle
von 372 Kandidaten bei der letzten
Bundestagswahl verzeichneten die Lan-
deslisten der REP diesmal insgesamt
nur 150 Personen.

Auf dem Bundesparteitag der REP
wurde Dr. SCHLIERER mit 187 gegen 
61 Stimmen in seinem Amt als Bundes-
vorsitzender bestätigt. Als Stellvertre-
ter fungieren Björn CLEMENS und
Uschi WINKELSETT aus Nordrhein West-
falen sowie Haymo HOCH (Hessen) und
Johann GÄRTNER (BAYERN).

Der von dem Lehrer Peter LAUER,
einem Anhänger der politischen Linie
SCHLIERERs, geführte, in vier Bezirks-
verbände und zahlreiche Kreisverbän-
de untergliederte niedersächsische
Landesverband ist von der Organisa-
tionskrise nicht ausgenommen. Die
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Entwicklung des Jahres 2002 war von
persönlichen Zerwürfnissen und Partei-
austritten bei weiter angespannten
finanziellen Verhältnissen geprägt. Mit
den verbliebenen, zudem noch schwer
motivierbaren 550 Mitgliedern lässt
sich ein flächendeckender Wahlkampf
nur schwer führen. Aus diesem Dilem-
ma versuchten sich die niedersächsi-
schen REP durch die Initiierung von
Volksbegehren zu befreien. Im März
machte der niedersächsische Landes-
verband mit der Gründung einer „Ini-
tiative Volksbegehren“ zur Verhinde-
rung des geplanten Zuwanderungsge-
setzes auf populistische Art und Weise
auf sich aufmerksam. Das Volksbegeh-
ren scheiterte jedoch, weil die REP die
erforderlichen 25.000 Unterstützer-

unterschriften im vorgeschriebenen
Zeitraum von sechs Monaten nicht zu
sammeln vermochten. Ein weiteres
Volksbegehren, diesmal zur Sicherstel-
lung der Unterrichtsversorgung, bean-
tragte LAUER zum Auftakt des Land-
tagswahlkampfes. 

Programmatik

Die zentralen programmatischen Aus-
sagen der REP beschäftigen sich wei-
terhin mit dem Thema Einwanderung
und den daraus resultierenden, von
den REP zumeist fremdenfeindlich ver-
zerrt dargestellten Folgen. Mit dem
Begriff „Schicksalsgemeinschaft“42 ver-
binden die REP den Ausschluss von
Menschen, die der deutschen Nation
im Sinne einer Schicksalsgemeinschaft
nicht angehören. In ihrem neuen
Parteiprogramm legen die REP diesen
Zusammenhang dar. Während dem-
zufolge „zu den wichtigsten Aufgaben
der Politik ... die Fürsorge für diejeni-
gen Deutschen, die wegen ihrer Volks-
zugehörigkeit ihre Heimat verloren
haben oder als Minderheit unterdrückt
werden, (gehört)“, müssten anderer-
seits „alle Möglichkeiten wahrgenom-
men werden, um die Zuwanderung
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42 Der von den REP immer wieder verwendete
Begriff Schicksalsgemeinschaft ist durch die NS-
Zeit historisch belastet. In einem Schulbuch aus
dem Jahr 1943 z. B. wird ausgeführt: „Durch
das in der Geschichte gemeinsam getragene
Schicksal wurde die völkische Blutsgemein-
schaft zur Schicksalsgemeinschaft, und die
gemeinsame Rassensubstanz hat sich in der
gemeinsamen Sprache das Mittel der Verstän-
digung von Mensch zu Mensch geschaffen.
Volksgemeinschaft ist demnach Blutsgemein-
schaft, Schicksalsgemeinschaft und Sprach-
gemeinschaft.“ (Aus: Biologie der höheren
Schule, Bd. 3, 1943, S. 123; zitiert nach: Claudia
Schmitz-Berning: Vokabular des Nationalsozia-
lismus. Berlin und New York 2000; S. 124).



von Ausländern zu begrenzen und
bestimmte Ausländergruppen in ihre
Heimat zurückzuführen“, denn „man
kann aus der Heimat vertrieben
werden, ohne den Ort zu wechseln:
Durch kulturelle Überfremdung und
Masseneinwanderung von
Ausländern“. Als „wichtigste
Forderung“ propagieren die REP des-
halb in ihrem Parteiprogramm:

„Bewahrung der deutschen Heimat,
keine multikulturelle Gesellschaft,
kein Vielvölkerstaat!“

Deutlicher in der Diktion sind die
Wahlkampfaussagen der niedersächsi-
schen REP zu diesem Thema. Sie stellen
soziale Krisenerscheinungen in einen
monokausalen Zusammenhang mit der
Einwanderung von Ausländern und
schüren auf diese Weise fremdenfeind-
liche Ressentiments, wie folgende Pas-
sage aus Presseerklärungen der nieder-
sächsischen REP veranschaulicht:

„Hinzu kommt, daß in Deutschland
das Qualitätsmerkmal deutsches
Handwerk mehr und mehr zerstört
wird. Die auf den Markt drängenden
Ausländer unterliegen nämlich bei
weitem nicht den strengen Qualitäts-
ansprüchen, die an deutsche Firmen
gestellt wird.“
(Presseerklärung „Die Zeitbombe
tickt“, eingestellt ins Internet am
01.11.2002)

Auch die an alle Haushalte verteilte
Wahlkampfzeitung stellte das Thema
Einwanderung in einer auf fremden-
feindliche Ressentiments zielenden
Diktion in den Mittelpunkt der Wahl-
propaganda. Die REP empfahlen sich
unter der Überschrift „Wir geben
Ihnen 12 gute Gründe, diesmal die
Republikaner zu wählen“ mit folgen-
den Argumenten als „Alternative zum
Einerlei aus Altparteien und Altkom-
munisten im Bundestag“:

„ ... weil die Gauner, Abzocker und
Radikalinskis aus aller Herren Länder
sich hier so wohl fühlen wir nirgends
sonst auf der Welt; ...
... weil die Schüler an vielen Schulen
eher türkische Flüche, Gewalt und
Drogen mitbekommen, anstatt lesen,
schreiben und rechnen zu lernen“.

In ihrer Geballtheit und stereotypen
Wiederholung zielen die dargelegten
Ausführungen zum Thema Einwande-
rung auf die Stimulierung fremden-
feindlicher Ressentiments. Soziale Pro-
bleme werden in monokausaler Form
auf die Anwesenheit von Ausländern in
Deutschland zurückgeführt, die auf
diese Weise in die Rolle von Sünden-
böcken geraten. Häufig fehlt in den
Darstellungen eine Grenzziehung zwi-
schen islamistischen Extremisten und
Islam. Es werden Zusammenhänge
suggeriert, die den Blick auf die tat-
sächlichen Problemlagen verstellen:

„Die hier praktizierte Toleranz
gegenüber dem Islam muss dieser –
als expansive Religion – ja quasi als
Aufforderung zur Missionierung
betrachten. Und so wird fleißig an
der Missionierung und damit gleich-
zeitigen Zerstörung christlich abend-
ländischer Werte und des deutschen
Rechtsverständnisses gearbeitet.
Möglich allerdings wird dieser Irrsinn
nur durch Politiker und Religions-
führer, denen nicht einmal mehr ihre
eigene Identität heilig ist – frei nach
dem Motto: Nur die dümmsten
Kälber wählen sich ihre Schlachter
selber!“
(Presseerklärung „Islam-Unterricht in
Niedersachsen“, eingestellt ins
Internet am 16.11.2002)

Einzelne Positionen der REP sind für
sich betrachtet nicht extremistisch, in
ihrer Gesamtschau lassen sie allerdings
Anhaltspunkte für extremistische Ziel-
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setzungen erkennen. Damit im Zusam-
menhang steht auch, dass Teile der REP
nach wie vor bereit zur Zusammen-
arbeit mit anderen rechtsextremisti-
schen Organisationen sind. So initiier-
ten ehemalige und amtierende Funk-
tionsträger der REP-Landesverbände
Baden-Württemberg und Bayern im
Vorfeld des Bundesparteitages am 
1. Mai in Augsburg ein überregionales
Strategietreffen, an dem auch Vertre-
ter der DVU, der NPD und der Deut-
schen Partei teilnahmen. Auf dem Pro-
grammparteitag am 11./12. Mai in
Künzell konnten sich diese Opposi-
tionskräfte mit ihren Forderungen
allerdings nicht gegen den Vorsitzen-
den Dr. SCHLIERER durchsetzen. Ein
weiteres Treffen führten die Opposi-
tionskräfte am 6. Juli in Rodgau unter
dem Motto „Aufstand der Anständigen
aus allen patriotischen Kreisen“ durch.
Die dort zum Ausdruck gekommene
Forderung nach einem Bündnis aller
„rechten“ Parteien wird auch vom
Landesvorsitzenden der REP Rheinland-
Pfalz geteilt, der im Internetforum 
des REP-Landesverbandes Sachsen fol-
gende Auffassungen verbreitete:

„Die anstehende Europawahl im
nächsten Jahr ist die Chance für die
demokratische Rechte in Deutsch-
land, aber nur, wenn Die Republi-
kaner mit anderen demokratischen
Rechtsparteien, unterstützt durch
andere nationale Verlage, Vereine,
Zeitschriften und parteilose Persön-
lichkeiten eine gemeinsame Kandi-
datenliste und Wahlplattform bilden.
Dies sollte nicht unter der REP-Fahne
geschehen. Ein Gegeneinander bei
der Eurowahl, insbesondere von REP
und DVU, würde von den Aktiven
und von der überwältigenden Mehr-
heit der REP-Basis nicht mehr mit-
getragen. Die Parteien von REP, DSU,

DP, FDVP und DVU haben europa-
politisch viele Gemeinsamkeiten und
würden zu einer enormen Mobili-
sierung aller Patrioten führen. Die
Zeit ist reif!!!“
(Internetausdruck vom 20.01.2003)

Der Bundesvorsitzende Dr. SCHLIERER
selbst lehnt eine Zusammenarbeit mit
der NPD und mit Neonazis ab, strebt
auf europäischer Ebene aber ein Zu-
sammenwirken mit der ebenfalls frem-
denfeindliche Ressentiments schüren-
den Partei Vlaams Blok aus Belgien an.
Sollten Wahlerfolge weiter ausbleiben,
wird der innerparteiliche Legitima-
tionsdruck auf Dr. SCHLIERER zuneh-
men. Er hat auf dem Bundesparteitag
bereits Konsequenzen aus dem für die
Partei enttäuschenden Ergebnis bei der
Bundestagswahl gezogen, indem er
das Ziel, die Partei zu einer Programm-
partei zu formen, als gescheitert be-
wertete, und ankündigte, die REP wür-
den sich in Zukunft als Protestpartei
verstehen, deren Profil in dieser Hin-
sicht noch geschärft werden müsse.  
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Die, aus dem „Förderverein Vereinigte
Rechte“ hervorgegangene, 1991 in
Villingen-Schwenningen gegründete
Partei gab ihren Parteienstatus auf
ihrem Bundesparteitag 1996 in Pfofeld/
Bayern bereits wieder auf, als sich ab-
zeichnete, dass sie ihr Ziel, eine „Partei
der Nationalen Sammlung“ für eine
vereinigte Rechte zu werden, nicht
würde realisieren können. Mit der
Umwandlung der Partei in einen Ver-
ein sollte es den Mitgliedern ermög-
licht werden, sich anderen rechtsextre-
mistischen Parteien anzuschließen, um
so die Einheit der „Rechten“ voranzu-
treiben. Auf der Bundesmitgliederver-
sammlung im Oktober 2001 wurde in
einer Satzungsänderung beschlossen,
die Landesverbandsstrukturen aufzu-
heben. Bestehende Kreis- und Ortsver-
bände sind davon nicht betroffen. 

Wichtigste Veranstaltung der frem-
denfeindlichen und revisionistischen
Organisation war im Jahr 2002 eine
Vortragsveranstaltung am 12. Oktober
in Frankfurt. Zu der Veranstaltung, die
das Zusammenwirken rechtsextremisti-
scher Parteien auf nationaler und euro-
päischer Ebene thematisierte, hatten
der DLVH-Vorsitzende Jürgen SCHÜT-

ZINGER, Dr. Rolf KOSIEK von der rechts-
extremistischen Kulturvereinigung
Gesellschaft für Freie Publizität (GFP)
und Peter DEHOUST, Nation & Europa-
Freunde e.V. eingeladen.

In Niedersachsen spielt die DLVH
selbst keine Rolle. Allerdings agiert in
Hannover ein Abzweig der DLVH, der
als Arbeitsgemeinschaft Ostpreußen
oder auch als Arbeitsgemeinschaft
„Der Preuße“ in Erscheinung tritt. Als
Initiator der Arbeitsgemeinschaft „Der
Preuße“ lädt Heinrich MOCK regelmä-
ßig zu Vortragsveranstaltungen ein.
Die von ihm geführte Organisation
propagiert geschichts- und gebietsrevi-
sionistische Vorstellungen. Sie beschäf-
tigt sich mit Themen wie „Deutschland
braucht moralische Erneuerung! – Ver-
zicht ist Verrat“, „Deutsche Politik im
Jahr 2002 – Von der Ideologie zur Idio-
tie“ oder „Die ethnische Säuberung an
den Deutschen“. Bekannte Rechtsex-
tremisten – wie im Januar Wolfgang
JUCHEM – erhalten auf diese Weise
eine Möglichkeit, ihr revisionistisches
Gedankengut zu verbreiten. Allerdings
erreichen sie in der Regel nur einen
kleinen Teilnehmerkreis.
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Rechtsextremistische 
Neue Rechte

Der Begriff Neue Rechte steht für eine
ideologische Strömung im Rahmen
rechtsextremistischer Publikations-
foren, für eine akademisch-intellek-
tuelle, „modernisierte“ Ausprägung
antidemokratischen Denkens, der oft
auch als „Intellektualisierung“ des
Rechtsextremismus bezeichnet wird.
Auf publizistischem Wege versuchen
Vertreter der Neuen Rechten, rechts-
extremistische Ideologieelemente in
den demokratischen Diskurs hereinzu-
tragen, um langfristig auf Diskurs-
hoheit, auf eine kulturelle Hegemonie
hinzuwirken.

Leitbild der Neuen Rechten in
Deutschland war die französische Nou-
velle Droite um den Publizisten Alain
de BENOIST43. 

Der von Vertretern der Neuen Rech-
ten verfochtene Ansatz ist – in Gegner-
schaft zu einem durch Aufklärung,
Liberalismus und Marxismus hervorge-
brachten „Egalitarismus“ – strikt anti-
individualistisch und antiegalitär. Inso-
weit orientiert sich die Neue Rechte an
den europäischen Werten von vor 1789
und postuliert ein Zurück hinter die
Errungenschaften der Französischen
und Amerikanischen Revolution, hinter
die Etablierung der Menschen- und
Bürgerrechte. Nation, Volk und Ethnie
sind übergeordnete, auf Dauer ange-
legte, naturhaft gewachsene Größen;
der einzelne Mensch verliert sich als
Nichts im immerwährenden Strom der

Geschichte. Mythen ersetzen natur-
rechtliche Begründungen menschlichen
Zusammenlebens. 

Die Ablehnung des demokratischen
Verfassungsstaates wird getragen von
den ideologischen Grundmustern Anti-
liberalismus (Forderung nach einem
autoritär geführten Staat mit elitären
Strukturen), Antiparlamentarismus,
völkischer Nationalismus, völkischer
Kollektivismus (an der Ideologie der
Volksgemeinschaft ausgerichtete Kol-
lektivorientierung), Ideologie der
Ungleichheit, Homogenitätsstreben
sowie Freund-Feind-Politikverständnis
(Forderung von Homogenität im innen-
sowie Kampfbereitschaft im außenpoli-
tischen Bereich).

Deutlich wird der antiindividualisti-
sche Ansatz im Leitfaden des von Pierre
KREBS nach dem Vorbild der französi-
schen G.R.E.C.E. um BENOIST gegrün-
deten rechtsextremistischen Thule-
Seminars:

„Während das System im allgemei-
nen ... eifrig die Durchsetzung einer
multirassischen, das heißt monopri-
mitiven Gesellschaft ethnosuizider
Völker in Europa voranpeitscht, pro-
pagiert die Systempresse dieses Ziel
mit Hilfe skrupelloser Verdrehung
und verbrecherischer Verschleierung
der eindeutigen ethnokulturellen
Tatsachen. In dieser gefährlichen Zeit
ist das ‚Thule-Seminar' die einzige
Bewegung, die kompromißlos ... die
sogenannte transatlantische Werte-
gemeinschaft angreift; eine heid-
nisch-metaphysische alternative zum
Judäo-Christentum erarbeitet; sich
zum europäischen biokulturellen
Bewußtsein bekennt ...“.

Ausgangspunkt der von der Neuen
Rechten vertretenen Positionen ist die
Annahme der natürlichen Ungleich-
heit. Propagiert werden in dieser Be-
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tion) erhält ein Forum für ihre Programmatik in
den Zeitschriften „Nouvelle École“, „Élements“
sowie „Krisis“.



trachtungsweise der Auslese-Kampf im
sozialdarwinistischen Verständnis und
die strikte Elitenbildung. 

Ausgehend von der Ethnie als zentra-
ler Kategorie ihres Denkens (Ethnoplu-
ralismus)44, profilieren sich neurechte
Theoretiker als rigorose Gegner einer
liberalen Einwanderungspolitik. In der
neurechten Konzeption steht demnach
„kulturelle Überfremdung“ für einen
„biologischen Schaden“ eines Volkes. 

Die Orientierung am antidemokrati-
schen Denken der Weimarer Republik
korrespondiert mit deutlicher Kapitalis-
muskritik und einem rigorosen Anti-
amerikanismus, symbolisieren die USA
doch den gesellschaftlichen Gegenent-
wurf. Das amerikanische Gesellschafts-
modell betrachten die von einem Elite-
bewusstsein geleiteten neurechten
Theoretiker als dekadent.

Der rechtsextremistischen Neuen
Rechten bieten Zeitschriften ein Forum
wie die seit 1951 in einer Auflage von
10.000 Exemplaren erscheinende
Coburger Monatsschrift Nation & Euro-
pa, die von Manfred ROUHS viertel-
jährlich herausgegebene Zeitschrift
Signal – Das patriotische Magazin (frü-
her: Europa Vorn), sowie die zweimo-
natlich vom rechtsextremistischen Ver-
lag der Freunde (VdF) herausgegebene
Zeitschrift Sleipnir.
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44 Ethnopluralismus bedeutet (wörtlich): Vielfalt
von sprachlich-kulturell einheitlichen Volks-
gruppen und Völkern. Der rechtsextremistische
Charakter der „ethnopluralistischen“ Konzep-
tion der Neuen Rechten ergibt sich aus der
Fixierung ihrer Weltanschauung auf „Ethnien“:
Der Bürger existiert nicht als Individuum im
Sinne des Grundgesetzes mit unveräußerlichen
Menschenrechten, sondern nur als Bestandteil
des Kollektivs, dem ethnisch definierten Volk
als Subjekt der Geschichte.



LINKSEXTREMISMUS

Einführung

Verbindendes Element aller linksextre-
mistischer Strömungen ist die radikale
Übersteigerung des Gleichheitsprinzips.
Kommunismus und Anarchismus als
philosophische Grundlagen linksextre-
mistischer Bestrebungen unterscheiden
sich in der Bewertung der Freiheits-
rechte. Während der weitgefasste
Gleichheitsbegriff kommunistisch aus-
gerichteter Organisationen individuelle
Freiheitsrechte überlagert, lehnen
anarchistische Gruppierungen staat-
liche Organisation und damit Macht-
strukturen schlechthin ab. Beide Rich-
tungen orientieren sich am Ziel einer
klassen- oder herrschaftsfreien Ord-
nung, d.h. der Vorstellung von der voll-
kommenen Befreiung des Menschen
von allen gesellschaftlichen, politi-
schen, ökonomischen und kulturellen
Zwängen. Anarchisten, die in ihrem
konkreten politischen Handeln diesen
utopischen Entwurf („Aufhebung der
Herrschaft des Menschen über den
Menschen“) vorzuleben versuchen,
lehnen auf Zwang beruhende Zwi-
schenstadien zur Realisierung dieser
klassenlosen Gesellschaft, wie insbe-
sondere die von Kommunisten propa-
gierte Diktatur des Proletariats ab. Die
in der französischen Revolution prokla-
mierten Werte Freiheit und Gleichheit
in radikaler Zuspitzung aufgreifend
erklären Linksextremisten, den Men-
schen aus seinen Abhängigkeiten
befreien und jegliche Herrschaftsver-
hältnisse abschaffen zu wollen. Der
Gleichheitsbegriff markiert den fun-
damentalen Unterschied zum Rechts-
extremismus, der geistesgeschichtlich
als eine Ideologie der Ungleichheit

bezeichnet werden kann und ideen-
geschichtlich hinter die Zeit der Auf-
klärung zurückfällt. Gemeinsam ist
allen Linksextremisten die aus einer
antikapitalistischen Ideologie abgelei-
tete Forderung nach Überwindung der
als faschistisch, imperialistisch oder ras-
sistisch abqualifizierten freiheitlichen
demokratischen Grundordnung. 

Gruppierungen des orthodoxen
Kommunismus halten bis heute an der
antikapitalistischen Ideologie eines
notwendigen Sturzes des Systems und
der Errichtung einer Diktatur des Prole-
tariats fest. Basierend auf den Lehren
des Marxismus-Leninismus wird Ge-
schichte im Sinne der „Überwindung
kapitalistischer Klassengesellschaften“
als „gesetzmäßiger“ Prozess begriffen,
der über die Entwicklung des Bürger-
tums zu dem Endziel der „klassenlosen
kommunistischen Gesellschaft“ führt.
Organisationen wie DKP oder KPF hal-
ten an dem Konzept der Revolution
der Arbeiterklasse fest. Während die
Autonomen mit ihrem eher sprunghaf-
ten Aktionismus keine konkreten poli-
tischen Konzepte besitzen, bildete das
Staats- und Gesellschaftssystem der
ehemaligen DDR einen ideologischen
Halt für DKP und KPF. Sie begreifen
sich als Fortführung des Kommunismus
über dessen historisches Ende hinaus.
Das erklärt auch ihre relative Bedeu-
tungslosigkeit im linksextremistischen
Spektrum. Die DKP ist auf Bundes- und
Landesebene überaltert, ihr Mitglieder-
stand stagniert auf niedrigem Niveau.
Eine ideologische und programmati-
sche Neuorientierung zeichnete sich
auch auf dem Parteitag im Dezember
nicht ab. Gleiches gilt für die in Nieder-
sachsen ein sektiererisches Randdasein
führenden marxistisch-leninistisch aus-
gerichteten Organisationen MLPD und
KPF. 
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Eine weitere Richtung linksextremis-
tischer Bestrebungen stellen trotzkisti-
sche Gruppen wie die Gruppierung
Linksruck mit etwa 1.000 meist jünge-
ren Mitgliedern dar. Ziel trotzkistischer
Gruppen ist die revolutionäre Überwin-
dung des „Systems“ auf dem Wege der
„permanenten Revolution“. Charakte-
ristisch für trotzkistische Gruppen ist
die Taktik des Entrismus, die konspirati-
ve Infiltration von Organisationen mit
dem Ziel, diese von innen auszuhöhlen.
In Niedersachsen verfügt Linksruck
bislang über wenige Orts- und Hoch-
schulgruppen, wobei Hannover den
Aktionsschwerpunkt bildet.

Eine Organisation mit starker Präsenz
in Niedersachsen stellt die Rote Hilfe
dar. 550 ihrer 4.250 Mitglieder leben in
Niedersachsen. In Göttingen befindet
sich der Sitz der Bundesgeschäftsstelle
und die Redaktion der Publikation Die
Rote Hilfe. Die Bedeutung der Roten
Hilfe für das linksextremistische Spek-
trum liegt weniger im ideologischen
Bereich linksextremistischer Bestrebun-
gen als in ihrer Klammerfunktion über
Organisationsgrenzen hinweg bei der
Vermittlung von Solidarität unter
Linksextremisten und Linken.

Im Gegensatz zur anarchistischen
Graswurzelbewegung verfügen Grup-
pierungen des autonomen Spektrums
über keine differenzierte Gesellschafts-
konzeption. Autonome Aktionen sind
gekennzeichnet durch das Nebenein-
ander unterschiedlicher Themen- und
Aktionsfelder, ausgehend von Antifa-
schismus und Antirassismus. Prägend
für die Aktionen der Autonomen ist
die Vorstellung von der dreifachen
Unterdrückung des Menschen durch
Kapitalismus, Patriarchat und Rassismus
(triple-oppression-Ansatz). Bei diesem
Ansatz handelt es sich nicht um eine
eigenständige Theorie, sondern um

einen Versuch, militante Aktionen zu
legitimieren. Im Berichtszeitraum hat
die Mobilisierungsfähigkeit der Auto-
nomen in den Aktionsfeldern Atom-
energie, Gentechnik, Umwelt- oder
Tierschutz, Arbeitslosigkeit, Armut,
soziale Desintegration abgenommen.
Auch das zunehmend in das Blickfeld
autonomen Interesses gerückte The-
menfeld Anti-Globalisierung konnte
die Mobilisierungsschwäche nicht kom-
pensieren. Gleichwohl stellt die Anti-
Globalisierung für Linksextremisten
eine Perspektive bei der Suche nach
zukünftigen Strategien dar.

Das immer deutlicher hervortretende
Legitimationsdilemma der Autonomen
gilt in besonderem Maße für antifa-
schistisch motivierte Aktionen, mit
denen angebliche faschistische Staats-
strukturen entlarvt werden sollen. Die
eindeutige Positionierung der Bundes-
republik Deutschland gegen den mili-
tanten Rechtsextremismus hat den
„antifaschistischen Kampf“ der Auto-
nomen geschwächt und sie vor erneute
Argumentationsprobleme gestellt.
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Die heterogene, überwiegend an anar-
chistischen und kommunistischen
Theorien ausgerichtete Bewegung der
Autonomen bildet mit unter 5.000 Per-
sonen den weitaus größten Anteil des
gesamten gewaltbereiten linksextre-
mistischen Potenzials, in Niedersachsen
liegen die Schwerpunkte in Hannover,
Göttingen, Oldenburg und Osnabrück. 

Die Autonomen verfügen über keine
gemeinsame Gesellschaftsutopie, kein
einheitliches ideologisches oder strate-
gisches Konzept. Anarchistische („herr-
schaftsfreie Gesellschaft“) und kommu-
nistische (Ablehnung jeden Privat-
eigentums – „Alles gehört allen“)
Ideologiefragmente bilden das konzep-
tionelle Fundament ihrer eher aktioni-
stischen Ausrichtung. Identitätsstiftend
wirkt ein diffuses Grundgefühl von
„Antistaatlichkeit“. Gemeinsamkeit
besteht in dem demonstrativen „Aus-
scheren“ aus dem als „kapitalistischen

Verwertungsprozess“ empfundenen
Gesellschaftssystem. Einigkeit besteht
in der Gegnerschaft zum kapitalisti-
schen System als Ursache aller gesell-
schaftlichen Missstände. Erst diese Geg-
nerschaft zum Staat und zum Kapita-
lismus wirkt integrierend auf die
autonome Bewegung, erst der Wider-
stand gegen die herrschenden gesell-
schaftlichen Normen ermöglicht eine
Identitätsstiftung. Ziel ist die „Über-
windung des herrschenden Systems“,
die Schaffung einer „menschlich solida-
rischen Gesellschaft“, einer „Gesell-
schaft ohne Ausbeutung und Unter-
drückung“. Für die autonomen Aktions-
und Themenfelder bestimmend sind
die aus der fundamentalen Kapitalis-
mus- und Imperialismuskritik abgeleite-
ten „Unterdrückungsmechanismen“
des Staates, denen die Menschen im
„kapitalistischen System“ ausgeliefert
seien. Grundlegend für das autonome
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Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten

Anhänger 2001 2002

Bund: 7.000 5.500

– darunter – darunter weniger
6.000 Autonome – als 5.000 Autonome –

Niedersachsen: 670 680

Publikationen

Bund: INTERIM, Berlin (vierzehntägig)

Phase 2 (etwa vierteljährlich)

Niedersachsen: vers beaux temps, Hannover (etwa vierteljährlich)

EinSatz!, Göttingen (unregelmäßig)

göttinger Drucksache (regelmäßig)

Alhambra, Oldenburg (monatlich)

Fight back!, Braunschweig (unregelmäßig)



Selbstverständnis ist die Annahme der
dreifachen Unterdrückung des Men-
schen durch Kapitalismus, patriarchale
Strukturen und Rassismus (triple
oppression).

Aktionismus und Militanz haben für
die autonome Bewegung zentrale
Bedeutung, nicht der theoretische
Überbau und die Einbettung in ein
geschlossenes Weltbild. Der politische
Anspruch der Autonomen auf System-
veränderung wirkt eher unreflektiert.
Eine Mobilisierung der Anhänger
erfolgt durch lebensweltbezogene,
milieubedingte Aktionen. Über die
Aktionen und die Militanz entwickelt
sich die Identifizierung und Integrie-
rung der Anhänger. Zu den Formen
autonomer Militanz gehören sowohl
planvoll angelegte und konspirativ vor-
bereitete Einzelaktionen als auch For-
men der spontanen Massenmilitanz im
Rahmen von Demonstrationen. 

Die Autonomen greifen Themenfel-
der auf, die in der Gesellschaft kontro-
vers diskutiert werden und knüpfen in
ihren Aktionen an bereits bestehende
Protestbewegungen an.
Charakteristisch ist insoweit – und
gleichzeitig ein Indiz für ein fehlendes
einheitliches Weltbild – die Vielfalt und
Austauschbarkeit der Themen- und
Aktionsfelder. Das konkrete politische
Handeln der Autonomen ist in erster
Linie antifaschistisch motiviert. Antifa-
schismus dient als moralische Legitima-
tion für gewaltsame Aktionen insbe-
sondere gegen rechtsextremistische
Organisationen und Personen. Hierin
versuchen Autonome einen Brücken-
schlag zum demokratischen Engage-
ment gegen rechtsextremistische Struk-
turen herzustellen. Neben diesen anti-
faschistisch motivierten Aktionen
gegen Rechtsextremismus konzentriert
sich autonomes Handeln darüber hin-

aus auf Themenfelder mit Symbol-
charakter für das von ihnen abgelehn-
te politische System – Widerstand
gegen Kernenergie, Globalisierung,
Gentechnik, Asylrechtspolitik sowie 
die Auseinandersetzung mit dem als
„Repressionsapparat“ bezeichneten
Staat. 

Kennzeichnend für die autonome
Bewegung ist eine sich in den letzten
Jahren abzeichnende Mobilisierungs-
schwäche. Die Ursache hierfür ist das
Wegbrechen geeigneter Themenfelder.
Deutlich wurde diese Mobilisierungs-
und Identitätskrise bereits im Verlaufe
der Aktivitäten gegen die EXPO 2000,
die sich trotz mehrjähriger autonomer
Diskussion zu keinem Kristallisations-
punkt autonomer Aktivitäten entwi-
ckeln konnte. Auch das Themenfeld
Widerstand gegen Castor-Transporte
fand nicht mehr die erhoffte Resonanz.
Beispielhaft für den desolaten Zustand
der autonomen Szene sind die bereits
seit mehreren Jahren lethargischen
szeneinternen Diskussionen über Per-
spektiven autonomer Politik sowie
über szeneinterne Randprobleme wie
die Sexismusdebatte.

Insbesondere durch die Teilnahme an
den Anti-Globalisierungsprotesten
haben militante Linksextremisten ver-
sucht, sich an eine von einem breiten
gewaltfreien Bündnis getragene Pro-
testbewegung anzuschließen und diese
öffentlichkeitswirksam für die Propa-
gierung eigener Zielvorstellungen zu
instrumentalisieren. Daraus ist gleich-
zeitig das Dilemma der Autonomen
erkennbar, Themenfelder nicht eigen-
ständig besetzen zu können. 

Autonome Organisierungsdebatte

Die Organisierungsdebatte der auto-
nomen Szene geht auf ein von der
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Göttinger Autonomen Antifa (M)45

(AA(M)) bereits 1991 publiziertes Dis-
kussionspapier zurück, das die Grund-
lage für die im darauf folgenden Jahr
von militant-autonomen Gruppen aus
dem gesamten Bundesgebiet in Wup-
pertal gegründete „Antifaschistische
Aktion / Bundesweite Organisation“
(AA/BO) bildete. In dem Thesenpapier
hatte die AA(M) bemängelt, dass die
Unverbindlichkeit autonomer Struktu-
ren eine kontinuierliche Theorie und
Praxis verhindere und Autonome damit
langfristig zu einem bedeutungslosen
Nischen- und Ghettodasein verdammt
seien. Obgleich hierarchische und büro-
kratische Strukturen grundsätzlich ab-
gelehnt werden, folgte ein Teil des
autonomen Spektrums der Auffassung
der AA(M) dass effektive politische
Arbeit auf Dauer nur in einer stärker
organisierten Bewegung möglich sei. 

Im Jahr 2000 entwickelte sich in der
AA/BO eine inhaltliche und strukturelle
Krise, die im Frühjahr 2001 in der Auf-
lösung des bis dahin bundesweit
bedeutsamsten Organisierungsmodells
der autonomen Szene gipfelte. Die
Auflösung der AA/BO war nicht zuletzt
eine Reaktion auf die allgemeine
Mobilisierungsschwäche der Szene
sowie auf das Wegbrechen geeigneter
Themenfelder. So sah sich die autono-
me Szene vor allem durch die vielfälti-
gen staatlichen Maßnahmen zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus –
von Autonomen als „staatsantifaschis-
tischer Teilbereichsdiebstahl“ diskredi-
tiert – in der für die Szene in Anspruch
genommenen Exklusivität des Antifa-
schismus-Kampfes beraubt. Autonome
Antifa-Gruppen gerieten somit in das

politisch-ideologische Dilemma der
notwendigen inhaltlichen Abgrenzung
zu den staatlichen Maßnahmen zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus.
Die Folge waren eine anhaltende
inhaltliche Desorientierung und fort-
schreitende organisatorische Auflö-
sungstendenzen. Mitverantwortlich für
das Wegbrechen des einzig relevanten
bundesweiten autonomen Organisie-
rungsmodells waren auch die Auswir-
kungen der so genannten Sexismusde-
batte46, die zu einem schwerwiegen-
den Akzeptanzproblem der AA/BO in
der Szene geführt hatte. 
Die AA/BO, deren Mitgliederzahl bei
vorhandener Fluktuation über die Jah-
re relativ konstant geblieben war, ver-
lor aufgrund dieser Debatte Mitglieds-
gruppen. Zum Zeitpunkt ihrer Auflö-
sung gehörten der AA/BO nur noch
sieben Gruppen an, darunter die Göt-
tinger AA(M) als letzte aus Niedersach-
sen verbliebene Gruppierung, sowie
drei Gruppen mit Beobachterstatus47.

Die Göttinger AA(M) gab ihre Ziel-
vorstellungen über eine Neustruktu-
rierung nicht auf und setzte sich für
die von ihr als alternativlos angesehe-
ne Gründung einer Nachfolgeorgani-
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45 Das M steht für das Treffen der Gruppe am
Mittwoch.

46 Im Mittelpunkt der „Sexismusdebatte“ stand
das Verhalten der Antifaschistischen Aktion
Berlin (AAB), die zum damaligen Zeitpunkt
gemeinsam mit der Göttinger AA(M) eine
Führungsrolle in der AA/BO einnahm. Der AAB
wurde vorgeworfen, nicht entschieden genug
gegen einen Vergewaltiger in den eigenen
Reihen vorgegangen zu sein. Sexistisches Ver-
halten gilt im autonomen Verständnis als Aus-
prägung des Glaubens an die Höherwertigkeit
des männlichen und die Minderwertigkeit des
weiblichen Geschlechts. 
Die AAB hat sich Mitte Februar 2003 in zwei
Lager gespalten.

47 Mit dem Braunschweiger „Antifaschistischen
Plenum“ hatte im Jahr 2000 die vorletzte
niedersächsische Mitgliedsgruppe die AA/BO
infolge der Sexismusdebatte verlassen.



sation sowie die Herausgabe einer
Zeitschrift ein, die diesen Prozess be-
gleiten sollte.

Die Wahl des Zeitpunktes der Auflö-
sung der AA/BO auf ihrem letzten
Bundestreffen Anfang April 2001 in
Nürnberg – im unmittelbaren Vorfeld
des von Autonomen aus dem gesamten
Bundesgebiet besuchten Göttinger
Antifa-Kongresses 2001 – dürfte zum
Teil auch taktischer Natur gewesen
sein. Man versuchte den Ballast der
eskalierenden Sexismusdebatte inner-
halb der in die Kritik geratenen Orga-
nisation abzuschütteln und einen Neu-
anfang insbesondere um die an der
Vorbereitung des Kongresses und der
Planung der neuen Zeitschrift beteilig-
ten Gruppen zu gestalten. 

Die Erstausgabe dieser bundesweit
vertriebenen Schrift erschien im Som-
mer 2001 unter dem Titel Phase 2 –
Zeitschrift gegen die Realität. Die Re-
daktion des Blattes setzte sich aus Mit-
gliedern des autonomen Bündnisses
gegen Rechts Leipzig (BgR) sowie den
ehemaligen Mitgliedsgruppen der
AA/BO, der Antifa Bonn/Rhein-Sieg,
der Antifaschistischen Aktion Berlin
(AAB) und der Göttinger AA(M) zusam-
men. Als Herausgeber der Phase 2 fun-
gierte der schon als Veranstalter des
Antifa-Kongresses 2001 in Erscheinung
getretene Göttinger Verein zur Förde-
rung antifaschistischer Kultur e.V., ein
Tarnverein der AA(M). 
Der für die Zeitschrift gewählte Name
soll – wie in der Erstausgabe ausge-
führt wird – verdeutlichen, dass die
„Frage der nicht-parteiförmigen,
linksradikalen Organisierung nicht
abgeschlossen ist“. Abgeschlossen sei
„lediglich eine erste Phase“. Aufgabe
sei es, „die Diskussion über den Ein-
tritt in Phase 2 zu organisieren“. Der
gewählte Name der Zeitschrift steht

mithin für das Ziel, eine „neue links-
radikale Organisation“ zu schaffen.
Die Bedeutung des Untertitels „Zeit-
schrift gegen die Realität“ wird in der
Erstausgabe wie folgt erläutert:

„Will die Restlinke nicht in den Stru-
del von Verbesserungen der bürger-
lichen Realität und Anpassung an
diese geraten, muss sie sich jenseits
des Kapitalismus verorten; ein Ort,
den es Hier und Jetzt nicht geben
kann und der durch Revolution erst
zu schaffen wäre. Durch diese Ziel-
setzung ist ein Abgleiten in den
Reformismus und das Mitmachen in
den gegebenen Verhältnissen aus-
geschlossen.“

Die ideologische Ausrichtung der Zeit-
schrift wird in derselben Ausgabe
deutlich. Der beste Schutz gegen die
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Integrationskraft des Kapitalismus sei
demnach die Radikalität:

„Nicht nur in der Form, der Militanz,
sondern vor allem im Inhalt. 
Es wäre falsch, wenn ein linksradika-
ler Ansatz ... seine eigentlichen Ziele
verschweigt. Ziel ist die Überwin-
dung des Kapitalismus und die Er-
richtung einer herrschaftsfreien, aus-
beutungsfreien und klassenlosen
Gesellschaft, mit einem Wort – Kom-
munismus. Das Mittel ist die soziale
Revolution. Es ist klar, dass eine revo-
lutionäre Situation in weiter Ferne ist
und dass linksradikale Positionen
gesamtgesellschaftlich fast keine Rol-
le spielen. Revolutionäre Situationen
erwachsen aus vorrevolutionären
Situationen, vorrevolutionäre Situa-
tionen entstehen durch die Zuspit-
zung von Widersprüchen ... Gleich-
zeitig muss jeder reformistischen
Illusion klar entgegengetreten wer-
den. Die Aufgabe wird also sein, den
Antagonismus zwischen dem kapita-
listischen System und der Bewegung
seiner Überwindung in seiner ganzen
Totalität herauszuarbeiten ...
‚Die Revolution aber ist der höchste
Akt der Politik, und wer sie will, muss
auch das Mittel wollen' (F. Engels,
MEW 17/416“.
(Phase 2, Ausgabe 1/01, Sommer
2001)

Nicht zuletzt wegen der Herausgabe
durch einen Verein ist die Phase 2 
– anders als die Berliner Untergrund-
schrift INTERIM – um einen strafrecht-
lich unverfänglichen Inhalt bemüht.
Die Auflagenhöhe von 3.500 Exempla-
ren weist auf eine hohe Akzeptanz
innerhalb der autonomen Szene hin.
Szeneinterne Kritiker attestieren der
Zeitschrift Phase 2 jedoch ein Abgleiten
in eine „zunehmend abgehobene
theoretische Debatte“. 

Komplizierte Erörterungen sorgten für
zunehmende Abschottung. In der Aus-
gabe der Phase 2 vom Mai 2002 bilan-
ziert ein Beitrag die Entwicklung der
Publikation und kommt zu einem er-
nüchternden Resultat: Der organisierte
autonome Antifaschismus habe jahre-
lang verbreitet, dass revolutionärer
Antifaschismus eine Kritik der ganzen
Gesellschaft bedeute. Die Phase 2 habe
diese in sie gesetzten Hoffnungen
nicht erfüllt. Die Zeitschrift wirke in
ihrem Bemühen, Theoriedebatten zu-
gänglich zu machen und Gesellschafts-
kritik zu verbreiten, planlos und um
kompromisslerischen Ausgleich be-
müht. Das noch in der Ausgabe vom
Februar 2002 selbst formulierte Ziel,
„nicht nur das fremdwortfetischistische
Publikum der universitären Linken“ zu
befriedigen, sondern ebenso „in das
Herz der Bewegung“ vorzudringen, sei
nicht erreicht worden.
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Während die ersten Ausgaben der
Phase 2 im Jahr 2001 noch von der
Diskussion um die Möglichkeiten der
Schaffung einer neuen bundesweiten
Organisation und deren inhaltlicher
Neuorientierung geprägt waren, finden
sich in den Ausgaben des Jahres 2002
praktisch keine Aussagen mehr hierzu.
Die Gründung einer neuen bundeswei-
ten Organisation, die der AA/BO nach-
folgen könnte, ist nicht in Sicht.

Das Engagement der Göttinger
AA(M) ging im Berichtszeitraum – aus-
weislich der Anzahl der aus ihren Rei-
hen beigesteuerten Artikel – in dem
Maße zurück, wie das Ziel, die Grün-
dung einer Nachfolgeorganisation, in
die Ferne rückte. Bereits in der im
Herbst 2001 erschienenen Ausgabe
hatte man sich seitens einer Göttinger
„Organisierungs-AG“ resigniert gezeigt
und das Scheitern der Bemühungen
eingeräumt. Während eine Tendenz
zugunsten lokaler und regionaler
Aktionen und Vernetzungen weiter
erkennbar bleibt, hat das Bundesweite
Antifa Treffen (BAT), das letzte bundes-
weite Organisierungsmodell der auto-
nomen Szene, die zu ihm in Konkur-
renz stehende AA/BO überdauert.
Allerdings hatte das BAT ebenso mit
Strukturproblemen zu kämpfen, die es
ungewiss erscheinen lassen, ob es eine
bundesweite Relevanz in der autono-
men Szene zurückerlangen kann. Die
im BAT zusammen geschlossenen auto-
nomen Gruppen, die sich weniger ver-
bindlich organisieren und ohne starre
Konzepte auskommen wollen, hatten
die nach autonomem Selbstverständnis
relativ straff organisierten Strukturen
der AA/BO immer abgelehnt.

Medien der autonomen Szene

Die regional und überregional erschei-
nenden Publikationen autonomer und
anderer linksextremistischer Gruppie-
rungen stellen ein wichtiges Kommu-
nikationsmittel innerhalb der autono-
men Bewegung dar. Sie dienen insbe-
sondere der Selbstdarstellung sowie der
Propagierung der politischen Ziele.
Neben Demonstrationsaufrufen, Diskus-
sionspapieren und Selbstbekennungen
zu Anschlägen enthalten autonome
Szenezeitschriften u. a. Anleitungen zu
militanten Aktionen. Durch die Herstel-
lung einer „Gegenöffentlichkeit“ soll
den aus autonomer Sicht unzureichend
berichtenden „bürgerlichen Medien“
entgegengetreten werden. Die in Nie-
dersachsen erscheinenden Publikatio-
nen sind überwiegend von regionaler
und lokaler Bedeutung und dienen in
erster Linie als Diskussionsforum für
aktuelle Themen wie z. B. die Proteste
gegen Castor-Transporte oder Veranstal-
tungen von Rechtsextremisten.

Während in den letzten Jahrzehnten
Publikationen als vorrangiges Kommu-
nikationsmedium dienten, nutzen
Autonome seit Jahren zunehmend die
Möglichkeiten des Internets. Auf eige-
nen Homepages stellen sich autonome
Gruppen wie z. B. die Autonome Anti-
fa (M) aus Göttingen einem breiten
Publikum vor. Kurzfristige Informatio-
nen über Anreisemodalitäten zu
Demonstrationen, Vorbereitungstref-
fen autonomer Gruppen aber auch
Kontakttelefonnummern und Trefforte
werden im Internet veröffentlicht und
ersetzen aufgrund ihrer Aktualität und
kurzfristigen Abrufbarkeit herkömmli-
che Kommunikationswege. 

Neben diesen Homepages nehmen
auch sog. Internetportale an Bedeu-
tung zu. So versteht sich das seit Früh-
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jahr 2001 aktive, auch von Linksextre-
misten als Forum genutzte „unabhän-
gige Medienzentrum“ Indymedia
Deutschland als „Teil des weltweiten
Widerstandes gegen die kapitalistische
Globalisierung“. Ziel von Indymedia
Deutschland ist einer Selbstdarstellung
zufolge – in Abgrenzung zu „bürger-
lichen Medien“ – eine unabhängige
Berichterstattung zu unterschiedlichen
politischen Themen und Kampagnen,
die sich neben der Anti-Globalisie-
rungskampagne u. a. auch auf The-
menkomplexe wie Antifaschismus und
Antirassismus erstreckt. 

Insbesondere durch die zeitnahe und
aktuelle Berichterstattung sowie die
Möglichkeit des sich Einbringens der
Nutzer durch eigene Beiträge hat sich
Indymedia Deutschland innerhalb kur-
zer Zeit zu einer der führenden Inter-
netplattformen für linksextremistische
Veröffentlichungen entwickelt.

Unter den bundesweit erscheinenden
autonomen Publikationen nimmt die
seit 1988 in Berlin etwa 14-tägig
erscheinende Szenezeitschrift INTERIM
unverändert eine führende Stellung
ein. Im vergangenen Jahr bildete die
innerhalb der autonomen Szene kon-
trovers ausgetragene Debatte um den
Israel-Palästina Konflikt einen themati-
schen Schwerpunkt. Die in der INTERIM
veröffentlichten Solidaritätsbekundun-
gen mit Israel verdeutlichen die inner-
halb der autonomen Szene vorhande-
nen Divergenzen hinsichtlich der seit je
her von Autonomen praktizierten Soli-
darisierung mit dem „palästinensischen
Befreiungskampf“. Insofern stellen die-
se von den traditionellen autonomen
Feindbildkategorien abweichenden
pro-israelischen Positionen – begründet
mit der „Schutzfunktion Israels“ für die
vom Antisemitismus Betroffenen –
einen autonomen Tabubruch dar. Der

palästinensischen Gesellschaft wird
Antisemitismus attestiert, aus dem her-
aus die Angriffe der Palästinenser sich
nicht gegen den Staat Israel, sondern
gegen „JüdInnen als JüdInnen“ richte-
ten.

Einen weiteren Schwerpunkt der
INTERIM stellt die bereits im Jahr 2001
von Angehörigen einer „militanten
gruppe“ angestoßene Militanzdebatte
über die Erweiterung militanter
Aktionsformen dar, die Gewalt gegen-
über Personen im Rahmen des politi-
schen Kampfes einschließt. In einem
Artikel in der INTERIM Nr. 550 vom 
9. Mai bekräftigt die „militante gruppe“
ihre Bereitschaft, im politischen Kampf
„alle Aktionsformen unterhalb von
politischen Exekutionen“ anwenden zu
wollen:

„(D)azu würden sachschadenorien-
tierte militante Praxen (vom wilden
Plakatieren bis zu Brand- und Spreng-
sätzen), personenschadenorientierte
militante Praxen (direkte körperliche
Konfrontation wie Verprügeln ...)
und symbolische Politpraxen (Kom-
munikationsguerilla und‚ diskursive
Dissidenz') gehören.“

„Exekutionen von Entscheidungsträ-
gerInnen aus Politik, Wirtschaft und
Wissenschaft“ schließt die „militante
gruppe“ ausdrücklich nicht aus, son-
dern bezeichnet sie als Teil eines
„potentiellen bewaffneten Kampfes“,
dem die Schaffung einer logistischen
Basis vorausgehen müsse.

Die autonomen Kritiker werfen der
„militanten gruppe“ vor, die notwendi-
ge Einbindung des bewaffneten Kamp-
fes als Teil einer umfassenden Strategie
der Umwälzung der bestehenden Ver-
hältnisse in eine radikale Bewegung
unberücksichtigt zu lassen. Die Bedin-
gungen dafür seien aber aufgrund der
eklatanten Schwäche der radikalen
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Linken derzeit nicht erfüllt. Auch die
Autoren eines in der INTERIM Nr. 549
vom 1. Mai veröffentlichten Beitrages
„Tote tragen keine Karos“ begrüßen
zwar grundsätzlich die Aufnahme einer
„praktischen militanten Debatte“,
begründen jedoch die Notwendigkeit
einer entsprechenden Anbindung mili-
tanter Aktionen an öffentliche Projek-
te. Beispielhaft führen sie dafür die
„Verzahnung von Massenprotesten,
Straßenwiderstand und gezielte oft-
mals koordinierte militante Angriffe im
Zusammenhang mit den Castortrans-
porten“ an. Die „Liquidierung“ von
Entscheidungsträgern lehnen die Ver-
fasser lediglich aus Zweckmäßigkeitser-
wägungen ab: 

„Die Diskussion über Liquidierung 
– allein schon ein strategisches Nach-
denken – halten wir in diesen Zeiten
für völlig verfehlt. ... So wie die Ver-
hältnisse zur Zeit sind, tragen Tote
nichts aus, führen weder zu grös-
seren Mobilisierungen, noch stärken
sie die Linke. Sie bringen uns einer
befreiten Gesellschaft nicht einen
Zentimeter näher und deshalb den-
ken wir auch nicht ansatzweise
darüber nach, unsere Praxis so zu
erweitern.“

Die von einigen militanten Gruppierun-
gen aus der Region Berlin geführte
Debatte hat bei Autonomen in Nieder-
sachsen sowie bundesweit keine nen-
nenswerte Resonanz gefunden. 

Thematische Bezüge der INTERIM
nach Niedersachsen ergeben sich ins-
besondere durch Veröffentlichung
einer Vielzahl von Beiträgen, die sich
mit dem Widerstand gegen Castor-
Transporte auseinandersetzen. In
Selbstbekennerschreiben zu militan-
ten Anti-Castor-Aktionen und Demon-
strationsaufrufen zu Protesten im
Wendland wird die grundlegende

Systemgegnerschaft der Autonomen
deutlich:

„Wir wehren uns im Wendland nicht
nur gegen die Castortransporte,
sondern auch gegen Atomkraft im
Allgemeinen und die bestehenden
Herrschaftsverhältnisse, die sich in
dieser Auseinandersetzung wider-
spiegeln. ... Wir sind zwar klein, aber
fies und gemein. Wir sehen uns im
Wendland!“ 
(INTERIM, Nr. 558, 10.10.2002)

An der Redaktion der seit Sommer 2001
in unregelmäßigen Abständen erschei-
nenden Zeitschrift Phase 2 beteiligten
sich bisher autonome Gruppen aus ver-
schiedenen Bundesländern. Ursprüng-
lich konzipiert, um nach Auflösung des
autonomen Organisierungsmodells
AA/BO im Frühjahr 2001 die Gründung
einer bundesweiten Nachfolgeorgani-
sation voranzutreiben, ist die Publika-
tion nach dem Erscheinen ihrer fünften
Ausgabe im Sommer 2002 zunehmend
geprägt von einer abstrakten theo-
retischen Debatte, die einer breiten
Beteiligung antifaschistischer Gruppen
entgegensteht. 

In Göttingen stellt die 14tägig er-
scheinende, im Jahr 2002 lediglich
wenige Seiten umfassende göttinger
Drucksache weiterhin das wichtigste
Kommunikationsmedium der autono-
men Szene dar. Einem Beitrag in der
Ausgabe vom 25. Oktober zufolge sei
die Zeitung vor elf Jahren anlässlich
des Golf-Krieges als „Infoblatt gegen
Krieg und Zensur“ gegründet worden,
um ein Gegengewicht zur „bürger-
lichen Presse“ darzustellen. Die Publi-
kation werde von den „NutzerInnen“
selbst gestaltet. Es gebe keinen Chef-
redakteur, sondern Initiativen und Ein-
zelpersonen, die Beiträge zu unter-
schiedlichen Themen gestalteten und
darüber hinaus neben Hintergrund-
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informationen zu „Atomtransporten,
Naziaufmärschen, Aktionen gegen das
Abschieberegime“ auch Artikel zu
regionalen Diskussionen sowie Termin-
übersichten erstellten. 

Inhaltliche Schwerpunkte der Zeitung
bildeten im Berichtszeitraum unverän-
dert Beiträge zu den Themenkomple-
xen Antifaschismus und Antirassismus.
Neben Demonstrationsaufrufen wur-
den auch Selbstbekennerschreiben zu
militanten Aktionen veröffentlicht: So
beinhaltet ein in der Ausgabe vom 
12. September erschienenes Bekenner-
schreiben zu Buttersäureaktionen in
Göttingen typische autonome Begrün-
dungsmuster, indem die Taten mit der
„europaweit vorherrschenden rassis-
tischen Abschiebe- und Einwande-
rungspolitik“ sowie mit der „weltwei-
ten Ausbeutung“ gerechtfertigt wer-
den.

Die Göttinger Zeitschrift Einsatz! 
– Zeitung für autonome Politik er-
schien 2002 mit nur einer Ausgabe im
September. Bereits im Jahr 2000 war
die Publikation, deren Herausgeber
aufgrund der Diktion der Beiträge
unverändert der Autonomen Antifa
(M) zugerechnet werden, nur noch
unregelmäßig erschienen. Die Beiträge
der September-Ausgabe thematisieren
neben dem desolaten Zustand der
Göttinger autonomen Szene u. a. die
Arbeitsmarktpolitik im „kapitalisti-
schen Deutschland“ und die Notwen-
digkeit der internationalen Zusam-
menarbeit der „radikalen Linken“ zur
„Befreiung vom kapitalistischen Ge-
walt- und Verwertungssystem“.

Die seit Februar 2001 als Nachfolge-
projekt des im August 2000 eingestell-
ten autonomen Szeneblattes RAZZ
erscheinende Zeitschrift vers beaux
temps – Zeitung aus der autonomen
Linken in Hannover48 zielt nach Anga-

ben der Redaktion mit ihren Beiträgen
zu den Themenkomplexen Antirassis-
mus, Kapitalismus und Antifaschismus
auf ein breites Publikum und will mit
ihrer Berichterstattung über „Inhalte
und Aktivitäten emanzipativer Bewe-
gungen“ zur „Subversion des herr-
schenden Normalzustandes“ beitragen.
Die Auflagenhöhe der in Abständen
von zwei bis drei Monaten erscheinen-
den Zeitung lag im Berichtszeitraum
zwischen 1.000 und 1.200 Exemplaren.
Wie auch bisher die RAZZ ist vers beaux
temps kostenlos erhältlich. Nach Anga-
ben der Verantwortlichen finanziert
sich die Zeitschrift neben Leserspenden
über Werbeeinnahmen durch Anzeigen
und regelmäßige Zuwendungen u. a.
von Veranstaltungszentren, in denen
die Zeitschrift ausliege. 

Im Gegensatz zur konspirativ erstell-
ten RAZZ begreift sich das Redaktions-
kollektiv von vers beaux temps als 
feste Gruppe mit „emanzipatorischem
Innenleben und Transparenz nach
außen“, eine Mitarbeit Außenstehen-
der ist ausdrücklich erwünscht. Nach
Auffassung des Redaktionskollektivs
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über Aufstellen von Schildern mit der Auf-
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worden. Kenner der deutschen Sprache hätten
bereits damals sarkastisch auf den phoneti-
schen Gleichklang des Wortes „verboten“ mit
der französischen Redewendung „vers beaux
temps“ („Schönen Zeiten entgegen“) hinge-
wiesen. Schön seien die Zeiten, denen die Fran-
zosen damals entgegen gingen, nicht gewesen,
so die Redaktion, die sich mit der Namensge-
bung der Zeitung diesem Wortspiel anschließt
und auch für die heutigen Verhältnisse ähn-
liche Aussichten erwartet, da jedes von der
Norm abweichende Verhalten vom Staat best-
raft bzw. verboten werde. 



Verantwortlichen gebe es in der heuti-
gen Zeit „ohne Revolution keine wirk-
lichen Änderungen“ (vers beaux temps
Nr. 1, Februar 2002). Aktionistisches
Vorgehen in der Bekämpfung der Aus-
wirkungen des Systems sei zwar wich-
tig, notwendig sei aber insbesondere
die Entwicklung von Utopien, die
Orientierungsmöglichkeiten für einen
Prozess der radikalen Umwälzung bzw.
Überwindung der bestehenden Herr-
schaftsverhältnisse böten. 

In Oldenburg ist die nach dem gleich-
namigen Kommunikationszentrum
benannte monatlich erscheinende Zeit-
schrift Alhambra einziges Kommunika-
tionsmedium der autonomen Szene. Zu
den Unterstützern der Zeitschrift gehö-
ren nach Angaben der Herausgeber
u. a. linksextremistische Gruppierungen
wie die Antifaschistische Aktion Olden-
burg, DKP Oldenburg und die Soziali-
stische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ).

Die fast vollständige Übernahme von
Beiträgen anderer linksextremistischer
Szenepublikationen bestätigt den Vor-
jahrestrend einer mangelnden Unter-
stützung innerhalb der Szene. Beiträge
zu Themen mit regionaler Relevanz
enthalten selten klare Positionsbestim-
mungen, selbst die im Juni wieder auf-
gelegte Rubrik „Antifa Aktuell“ ent-
hält lediglich eine Zusammenstellung
antifaschistischer Aktivitäten.

In der Region Braunschweig erscheint
die Publikation Fight Back! – Antifa-
schistisches (Jugend) Info Braunschweig
als einzige Szene-Zeitschrift des auto-
nomen Spektrums. Die in unregelmäßi-
gen Abständen herausgegebene Publi-
kation erschien im vergangenen Jahr in
lediglich drei Ausgaben. Neben einer
Schwerpunktausgabe zum Irak-Konflikt
enthielt die Zeitschrift wie auch in der
Vergangenheit thematische Schwer-
punkte zu den traditionellen Themen-
feldern Antirassismus und Antifaschis-
mus. In einem Beitrag zu einer antiras-
sistischen Kampagne des autonomen
Spektrums in Braunschweig werden
autonome Argumentationsmuster
deutlich:

„Die Kampagne ist also nicht bloß als
Kritik an einer staatlichen rassisti-
schen Politik zu verstehen, vielmehr
... eine Kritik an den kapitalistischen
Verhältnissen, wo die Flüchtlings-
politik nur einer von vielen erzeug-
ten Widersprüchen ist ...“.
(Fight Back!, Nr. 24, Mai/Juni 2002)
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Aktionsfelder Antifaschismus und
Antirassismus

Obgleich die autonome Szene durch
das Engagement demokratischer Or-
ganisationen und staatlicher Stellen
gegen den Rechtsextremismus die mit
ihrem „antifaschistischen Kampf“ teil-
weise erreichte öffentliche Beachtung
eingebüßt hat, stellt der militante
Antifaschismus nach wie vor das zen-
trale Aktionsfeld autonomer Bestre-
bungen dar. Freiheitlicher Rechtsstaat
und Gesellschaft der Bundesrepublik
Deutschland werden dargestellt, als
ob sie in ungebrochener faschistischer
Tradition mit dem NS-Staat stehen
würden. Nicht nur alle rechtsextremis-
tischen organisierten Bestrebungen,
sondern auch die Bundesrepublik
Deutschland selbst werden als Feind
bekämpft.

Autonome Zusammenschlüsse nut-
zen berechtigte öffentliche Empörung
über rechtsextremistische und frem-
denfeindliche Straftaten für eigene
politische Ziele. Sie versuchen nachzu-
weisen, dass der Rechtsextremismus 
ein notwendiges Merkmal der Gesell-
schaftsordnung der Bundesrepublik
darstelle und sprechen dem als faschis-
tisch und rassistisch charakterisierten
politischen System der Bundesrepublik
Deutschland die Fähigkeit ab, Rechts-
extremismus erfolgreich bekämpfen zu
können. Über die politische Instrumen-
talisierbarkeit hinaus erfüllt der auto-
nome antifaschistische Kampf eine
wichtige organisationsinterne Funk-
tion: er ist für den Zusammenhalt des
autonomen Spektrums von herausra-
gender Bedeutung. Die von einem
„revolutionären Antifaschismus“ ge-
prägten Aktionen der Autonomen kon-
zentrieren sich nicht nur auf rechtsex-
tremistische Strukturen, sondern auch

auf das diese Strukturen angeblich för-
dernde kapitalistische System. 

So formuliert die linksextremistische
AA(M) als Zielsetzung in ihrer im Inter-
net verbreiteten Selbstdarstellung, dass
antifaschistische Politik, die sich aus-
schließlich auf einzelne Nazis oder fa-
schistische Organisationen richte, nur
begrenzt Erfolg haben könne. Vielmehr
müsse sie die Wurzeln des Faschismus,
die im kapitalistischen Verwertungs-
system angelegt seien, beseitigen. Mit
dem gleichen autonomen Verständnis
von Antifaschismus argumentiert die
AA(M) in einem Flugblatt, mit dem sie
zu Aktionen gegen einen Aufmarsch
der NPD am 1. Mai in Göttingen auf-
rief. Nach Ansicht der Verfasser exis-
tierten keine Grenzen zwischen den zu
bekämpfenden rechtsextremistischen
Gruppierungen und dem demokrati-
schen Rechtsstaat:

„Im gemeinsamen Ursprung aus der
kapitalistischen Vergesellschaftung
besteht ... die Wesensverwandtschaft
zwischen bürgerlicher Demokratie
und Faschismus. Für die radikale
Linke heißt das, dass ihr Gegner 
– unabhängig vom Kampf gegen
Nazis oder der Auseinandersetzung
mit demokratischen Rassisten –
immer dieses System als Ganzes ist.
Ein Ende des bürgerlichen Wahn-
Sinns, von dem auch der Rassismus
nur Symptom ist, ist nur durch die
Abschaffung der kapitalistischen
Konkurrenz- und Ausbeutungssitua-
tion möglich.“

In einer Nachbetrachtung zu antifa-
schistischen Protesten gegen eine
rechtsextremistische Kundgebung in
Barsinghausen (Region Hannover) am
9. März sprach die linksextremistische
Antifaschistische Aktion Hannover
(AAH) dem demokratischen Rechts-
staat, der u. a. durch die Ausländer-
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gesetze den rassistischen Angriffen
Legitimität verschafft habe, ein au-
thentisches Interesse an der Abwehr
rechtsextremistischer Tendenzen ab.
Der Staat toleriere bewusst rechtsextre-
mistische Aktionen, um Kapazitäten
der autonomen Szene für deren Ab-
wehr zu binden:

„Wenn Faschismus als eine Form
bürgerlicher und kapitalistischer
Herrschaft begriffen wird, ist es
zwangsläufig, dass der bürgerlich
kapitalistische Staat sich mehr von
AntifaschistInnen als denn vom
Neofaschismus bedroht sieht.
Genießen die Neofaschisten die
Toleranz des kapitalistischen Staates
..., zwingen sie linken und emanzi-
patorischen Bewegungen einen Ab-
wehrkampf auf, in dem Kräfte
gebunden werden, die sich ansons-
ten gegen den kapitalistischen Staat

und all seine Auswüchse richten
können. Auch in der Bindung dieser
Kräfte verdeutlicht sich das große
Interesse an der Nicht-Zerschlagung
neofaschistischer Strukturen durch
den Staat. Und somit auch an der
Aufrechterhaltung alltäglicher Ge-
walt.“

An den zahlreichen von demokrati-
schen Kräften getragenen Protest-
aktionen gegen rechtsextremistische
Zusammenhänge im Berichtszeitraum
beteiligten sich jeweils auch Linksextre-
misten. Autonome erhofften sich durch
ihre aus taktischen Erwägungen erfolg-
te Anbindung an demokratische Bünd-
nisse eine bessere Publizität für ihre
eigenen Positionen. Dabei sah sich die
autonome Szene dem Konflikt aus-
gesetzt, gemeinsam mit Repräsentan-
ten und bürgerlichen Unterstützern
des von ihr als faschistisch bezeichne-
ten Staates agieren zu müssen. So re-
sümiert die AA(M) in einem Beitrag der
Szenepublikation EinSatz!, dass eine
Zusammenarbeit mit demokratischen
Gruppierungen nicht nur aus ideolo-
gischen Gründen wohl überlegt sein
müsse. Der von der AA(M) als „bürger-
licher Antifaschismus“ diffamierte Pro-
test gegen Rechtsextremismus erfolgt
nach autonomem Verständnis lediglich
aus der Motivation heraus, Beeinträch-
tigungen des Ansehens und damit der
Wirtschaftskraft von der Bundesrepu-
blik abzuwenden und lässt sich prob-
lemlos mit den faschistischen und ras-
sistischen Weltanschauungen von
Volksvertretern und „Normalbürgern“
vereinbaren:

„Autonome AntifaschistInnen müs-
sen sich also sehr gut überlegen, mit
welchem Belzebub sie heute wel-
chen Teufel austreiben wollen. Als
militante Speerspitze für das bessere
Deutschland in der Zivilgesellschaft
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aufzugehen, wäre jedenfalls der
Abschied von radikaler Gesellschafts-
kritik.“
(EinSatz!, Nr. 51, Ausgabe September
2002)

Die AAH versuchte die Gratwanderung
zwischen der Beteiligung an demokra-
tischen Protesten und dem Herausstel-
len ihrer eigenen Positionen, indem sie
sich in dem o. a. Papier zu der NPD-
Gegenaktion am 9. März in Barsing-
hausen unmissverständlich von demo-
kratischen Kräften des Demonstrations-
bündnisses distanzierte. Die Forderung
nach Gewaltlosigkeit vergesse nach
Auffassung der AAH, die Ursachen der
Gewalt zu benennen. Es sei die kapita-
listische Gesellschaft selbst, in der
Gewalt strukturell angelegt sei und
drakonisch durchgesetzt werde.

Um sich aktionistisch deutlich von
demokratischen Demonstrationsteil-
nehmern abzuheben, bedienten sich
Linksextremisten u. a. der sog. Klein-
gruppentaktik, bei der sie aus dem
Schutz der demokratischen Proteste
heraus in Kleingruppen militant gegen
den rechtsextremistischen Gegner
vorgingen. Beispielhaft für diese Vor-
gehensweise waren die militanten
Übergriffe Autonomer auf rechts-
extremistische Kundgebungsteilneh-
mer anlässlich der Demonstration am 9.
März in Barsinghausen, ferner der Ver-
such von etwa 200 Angehörigen des
autonomen Spektrums im Rahmen
einer fast ausschließlich von demokrati-
schen Organisationen getragenen
Demonstration am 1. Mai in Göttingen,
in Kleingruppentaktik zum rechtsex-
tremistischen Aufzug durchzubrechen,
um diesen anzugreifen sowie die
Übergriffe von Mitgliedern der örtli-
chen autonomen Szene am 23. März 
in Osnabrück auf einen NPD-Informa-
tionsstand.

Die Häufung rechtsextremistischer
Aktivitäten führte in der Region Han-
nover zu einem Anstieg des linksextre-
mistischen Unterstützerpotenzials. In
einem in einer Hannoverschen Szene-
zeitschrift veröffentlichten Interview
äußerte sich ein Vertreter der im Som-
mer 2001 neu gegründeten Antifa
Wennigsen zu den politischen Zielen
der Gruppierung:

„Wir wollen uns mit einem anti-
faschistischen Schwerpunkt engagie-
ren. Wir wollen die Faschos bekämp-
fen und dafür sorgen, dass die Welt
besser wird. Die meisten hier sehen
eine antifaschistische Lösung nur in
der radikalen Umstürzung der Ver-
hältnisse. Es werden also überwie-
gend klare antikapitalistische Positio-
nen vertreten.“
(vers beaux temps, Nr. 2, Ausgabe
Mai 2002)

Die weniger an komplexen linksextre-
mistischen Theorien, sondern vielmehr
an konkreten lebensweltbezogenen
Aktionen orientierten Antifa-Aktivitä-
ten bieten Jugendlichen einen Einstieg
in linksextremistische Zusammenhänge.
Vor diesem Hintergrund ist auch das
erstmalige Auftreten der Hannover-
schen Jugendantifa Schwarze Strolche
im Sommer 2002 zu sehen. Gemeinsam
mit der ebenfalls erst im Frühjahr 2001
gegründeten AAH und vermutlich
unter deren Anleitung, führte sie
regelmäßige Antifa Info Abende mit
Film- und Vortragsveranstaltungen
zum Thema Antifaschismus im Unab-
hängigen Jugendzentrum Kornstraße
in Hannover durch. 

Eine ähnliche „Nachwuchsförderung“
ist aus Göttingen bekannt, wo die Anti-
faschistische Jugend Göttingen (AJG)
von der AA(M) unterstützt wird. In der
niedersächsischen Hochburg autono-
mer Bestrebungen ist insgesamt eher
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ein Rückgang von Aktionen mit links-
extremistischem Hintergrund zu ver-
zeichnen. In einem im September in
der EinSatz! veröffentlichten Beitrag
beschreibt die AA(M) zutreffend den
desolaten Zustand der radikalen Göt-
tinger Linken. Dieser lasse sich nicht
nur an der Mobilisierungsschwäche
ablesen, auch konzeptionell lasse sich
keine schlüssige Strategie erkennen.
Als Strategie biete sich aus Sicht der
AA(M) an, den Widerstand von dem
unmittelbaren Geschehen zu lösen,
und statt des oft erfolglosen Versuches,
die Rechtsextremisten direkt anzuge-
hen, vielmehr die polizeilichen Maß-
nahmen zu behindern. Die Aktivisten
wären zur klaren Auseinandersetzung
mit dem Staat genötigt und das eigent-
liche gesellschaftliche Problem, die
Überwindung kapitalistischer Verhält-
nisse, öffentlich benannt.

Während sich AA(M) und AAH zu-
sätzlich um die Vermittlung ihrer extre-
mistischen Positionen in Publikationen
und Flugblättern bemühten, waren die
Bestrebungen anderer autonomer
Gruppierungen z. B. in Oldenburg oder
Osnabrück eher aktionistisch geprägt,
wie z. B. die Aktionen, die sich gegen
Wahlkampfveranstaltungen anlässlich
der Bundestagswahlen am 22. Septem-
ber richteten. Unter dem Schlagwort
„Kriegstreiberei“ wurde der Partei
Bündnis 90/Die Grünen vorgeworfen,
ihre ursprünglich pazifistische Grund-
haltung zugunsten der Sicherung von
Macht- und Einflusssphären aufgege-
ben zu haben. In Lüneburg, Olden-
burg, Hannover und Göttingen kam es
zu Störaktionen insbesondere gegen
Auftritte des Bundesaußenministers im
Rahmen von Wahlkampfveranstaltun-
gen. Bei den Aktionen in Hannover
und Göttingen am 9. und 10. August
wurde die generelle Systemgegner-

schaft der Autonomen deutlich, indem
die Anerkennung des „politischen
Systems“ durch die Regierungsbeteili-
gung der Grünen („Unterwerfung
unter die westlich-kapitalistische Ord-
nung“) kritisiert wurde. So führte die
AAH in einem Flugblatt aus:

„Es gibt keine Schubladen ‚Gut' und
‚Böse', es gibt nur einen Kapitalis-
mus, der abgeschafft werden muss,
um letztlich Kriege und Unterdrü-
ckungsformen jeglicher Art zu ver-
hindern! Unsere Perspektive ist die
Überwindung der kapitalistischen
Verhältnisse. Als unbestimmte, aber
einzige Perspektive, die ein Ende der
Gewalt verspricht!“

Nach Auffassung der AA(M) sei es er-
forderlich, sich in Konfrontation mit
den Grünen zu begeben und den Dia-
log zu verweigern, weil sich die Grünen
bereits seit deren Eintritt in die Par-
lamente jenseits der radikalen Bewe-
gung befänden:

„War Wählen schon immer nur ein
Akt, in dem die Annahme des politi-
schen Systems zum Ausdruck ge-
bracht wurde und damit auch die
ökonomische Grundlage, auf dem es
basiert ... , scheinen bei dieser Wahl
fast alle Unterschiede zwischen den
Parteien gefallen zu sein.“
(Flugblatt der AA(M) „Wir haben
gewählt: Antikapitalismus globalisie-
ren!“) 

Die Aktionsfelder Antifaschismus und
Antirassismus stehen im ideologischen
Verständnis der Autonomen in einem
unmittelbaren Zusammenhang. Die
Ursachen für Rassismus werden gleich-
falls in der nach autonomem Verständ-
nis von Klassengegensätzen, Ausbeu-
tung und Unterdrückung geprägten
kapitalistischen Gesellschaft gesehen.
Dem demokratischen Rechtsstaat wird
hierbei vorgeworfen, durch seine ver-
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meintlich rassistische Grundausrichtung
rechtsextremistische Strukturen zu för-
dern. Die staatliche Ausländer- und
Asylpolitik wird als Ausgrenzungspoli-
tik diffamiert, die wiederum den Nähr-
boden für den bürgerlichen Rassismus
bilde. Im Zentrum autonomer Kritik
stand das von der Bundesregierung
verabschiedete Zuwanderungsgesetz,
das den Interessen der deutschen Wirt-
schaft geschuldet sei, die Einwande-
rungspolitik ausschließlich unter öko-
nomischen Verwertungskriterien
regele und gleichzeitig der Entrech-
tung und Abschreckung von Flücht-
lingen und Migranten diene. Der
ursprünglichen Aufgabe der Asylge-
währung – Gewährung von Schutz für
die in ihrem Heimatland politisch Ver-
folgten – komme der deutsche Staat
nicht mehr nach. 

Dieser Argumentation folgend be-
zeichnete die AAH in einem Flugblatt
zur Teilnahme an einer Demonstration
am 16. November in Algermissen49

unter dem Motto: „Deutsche Realitä-
ten angreifen! Rassismus bekämp-
fen!“ Rassismus als festen und gewoll-
ten Bestandteil der deutschen Gesell-
schaft:

„Im Zeichen marktstrategischer kapi-
talistischer Globalisierung, deren
Auswirkung die Verreicherung der 
1. Welt und die Verarmung der
sogenannten 3. Welt ist, wird über-
haupt Migration produziert. ... Wir
wollen keinen Zirkus des sogenann-
ten Aufstand der Anständigen ver-
anstalten. Es geht uns vielmehr
darum, Rassismus als eine Form der

Widerwärtigkeit der herrschenden
Politik zu entlarven. Es wird noch
hunderte Orte wie Algermissen ge-
ben, in denen ein rassistischer Mob
zuschlagen kann und Erfüllungs-
gehilfe des völkischen Mainstreams
sein wird. Grundsätzlich bedeutet
dies, den Kapitalismus im Ganzen, als
eine mörderische Form der Unterdrü-
ckung zu entlarven.“

Die über den Anlass des Protestes gegen
einen fremdenfeindlichen Übergriff
hinausgehende Aktion weist einmal
mehr auf den Symbolcharakter, der
dem Ort Algermissen von Linksextre-
misten zugewiesen wurde. In einem
Rundumschlag wird der Bevölkerung,
dem Staat sowie dem kapitalistischen
Wirtschaftssystem Rassismus als Beweg-
grund und Strukturmerkmal zuge-
schrieben. Obwohl keine Perspektive
für eine soziale Revolution existiere,

Linksextremismus 81

49 In Algermissen kam es am 31. August / 1. Sep-
tember im Rahmen eines Schützenfestes zu
fremdenfeindlich motivierten Übergriffen orts-
ansässiger Personen auf Bewohner einer Asyl-
bewerberunterkunft. 



müsse Solidarität mit den Flüchtlingen
gezeigt werden, um sie vor dem „Mob
von StammtischtäterInnen, Nazis und
Stadt“ zu beschützen. 

Im autonomen Verständnis bedeutet
Rassismus nicht nur die Benachteiligung
aufgrund biologischer Unterschiede,
vielmehr wird damit von ihnen der
Mechanismus der Ausgrenzung von
Minderheiten generell bezeichnet.
Bereits in einem Redebeitrag auf einer
Demonstration in Algermissen am 
14. September definierte die AAH Ras-
sismus als aus der Mitte der bürger-
lichen Gesellschaft kommend, als ein
sich verselbständigendes  „Ergebnis
kapitalistischer Logik“:

„Der Kapitalismus schult die Jagd der
‚Gemäßigten' auf solche Menschen,
die öffentlich durch Schwäche ge-
kennzeichnet sind. Marktwirtschaft-
liches Denken ist die Übertragung
der darwinistischen Auslese in der
Natur als Ordnungsvorstellung auf
die menschliche Gesellschaft. Im
Marktdenken ist Wahrheit gleich-
gesetzt mit dem legitimen Sieg des
Starken und dem genauso legitimen
Ruin des Schwachen im dauernden
Konkurrenzkampf. ... Das Losschla-
gen ist den Kindern des Kapitalismus
vom Marktgesetz eingeimpft wor-
den.“  

Zu den propagandistischen und agita-
torischen Schwerpunkten der Auto-
nomen in ihrem „Kampf gegen staatli-
chen Rassismus“ gehört der Widerstand
gegen die staatliche Asylrechtspraxis.
Als besonderen Ausweis rassistischer
Politik begreifen Autonome die Resi-
denzpflicht, die Flüchtlingen und Asyl-
bewerbern verbietet, ohne Geneh-
migung den ihnen von den Behörden
als Aufenthaltsbereich zugewiesenen
Landkreis zu verlassen. Nach autono-
mem Verständnis diene die Residenz-

pflicht nur der Kriminalisierung der
Asylsuchenden mit dem Ziel der er-
leichterten Ausweisung.

Wie auch bei den anderen autono-
men Aktionsfeldern versuchen autono-
me Gruppen, die weitgehend von
demokratischen Initiativen getragenen
Solidaritätskampagnen für Flüchtlinge
und Asylbewerber für ihre weiterge-
henden systemüberwindenden Ziele zu
nutzen. So wurden bei den Debatten
über die Residenzpflicht auf dem anti-
rassistischen Grenzcamp in Jena vom
12.–19. Juli, an dem sich neben Flücht-
lingsinitiativen auch Linksextremisten
beteiligten, die über den eigentlichen
Anlass der Solidaritätskampagne hin-
ausgehende generelle Systemgegner-
schaft deutlich. 

Den Schwerpunkt linksextremisti-
scher Proteste bildeten agitatorische
Auseinandersetzungen mit der als „ras-
sistisches Sonderrecht“ bezeichneten
Ausländergesetzgebung und die Kritik
an dem vermeintlich dem kapitalisti-
schen System immanenten Rassismus.
Dieser Argumentation bedient sich die
Jugend Antifa Aktion (JAA) aus Braun-
schweig in einem Flugblatt: Staat und
Kapital beurteilten Flüchtlinge erbar-
mungslos nach ihrem Nutzen für die
Wirtschaft und enttarnten so den Kapi-
talismus als ein System, in dem ein
Menschenleben nichts zähle. Es raube
den Menschen ihre Lebensgrundlage
und führe Kriege um eines reibungslo-
sen Kapitalflusses willen. Es reiche des-
halb nicht, nur gegen die rassistische
Behandlung von Flüchtlingen vorzuge-
hen: 

„Auch das dahinter stehende System
gilt es anzugreifen! Wer die Flucht-
ursachen bekämpfen will, muss das
imperialistische System bekämpfen.
Das bedeutet für uns, nicht auf die
Spaltungsversuche der kapitalisti-
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schen Propaganda reinzufallen,
sondern solidarisch mit allen ausge-
beuteten und unterdrückten Men-
schen in aller Welt für die klassenlose
Gesellschaft zu kämpfen.“
(„Rassistische Flüchtlingspolitik als
Konsequenz kapitalistischer Verwer-
tungslogik“, April 2002) 

Linksextremistische Einflussnahme auf
die Proteste gegen Globalisierung und
Neoliberalismus

Ein wichtiges Aktionsfeld von Linksex-
tremisten ist der Kampf gegen Globali-
sierung und Neoliberalismus. Seit den
militanten Ausschreitungen anlässlich
der WTO-Tagung im November 1999 in
Seattle bilden insbesondere Demons-
trationen gegen die weltweite Globali-
sierung den Kristallisationspunkt einer
sich weltweit formierenden heteroge-
nen Protestbewegung, die sich im Mini-
malkonsens gegen die behauptete welt-
umspannende Ausbreitung einer sozial
deregulierten Wirtschaftsordnung und
die dadurch bedingte Verschärfung der
Armut richtet. 

Die Proteste der sog. Anti-Globalisie-
rungsbewegung richten sich vornehm-
lich gegen Gipfelkonferenzen der
Europäischen Union (EU), des Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF), der
Welthandelsorganisation (WTO), des
Nordatlantikpakts (NATO) sowie gegen
die jährlichen Spitzentreffen der
Staats- und Regierungschefs der acht
wichtigsten Industrienationen (G8-Gip-
fel). Dabei gelten insbesondere die
führenden Industriestaaten sowie su-
pranationale Einrichtungen wie Welt-
bank und WTO als Sinnbild des welt-
weiten Kapitalismus. Tagungen dieser
Organisationen werden seit Seattle
weltweit von zum Teil gewalttätigen
Protestaktionen begleitet. 

Das Spektrum der Anti-Globalisie-
rungsbewegung stellt sich internatio-
nal als sehr heterogen dar und reicht
von autonomen Zusammenschlüssen
und Anarchisten über orthodoxe links-
extremistische Organisationen wie dem
trotzkistischen Linksruck-Netzwerk bis
hin zu demokratischen Organisationen.
Im öffentlichen Erscheinungsbild do-
minieren dabei die zahlenmäßig in der
Minderheit befindlichen militanten
Globalisierungsgegner mit ihren ge-
walttätigen Aktionen. 

Linksextremisten kritisieren im Rah-
men ihres Engagements insbesondere
die Dominanz eines wirtschaftlichen
Rationalitätsprozesses, dem politische
Entscheidungen untergeordnet seien
(Neoliberalismus). Diese politische
Bewertung, die bei der Mehrheit der
Demonstranten nicht mit einer Ableh-
nung des demokratischen Systems ver-
bunden ist, bietet linksextremistischen
Kapitalismuskritikern einen ideologi-
schen Ansatzpunkt zum Schulter-
schluss. Von der Mehrheit der Protest-
bewegung unterscheidet sie, dass sie
das politische System als von der Ver-
wertungslogik des Kapitals bestimmt
betrachten. Aus ihrer Sicht ist eine
ursächliche Bekämpfung des Neolibera-
lismus innerhalb dieses Systems – wie
es der gemäßigte Teil der Anti-Globali-
sierungsbewegung mit seiner system-
immanenten Kritik versucht – nicht
möglich. 

Orthodoxe Linksextremisten, wie die
Deutsche Kommunistische Partei (DKP)
und die trotzkistische Organisation
Linksruck, vertreten als Nahziel Forde-
rungen, die für sich betrachtet auch
von Demokraten unterstützt werden
können, nicht ohne jedoch ihr eigentli-
ches Fernziel, den Aufbau einer für die
grundlegende Umwälzung der herr-
schenden Verhältnisse erforderlichen
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Massenbewegung, aus den Augen zu
verlieren. In einer Erklärung zur Inter-
nationalen Konferenz der DKP vom 
28.–30. Juni bekennen sich die Teilneh-
mer offen zu ihrer selbst definierten
Rolle in der Anti-Globalisierungsbewe-
gung:

„Im Interesse der Erhaltung und des
Fortschritts der menschlichen Gesell-
schaft ist die Ablösung des Kapita-
lismus durch den Sozialismus erfor-
derlich. ... Die marxistische Linke ist
Partner bzw. Teil in der Bewegung
gegen kapitalistische Globalisierung.
Diese vereint unterschiedliche politi-
sche und soziale Kräfte, ... deren
Motivation ... aus den erlebbaren
Folgen imperialistischer Globalisie-
rung entstand. Aufgabe der Kommu-
nistinnen und Kommunisten und
ihrer Parteien ist es, als Bestandteil
dieser Bewegung zu wirken ... Dies
verlangt von kommunistischen und
der marxistischen Linken auch eine
neue Form der Zusammenarbeit ...
Für eine Zukunft jenseits des Kapita-
lismus: Sozialismus ist nötig und
möglich“.
(Unsere Zeit, 05.07.2002) 

In einem weiteren Beitrag in der selben
Ausgabe der Zeitung führt der Vorsit-
zende der DKP, Heinz STEHR, exempla-
risch die Gründe für das Engagement
und das Selbstverständnis orthodoxer
Linksextremisten in der Anti-Globalisie-
rungsbewegung auf. Der Stellenwert
der kommunistischen Parteien in der
Bewegung gegen die kapitalistische
Globalisierung ergebe sich aus den
Möglichkeiten der Nutzung ihrer auf
den Lehren von Marx, Engels und Lenin
basierenden wissenschaftlichen Welt-
anschauung:

„Die Bourgeoisie kann, gefangen in
ihren klassenegoistischen Interessen,
die Globalisierung nicht im Sinne der

Menschheit konstruktiv lösen. Dies
kann sich erst mit einer neuen Gesell-
schaftsordnung – dem Sozialismus –
vollziehen.“ 

Autonome und Anarchisten propagie-
ren im Rahmen ihrer Anti-Globalisie-
rungsproteste stets eine auf Konfron-
tation ausgerichtete, offene demokra-
tie- bzw. systemfeindliche Haltung, die
meist auch das öffentliche Bekenntnis
zur Gewaltanwendung einschließt. Bei
ihrer Kritik an der Globalisierung be-
tonen Autonome stets den systemüber-
windenden Ansatz und grenzen sich
von dem als „systemimmanent“ bzw.
reformistisch bezeichneten Teil der
Anti-Globalisierungsbewegung ab. Ins-
besondere durch die Teilnahme an den
Anti-Globalisierungsprotesten verdeut-
lichen militante Linksextremisten ihre
Strategie, sich an eine von einem brei-
ten gewaltfreien Bündnis getragene
Protestbewegung anzuschließen und
diese öffentlichkeitswirksam für die
Propagierung eigener Ziele zu instru-
mentalisieren. Hierin zeigt sich erneut
das Dilemma insbesondere der links-
extremistischen Autonomen, Themen-
felder nicht eigenständig besetzen zu
können. Der Themenkomplex Anti-
Globalisierung stellt für deutsche Links-
extremisten einen Ansatzpunkt bei der
Suche nach neuen Perspektiven und
zukünftigen Strategien dar. 

Spektakuläre öffentlichkeitswirksa-
me Aktionen sind seit den gewalttäti-
gen Anti-Globalisierungsprotesten
anlässlich des G8-Gipfels in Genua im
Juli 2001 rückläufig. Insbesondere
Autonome zeigten kein kontinuierli-
ches Engagement in Form längerfristig
organisierter Kampagnen. Proteste
gegen die EU-Gipfel im März in Barce-
lona und im Juni in Sevilla verliefen
vergleichsweise unauffällig. Die abneh-
mende Bereitschaft deutscher Autono-
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mer, an Anti-Globalisierungsprotesten
im Ausland teilzunehmen, kann als
kennzeichnend für die anhaltende
Mobilisierungsschwäche des autono-
men Spektrums gewertet werden. 

Die im Vorfeld der Protestaktionen
gegen die NATO-Sicherheitskonferenz
im Februar in München veröffentlich-
ten Aufrufe autonomer Gruppierungen
spiegeln die Hoffnungen militanter
Linksextremisten wieder. In einem
Internetaufruf des autonomen Anti-
Nato-Komitees München, der auch von
linksextremistischen Gruppen aus
Niedersachsen – der Gruppierung Schö-
ner Leben Göttingen sowie der Antifa-
schistischen Aktion Lüneburg/Uelzen –
unterstützt wurde, bezeichnen die Ver-
fasser die Sicherheitskonferenz als
„Allianz zwischen Kapital und Militär“,
der es nur um die Planung gegenwärti-
ger und zukünftiger Kriege und die
Entwicklung neuer milliardenschwerer
Rüstungsprogramme gehe. Die Ereig-
nisse der Anti-Globalisierungsproteste
in Seattle, Prag und Genua zeigten Per-
spektiven für einen neuen weltweiten
Widerstand auf. Ziel sei eine neue
internationale Bewegung, die radikale
Alternativen zu einer ökonomischen,
politischen und sozialen Weltordnung
darstelle, die auf Repression und Mili-
tärintervention setzt. Über den Globali-
sierungswiderstand hinausgehend
manifestiert sich in diesem Aufruf der
systemüberwindende Ansatz: 

„Für uns ist klar: Der Kapitalismus
lässt sich nicht ‚zivilisieren'. Die welt-
weite Ausbeutung und ihre Absiche-
rung durch Militär und Repression
sind zwei Seiten ein und derselben
Medaille – eines Systems, das sowohl
in Friedens- wie in Kriegszeiten über
Leichen geht. Die Antwort auf Kapi-
talismus und Krieg heißt soziale
Revolution weltweit! ... Wir rufen

auf zu massivem Widerstand!
Antikapitalismus globalisieren!
Kapitalismus abschaffen!“

In einem Aufruf zur Teilnahme am
„Internationalen Block“ auf der
Demonstration in München betont die
Göttinger Autonome Antifa (M) die
Notwendigkeit, die Anti-Globalisie-
rungsproteste inhaltlich auf Militär-
politik und deren Träger, die National-
staaten als Teil der „kapitalistischen
Ausbeutungs- und Unterdrückungs-
mechanismen“ auszudehnen. Es gelte,
die Kritik daran so zu artikulieren, dass
sie einen „linksradikalen“ Ausdruck
habe und nicht mehr als systemimma-
nent vereinnahmt werden könne. 

Ein anlässlich der „Global Action
Days“ am 28./29. Juni in Osnabrück 
– einer parallel zum G8-Gipfel in
Kanada durchgeführten Protestveran-
staltung – verbreitetes Plakat mit dem
Logo der Antifaschistischen Aktion und
der Abbildung eines vermummten
Demonstranten mit einer Steinschleu-
der in der Hand verdeutlicht das unmiss-
verständliche Bekenntnis Autonomer
zur Militanz gegenüber staatlichen
Organen im Rahmen von Anti-Globali-
sierungsprotesten:

„STEINE SIND KEINE ARGUMENTE.
STEINE SIND ERST ZÖGERNDE 
VERSUCHE UNS ZU ARTIKULIEREN, 
IN DER EINZIGEN SPRACHE, DIE SIE
VERSTEHEN.“

In einem im Juli veröffentlichten Grund-
satzpapier „Lotta continua! Der Kampf
geht weiter!“ thematisiert die AA(M)
die Krise des autonomen Teils der Anti-
Globalisierungsbewegung. Nach einer
längeren Zeit der Schwäche habe die
„Linke durch eindrucksvolle Events“ in
Genua zunächst ein neues Selbstbewusst-
sein gewonnen:

„Die Heterogenität innerhalb der
Bewegung machte zu diesem Zeit-
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punkt einen entscheidenden Teil
ihrer Stärke aus. Das Zusammen-
wirken von medienerprobten und
konsensfähigen Gruppen, telegenen
Aktionen der Tute Bianchi50 und
militanten Aktionen eines ‚black
bloc' entwickelte eine große Zug-
kraft innerhalb der Linken und er-
reichte eine ungekannte mediale
Aufmerksamkeit.“

Als einen Schwachpunkt bezeichnet die
AA(M) die immer wiederkehrende
Gewaltdiskussion innerhalb der Bewe-
gung. Die insbesondere von den
Medien vorangetriebene Spaltung der
Protestbewegung in friedliche Proteste
und Militante des „black bloc“ hätte
innerhalb der Linken zur Spaltung
geführt. Auch die Ausgrenzung der
autonomen Kräfte durch die reformis-
tische Linke habe eine gemeinsame
Mobilisierung der unterschiedlichen
Spektren verhindert.

Ungeachtet der gescheiterten Strate-
gien befürworten die Verfasser weiter-
hin unmissverständlich die Ausübung
von Gewalt im Rahmen ihrer Proteste:

„Die radikale Ablehnung des kapita-
listischen Systems und jeglicher Par-
tizipation an seinen jeweiligen Aus-
prägungen schließt dagegen ein
militantes Vorgehen gegen seine
VerwalterInnen mit ein. Militanz als
nicht zu vereinnehmender Ausdruck
des antikapitalistischen Widerstands

ist ein notwendiger Teil des Kampfes
ums Ganze.“

In ähnlicher Weise führt der in der Sep-
tember-Ausgabe der Göttinger Szene-
zeitschrift EinSatz! veröffentlichter,
ebenfalls der AA(M) zuzurechnender
Beitrag „Die unheimlichen Fälle des
‚black bloc'“ die derzeitige Krise der
Anti-Globalisierungsbewegung auf die
fehlende Vermittlung der militanten
Aktionen in Genua zurück, die zu einer
Zersplitterung der autonomen Kräfte
geführt habe. Die öffentliche Wirkung
der Anti-Globalisierungsproteste liege
für Autonome gerade in ihrer
Radikalität:

„Was für die Betätigung in der ‚Anti-
globalisierungsbewegung' sprach
war die teilweise Radikalität der
Kämpfe, die öffentliche Wirksamkeit,
deren internationaler Charakter und
die Stoßrichtung, die sich óhne
Umwege  ̀direkt gegen die Auswir-
kungen des kapitalistischen Verwer-
tungssystems bzw. gegen den Kapi-
talismus selbst richtete.“ 
(EinSatz!, Ausgabe September 2002)

Obwohl die in Genua erlebte Massen-
militanz ein spektakuläres Element in
der öffentlichen Berichterstattung
gewesen sei, vermittelten sich Inhalte
militanter Aktionen nicht von selbst,
sondern „mit der Auswahl des Ziels
und deren verantwortlicher und zielge-
richteter Umsetzung“. Lösungsansätze
sehen die Verfasser, die sich ausdrück-
lich von dem reformistischen Teil der
Protestbewegung distanzieren, nur in
einer zukünftigen gemeinsamen
Organisierung der Autonomen in einer
„Plattform links von ATTAC“.

Die Mobilisierungsschwäche der
Autonomen zeigte sich erneut an den
Protestdemonstrationen anlässlich des
Gipfeltreffens der EU-Regierungschefs
vom 13.–15. Dezember in Kopenhagen,
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die ohne nennenswerte Beteiligung
deutscher Autonomer insgesamt fried-
lich verliefen. In einem im November
im Internet veröffentlichten Aufruf der
AA(M) zur Teilnehme an den Protesten
in Kopenhagen wird der systemüber-
windende Ansatz der AA(M) deutlich,
die sich mit ihren Zielvorstellungen von
der Mehrheit der als „staatsfixierte Re-
former“ bezeichneten Globalisierungs-
kritiker distanziert:

„Die Zwänge der Verwertbarkeit
werden sich weiter zuspitzen, ebenso
wie die Repressionen gegen all die-
jenigen, die in kapitalistischer Logik
überflüssig geworden sind. ... Eine
Lösung dieser Probleme gibt es aber
nicht ohne, mit oder mit einer bes-
seren EU. Eine Lösung muss über den
europäischen Kontinent und den
Rahmen Kapitalismus hinausweisen.
Die einzige Lösung bleibt der Kampf
um die soziale Revolution weltweit.
Für den Kommunismus!“
(www.puk.de/aam/2002/kopenhagen/
index.htm)

Die im Berichtszeitraum in anderen
Szenepublikationen erschienenen Bei-
träge zur Anti-Globalisierungskampa-
gne enthalten demgegenüber kaum
eigene und differenzierte Positionsbe-
stimmungen niedersächsischer auto-
nomer Gruppierungen. Entsprechende
Beiträge beschränken sich auf Situa-
tionsbeschreibungen und „autonome
Augenzeugenberichte“ zu Globalisie-
rungsprotesten ohne jedoch – kennzei-
chnend für die anhaltende Schwäche
der autonomen Szene – neue Perspek-
tiven für einen zukünftigen Erfolg der
Bewegung zu entwickeln. 

Linksextremistische Einflussnahme auf
die Proteste gegen Kernenergie 

Bereits seit 1975 ist für das linksextre-
mistische Spektrum der Kampf gegen
die friedliche Nutzung der Kernenergie
ein zentrales politisches Aktionsfeld
und einer der Kristallisationspunkte
des militanten Widerstandes. In den
letzten Jahren konzentrierten sich die
Widerstandsaktionen nahezu aus-
schließlich auf Castor-Transporte in das
Zwischenlager Gorleben, das eine zen-
trale symbolische Bedeutung für die
Anti-Atom-Kraft-Bewegung erlangte.
Gemessen am gesamten Themenspek-
trum linksextremistischer Aktionen ver-
lor der Widerstand gegen Kernenergie
jedoch zunehmend an Bedeutung, was
sich nicht zuletzt in einer deutlichen
Mobilisierungsschwäche ausdrückte.
Nicht zuletzt durch den zwischen
Bundesregierung und Energieversor-
gern hergestellten Konsens zum Aus-
stieg aus der Nutzung der Kernenergie
geriet der linksextremistische Wider-
stand in ein erneutes Legitimations-
dilemma, das den zunehmenden Be-
deutungsverlust des Aktionsfeldes
Widerstand gegen Kernenergie noch
vertiefte.

An den Protesten gegen den Novem-
ber-Transport 2002 waren überwie-
gend nicht extremistische Gruppierun-
gen beteiligt, nur vereinzelt waren
linksextremistische bzw. linksextremi-
stisch-beeinflusste Organisationen ver-
treten. 

Die systemüberwindenden Zielvor-
stellungen der Linksextremisten im
Zusammenhang mit dem Atomausstieg
stellen jedoch weiterhin die politische
Ordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land in Frage. Ihrer Ideologie zufolge
bestimmt das „Verwertungsinteresse
des Kapitals“ das politische System der
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Bundesrepublik Deutschland und wird
nicht vom politischen Willen der Bevöl-
kerungsmehrheit getragen. Linksextre-
misten wollen die Systemlogik durch-
brechen und ein aus ihrer Sicht
ausschließlich von Kapitalinteressen
gesteuertes und „menschenverachten-
de Technologien“ hervorbringendes
System – als eigentliche Ursache der
herrschenden Ungerechtigkeiten –
revolutionär überwinden:

„Der Atomausstieg wird auf parla-
mentarischem Wege bestimmt nicht
realisiert ... Eine falsch verstandene
Gewaltfreiheit ist häufig der Kristal-
lisationspunkt, an dem sich zeigt, ob
jemand sich offen im Widerspruch zu
den Verhältnissen befindet oder die
Anti-Atom-Bewegung wieder in den
parlamentarisch-demokratisch geord-
neten Staat zurückführen will. ...
Castor-Blockaden sind auch Ausdruck
von Widerstand gegen staatliche
Gewalt. Wir meckern nicht nur eben
mal über dies und das an der Atom-
politik der Bundesregierung, sondern
lehnen die kapitalistische Logik ...
fundamental ab ...“
(Anti Atom Aktuell, Nr. 135, Nov.
2002, Artikel „Atomkraft läßt uns
keine Wahl!“)

Die abnehmende Bedeutung des The-
menfeldes Widerstand gegen Kern-
energie und die überregionale Mobi-
lisierungsschwäche zeigte sich erneut
in der von der Anti-AKW-Bewegung
für das Jahr 2002 ins Leben gerufenen
„Trainstopping-Kampagne 2002“, die
weder in der linksextremistischen
Szene noch in der Bevölkerung auf die
erhoffte Resonanz stieß. Bei den im
Rahmen der Kampagne vereinzelt
durchgeführten Blockaden der Castor-
Transporte in die Wiederaufarbeitungs-
anlagen Sellafield und La Hague sowie
bei der Kundgebung am 1. September

vor der ebenfalls als „Angriffspunkt“
bezeichneten Urananreichungsanlage
Gronau in Nordrhein-Westfalen betei-
ligten sich nur wenige Personen.

Dass der Anti-Atom-Kampf ungeach-
tet der geringen Teilnehmerzahlen und
des parallel dazu rückläufigen Ausma-
ßes an Militanz für militante Autono-
me weiterhin symbolhafte Bedeutung
für ihren über den eigentlichen Anlass
des Protestes gegen die Castor-Trans-
porte hinausgehenden grundlegenden
Systemwiderstand besitzt, verdeutlicht
ein in der INTERIM veröffentlichter Bei-
trag des Anti-Atom-Plenums Berlin:

„Wir wehren uns im Wendland nicht
nur gegen die Castor-Transporte,
sondern auch gegen ... die besteh-
enden Herrschaftsverhältnisse, die
sich in dieser Auseinandersetzung
widerspiegeln.“ 
(INTERIM, Nr. 558 vom 10. Oktober,
Anti-Atom-Plenum Berlin, Beitrag zur
Einrichtung einer „Widerstandsbau-
stelle/-werkstatt“ in Lüneburg)

Ein weiteres im Vorfeld des Castor-Trans-
portes von Autonomen in Göttingen
verteiltes Flugblatt stellt die Aktionen
ebenfalls in den Kontext einer revolu-
tionären Strategie. Der Kampf für eine
herrschaftsfreie Gesellschaft zeige sich
auch beim Widerstand gegen Atom-
transporte:

„Die Anti-Castor-Aktionen bieten
nicht nur die Möglichkeit, zahlreiche
unorganisierte Menschen für einen
emanzipatorischen, antikapitalisti-
schen Kampf zu begeistern, sie sind
auch Orte des Zusammentreffens ver-
schiedener politischer Strömungen
und Initiativen, die einen antirassis-
tischen und antisexistischen Grund-
konsens haben. ... Banden bilden und
subversive Pläne schmieden.“
(Flugblatt „Castor kommt!“, Oktober
2002)
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Die von den Konzepten der linksextre-
mistischen Graswurzelbewegung – wie
dem zivilen Ungehorsam sowie der
direkten gewaltfreien Aktion – gepräg-
te „Initiative X-tausendmal quer“ be-
teiligte sich wie in den Vorjahren an
der Mobilisierung zu Widerstandsaktio-
nen. In dem von Linksextremisten be-
triebenen Internetprojekt Indymedia
forderte die Initiative zu verschiedenen
Aktionen auf:

„ ... von der Mahnwache bis zur
Blockade, von der angemeldeten
Kundgebung bis zur Sabotage.“
(Erklärung von X-tausendmal quer,
„Castor nach Gorleben ab dem 
11. 11.“, vom 26. September 2002)

Die von Beginn an in die Anti-Atom-
Bewegung integrierte Graswurzel-
bewegung bezeichnet einen auf die
Gründung der Zeitschrift Graswurzel-
revolution im Jahr 1972 zurückreichen-
den hierarchieablehnenden anarchisti-
schen Personenzusammenschluss, der
für das politische Ziel der Errichtung
einer „herrschaftsfreien Gesellschaft“
eintritt. Die Ideologie der aus der Wie-
derbelebung der marxistischen Denk-
tradition in der 68er-Studentenbewe-
gung und der Neuentdeckung anarchi-
stischer Traditionen entstandenen
Graswurzelbewegung zielt darauf ab,
durch „Macht von unten alle Formen
von Herrschaft und Gewalt abzuschaf-
fen“. Die von ihr angestrebte „tiefgrei-
fende gesellschaftliche Umwälzung“
soll zur Überwindung von Hierarchien
und des Kapitalismus in Richtung auf
eine „basisdemokratische Gesellschaft“
mit einer selbstorganisierten Wirt-
schaftsordnung im Sinne eines „libertä-
ren Sozialismus“ führen: 

„(D)ie anarchistische Parlamentaris-
muskritik richtet sich jedoch gegen
die Zumutung überhaupt regiert zu
werden. Es geht dem Anarchismus

nicht um eine alternative Regierung,
sondern um Alternativen zur Regie-
rung. ... AnarchistInnen wollen eine
andere, wirklich freie Gesellschaft.“
(Beilage zur Graswurzelrevolution,
Nr. 271 „Keine Wahl!“, September
2002)

Das Verhältnis der anarchistischen
Graswurzelbewegung zur Gewaltfrage
ist ambivalent. „Gewalt gegen Men-
schen“ wird zwar strikt abgelehnt, in
Anlehnung an die „action directe“ 
des „libertären Sozialismus“ werden
jedoch Sachbeschädigungen und Sabo-
tageaktionen, wie sie auch im Zusam-
menhang mit den Castor-Transporten
praktiziert werden, unterstützt, so-
lange sie als politisches Mittel nützlich
und der Bevölkerung vermittelbar er-
scheinen:

„Direkte Aktion bedeutet permanen-
te Rebellion der Individuen gegen
alle Versuche der Entäußerung ihrer
Selbstbestimmungsfähigkeiten. Nicht
in der unpolitischen, fatalistischen
Abkehr, sondern nur im Kampf
gegen parlamentarische Herrschaft
und ihre Entscheidungen entwickelt
sich daher die anarchistische Alter-
native. ... Das massenhafte Erlernen
von individuellen Selbstbestim-
mungsfähigkeiten durch direkte
Aktion mündet unmittelbar in den
revolutionären Prozess der Gesell-
schaftsveränderung.“ 
(Beilage zur Graswurzelrevolution,
Nr. 271 „Keine Wahl!“, September
2002)

Der anarchistisch motivierte Widerstand
der Graswurzelrevolution verneint
auch weiterhin die Möglichkeit, durch
Umweltschutzmaßnahmen im Rahmen
der bestehenden politischen Ordnung
die zum Einsatz der Kernenergie
führende „kapitalistische Logik“ über-
winden zu können: 

Linksextremismus 89



„Daß der Kapitalismus als System
nicht besser wird, auch wenn es ein
grüner Kapitalismus ist, wird dabei
wohlweislich ausgeklammert. ... Die
ökologische Modernisierung des
Kapitalismus ist demnach nicht als
Schritt in die richtige Richtung
anzusehen, sondern als notwendiger
Schritt zur Herrschaftssicherung, zur
Aufrechterhaltung des kapitalisti-
schen Systems.“
(Gewaltfreier Anarchismus: Heraus-
forderungen und Perspektiven zur
Jahrhundertwende, Heidelberg 1999) 

Linksextremistische Einflussnahme auf
den Protest gegen den Castor-Transport

Vom 11. bis 14. November wurde der
Castor-Transport in das Zwischenlager
Gorleben durchgeführt. Wie im Vorjahr
unterstützten linksextremistische und
linksextremistisch beeinflusste Gruppie-
rungen wie die Deutsche Kommunisti-
sche Partei (DKP), die Initiative X-tau-
sendmal quer, Linksruck und das Anti-
Atom-Plenum Berlin im gesamten
Bundesgebiet Aufrufe zur Teilnahme
an der Auftaktkundgebung und den
sich anschließenden Veranstaltungen
im Wendland. 

Zur erstmalig am Erkundungsberg-
werk bei Gorleben durchgeführten
Auftaktkundgebung der Anti-AKW-
Bewegung kamen etwa 2.000 Teilneh-
mer. An den in den folgenden Tagen
durchgeführten Kundgebungen und
Aktionen beteiligten sich bis zu 1.500
Personen. Die für andere Städte in
Niedersachsen, wie z. B. Göttingen und
Hannover, geplanten Veranstaltungen
unter dem Motto „Unsere Bullen blei-
ben zu Hause“ erreichten nicht die
erwartete Resonanz. 

Der Versuch, thematisch anders aus-
gerichtete Protestbewegungen – wie

die Globalisierungskritiker – in die
Anti-AKW-Kampagne einzubinden,
brachte nicht den erhofften Erfolg.
Eine Verknüpfung der Themen Castor-
Transport und Anti-Globalisierungs-
kampf und eine koordinierte, bundes-
weite Zusammenarbeit gelang nicht.

Die Anzahl militanter Autonomer
aus dem gesamten Bundesgebiet, die
an den Protesten teilnahmen, blieb
nach einer bereits schleppend verlau-
fenen Mobilisierungsphase ebenfalls
hinter den Teilnehmerzahlen des ver-
gangenen Jahres zurück. Nicht zuletzt
aufgrund starker Polizeipräsenz, weit-
reichender Demonstrationsverbote
sowie des geringen Rückhalts in nicht-
extremistischen Gruppen kam es kaum
zu strafbaren Aktionen des militanten
autonomen Spektrums. Einbetonie-
rungsaktionen – wie im März 2001 –
konnten durch das rechtzeitige Entfer-
nen eines von militanten Castor-Geg-
nern entsprechend vorbereiteten
Betonblocks verhindert werden. Le-
diglich vereinzelte Ankettaktionen
und Gleisblockaden bei Mannheim,
Dörverden sowie auf der Strecke
Lüneburg-Dannenberg bei Leitstade
führten dazu, dass der Transport ins-
gesamt mehrere Stunden verzögert
wurde. Zu den registrierten Straftaten
in Niedersachsen gehörten darüber
hinaus das Blockieren und Unterhöh-
len von Gleisanlagen und Straßen, das
Errichten z. T. brennender Barrikaden
sowie das Entfernen von Schwellen-
schrauben.

Parallel zur erkennbaren Mobilisie-
rungsschwäche war auch die Zahl mili-
tanter Aktionen stark rückläufig. Eben-
falls wurden weniger Demonstrations-
teilnehmer aufgrund von Straftaten
festgenommenen. Die Zahl der Ermitt-
lungsverfahren gingen im Vergleich
zum Vorjahr stark zurück.
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Linksextremistischer Protest gegen
Castor-Transporte wird auch in Zukunft
abnehmen. Künftig werden sich die
Proteste „vor Ort“ mit großer Wahr-
scheinlichkeit auf die regional eingebun-
denen Gruppierungen konzentrieren.

Kommunistische Plattform
der PDS (KPF)

Die Kommunistische Plattform sieht
sich in der Tradition der kommunisti-
schen deutschen Arbeiterbewegung
und beansprucht für sich, die sozialisti-
sche Identität der PDS zu wahren. Ihr
Ziel ist es, Reformbestrebungen hin zu
einer „Sozialdemokratisierung“ der
Mutterpartei entschieden entgegen zu
wirken. Die KPF, die mit ihren ideologi-
schen Vorstellungen vor allem die
überalterte, in DDR-Nostalgie verhaf-
tete Parteibasis anspricht, verfügt bei
bundesweit etwa 1.500 Mitgliedern
über Strukturen in fast allen Bundes-
ländern. Die Positionen der KPF sind
nach wie vor Bestandteil der politi-
schen und programmatischen Band-
breite der sich selbst als Strömungspar-
tei verstehenden PDS.

In einer Selbstdarstellung der etwa
20 Personen umfassenden KPF Nieder-
sachsen wird das Selbstverständnis
eines kommunistischen Korrektivs der
PDS deutlich. Dem als „Globalisierung“
getarnten Imperialismus gelte es, mit
sozialistischer Politik konsequent ent-
gegen zu treten: 

„(Es ist) für uns unverzichtbar, sich als
KommunistInnen innerhalb der PDS
zu engagieren, in die Debatte ein-
zubringen und konsequent ein mar-
xistisch fundiertes Gesellschaftsbild
zu vertreten. Auch in Niedersachsen
bietet die KPF KommunistInnen ein
solches Forum, um innerhalb der PDS

gemeinsam zu agieren und revolu-
tionäre sozialistische Strategien zu
erarbeiten.“
(Flugblatt: „Sozialismus oder
Barbarei“, 2002)

Dem Bundeskoordinierungsrat als
Leitungsgremium der KPF gehört mit
der Hannoveranerin Monika WIND-
HORN ein Mitglied des Sprecherrates
der KPF Niedersachsen an. In den vom
Bundeskoordinierungsrat monatlich in
einer Auflage von 1.450 Exemplaren
herausgegebenen Mitteilungen der
Kommunistischen Plattform publiziert
auch die KPF Niedersachsen. So be-
gründet der KPF-Aktivist und ehema-
lige Kreisvorsitzende der PDS Hanno-
ver, Frank JAESCHKE, in einem Beitrag
über eine Ende Januar in Braunschweig
durchgeführte Veranstaltung „Koalie-
ren oder Opponieren“ seine ablehnen-
de Haltung zur Frage der Regierungs-
beteiligung der PDS mit klassenkämp-
ferischen und systemüberwindenden
Positionen: 

„Mandate sind nicht Mittel zur Ver-
größerung des politischen Einflusses,
sondern einzig und allein Mittel zur
Vorbereitung der gesellschaftlichen
Umwälzung in fester Zusammen-
arbeit mit außerparlamentarischen
Bewegungen. Die revolutionäre
Hoffnung in der sozialistischen Be-
wegung liegt nicht in der Mandats-
gewinnung, sondern vielmehr in der
Mobilisationsfähigkeit der Massen.“
(Mitteilungen der KPF, Heft 3/2002)

Kernstück der gesellschaftlichen Aus-
einandersetzung bleibe der unversöhn-
liche Widerspruch zwischen Kapital
und Arbeit. Ein Klassenbewusstsein im
Sinne von Marx' beschreibt JAESCHKE
als unverzichtbar zur Überwindung
kapitalistischer Strukturen:

„(Wir wissen) wer unten ... ist. Es ist
immer noch das Proletariat ... Und,
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gemäß unseres sozialistischen Stand-
punktes wissen wir auch, wer oben
ist. Oben ist immer noch die Bour-
geoisie und ihre HelferInnen. Und,
Oben beutet Unten aus ... Seit Marx
weiß das jede Sozialistin und jeder
Sozialist und seit Karl Liebknecht und
Rosa Luxemburg wissen wir auch,
wozu wir parlamentarische Mandate
nutzen müssen: Um den Schritt zur
qualitativen Gesellschaftsverände-
rung zum Sozialismus vorzubereiten,
indem wir dem antikapitalistischen
Widerstand eine Stimme geben.“    
(Mitteilungen der KPF, Heft 2/2002)

Die KPF ging aus dem PDS-Parteitag 
in Gera vom 12./13.Oktober gestärkt
hervor. Eine weitere Anbindung an 
die PDS, ohne die der Plattform ein
Nischendasein fernab jeder öffentli-
chen Aufmerksamkeit drohte, scheint
gesichert. So begrüßte die KPF Hanno-

ver in einer Stellungnahme die Ausrich-
tung des neuen Parteivorstandes, der
der PDS wieder ein unverwechselbares
Profil als einer den außerparlamenta-
rischen Kampf verstärkenden sozialisti-
schen Partei geben könne.

Die bis Anfang November von der
KPF Hannover zweimonatlich in einer
Auflage von rund 600 Exemplaren her-
ausgegebene „Zeitschrift für Sozialis-
mus und Frieden, offen-siv“, hatte
trotz offenkundiger Nähe zu den ideo-
logischen Positionen der KPF in der
Vergangenheit stets Wert darauf ge-
legt, hinsichtlich der inhaltlichen Ge-
staltung weder von der KPF noch von
der als reformistisch bezeichneten Mut-
terpartei abhängig zu sein. Die allein
aus den ehemaligen KPF-Funktionären
Frank FLEGEL und Anna C. HEINRICH
bestehende Redaktion setzt diese Linie
fort. Im November kündigte die KPF
Hannover die Herausgeberschaft
wegen inhaltlicher Differenzen fristlos.
Die Zeitschrift erschien daraufhin als
„Notausgabe“ in der Herausgeber-
schaft FLEGELs.

Offen-siv bietet auch stalinistischen
Positionen ein Forum. Eine Autorin
benennt in einem Beitrag als Ursache
für den „Anti-Stalinismus“ vor allem
die auf „Geschichtslügen“ beruhende
überhöhte Zahl an Todesopfern der
„Säuberungen“ während der Ära Sta-
lins. Die Autorin rechtfertigt dabei
auch die Ermordung politischer Geg-
ner:

„Tatsächlich war und ist die Bekämp-
fung der Konterrevolution die zen-
trale Klassenfrage, die Machtfrage
der proletarischen Revolution, die
Frage von Sein oder Nichtsein einer
sozialistischen Gesellschaft. Sie ist
mithin keine moralische Frage, zumal
eine Revolution der denkbar ungüns-
tigste Zeitpunkt ist, metaphysische
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Überlegungen über den Wert eines
Menschenlebens anzustellen. Das
mag zynisch klingen, ist darum aber
weder weniger wahr noch wirklich:
Der Imperialismus tötet täglich in der
Dimension von Millionen; kein Mittel
darf daher gescheut werden, diese
Mordmaschinerie WIRKSAM außer
Kraft zu setzen – damit die Mensch-
heit endlich ihre Geschichte selbst in
die Hand nehmen kann und alsbald
KEINE Opfer mehr zu zählen sind.“
(offen-siv, Heft 7/2002)

Ziel der sich selbst als „klar antirevisio-
nistisch“51 bezeichnenden Publikation
ist es, einem der PDS unterstellten
Reformkurs und einer damit einher-
gehenden revisionistischen Abkehr
vom „wissenschaftlichen Sozialismus“
sowie einer Anpassung an das System
entgegen zu wirken.

Langfristig strebt FLEGEL die Grün-
dung einer einheitlichen antirevisioni-
stischen Kommunistischen Partei an.
Unterstützung findet er bei der Berli-

ner Monatsschrift RotFuchs52. Ihr Chef-
redakteur Klaus STEINIGER bezeichnete
in der Ausgabe März 2002 die Grün-
dung einer solchen Kommunistischen
Partei als „historischen Imperativ“. In
einem Leserbrief an die offen-siv for-
dert ein sich selbst als „junger Revolu-
tionär auf den Spuren von Lenin, Che
und Mao“ bezeichnender Hannovera-
ner zur notwendigen Einheit aller anti-
revisionistischen Kräfte auf:

„Mit KPD und MLPD, mit RotFuchs
und offen-siv ... hat die revolutionäre
fortschrittliche Menschheit starke
Kräfte in der BRD! Mögen sie ge-
trennt marschieren und trotz alle-
dem gemeinsam zu kämpfen anfan-
gen für unser Ziel, die revolutionäre
Diktatur des Proletariats in Deutsch-
land, Europa, in der Ganzen Welt! ...
Deshalb: Ja zum aktiven organisier-
ten Kampf für Sozialismus und Frie-
den, für die wahre Demokratie die
kein Volksbetrug ist!“
(offen-siv, Heft 4/2002)
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51 In historischer Perspektive knüpfen die
Antirevisionisten an den Revisionsstreit inner-
halb der deutschen Sozialdemokratie zur Zeit
des wilhelminischen Kaiserreiches an. Der
sozialdemokratische Theoretiker Eduard Bern-
stein, der als Begründer des Revisionismus gilt,
verwarf die bis dahin für die Sozialdemokratie
kennzeichnende Überzeugung der Notwendig-
keit einer politischen und sozialen Revolution
zugunsten eines reformorientierten, auf Gewalt-
verzicht basierenden Ansatzes: Mittels Reform-
arbeit, Demokratisierung und parlamentarisch-
er Gesetzestätigkeit sollten gesellschaftliche
Veränderungen herbeigeführt werden. Für
deutsche Kommunisten symbolisiert Bernstein,
der persönliche Kontakte zu Marx und Engels
unterhielt, die Abkehr der Sozialdemokratie vom
wissenschaftlichen Sozialismus und damit die
Anpassung an das System. Die DDR-Geschichts-
schreibung verurteilte Bernstein als „extremen
Opportunisten, der nach Engels Tod den Marxis-
mus zu revidieren versuchte“. 

52 Die 1998 als Zeitung der DKP-Gruppe Berlin-
Nordost gegründete Publikation RotFuchs
spricht mit ihrer DDR-Apologetik ehemalige
SED-Kader an. So wird in der Liste des „Auto-
renkreises“ noch immer der im vergangenen
Jahr verstorbene Moderator der vom DDR-
Fernsehen ausgestrahlten hetzerischen Pro-
pagandasendung „Der schwarze Kanal“ Karl-
Eduard von SCHNITZLER aufgeführt. Die
Zeitung erreicht nach eigenen Angaben
„Tausende Mitglieder der DKP, der KPD und
der PDS“ und stehe „gegen alles, was die Ein-
heit von Kommunisten und Sozialisten“
behindere.



Der Ursprung der RH geht auf die in
der Weimarer Republik gegründete
und von der KPD dominierte Rote Hilfe
Deutschland (RHD) mit bis zu 1 Mio.
Mitgliedern zurück. Nach der Zerschla-
gung der Organisation durch die Natio-
nalsozialisten wurde die RHD von der
linksextremistischen KPD/ML 1975 wie-
der begründet und entwickelte sich bis
zum Ende der 80er Jahre von einem
kommunistisch geleiteten Verband zu
einer nach eigenen Angaben „partei-
unabhängigen, strömungsübergreifen-
den Schutz- und Solidaritätsorganisa-
tion“. 
Die seit 1986 als eingetragener Verein
fungierende Organisation ist in einen
Bundesvorstand, 35 selbstständige
Ortsgruppen sowie 17 Kontaktstellen
gegliedert. Niedersächsische Ortsgrup-
pen existieren in Braunschweig, Han-
nover und Buchholz, Kontaktadressen
bestehen in Hameln und Osnabrück.
Die mitgliederstärkste Ortsgruppe in
Göttingen ist gleichzeitig die drittgröß-
te im Bundesgebiet nach Berlin und
Hamburg. In Göttingen sind die Bun-
desgeschäftsstelle, die Redaktion des
Vereinsorgans Die Rote Hilfe und das
Rote Hilfe e. V. Archiv ansässig.
Darüber hinaus verfügt die RH in Kiel
über einen eigenen Literaturvertrieb,

der politische Schriften und Rechts-
hilfebroschüren für Demonstranten
anbietet.

Der überparteiliche linksextremisti-
sche Charakter der RH dokumentiert
sich in ihrer Mitgliederstruktur. Neben
Angehörigen der DKP gehören ihr
auch militante Autonome und Anarchis-
ten an. Die Anzahl der Mitglieder ist 
im Jahr 2002 landesweit konstant
geblieben. Die Bedeutung der Roten
Hilfe für das linksextremistische Spek-
trum liegt weniger im ideologischen
Bereich als in ihrer Klammerfunktion
über Organisationsgrenzen hinweg bei
der Vermittlung linker Solidarität.
Dabei stellt der Bezug auf die kommu-
nistische Tradition und das bereits
durch die Namensgebung signalisierte
Anknüpfen an die Frühphase der kom-
munistischen Bewegung einen Mini-
malkonsens dar. 

Ihre Hauptaufgabe sieht die RH im
Kampf gegen „staatliche Repression“,
sie gewährt indem sie präventiv Rechts-
hilfe für geplante politische Aktionen,
vermittelt Szeneangehörigen Anwälte,
leistet Beihilfe zu Prozesskosten und
Geldstrafen und betreut im Falle der
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe
von ihr so genannte politische Gefan-
genen. Damit erhält sie auch den
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Zusammenhalt der Häftlinge mit der
linksextremistischen Szene. Nach ihrem
Selbstverständnis stellt jede einzelne
Unterstützung einen „Beitrag zur Stär-
kung der linken Bewegung“ dar, da
Strafandrohungen im Vertrauen auf
eine leistungsfähige Solidaritätsorgani-
sation ihren abschreckenden Charakter
verlieren. 

Die RH finanziert sich über Mitglieds-
beiträge und zahlreiche Spendenkon-
ten, deren Zweckbestimmungen das
weite Spektrum des Engagements
widerspiegeln. Nach wie vor verwaltet
die RH Ortsgruppe Göttingen ein Kon-
to „CASTOR“, aus dem die so genann-
ten Repressionskosten von Anti-Atom-
Aktivisten bestritten werden. Weitere
Spendenkonten werden u. a. für Glo-
balisierungsgegner („Prag 2000“,
„Genua 2001“), „RAF-Gefangene“ oder
für „Antifaschisten“ unterhalten.

Politische Öffentlichkeitsarbeit leistet
die RH mit ihrer drei bis vier mal jähr-
lich erscheinenden Mitgliederzeitschrift
Die Rote Hilfe. Die jeweiligen Schwer-
punktthemen der als „Antirepressions-
Magazin“ bezeichneten Zeitschrift
spiegeln gleichzeitig auch autonome
Themenfelder wider. So wird in dem
Beitrag „Auf dem Weg zur Überpoli-
zei“ der Ausgabe 1/2002 der BGS als
Repressionsorgan diffamiert. Seit sei-
ner Gründung 1951 als „Schutztruppe
für die Ostgrenze“ („Bürgerkriegsar-
mee des Kalten Krieges“) sei der BGS
als „Bundespolizei ... gegen soziale
Protestbewegungen und radikale Oppo-
sition“ eingesetzt worden. Aktuell stel-
le der BGS eine grenzenlos agierende
„omnipotente Superpolizei“ mit ge-
heimdienstlichen Befugnissen dar, die
einen großen Teil ihrer Ressourcen auf
die „Jagd auf Flüchtlinge“ richte. In
dem Beitrag „Schotten Dicht“ in der-
selben Ausgabe wird der BGS als aus-

führendes Organ staatlicher Menschen-
rechtsverletzungen beschrieben:

„Abschotten und Ausgrenzen lautet
die Devise. Seit der faktischen
Abschaffung des Asylrechts ... sind
Flüchtlinge in der BRD rechtlose
Menschen. ... Deutsche Flüchtlings-
politik ist Politik, die Tote in Kauf
nimmt, um ‚illegale Einwanderun-
gen' zu verhindern. ... Ausführendes
Organ dieser Politik ist der BGS.“
(Die Rote Hilfe, Nr. 1/2002)

Die Kennzeichnung von Institutionen
der Bundesrepublik Deutschland als
Repressionsapparat bildet eine Kon-
stante in der Berichterstattung der
Roten Hilfe, so auch in dem in der Aus-
gabe 2-3/2002 mit dem Schwerpunkt-
thema „Arbeit-Repression-Profit“ er-
schienenen Beitrag „Den Kopf hinhal-
ten“:

„Es geht hier nicht darum, sich über
einen repressiven Staat und dessen
Behörden zu beklagen, denn Unter-
drückung liegt in der Eigenschaft
dieser Institution.“
(Die Rote Hilfe, Nr. 2-3/2002)

Der mittlerweile zum siebten Mal
gemeinsam mit der linksextremistischen,
antiimperialistisch ausgerichteten Ini-
tiative Libertad! initiierte Aktionstag
der Solidarität mit den politischen
Gefangenen und von staatlicher Re-
pression Betroffenen am 18. März53

war geprägt von der Auseinanderset-
zung mit den infolge der Terroran-
schläge vom 11. September 2001 ver-
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53 Die kommunistische Arbeiterbewegung beging
den 18. März während der Weimarer Republik
zunächst als Gedenktag an die Pariser Kom-
mune, bevor die RHD den 18. März bereits
damals in den Rang eines internationalen
Aktionstages für politische Gefangene erhob.
Das Anknüpfen belegt, dass sich die Rote Hilfe
in der Tradition der frühen kommunistischen
Bewegung sieht.



abschiedeten Antiterrorgesetzen.
Durch die damit einhergehende Ein-
schränkung demokratischer Bürger-
rechte und der Stärkung des Staates
und seiner Vollzugsorgane habe sich
die Situation von verfolgten Menschen
weltweit verschärft. In einer Presseer-
klärung des Bundesvorstands der RH
anlässlich des Tages der politischen Ge-
fangenen wird die neue restriktivere
Sicherheitspolitik kritisiert, die in erster
Linie dazu diene, jeglichen regimekriti-
schen Protest zu unterdrücken:

„Die bürgerlich kapitalistischen
Repräsentativdemokratien der so
genannten ‚zivilisierten westlichen
Welt' sind mit Hilfe von ... Bedroh-
ungsszenarien ... dazu übergegan-
gen, den auf die geostrategische
Tagesordnung gesetzten ‚Krieg
gegen den Terrorismus' in ein ‚welt-
innenpolitisches' Unterdrückungs-
instrumentarium zu transformieren.
Damit lässt sich in Zukunft jede
gesellschaftliche Auseinanderset-
zung, jedes Eintreten für emanzipa-
torische Ziele, jede Form sozialen
und politischen Widerstands als
‚terroristischer Akt' darstellen, dem
mit allen staatsrepressiven Mitteln
entgegengetreten werden muss.“
(Presseerklärung des
Bundesvorstandes der Roten Hilfe
vom 14.03.2002)

In Niedersachsen fand der Aufruf zur
Beteiligung an diesem Aktionstag nur
in Osterholz-Scharmbeck Resonanz, wo
in der Nacht zum 18. März ein Trans-
parent mit den Worten „Freiheit stirbt
mit Sicherheit“ vor dem Eingang des
Amtsgerichts aufgespannt wurde.

Der gemeinsam von der RH und der
in die Öffentlichkeitsarbeit der Arbei-
terpartei Kurdistans (PKK) eingebunde-
nen Föderation kurdischer Vereine
YEK-KOM gegründete Rechtshilfefonds

AZADI widmete sich in erster Linie der
Unterstützung von zahlreichen Perso-
nen zumeist kurdischer Abstammung,
die wegen Mitgliedschaft in der PKK
angeklagt waren. Im Juli gaben AZADI
und die Antifaschistische Aktion Lüne-
burg/Uelzen eine Solidaritätserklärung
für einen von einer Hausdurchsuchung
betroffenen Aktivisten der Kurdistan
Solidarität Uelzen heraus. 
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Die von früheren Funktionären der
1956 vom Bundesverfassungsgericht
verbotenen Kommunistischen Partei
Deutschlands (KPD) im Jahr 1968 ge-
gründete Deutsche Kommunistische
Partei (DKP) hält unverändert an ihrer
dogmatischen  Auslegung des Marxis-
mus-Leninismus fest. Das revolutio-
näre Subjekt, die von der kommunisti-
schen Partei geführte und angeleitete
Arbeiterklasse, ist nach Auffassung
der DKP mit historischer Notwendig-
keit dazu bestimmt, das politische und
gesellschaftliche System zu überwin-
den. Die DKP strebt eine revolutionäre

Umgestaltung der Gesellschaft zum
Sozialismus als Vorstufe des Kommu-
nismus an. Die Partei wurde bis 1989
vor allem in ideologischer und finan-
zieller Hinsicht maßgeblich von der
damaligen SED der DDR beeinflusst
und angeleitet. Seit der Wiederver-
einigung hat die DKP neben dieser
finanziellen Unterstützung auch rund
80% ihrer Mitglieder verloren. Die 
seit einigen Jahren auf geringem
Niveau stagnierende bzw. 2002 ge-
ringfügig ansteigende Zahl der Partei-
mitglieder hat zu erheblichen Proble-
men bei der Finanzierung der Partei-
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Deutsche Kommunistische Partei (DKP)

Sitz

Bund: Essen

Niedersachsen: Hannover

Vorsitzende

Bund: Heinz STEHR

Niedersachsen: Detlef FRICKE

Mitglieder 2001 2002

Bund: 4.500 4.700

Niedersachsen: < 400 < 400

Publikationen

Bund: Unsere Zeit 
(wöchentlich, Auflage etwa 7.500)

Marxistische Blätter 
(zweimonatlich, Auflage etwa 2.500)

Niedersachsen: Hannoversches VolksBlatt, Die Rote Spindel, 
Pulverturm

Betriebszeitungen:

Roter Käfer (VW, Braunschweig)

KarlOS (Karmann, Osnabrück)



arbeit und der Herausgabe der Zeitung
geführt.

In der Ausgabe der UZ vom 23. Au-
gust richtete die Finanzkommission der
DKP einen dringenden Aufruf an alle
Gliederungen der Partei, den drohen-
den wirtschaftlichen Kollaps des „wich-
tigsten Wertpapiers“ der Partei abzu-
wenden. Durch die große Spendenbe-
reitschaft der Mitgliedschaft gelang es
der Partei, die UZ im Jahr 2002 vor der
Zahlungsunfähigkeit zu bewahren.

Die internationalistische Ausrichtung
der DKP spiegelt sich in der trotz an-
haltender finanzieller Krise fortgesetz-
ten Unterstützung von Solidaritätspro-
jekten mit dem sozialistischen Kuba
wider. Ausdruck fand diese internatio-
nalistische Ausrichtung in der von der
DKP unter dem Titel „Kapitalistische
Globalisierung – Alternativen – Gegen-
bewegungen – Rolle der Kommunistin-

nen und Kommunisten“ organisierten
internationalen Kongress Ende Juni in
Berlin, bei dem Vertreter kommunisti-
scher Parteien und Bewegungen aus 30
Ländern – darunter ein Vertreter aus
Kuba – zusammenkamen.

Der 16. Parteitag, der vom 30. No-
vember bis 1. Dezember in Düsseldorf
stattfand und Heinz STEHR als Partei-
vorsitzender bestätigte, brachte keine
programmatische Neuorientierung. Ins-
besondere die Diskussion um ein neues
Parteiprogramm wurde weitgehend
vermieden. Ein tragfähiger Kompro-
miss zwischen der Mehrheit der Partei
um STEHR, die wieder zu einer inter-
ventionsfähigen politischen Kraft wer-
den will, und der vorwiegend von ehe-
maligen SED-Kadern dominierten Min-
derheit, die auch um den Preis der
gesellschaftlichen Isolation die alte ide-
ologische Identität der DKP zu wahren
versucht, ist derzeit nicht in Sicht. Ins-
besondere die stalinistische Berliner
Parteigliederung „Nord-Ost“, zu deren
prominenten Mitgliedern auch der ver-
storbene Karl-Eduard von SCHNITZLER
zählte, verfügt mit der von ihr gegrün-
deten Zeitschrift RotFuchs über ein
weit verbreitetes Sprachrohr für ihre
dogmatischen Positionen. So wird in
der September-Ausgabe die DDR als
„größte Errungenschaft in der
Geschichte der deutschen Arbeiterklas-
se“ beschrieben. Aus der DKP-Bezirks-
organisation Niedersachsen sind
weiterhin Detlef FRICKE, Wolfgang
TEUBER (beide Hannover) sowie Uwe
FRITSCH (Braunschweig) im Vorstand
vertreten.

Der ideologische und programmati-
sche Richtungsstreit wird deutlich in
einem in der linksextremistischen
Monatsschrift Sozialistische Zeitung
(SoZ) veröffentlichten Interview mit
Heinz STEHR, in dem Abweichungen

98 Linksextremismus



von der „reinen Lehre“ des Marxismus/
Leninismus erkennbar werden. So for-
dert STEHR Oppositionsmöglichkeiten
im Sozialismus ein und spricht der Par-
tei einen Alleinvertretungsanspruch ab.
Die Partei sei kein Mittel zur Pflege von
Traditionen, sie müsse Mittel zum prak-
tischen Zweck sein. Die orthodoxe Min-
derheit in der Partei sieht jedoch in
jedem Veränderungsprozess eine nicht
akzeptable Abweichung vom Marxis-
mus-Leninismus. 

Ein Aufbrechen der programmati-
schen Erstarrung könnte nach Auffas-
sung der Mehrheit die Attraktivität der
Partei insbesondere bei Jüngeren erhö-
hen. Derzeit sind nur etwa 200 Mitglie-
der jünger als 30 Jahre. Rekrutierungs-
möglichkeiten sieht die DKP in der
Assoziation Marxistischer StudentIn-
nen54 (AMS) und in der Sozialistischen
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ), die
sie trotz formaler Unabhängigkeit als
Jugendorganisationen der Partei
betrachten. 

Vertreter sowohl der SDAJ als auch
der AMS sind im Parteivorstand vertre-
ten und nahmen am Parteitag der DKP
teil.

Einen thematischen Schwerpunkt der
SDAJ im Jahr 2002 bildete das Aktions-
feld Anti-Militarismus. In einer Anfang
des Jahres herausgegebenen Broschüre

konkretisiert sie ihre Forderungen nach
der Auflösung von Bundeswehr und
NATO. Militarismus und Krieg seien als
Repressionsinstrument zur Aufrechter-
haltung der bestehenden kapitalisti-
schen Eigentumsverhältnisse und der
Herrschaft der besitzenden Klasse
Wesensmerkmale des Imperialismus
und könnten nicht beseitigt werden,
ohne das System insgesamt in Frage
stellen. Die SDAJ propagiert insofern
als Systemalternative den Sozialismus:

„Denn wenn wir gegen den Militaris-
mus kämpfen, kämpfen wir gegen
das wichtigste Machtinstrument der
Herrschenden zur Durchsetzung ihrer
Interessen nach innen und außen. Da
der Krieg ein Ergebnis der grundle-
genden Eigenschaften des Kapitalis-
mus selbst ist, kann er nur in einer
anderen Gesellschaftsordnung über-
wunden werden. Der Kampf gegen
den Imperialismus ... muss daher der
Kampf für den Sozialismus sein ...“.
(„Kriege der Zukunft – Zukunft ohne
Kriege: Die Position der SDAJ gegen
den Deutschen Militarismus“)
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54 Ziel der 1997 im Rahmen der studentischen
Streikbewegung gegründeten Assoziation
Marxistischer StudentInnen (AMS) ist es, die
„revolutionäre Überwindung des kapitalisti-
schen Systems“ mit dem „Kampf um konkrete
Tagesforderungen“ zu verbinden. Sie sieht sich
„in der Tradition der sozialistisch und marxis-
tisch orientierten Studentenorganisationen der
siebziger und achtziger Jahre“, u. a. des MSB
Spartakus. Der AMS ist es bundesweit bisher
erst an wenigen Hochschulstandorten gelun-
gen, Strukturen zu etablieren. Der Wirkungs-
grad der niedersächsischen Gruppen in Hanno-
ver und Göttingen ist gering.



Marxistisch-Leninistische
Partei Deutschlands (MLPD)

Die bundesweit rund 2.000 Mitglieder
starke MLPD mit Sitz in Gelsenkirchen
verfügt in Niedersachsen nur über
wenige Anhänger. Neben der Berufung
auf Theorien von Marx, Engels und
Lenin stützt sich die 1982 aus dem
Kommunistischen Arbeiterbund
Deutschlands hervorgegangene, sich
als „echte Arbeiterpartei“ verstehende
Organisation auf die Lehren von Stalin
und Mao Tsetung. Die stalinistische
Grundausrichtung der MLPD kommt
darin zum Ausdruck, dass sie den 
20. Parteitag der KPdSU im Jahre 1956,
auf dem Chruschtschow mit den Ver-
brechen Stalins abrechnete, als Verrat
am Sozialismus und der DDR brand-
markte. Der Sozialismus in China
wurde ihr zufolge nach dem Tod von
Mao Tsetung zerstört.

Das unverändert schablonenhafte revo-
lutionäre Fortschrittsdenken der vom
Anspruch her elitären und damit sek-
tiererischen MLPD verdeutlicht eine
Resolution des Programmparteitags
vom Dezember 1999, auf dem das bis
heute gültige Parteiprogramm verab-
schiedet wurde:

„Auf dem Weg zum Sozialismus
müssen viele neue qualitative Stufen
im Klassenkampf erreicht werden:
Der Übergang zur akut revolutio-
nären Situation, der Übergang zur
Partei der Massen und von der Partei
der Massen zur revolutionären Mas-
senpartei, der Übergang vom Kapi-
talismus zum Sozialismus, vom Sturz
der Diktatur der Monopole zur
Errichtung der Diktatur des Prole-
tariats.“ 

Auf dem Weg zur Massenpartei strebt
der Vorsitzende der MLPD, Stefan
ENGEL, bis zum VII. Parteitag im Jahr
2003 einen erheblichen Mitglieder-
zuwachs an. Zwar bestehe durch die
damit erweiterten Aufgaben die
Gefahr einer Überforderung der Par-
teikader, gleichwohl sei eine intensive
Schulung der Mitglieder auf der Basis
der proletarischen Denkweise weiter
erforderlich. In der Jugendarbeit55

müsse man sich insbesondere gegen
den Antiautoritarismus als Teil der
kleinbürgerlichen Denkweise richten,
der die Disziplin und Kampfkraft der
Jugend lähme und Egoismus, Indivi-
dualismus, zum Teil auch Vandalismus
und Selbstzerstörung erzeuge. Ohne
solche Erscheinungen zu bekämpfen,
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dentenverband“ gegründet. REBELL unterhält
die Kinderorganisation ROTFÜCHSE. 



sei Jugendarbeit als Massentaktik des
Parteiaufbaus nicht möglich.

Ihre Orientierung auf die Arbeiter-
klasse und die „Volksmassen“ verdeut-
lichte die Partei in einem Aufruf zum
Boykott der Wahlen zum Deutschen
Bundestag. Darin verlieh sie auch ihrer
ablehnenden Haltung gegenüber dem
Parlamentarismus Ausdruck:

„Es ist eine Lüge, dass die Massen mit
dem Stimmzettel Einfluss darauf
hätten, welche Politik gemacht wird.
Mit solchen kleinbürgerlichen-par-
lamentarischen Illusionen soll das
erwachende Klassenbewusstsein
zersetzt werden. Aber: Wenn etwas
die Welt verändern kann, dann nicht
Wahlen, sondern nur der Kampf der
Arbeiter und Volksmassen.“
(Rote Fahne, Wochenzeitung der
MLPD, vom 26. 07.2002)

Kommunistische Partei
Deutschlands (KPD)

Kommunistische Kleinorganisationen
beanspruchen seit jeher für ihre jewei-
lige Organisation, als legitime Avant-
garde der Arbeiterklasse zu firmieren.
In Niedersachsen ist als solche kommu-
nistische Kleinorganisation lediglich die
nach ihrem historischen Vorbild wieder
gegründete Kommunistische Partei
Deutschlands (KPD) mit Sitz in Berlin
aktiv. Bei der 1990 in Berlin gegrün-
deten KPD handelt es sich erklärter-
maßen nicht um eine direkte Nach-
folgeorganisation der nach Ende des 
2. Weltkrieges gegründeten und 1956
vom Bundesverfassungsgericht verbo-
tenen KPD. Vielmehr sieht sie sich in
der Tradition der ursprünglich 1918
von Karl Liebknecht und Rosa
Luxemburg begründeten, im Frühjahr
1933 von den Nationalsozialisten fak-

tisch aufgelösten und in die Illegalität
gezwungenen KPD. 

Die stalinistisch geprägte Partei, die
bundesweit über wenige hundert Mit-
glieder – vorwiegend in den ostdeut-
schen Bundesländern – verfügt, sieht
sich als einzige dazu berufen, die Rein-
heit der Lehre des Marxismus-Leninis-
mus zu bewahren. Die KPD propagiert
– wie ihr historisches Vorbild – die revo-
lutionäre Überwindung des kapitalisti-
schen Systems.  Das elitäre und avant-
gardistische Selbstverständnis der Partei
spiegelt sich in deren Programm wider: 

„Im Kampf gegen die Konterrevolu-
tion, gegen Abweichungen vom
Marxismus-Leninismus, gegen Par-
teischädlinge innerhalb der KPD, hat
die Partei einen solchen politisch-
ideologischen Reifegrad erreicht, der
sie befähigt, als einzige Partei in
Deutschland ein marxistisch-leninis-
tisches Programm für einen längeren
Kampfabschnitt der Arbeiterklasse ...
gegen kapitalistische Ausbeutung
und für den Sozialismus zu besitzen.“

Einem Beschluss ihres Parteitages vom
Dezember 2001 folgend, betrieb die
KPD im Jahr 2002 die Wiedergründung
des Kommunistischen Jugendverban-
des Deutschlands (KJVD). An der Seite
der KPD wolle der sich an die gleich-
namige Jugendorganisation der histori-
schen KPD der 20er und 30er Jahre
anlehnende Verband die „Eroberung
der politischen Macht durch die Arbei-
terklasse und ihrer Verbündeten auf
revolutionär-demokratischer Grund-
lage“ erstreiten. Publizistisch begleitet
die Partei ihren Jugendverband mit der
Herausgabe der Monatszeitung Der
Jungkommunist. Deren Chefredakteur
Achim CHURS – zugleich Mitglied des
Zentralkomitees der Partei in der Funk-
tion eines „Sekretärs für Agitation,
Propaganda und Bildung“ – steht dem
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mitgliederschwachen niedersächsischen
Landesverband der KPD vor. 

Die verfassungsfeindlichen Ziele der
Partei offenbart CHURS in einer bereits
2001 verbreiteten Flugschrift, in der er
formelhaft den einzigen Weg zum
Kommunismus über den Sozialismus
propagiert. Man habe erkannt, dass
dieses Ziel, „für das Millionen starben
und sterben, in dem Millionen bereits
lebten und leben“, niemals über Parla-
mente, sondern nur durch die „revolu-
tionäre Zerschlagung des herrschenden
Monopol- und Finanzkapitals“ erreicht
werden könne:

„Wir sind uns aber auch bewußt,
ohne daß die überwiegende Mehr-
heit der Arbeiterklasse hinter diesem
Ziel steht und dafür kämpft, der
Sozialismus und der Kommunismus,
diese bessere Gesellschaft, eben nur
ein Ziel bleibt. Nun, da diese Frage
klar ist, gilt es, das Bewußtsein der
Arbeiterklasse in ein revolutionäres
Bewußtsein zu entwickeln. Das ist
unsere wichtigste Aufgabe im ein-
undzwanzigsten Jahrhundert.“   

Linksruck

Die Gruppierung Linksruck, eine der
trotzkistischen Gruppen in der Bundes-
republik, strebt den Aufbau einer revo-
lutionär-kommunistischen Partei unter
Führung von Arbeiterräten an. Trotz-
kismus ist eine nach dem russischen
Kommunisten Leo Davidowitsch Bron-
stein, genannt Trotzki (1879-1940), be-
nannte marxistische Strömung. Trotzki,
nach Lenin einer der bedeutendsten
bolschewistischen Funktionäre wäh-
rend der russischen Oktoberrevolution
1917, rang nach Lenins Tod um dessen
Nachfolge, unterlag am Ende jedoch
Stalin. Endziel der trotzkistischen Lehre

ist die Errichtung einer kommunisti-
schen Gesellschaftsordnung. Die „Zer-
schlagung des bürgerlichen Staats-
apparates“, die Errichtung der „Dikta-
tur des Proletariats“ sind demnach
unabdingbare Voraussetzungen des
Aufbaus des Sozialismus. 
Der Trotzkismus weicht vom orthodo-
xen Marxismus-Leninismus vor allem
hinsichtlich der Revolutionstheorie und
der Parteilehre ab. Charakteristisch ist
auch die von trotzkistischen Gruppen
zeitweise angewendete Taktik des
„Entrismus“, der konspirativen Infiltra-
tion anderer Organisationen und Par-
teien durch trotzkistische Kader zum
Zwecke der Desorganisierung oder der
Erlangung der Kontrolle. Ein weiterer
wesentlicher Bestandteil des Trotzkis-
mus ist die Theorie der „Permanenten
Revolution“, d.h. die sozialistische Revo-
lution als permanenter Prozess unter
Führung von Arbeiter- und Fabrikräten.
Mit etwa 500 meist jüngeren Mitglie-
dern ist Linksruck weiterhin eine ver-
gleichsweise mobilisierungsfähige Orga-
nisation im linksextremistischen Spek-
trum. Ihren Zuwachs an Mitgliedern
seit Mitte der 90er Jahre verdankt Links-
ruck der erfolgreichen Werbung unter
Jugendlichen. Die hierarchische Struk-
tur der Organisation wird aufgrund
ihres jugendlichen und vorgeblich basis-
demokratischen Erscheinungsbildes
kaum wahrgenommen. Tatsächlich schart
sich eine große Zahl meist jüngerer Mit-
glieder um einen Kern länger dienen-
der und professioneller Kader, die jün-
gere Mitglieder in ihrer politischen
Arbeit anleiten. Von seinen Mitgliedern
verlangt Linksruck eine vollständige Un-
terordnung unter die zentralistische Füh-
rung durch die Berliner Bundesleitung.

Langfristig ist es Linksruck jedoch bis-
her nicht gelungen, die Vielzahl der In-
teressenten an sich zu binden. Im Jahr
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2002 hat die Organisation daher eine
erhebliche Zahl an Mitgliedern verlo-
ren.

Linksruck wird als deutsche Sektion
vom trotzkistischen Dachverband
„International Socialist Tendency“ (IS)56

mit Sitz in London gesteuert. In Nieder-
sachsen ist Linksruck mit nur zwei
Gruppen vertreten, Hannover bildet
hierbei den Aktionsschwerpunkt der
Gruppierung.

Allen Marxisten-Leninisten gemein
ist das Streben nach einer Systemüber-
windung mittels einer von der Arbei-
terklasse getragenen Revolution. Ein
Auszug aus den „Politischen Grundsät-
zen“, die Linksruck in jeder Ausgabe
ihrer zweiwöchentlich erscheinenden
Zeitung Linksruck veröffentlicht, ver-
deutlicht diese Bestrebungen:

„Der wirkliche Sozialismus wird nicht
das Ergebnis von Parlamentsabstim-
mungen sein, sondern kann nur
durch die selbstbewußte Aktion der
Arbeiterklasse erreicht werden.“ 

Mit der Ablehnung der parlamentari-
schen Demokratie richtet sich Linksruck
gegen maßgebliche Grundzüge der
freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Von Stalins Modell der Errichtung des
„Sozialismus in einem Land“, hebt sich
Trotzkis Theorie von der „Permanenten
Revolution“ durch ihren ausgeprägten
internationalistischen Charakter ab.
Eine einmal begonnene Revolution
müsse beständig auf nationalem und
internationalem Gebiet bis zum welt-
weiten Sieg der Arbeiterklasse fortge-
setzt werden. Auch diese Strategie
kommt in den „Politischen Grundsät-
zen“ deutlich zum Ausdruck:

„Das Scheitern der russischen Revo-
lution mit der Machtübernahme
Stalins hat ebenfalls bewiesen, dass
eine sozialistische Revolution nicht
isoliert in einem Land erfolgreich
sein kann. Der Kapitalismus ist ein
internationales System, das nur
international besiegt werden kann.
Der Kampf findet darum nicht
zwischen Ländergrenzen, sondern
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bände, von denen in der Bundesrepublik rund
ein Dutzend mit eigenen nationalen Sektionen
vertreten sind.



zwischen Klassengrenzen statt.
Darum unterstützen wir als Interna-
tionalisten Arbeiterkämpfe in aller
Welt ebenso wie Bewegungen zur
nationalen Befreiung unterdrückter
Völker.“

Als Vertreter einer klassisch anti-impe-
rialistischen Argumentationslinie be-
kennt sich Linksruck vorbehaltlos zum
palästinensischen Befreiungskampf
und kommentiert dementsprechend
die aktuelle Entwicklung des Nahost-
Konfliktes unter Ausblendung abwei-
chender Stimmen aus den eigenen
Reihen. In einer für die trotzkistische
Organisation typischen vereinfachten
Betrachtungsweise legitimiert sie in
ihrer zentralen Zeitung Linksruck vom
25. Juni 2002 die palästinensischen
Selbstmordattentate gegen Israel: Jun-
ge Palästinenser würden zu Selbst-
mordattentätern, weil sie ihr ganzes
Leben gedemütigt und beraubt wür-
den. Sie kämpften gegen die Beset-
zung ihres Landes, ihr Widerstand sei
somit berechtigt. Viele Palästinenser
zögen es vor, „mit Panzergranaten und
Boden-Luft-Raketen die israelischen
Mordinstrumente zu zerstören. Solan-
ge das nicht möglich ist, werden sie
sich nur mit Terroranschlägen wehren
können“. Mit dem Hinweis, dass es sich
bei den Opfern der Anschläge zumeist
um illegale Siedler und um Soldaten
handele, relativiert Linksruck die
Terrorakte in ihrer Unmenschlichkeit.

Linksruck verfügt über zwei Publika-
tionen, das Magazin „Sozialismus von
unten“ und die zweiwöchentlich
erscheinende Zeitung „Linksruck“, der
die Organisation eine besondere
Bedeutung zumisst. Sie sei ein wesent-
liches Merkmal von Organisationen,
die „Widerstand von unten“ aufbauen
wollten. Die Ausweitung des Netzwer-
kes an Lesern und Verkäufern der Zei-
tung diene dazu, den Widerstand
effektiver zu gestalten.

Protestanlässe spiegeln das gesamte
Spektrum linksextremistischer Agita-
tion wieder. Dabei greift Linksruck
aktuelle, in der Gesellschaft diskutierte
politische Themen auf. Die zentrale
Leitung in Berlin stellt für die Propa-
ganda und Agitation einheitlich argu-
mentierendes – zumeist populistisch
gehaltenes – Material zur Verfügung.
Im Jahr 2002 gelang es Linksruck, die
Agitation gegen kriegerische Ausein-
andersetzungen und Militäreinsätze in
Krisenregionen – meist über einen län-
geren Zeitraum – kampagnenförmig zu
inszenieren. So boten insbesondere die
amerikanische Militärintervention in
Afghanistan sowie der sich im Verlaufe
des Jahres 2002 abzeichnende Inter-
vention gegen den Irak geeignete
Kampagnenfelder für die Organisation,
die es ihr ermöglichten, in für Linksruck
typischen anti-imperialistischen Inter-
pretationsmustern den „US-Imperia-
lismus“ zu brandmarken. 
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Mit dieser kampagnenförmigen Agi-
tation versucht Linksruck Mitglieder zu
werben und sich – im Gegensatz zu
anderen trotzkistischen sektiererischen
Zirkeln – zu einer Massenbewegung zu
entwickeln. In einem im August 2002
veröffentlichten Thesenpapier („Thesen
zur antikapitalistischen Bewegung“)
gibt Linksruck im Zusammenhang mit
der Propagierung einer Massenbewe-
gung ein deutliches Bekenntnis zu mili-
tantem Widerstand ab:

„Vor Revolutionären liegen große
Aufgaben. Wir wollen einen Angriff
von Bush auf den Irak verhindern. ...
Eine Massenbewegung gegen den
Krieg kann Zehntausende zu einer
radikalen antikapitalistischen
Haltung führen und unsere Bewe-
gung stärken. Klassenkämpfe unter
den politischen Bedingungen einer
politischen Krise können Sektionen
der Arbeiterklasse an unsere Bewe-
gung heranführen und so die Ent-
wicklung eines militanten, antikapi-
talistischen Pols ... befördern.“
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AUSLÄNDER-
EXTREMISMUS

Einführung

Die mit dem Stichtag 31.12.2002 
in Niedersachsen lebenden 479.312
Ausländer machen knapp 6,1 % der
Gesamtbevölkerung aus. Damit liegt
der durchschnittliche Anteil der auslän-
dischen Wohnbevölkerung in Nieder-
sachsen unter dem der Bundesrepublik
Deutschland mit 9 %. Mit der seit der
Änderung des Staatsbürgerschafts-
rechts erleichterten Annahme der
deutschen Staatsbürgerschaft bekun-
det eine zunehmende Anzahl von 
Ausländern den Willen, ihren Lebens-
mittelpunkt in Deutschland anzu-
siedeln. Ein Wechsel der Staatsange-
hörigkeit beinhaltet allerdings häufig
noch nicht den Abschluss der Inte-
gration. Hohe Arbeitslosigkeit und
niedrige Ausbildungsquoten bei
einzelnen Personengruppen auslän-
discher Herkunft bleiben ein Problem
der gesellschaftlichen Eingliederung.
Besonders extremistische Organisa-
tionen türkischer Herkunft wie die 
Islamische Gemeinschaft Milli Görüs
(IGMG) oder die Föderation der
türkisch-demokratischen Idealisten-
vereine (ADÜTDF) versuchen mit ihren
Aktivitäten sozial ungefestigte Jugend-
liche türkischer Herkunft zu erfassen.
Diese Gruppierungen, die ihre jeweils
spezielle Synthese islamistischer bzw.
türkisch-nationalistischer Vorstellungen
verbreiten, bieten Jugendlichen eine
weltanschauliche Heimat, die von
klarer Abgrenzung gegenüber den-
jenigen geprägt ist, die nicht zu ihrer
Gemeinschaft gehören. Prinzipien der
freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung wird eine Identifikation mit

traditionellen nationalistischen bzw.
islamistischen Werten gegenüberge-
stellt und somit die Integration einer
beträchtlichen Bevölkerungsgruppe
erschwert.

Ungeachtet der aus der Gesellschaft
der Bundesrepublik Deutschland her-
rührenden und eine Integration hem-
menden Faktoren spiegeln sich im
Bereich des Ausländerextremismus 
bisher noch hauptsächlich gesellschaft-
liche und politische Entwicklungen
wider, die außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland ihren Ursprung und
Bezugspunkt finden. So reagieren die
in der Bundesrepublik lebenden Tür-
ken oftmals unmittelbar auf politische
Geschehnisse in der Türkei. Mit zahl-
reichen Protestkundgebungen wurde
auch im Jahr 2002 auf die noch andau-
ernden Hungerstreiks linksextremer
Häftlinge geantwortet. Der Wahlsieg
der islamistischen Gerechtigkeits- und
Entwicklungspartei (AKP) wird die 
Entwicklung des in Deutschland haupt-
sächlich türkisch geprägten Islamismus
beeinflussen. Dies betrifft ebenso den
Bereich der extremen türkischen 
Nationalisten wie den des kurdischen
KADEK/PKK. Die Regierungsbetei-
ligung der nicht mehr im Parlament
vertretenen Partei der Nationalis-
tischen Bewegung (MHP) war bestim-
mend für das in den letzten Jahren
moderate Auftreten der früher auch
als „Graue Wölfe“ bezeichneten Natio-
nalisten. Der KADEK/PKK sieht sich in
seinen Erwartungen, zumindest indi-
rekt im türkischen Parlament mitreden
zu können, nach dem enttäuschenden
Abschneiden des von ihm favorisierten
Wahlbündnisses getäuscht. Weiterhin
ist das Schicksal des inhaftierten Vorsit-
zenden Abdullah ÖCALAN ein Thema,
mit dem der KADEK große Teile der in
Deutschland lebenden Kurden zu emo-
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tionalisieren vermag. Die Aktivitäten
des KADEK/PKK in der Bundesrepublik
Deutschland wären im übrigen ohne
das ungelöste Kurdenproblem in der
Türkei nicht denkbar.

Die Aktivitäten der einzelnen Grup-
pen werden vor allem von taktischen
Erwägungen bestimmt. So finanzieren
die Liberation Tigers of Tamil Eelam /
Befreiungstiger (LTTE) ihren Kampf in
Sri Lanka hauptsächlich durch Zuwen-
dungen der in Europa, Australien und
Nordamerika lebenden tamilischen
Diaspora. Dass diese logistische Basis
nicht durch ein militantes Auftreten
gefährdet wird, darf nicht über die auf
Sri Lanka demonstrierte Menschenver-
achtung der „Befreiungstiger“ bei
ihren Aktivitäten hinwegtäuschen.

Neben der LTTE betrachten auch
andere Organisationen Deutschland in
erster Linie als logistisches Hinterland
und treten hier aus taktischen Gründen
nicht gewalttätig in Erscheinung, wäh-
rend sie sich in ihren Heimatländern
militanter und terroristischer Metho-
den bedienen. Diese Aktivitäten erfül-
len allerdings schon ausreichend die
rechtlichen Voraussetzungen für eine
Beobachtung durch die Verfassungs-
schutzbehörden. Hierzu zählen in
erster Linie die islamistische Hizb Allah,
die die bestimmende Kraft im Süden
des Libanon darstellt, und die vom Irak
aus operierenden iranischen Volksmod-
jahedin (MEK). Versprechen sich einzel-
ne Organisationen, wie in der Vergan-
genheit etwa durch die PKK demon-
striert, eine politische Unterstützung
seitens gesellschaftlicher oder politi-
scher Gruppen, so führt dies in aller
Regel ebenfalls zu einem minderen
Maß an Militanz im Auftreten in
Deutschland.

Im Gefolge der Anschläge von New
York und Washington wurde die inter-

nationale Zusammenarbeit gegen den
grenzüberschreitenden Terrorismus
intensiviert. Die mehrfach überarbeite-
te EU-Liste terroristischer Organisatio-
nen und Personen trägt diesem Um-
stand Rechnung. Dabei finden auf ihr
nicht nur islamistische Gruppierungen
Erwähnung. Im Laufe des Jahres wur-
den unter anderem die linksextreme
Devrimci Halk Kurtulus Partisi – Cephesi
(DHKP-C), die PKK und die iranische
Modjahedin-e Khalq (MEK) aufgenom-
men. Tatsächlich wäre es eine Veren-
gung der sicherheitspolitischen Dimen-
sion, würde die Diskussion ausschließ-
lich mit Blick auf den Islamismus
geführt. So verüben nicht nur islamisti-
sche Attentäter Selbstmordanschläge,
vielmehr wurde dies bei Aktionen der
marxistisch-nationalistischen und aus
einem hinduistischen Milieu stammen-
den LTTE in beträchtlichem Umfang
praktiziert. Selbst die linksextreme
DHKP-C griff in der Türkei vereinzelt 
zu diesem Mittel. Auch eine der
Öffentlichkeit kaum bekannte betont
anti-islamistische Gruppierung kann
den außenpolitischen Interessen der
Bundesrepublik Deutschland beträcht-
lichen Schaden zufügen. So führt die in
Deutschland auf etwa 300 Aktivisten
geschätzte Arbeiterkommunistische
Partei Iran (API) regelmäßig Protestak-
tionen gegen die Islamische Republik
Iran durch, so im Berichtsjahr am 
24. und 25. Oktober gegen Vertreter
des iranischen Kulturministeriums in
der niedersächsischen Evangelischen
Akademie Loccum. Anfang April 2000
störten ca. 120 API-Anhänger eine von
der Heinrich-Böll-Stiftung in Berlin
durchgeführte Diskussion mit iranischen
Reformpolitikern und Intellektuellen.
Aufnahmen dieser tumultartigen und
mit dem islamischen Sittlichkeitsempfin-
den nicht zu vereinbarenden Vorkomm-
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nisse wurden daraufhin von den reform-
feindlichen Gruppen innerhalb des ira-
nischen Sicherheitsapparates in ihrer
Auseinandersetzung gegen liberal ge-
sinnte Kräfte im Iran instrumentalisiert. 

Das Jahr 2002 stand im Schatten 
der bislang schwersten islamistischen
Terrorkampagne, der Anschläge auf
New York und Washington vom 11.
September 2001. Vielfach traten islami-
stische Organisationen nach diesen
Ereignissen im Vergleich zu früheren
Jahren deutlich zurückhaltender auf.
Die Maßnahmen der Anti-Terrorkoali-
tion gegen das islamistische Taliban-
regime in Afghanistan und die sich
weiter zuspitzenden Krisen um den
Irak bzw. das Palästinensische Autono-
miegebiet boten zugleich verschiede-
nen extremistischen Gruppierungen
Gelegenheit, sich durch einen radika-
len Antiamerikanismus und Anti-
zionismus zu profilieren und nach bis-
lang undenkbaren Bündnispartnern
Ausschau zu halten. So nahm eine
erstaunte Öffentlichkeit von Kontakten
zwischen der einen weltweiten
Kalifatsstaat anstrebenden Islamischen
Befreiungspartei und der rechtsextre-
mistischen NPD Kenntnis. Auch die
linksextreme türkische DHKP-C artiku-
lierte ihre Forderung nach einem glo-
balen Bündnis gegen das „amerikani-
sche Imperium“ unter Einschluss isla-
mistischer Fraktionen.

Trotz leicht rückläufiger Mitglieder-
zahlen57 extremistischer Ausländeror-

ganisationen ist insgesamt eine Konso-
lidierung festzustellen. Dennoch bleibt
festzuhalten, dass die Zahl der Mitglie-
der und Anhänger in Gruppierungen
des Ausländerextremismus auf rd 0,8 %
der in Deutschland ansässigen auslän-
dischen Wohnbevölkerung von den Ver-
fassungsschutzbehörden geschätzt wird.

Islamistisch-extremistische
Bestrebungen

Spätestens seit den Anschlägen vom 
11. September 2001 gilt der Islamismus
als die gravierendste sicherheitspoli-
tische Herausforderung der westlichen
Welt. Im Zuge der Maßnahmen der
internationalen Anti-Terrorkoalition
konnten verschiedene Erfolge erzielt
werden, so die Beendigung des den
internationalen Terrorismus unter-
stützenden afghanischen Taliban-
regimes. Dennoch wurden auch 2002
wieder schwere Anschläge gegen
Zivilisten verübt. Bei einer Explosion
vor einer Synagoge auf der tunesischen
Ferieninsel Djerba am 11. April starben
21 Personen, darunter 14 deutsche
Touristen. Durch einen Anschlag auf
der indonesischen Insel Bali wurden 
am 13. Oktober fast 200 Menschen,
überwiegend australische Urlauber,
aber auch sechs Deutsche, getötet. 
Bei einem Selbstmordanschlag auf 
ein Hotel in Mombasa (Kenia) am 
28. November wurden 16 Personen
getötet, darunter drei Touristen aus
Israel. Kurz zuvor hatten zwei Raketen
ein israelisches Passagierflugzeug ver-
fehlt, das auf dem Flughafen von
Mombasa startete.

Obwohl in den letzten Jahren eine
deutliche Sensibilisierung der Gesell-
schaft zu verzeichnen ist, wird in der
öffentlichen Diskussion nicht immer
eindeutig zwischen dem Islam als 
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Religion, dem Islamismus als politischer
Ideologie insbesondere in islamischen
Gesellschaften und den von den Ver-
fassungsschutzbehörden in der Bundes-
republik Deutschland beobachteten
Bestrebungen des islamistischen Extre-
mismus und Terrorismus unterschieden.
Die Verfassungsschutzbehörden beob-
achten entsprechend ihrem gesetz-
lichen Auftrag weder den „Islam“ als
Religion noch den Islamismus als religi-
ös-politische Bewegung zur „Rück-
besinnung“ auf islamische Werte 
und Inhalte (Fundamentalismus). Ihr
Arbeitsfeld sind vielmehr die islamisti-
schen Organisationen, die islamistische
Inhalte zu einer politischen Ideologie
instrumentalisiert haben und dafür in
der Bundesrepublik Deutschland auch
politisch bestimmte Aktivitäten entfal-
ten. Diese Form des Islamismus unter-
fällt dem Beobachtungsauftrag der
Verfassungsschutzbehörden, wenn 
und soweit von ihr politisch bestimmte
Bestrebungen gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung, den
Gedanken der Völkerverständigung
und/oder das friedliche Zusammen-
leben der Völker ausgehen oder wenn
von ihnen Bestrebungen ausgehen, 
die durch Anwendung von Gewalt
oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen auswärtige Belange der
Bundesrepublik Deutschland gefähr-
den. Die Träger dieser Bestrebungen
werden zur Abgrenzung als islamis-
tische Extremisten bezeichnet.

Der Islam verkündet in Grundzügen
die gleiche Botschaft von dem einen
Gott wie Christentum und Judentum.
Zwei geistige Quellen sind für den
Muslim von höchster Bedeutung. Der
Koran als das offenbarte Wort Gottes
und die Sunna des Propheten, das
heißt das Vorbild Muhammads in 
seinen Taten und Aussagen. Gerade

das Vorbild des Propheten Muhammad
zeigt aber im Vergleich zu den in West-
europa praktizierten Formen des christ-
lichen Protestantismus und Katholizis-
mus den „politischeren“ Gehalt des
Islam. Muhammad stiftete als letzter
Prophet nicht nur eine neue Weltreli-
gion, sondern er war auch ein politi-
scher Mensch, der einen Staat aufbaute
und sogar in den Krieg zog. Das von
allen Muslimen akzeptierte Vorbild des
Propheten aufgreifend, versuchen Isla-
misten seit dem Beginn des 20. Jahr-
hunderts den Islam zu einer politischen
Ideologie oder Weltanschauung zu
instrumentalisieren.

Galt die Zeit zwischen dem Ersten
und dem Zweiten Weltkrieg vielerorts
als „liberale Ära“, so verbreiteten 
sich in den fünfziger und sechziger 
Jahren Formen eines „arabischen“
Sozialismus und Nationalismus. Das
Jahr 1967 stellt in dieser Entwicklung
eine traumatische Wendemarke dar, 
als es Israel innerhalb weniger Tage
gelang, die hochgerüsteten arabischen
Armeen vernichtend zu schlagen. Nun
fiel es Islamisten leicht, alle Versuche,
eine Form gesellschaftlicher Moderni-
tät nach europäischem Vorbild in der
islamisch-arabischen Welt umzusetzen,
als letztendlich nutzlos und endgültig
gescheitert zu denunzieren. Dabei war
die ideologische Vorarbeit bereits
geleistet. Verschiedene islamistische
Vordenker, allen voran der Ägypter
Sayyid Qutb, radikalisierten bereits 
vorhandene Vorstellungen über den
Islam als politische Ideologie. Dem am
29. August 1966 in Kairo hingerichte-
ten Qutb, der aufgrund eines längeren
USA-Aufenthaltes über eine genaue
Kenntnis der westlichen Welt verfügte,
gelang es einer einfachen Schwarz-
Weiß-Argumentation (Recht-Unrecht,
Glaube-Unglaube, Islam-Tyrannei) 
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seine Ideologie auch der Bevölkerung
zu vermitteln. Im Koran vorkommende
Begriffe wie etwa Jahiliyya, die
Bezeichnung für die „Zeit der Unwis-
senheit“ vor Verkündigung des Islam,
wurden nun ideologisch aufgeladen.
Die Jahiliyya ist nach Qutb:

„ ...keine geschichtliche Epoche,
sondern ein Zustand, der existiert,
sobald seine gestaltgebenden Fak-
toren innerhalb einer Ordnung oder
eines Systems existieren. Der Kern-
punkt dieser Faktoren liegt in der
Übertragung der Herrschaft und 
der Gesetzgebung auf die Willkür
der Menschen, anstatt auf Gott und
seine Gesetze (Scharia). Dabei ist es
gleichgültig, ob diese Willkür die
Willkür eines einzelnen, die Willkür
einer Klasse, die Willkür einer gesell-
schaftlichen Gemeinschaft oder eines
ganzen Volkes ist. All diese Formen
von Willkür bleiben Willkür, solange
ihre Urheber nicht zur Scharia Gottes
zurückkehren.“
(Kogelmann, Franz: Die Islamisten
Ägyptens in der Regierungszeit von
Anwar as-Sadat)

Nicht allein der als dekadent karikierte
Westen muss demnach als ungläubig
betrachtet werden, vielmehr verharren
auch islamische Gesellschaften und
Staaten nach Qutb im Zustand der
Jahiliyya, da in ihnen weiterhin Herr-
schaft und Gesetzgebung auf der 
Willkür des Menschen gründet, statt
zur Scharia Gottes als Basis der Gerech-
tigkeit zurückkehren. Der Islam wird
somit politisch gewendet und als
„Befreiungstheologie“ verstanden, 
die den einzigen möglichen Ausweg
aus dem Zustand der Korruption und
Unterdrückung biete.

Die zentrale Bedeutung von Begrif-
fen wie Gerechtigkeit und Willkür im
Werk Qutbs ist vor allem durch die zeit-

bedingte Auseinandersetzung mit sozi-
alistischen und kommunistischen Strö-
mungen bedingt. „Klassische“ Themen
wie die Kalifatsfrage58 traten dagegen
zurück. Erst in den letzten Jahren ist
dieses Motiv wieder Gegenstand isla-
mistischer Diskussionszirkel geworden.
Dies ist weniger unbedeutenden Rand-
gruppen wie dem in Deutschland seit
2001 verbotenen Kalifatsstaat geschul-
det, als vielmehr der verstärkten Akti-
vität eines abgeschotteten, heimlich
agierenden internationalen Netzwer-
kes, der Islamischen Befreiungspartei
(Hizb ut-Tahrir al-Islami, HuT). Diese
Anfang der fünfziger Jahre im dama-
ligen jordanischen Ost-Jerusalem von
Scheich Taqi ad-Din an-Nabhani 
(1904-1978) gegründete Gruppierung
betrachtet die Machtergreifung mittels
Staatsstreich als Alternative zu der in
ihren Augen gescheiterten Strategie
der Muslimbrüder, sich primär in der
Gesellschaft eine Basis zu schaffen. Ihre
Gefährlichkeit unterstrich sie bereits in
den siebziger und achtziger Jahren
durch verschiedene Militärputsche in
der arabischen Welt, die allerdings
erfolglos verliefen.
An-Nabhani war bis zur Gründung des
Staates Israel an einem Scharia-Gerichts-
hof in Haifa tätig und sympathisierte
als Vertreter des traditionellen islami-
schen Gelehrtenstandes ursprünglich
dem Gedankengut der Muslimbruder-
schaft. Sein „System des Islam“ nimmt
formale Anleihen bei modernen staats-
rechtlichen Ideen des Westens (Staats-
bürgerschaft, Verfassung etc.), füllt
diese aber mit einem rigide verstan-
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denen islamischen Inhalt, der sich zum
Teil wortwörtlich an mittelalterliche
Kalifatstheorien anlehnt, wie sie etwa
im 11. Jahrhundert der Bagdader
Gelehrte al-Mawardi in seinen „Bestim-
mungen der Machtausübung“ formu-
liert hat. So legte die Befreiungspartei
einen Verfassungsentwurf vor, dem
etwa im Bereich der Außenpolitik die
klassische Einteilung der Welt in ein
„Haus des Islam“ und ein „Haus des
Unglaubens/Krieges“ zugrunde liegt.
Im Artikel 178 heißt es:

„Im Blick auf jene Staaten, die nach
der Scharia faktische Feindstaaten
darstellen, wie zum Beispiel Israel,
muss der Kriegszustand die Grund-
lage für jegliches politisches Handeln
bilden. Der Verkehr mit diesen
Staaten erfolgt auf der Grundlage,
dass sie mit uns aktuell im Krieg
stehen, einerlei, ob mit ihnen ein
Waffenstillstandsabkommen besteht.
Allen Bürgern dieser Staaten ist die
Einreise in das islamische Land ver-
boten. Soweit sie Nicht-Muslime sind,
gelten sie als vogelfrei.“

Dieser Entwurf soll nach Vorstellungen
an-Nabhanis einmal der Verfassung
eines wiedererrichteten Kalifats als
Grundlage dienen. Bundesweit in die
Schlagzeilen kam diese Organisation
aufgrund einer Veranstaltung am 27.
Oktober an der Technischen Universität
Berlin. Aus den Reihen des Publikums
meldete sich der NPD-Vorsitzende Udo
VOIGT – anwesend war auch Rechts-
anwalt Horst MAHLER – zu Wort und
bekundete seine Zustimmung zu den
Thesen des HuT-Funktionärs Shaker
ASSEM über den Irakkonflikt. 
Mit Verfügung vom 10. Januar 2003
hat das Bundesinnenministerium die
Betätigung der Islamischen Befreiungs-
partei in der Bundesrepublik Deutsch-
land verboten. Vom Verbot umfasst

sind auch Produktion und Verbreitung
der der Befreiungspartei zuzurechnen-
den deutschsprachigen Zeitschrift
„Explizit“ einschließlich der entsprech-
enden Internetseite.

Arabische Mudjahedin

Zentrales Ereignis jenseits aller theo-
retischen Diskurse zu sozialen oder
staatsrechtlichen Fragen stellte für die
islamistische Bewegung die sowjetische
Besetzung Afghanistans im Jahre 1979
dar. Hier erst entwickelte sich aus der
politischen, mitunter durchaus gewalt-
samen Strömung des Islamismus ein
qualitativ neues Phänomen, das den
Dschihad, den heiligen Krieg gegen
Ungläubige zur zwingenden Glaubens-
pflicht erklärte. Der jordanische Muslim-
bruder, Professor für Islamisches Recht
und Mentor Usama BIN LADINs, Abdal-
lah AZZAM, sollte die Schlüsselfigur für
dieses neue Dschihadverständnis der
ins Land strömenden „arabischen Af-
ghanen“ werden. AZZAM, der sich
selbst nach Pakistan begab, stellte in
seiner bekanntesten Schrift „Die Ver-
teidigung des Landes der Muslime ist
die wichtigste der individuellen Pflich-
ten“ den Dschihad in Afghanistan als
Verteidigungskrieg dar, der zur „indi-
viduellen Pflicht“ eines jeden Muslim
werde. Damit wandte er sich gegen all
jene, die diesen Kampf nur als „kollek-
tive Pflicht“ betrachteten und die Ver-
antwortung auf die Herrschenden
abzuwälzen gedachten. Alle Gläubigen
müssten den Kampf in Afghanistan
sowohl finanziell wie mit dem Einsatz
ihres eigenen Lebens unterstützen,
wollten sie sich nicht einer schweren
Sünde schuldig machen. Dabei blickte
AZZAM nicht bloß auf Afghanistan:

„Diese Pflicht erlischt nicht mit 
dem Sieg in Afghanistan, und der
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Dschihad bleibt eine individuelle 
Verpflichtung, bis jedes andere Land,
das muslimisch war, an uns zurück-
fällt, damit dort wieder der Islam
regiert: Vor uns liegen Palästina,
Buchara, der Libanon, der Tschad,
Eritrea, Somalia, die Philippinen,
Birma, der Südjemen und andere,
Taschkent, Andalusien ... Unsere
jetzige Präsenz in Afghanistan, mit
dem wir ein Gebot des Dschihad
erfüllen und unserer Pflicht zum
Kampf nachkommen, bedeutet nicht,
dass wir Palästina vergessen haben.
Palästina ist unser schlagendes Herz,
es kommt in unserem Geist, unserem
Herzen, unseren Gefühlen, unserem
Glauben vor Afghanistan.“
(Kepel, Gilles: Das Schwarzbuch des
Dschihad, München, S. 184)

Mit finanzieller Unterstützung Usama
BIN LADINs errichtete der 1989 durch
ein Attentat umgekommene AZZAM
1984 eine Art Dienstleistungsbüro in
der pakistanischen Stadt Peshawar 
für die nach Afghanistan ziehenden
Glaubenskämpfer. In den  Ausbildungs-
lagern dürften in den 80er und 90er
Jahren mindestens 35.000 Mudja-
hedin59 eine militärische Ausbildung
erfahren haben. Durch eine erhebliche
Fluktuation zwischen den afghanischen
Lagern und den jeweiligen Heimatlän-
dern der Angehörigen dieser „islamis-
tischen Internationale“ entstand ein
informelles Netzwerk, das seine Funk-
tionsfähigkeit bei der erfolgreichen
Flucht des größten Teils der al-Qaida-

Führer um BIN LADIN aus Afghanistan
unter Beweis stellen konnte. Al-Qaida
selbst bildet nur einen Teil dieses Netz-
werkes, dem sowohl Einzelpersonen
wie auch Organisationen wie die alge-
rische GSPC (Groupe Salafiste pour la
Prédication et le Combat, Salafistische
Gruppe für Predigt und Kampf), die
Libysche Kämpfende Islamische Gruppe
oder der ägyptische Dschihad Islami
angehören. Dies sind Gruppierungen,
von denen sich allenfalls Einzelmit-
glieder in Deutschland aufhalten.
Ebenso liegen keine Erkenntnisse über
al-Qaida-Strukturen in Niedersachsen
oder hier ansässige Mitglieder dieser
Organisation vor. Auch über das
Bestehen autonomer Kleingruppen
ehemaliger islamistischer Afghanistan-
Kämpfer (so genannte non-aligned
Mudjahedin) in der Bundesrepublik
Deutschland liegen den Verfassungs-
schutzbehörden bisher keine Erkennt-
nisse vor. 

Der Islam und der Westen

Aufgrund der Einwanderungsent-
wicklung der Bundesrepublik zeigt 
der Islam in Deutschland ein haupt-
sächlich türkisches Gesicht. Dement-
sprechend finden die Entwicklungen
des türkischen Islamismus in den
letzten Jahrzehnten ihren Widerhall 
in der türkischstämmigen Bevölkerung
Deutschlands. Der besonders militant
auftretende Kalifatsstaat war sogar
hauptsächlich ein Phänomen der
Bundesrepublik und einiger Nachbar-
länder. Die Bedeutungszunahme des
Islamismus in der Türkei spiegelte sich
u. a. in der Entwicklung der Islamischen
Gemeinschaft Milli Görüs (IGMG); die
nationalistisch-islamische Ausrichtung
der ehemaligen Regierungspartei MHP
(Partei der Nationalistischen Bewe-
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gung) fand in Deutschland ihre Ent-
sprechung in der „Föderation der
Demokratischen Idealistischen Tür-
kischen Vereine in Europa“ (ADÜTDF). 

In den letzten Jahren war insgesamt
ein Differenzierungsprozess zu beob-
achten. Die MHP vertrat ihre eigen-
ständige nationalistische Variante der
so genannten Türkisch-Islamischen Syn-
these, während die immer wieder ver-
botenen „Partei-Projekte“ des Islami-
sten Professor Necmettin ERBAKAN
(wie Fazilet Partisi und Refah Partisi)
deutlichen Bezug auf den staatstragen-
den Islam nahmen, wie er während des
Osmanischen Reiches vorherrschte. Die
traditionell in der türkisch-osmanischen
Gesellschaft verankerten islamischen
Orden mit ihrer zum Teil mystischen
Ausrichtung konnten trotz der bis in
die jüngste Zeit anhaltenden staat-
lichen Repression überleben und erfah-
ren sowohl in Deutschland als auch in
der Türkei einen verstärkten Zulauf.
Mit dem Erfolg der Gerechtigkeits- 
und Entwicklungspartei (AKP) in den
türkischen Parlamentswahlen vom 
3. November 2002 hat ein bedeutender
Umbruch innerhalb des politischen
Koordinatensystems der Türkischen
Republik einen vorläufigen Höhepunkt
gefunden, der die türkische Gemein-
schaft in Deutschland kaum unberührt
lassen dürfte. Dies wird vor allem die
IGMG betreffen, die bisher die von
Necmettin ERBAKAN maßgeblich
beeinflusste Glückseligkeitspartei (SP)
nachdrücklich unterstütze. Die SP erlitt
eine deutliche Wahlniederlage. 

Die Begegnung von Islam und west-
lich orientierter Moderne ist ein dyna-
mischer Prozess, der nicht nur autoritä-
re Muster hervorbringt. Das Gespräch
über Themen wie Menschenrechte,
Stellung der Frau und Demokratie
gewinnt zusehends an Bedeutung. In

der Islamischen Republik Iran melden
sich Kritiker der bestehenden Verhält-
nisse unüberhörbar zu Wort und for-
dern eine liberale Interpretation der
Schriften. Aber auch in der sunniti-
schen Welt werden die Stimmen, die
sich der islamistischen Koranauslegung
widersetzen, lauter. So will der Groß-
mufti der Region Marseille, Soheib
Bensheikh, den Islam zu seiner alten
philosophischen Größe zurückfinden
lassen. Dazu müsse die Offenheit
bestehen, den Koran in jeder Epoche
neu zu interpretieren. Diese Ansicht
vertritt ebenso Yasar Nuri Öztürk, der
Dekan der theologischen Fakultät der
Universität Istanbul. Über die Türkei
hinaus ist sein Wirken auch innerhalb
der türkischen Gemeinde Deutschlands
festzustellen. Der in den Niederlanden
lehrende ägyptische Literaturwissen-
schaftler Nasr Hamid Abu Zaid veröf-
fentlichte zahlreiche wissenschaftliche
Werke, die sich mit einer zeitgenössi-
schen Interpretation des Koran unter
Anwendung linguistischer Methoden
beschäftigen. In seinem 1992 erschie-
nenen Buch „Islam und Politik – Kritik
des religiösen Diskurses“ setzt er sich
mit der dominierenden Theologie der
sunnitisch-islamischen Welt auseinan-
der und fordert eine kritische Neube-
stimmung muslimischer Positionen.
Diese und andere Denker zeigen, dass
sich der Islam nicht zwangsläufig in
Richtung einer totalitären Ideologie
entwickeln muss, sondern dass das rei-
che Erbe einer weit mehr als tausend-
jährigen Kultur genug Potenzial bietet,
um einen demokratischen Gegenentwurf
zum Islamismus gestalten zu können.

Als Gesprächsangebot kann auch –
mit grundsätzlichen Einschränkungen –
die vom Zentralrat der Muslime in
Deutschland (ZMD) am 20. Februar ver-
öffentlichte Grundsatzerklärung unter
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dem Titel „Islamische Charta“ gewertet
werden. Trotz des „Bekenntnisses“ des
ZMD zur freiheitlichen demokratischen
Grundordnung fand das Papier insge-
samt aber eine eher skeptische Aufnah-
me in der deutschen Öffentlichkeit.
Das könnte daran liegen, dass die 
Charta zur Verpflichtung der Muslime
auf das islamische Recht oder zum isla-
mischen Menschenrechtsverständnis,
aber auch zum Verhältnis der Integra-

tion und „islamischer Identität“ mehr
Fragen aufwirft als akzeptable Stand-
punkte im Sinne der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung vorge-
legt hat. Auch die Mitgliedsstruktur
des ZMD, der etwas über 20.000 Mit-
glieder vertritt und verschiedene der
Muslimbruderschaft zuzurechnende
Vereine, wie die Islamischen Zentren
Aachen und München, unter seinem
Dach beherbergt, wirft Fragen auf.
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Muslimbruderschaft (MB)

Sitz in Deutschland: München / Aachen

Mitglieder60 2001 2002
Bund: 1.800 1.850
Niedersachsen: 115 115

Publikationen: Al Ra'id (Der Kundschafter)
Sawt Almanya (Stimme Deutschlands)

Die nach eigenen Angaben in über 
70 Ländern vertretene „Gemeinschaft
der Muslimbrüder“ (Jama'at al-Ikwan
al-Muslimin) wird je nach politischem
Standpunkt als „Mutter des muslimi-
schen Fundamentalismus“ oder als
„Wegbereiter der islamischen Demo-
kratie“ bezeichnet. Tatsächlich ist der
politische Islam als politische Ideologie
im 20. und beginnenden 21. Jahrhun-
dert ohne die organisatorische und
theoretische Vorarbeit der Muslimbrü-
der nicht erklärbar. Gleichzeitig spie-
gelt die Bruderschaft in ihrer Entste-

hung und Geschichte das bis auf den
heutigen Tag angespannte Verhältnis
zwischen westlichen und islamischen
Gesellschaften wider.

Die kolonialistische Dominanz Euro-
pas gegenüber der islamischen Welt
erreichte mit dem Ende des ersten
Weltkrieges ihren Höhepunkt. Die 
Muslime sahen sich um die von Briten
und Franzosen als Gegenleistung für
ihre Waffendienste versprochene
Errichtung eines arabischen Reiches
betrogen. Stattdessen sicherten sich die
Kolonialmächte die arabischen Gebiete
des untergegangenen Osmanischen
Reiches als Einflusssphären. Auch das
Kalifat als Symbol der Zusammengehö-
rigkeit aller Muslime wurde 1924 von

60 Mitgliederzahlen der MB einschließlich IGD
und Islamische Avantgardisten.



dem westlich-laizistischen Vorstellun-
gen folgenden türkischen Staatsgrün-
der Kemal Atatürk abgeschafft.

In dieser als Demütigung empfunde-
nen Krise der islamischen Welt gründe-
te der ägyptische Grundschullehrer
Hasan al-Banna (1906-1949) im Jahre
1928 die „Gemeinschaft der Muslim-
brüder“ als eine Organisation, die 
religiöse Erneuerung als Voraussetzung
für ein Anknüpfen an vergangene mus-
limische Größe propagierte. Kern die-
ser religiösen Erneuerung sollte die
Orientierung am Islam der „frommen
Altvorderen“ (as-salaf as-salih), d.h. am
Vorbild des Propheten Muhammad und
seiner Gefährten, sein. Erst mit dieser
„salafistischen“ Ausrichtung auf das
Ideal des „reinen Islams“ könne als
Voraussetzung für die Überwindung
der kolonialistischen Erniedrigung ein
„islamisches System“ (nizam islami)
errichtet werden.

Al-Banna propagierte eine inte-
gristische, d. h. alle gesellschaftlichen
Bereiche erfassende Ausrichtung. Durch
die Orientierung auf das Vorbild des
Propheten Muhammad sei die Bruder-
schaft gleichzeitig eine „politische
Organisation“, eine „der körperlichen
Ertüchtigung dienende Gruppe“, ein
„kultureller und wissenschaftlicher 
Verband“, eine „soziale Idee“ und
sogar ein „Wirtschaftsunternehmen“.
Dementsprechend lautete der Wahl-
spruch der Muslimbrüder:

„Gott ist unser Ziel, der Prophet
unser Führer, der Koran unsere Ver-
fassung und der Kampf unser Weg.
Der Tod um Gottes willen ist unsere
höchste Gnade. Gott ist groß.“

Mit dieser universalen Ausrichtung 
war die Muslimbruderschaft vorbild-
haft für den sunnitischen Islamismus
des 20. Jahrhunderts. Dennoch erwies
sich das „Vorbild der Altvorderen“ 

als alleiniges geistiges Fundament 
des politischen Kampfes nicht als aus-
reichend. Al-Banna hielt die Bruder-
schaft kraft seiner charismatischen 
Persönlichkeit zusammen. Nach seiner
Ermordung 1949 verlor die Bruder-
schaft auch wegen ihres fehlenden
theoretischen Gerüsts gegen die natio-
nalistischen und sozialistischen „Freien
Offiziere“ unter General Nasser den
innerägyptischen Machtkampf. Ob-
wohl im Gefolge der nun einsetzen-
den nasseristischen Unterdrückung mit
Sayyid Qutb einer der bedeutendsten
islamistischen Theoretiker aus den
Reihen der Muslimbruderschaft her-
vortrat, verweist er bereits auf eine
über die Muslimbruderschaft hinaus-
reichende Entwicklungsstufe des
Islamismus.
Bis heute dominiert die „alte Garde“
aus dem Umfeld al-Bannas die Bruder-
schaft. Dies wurde im November 2002
erneut deutlich, als nach dem Tode
Mustafa Mashhurs dessen bisheriger
81jähriger Stellvertreter Mamun al-
Hudaibi zum „Allgemeinen Führer“
(Murshid Amm)61 der MB ernannt 
wurde. 

Von Anbeginn an hatten die Muslim-
brüder ein durchaus ambivalentes Ver-
hältnis zur ägyptischen Staatsmacht.
Während sich im Zuge der nasseristi-
schen Verfolgungen ein Teil zuneh-
mend radikalisierte und offen den Weg
der Gewalt beschritt, fand der modera-
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61 Der der Tradition mystischer Orden entstam-
mende Titel bezeichnet einen spirituellen Meis-
ter. Der auf Lebenszeit gewählte „Allgemeine
Führer“ verkörpert die oberste politische und
spirituelle Leitung in einer Person, der sich die
Mitglieder im Gehorsamsschwur unterworfen
haben. So ähnelt die Stellung des „Allgemei-
nen Führers“ innerhalb der Gemeinschaft dem
traditionellen Status des Kalifen in der musli-
mischen Umma, der Gemeinde Muhammads.



te Flügel einen modus vivendi mit dem
ägyptischen Staat.
Der zur Gewalt nicht bereite Mehr-
heitsflügel der Muslimbruderschaft
wurde vom ägyptischen Staat zur
Niederhaltung linker politischer Strö-
mungen, aber auch zur Kontrolle 
islamistisch-gewalttätigen Eiferertums
instrumentalisiert. Im Gegenzug durfte
die Muslimbruderschaft im Verband
mit der konservativen al-Azhar-Hoch-
schule innerhalb der ägyptischen
Gesellschaft islamische Auffassungen
propagieren. Das angestrebte Endziel
ist die friedliche Umgestaltung Ägyp-
tens in ein politisches System, in dem
islamisches Recht angewandt wird. 
Dies soll erreicht werden durch die
Ausrichtung des Erziehungssystems 
an islamischen Inhalten, durch die Kon-
trolle von Berufsverbänden, über
taktische Bündnisse mit anderen
politischen Organisationen, aber auch
durch die Bekämpfung „unsittlicher“
Inhalte in den Medien. 

Auch innerhalb der palästinensischen
Gesellschaft verfolgten die Muslimbrü-
der jahrzehntelang das Ziel einer Isla-
misierung durch erzieherische, soziale
und kulturelle Maßnahmen. Besonde-
ren Stellenwert für das muslimische
Bewusstsein gewinnt Palästina durch
Jerusalem, den Ort, von dem aus der
Prophet Muhammad seine geheimnis-
volle Himmelsreise angetreten haben
soll. In Richtung Jerusalem verneigten
sich die frühen Muslime, bevor die
Gebetsrichtung endgültig gen Mekka
festgelegt wurde.

Trotz dieses besonderen religiösen
Aspekts war der gewaltbereite palästi-
nensische Widerstand gegen Israel bis
1987 überwiegend nationalistisch und
säkular ausgerichtet. Erst mit Beginn
der (ersten) Intifada im Jahr 1987 mel-
dete sich eine Islamische Widerstands-

bewegung (Harakat al-Muqawama al-
Islamiya, HAMAS)62 zu Wort. HAMAS
sieht die eigenen Wurzeln zugleich in
der Muslimbruderschaft als auch bei
einer islamischen Widerstandsgruppe
der dreißiger Jahre63. Mit der einset-
zenden ideologischen Verschiebung
von der nationalistisch-säkularen hin
zur islamistischen Motivation des be-
waffneten Kampfes geht eine ver-
änderte Wahrnehmung des Gegners
einher. So unterschieden die unter dem
Dach der PLO vertretenen palästinen-
sischen Nationalisten unterschiedlicher
Couleur durchaus zwischen der politi-
schen Bewegung des Zionismus und
der Religion des Judentums. Dagegen
geht die HAMAS in einer 1988 veröf-
fentlichten Charta von einer mit Koran-
zitaten vermeintlich belegten grund-
sätzlichen Feindschaft der Juden
gegenüber dem Islam aus. In der glei-
chen Charta wird als weiterer „Beweis“
für die Machenschaften des Judentums
die nachgewiesenermaßen gefälschten
antisemitischen „Protokolle der Weisen
von Zion“ herangezogen. In Artikel 35
der Charta wird der Dschihad für die
Befreiung Palästinas zur Pflicht eines
jeden Muslims erklärt64:
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62 Das Wort HAMAS steht im Arabischen für
„Eifer“, „Begeisterung“.

63 Der aus Syrien stammende Scheich Izz ad-Din
al-Qassam betrieb den Kampf gegen britische
Besatzungsmacht und jüdische Siedlungsbewe-
gung als religiös verpflichtenden Dschihad.
Bevor al-Qassam einen geplanten Aufstand
ausrufen konnte, wurde er von den Briten 1935
erschossen, seine Bewegung zerschlagen. Der
militärische Zweig der HAMAS bezeichnet sich
heute als Qassam-Brigaden.

64 Die Betonung der individuellen Pflicht zum
Dschihad knüpft an die Auffassungen des
Jordaniers palästinensischer Abstammung
Abdallah Azzam an, dem es gelang, den
Afghanistan-Krieg mit der Palästinafrage ideo-
logisch zu verknüpfen und den Konflikt mit
Israel zu islamisieren.



„An dem Tag, an dem die Feinde ein
Territorium der Muslime erbeuten,
wird der Dschihad individuelle Pflicht
für jeden Muslim. Angesichts des
Raubes Palästinas durch die Juden 
ist es unausweichlich, das Banner des
Dschihad zu entfalten. Dazu ist es
notwendig, das islamische Bewusst-
sein unter den Massen des Volkes 
auf regionaler, arabischer und isla-
mischer Ebene zu verbreiten, den
Geist des Dschihad in der Umma65

zu stärken und sich den Reihen der
Glaubenskämpfer anzuschließen, um
die Feinde zu bekämpfen.“

Entsprechend dieser Überzeugung
führt HAMAS den Kampf gegen israe-
lische Militärs und Zivilisten mit hoher
Brutalität. Dutzende von Israelis kamen
allein 2002 durch Attentate der HAMAS
ums Leben. Ziel des bewaffneten
Kampfes ist nicht ein aus den besetzten
Gebieten hervorgehender palästinen-
sischer Staat, sondern die Errichtung
eines islamistischen Staatswesens auf
dem gesamten Territorium des histo-
rischen Palästina und damit notwen-
digerweise verbunden die Vernichtung
Israels. Die Akzeptanz von HAMAS bei
der palästinensischen Bevölkerung
stützt sich auf ihre weiter verschlech-
ternde ökonomische Situation und das
soziale Engagement der Islamisten.

Der Einfluss der Muslimbruderschaft
auf den algerischen Islamismus geht
auf die sechziger Jahre zurück, als im
Rahmen einer Arabisierungskampagne
ägyptische Lehrer ins Land geholt wur-
den. Zu diesen gehörten zahlreiche
Muslimbrüder, die auf diese Weise der
nasseristischen Verfolgung zu entge-
hen versuchten. Die islamistische 

Bewegung konnte sich in Algerien 
erstmals 1989 in Form einer politischen
Partei, der Islamischen Heilsfront 
(Front Islamique du Salut, FIS) etablie-
ren. Als sich im Januar 1992 nach
ersten Ergebnissen ein Sieg der FIS
abzeichnete, wurden die Parlaments-
wahlen für ungültig erklärt und der
Ausnahmezustand ausgerufen. Als
Abspaltung der FIS und gleichzeitig
Sammelbecken dschihadistisch gepräg-
ter Splittergruppen agiert die extrem
gewalttätige Bewaffnete Islamische
Gruppe (Groupe Islamique Armé, GIA).
Während die FIS sich inzwischen um
Verständigung mit der Militärregie-
rung bemüht, setzten die GIA und die
von ihr abgespaltene GSPC (Groupe
Salafiste pour la Prédication et le Com-
bat, Salafistische Gruppe für Predigt
und Kampf) ihre terroristischen Akti-
vitäten fort. Mittlerweile hat die GSPC
der GIA den Rang abgelaufen, insbe-
sondere aufgrund der hemmungslosen
Massaker der GIA an der Zivilbevölke-
rung. Ihre militärische Schlagkraft
unterstrich die GSPC am 4. Januar 2003,
als bei einem Überfall auf Mitglieder
einer Fallschirmjägereinheit 43 Men-
schen, davon 39 Soldaten, ums Leben
kamen. Durch die Tötung des jemeniti-
schen al-Qaida-Funktionärs Abdelwa-
hid Ahmad Alwan am 12. September
2002 im Zusammenhang mit militäri-
schen Operationen gegen die GSPC
konkretisierten sich erstmals Vermu-
tungen über einen al-Qaida-Zusammen-
hang dieser Gruppe.

Im Nachbarland Tunesien geht die
der MB zuzurechnende Gruppierung
an-Nahda (Wiedererstehung) dagegen
auf Distanz zu den algerischen Exzes-
sen. Ihr Oberhaupt Ghannoushi spielte
sogar 1999 bei den Verhandlungen 
zur Wiederherstellung der „nationalen
Eintracht“ Algeriens als Vermittler zwi-
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65 Die Gemeinde Muhammads, d.h. die Gesamt-
heit aller muslimischen Gläubigen.



schen Regierung und führenden Isla-
misten eine wichtige Rolle. Dennoch
beziehen sich die Forderungen an-Nah-
das nach einer „islamischen Demokra-
tie“ letztendlich auf ein Staatswesen
islamistischer Ausrichtung. Die in Tune-
sien verbotene Organisation wird seit
1991 aus dem britischen Exil und von
Frankreich aus geleitet. An-Nahda
steht nach allen bisherigen Erkenntnis-
sen in keinem Zusammenhang mit dem
schweren Bombenanschlang von Djer-
ba auf eine deutsche Touristengruppe
im April.

In der Bundesrepublik Deutschland
übt die MB, die über einzelne Sektio-
nen dem Zentralrat der Muslime (ZMD)
angehört, Einfluss auf verschiedene 
sunnitisch-extremistische Organisatio-
nen aus. Vorrangiges Ziel ist es, die 
hier lebenden Muslime ideologisch 
zu beeinflussen, um auf diese Weise
Anhänger zu rekrutieren. Die Anhän-
ger der Muslimbruderschaft operieren
konspirativ und treten öffentlich nur
durch Publikationen in Erscheinung.
Die von der Organisation betriebenen
Islamischen Zentren dienen zum einen
als Veranstaltungsorte für politische
Agitation, zum anderen haben sie als
Begegnungsstätten die Funktion einer
Klammer für islamistische Organisatio-
nen. Gewaltaktivitäten auf deutschem
Boden wurden bisher nicht bekannt.
Die folgenden, personell vielfach mit-
einander verflochtenen Organisationen
gelten als regionale Vertretungen der
MB:

Mit bundesweit etwa 600 Anhängern
gehört die 1960 gegründete Islamische
Gemeinschaft in Deutschland e.V. (IGD)
zu den größeren Gruppen der MB. Sie
hat ihren Sitz im Islamischen Zentrum
München (IZM). Darüber hinaus ver-
fügt die IGD über etliche Zweigstellen
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Dem syrischen Zweig der MB zuzu-
rechnen sind die Anfang der achtziger
Jahre vom Leiter des Islamischen Zen-
trums Aachen (IZA), Dr. Issam EL-ATTAR,
gegründeten Islamischen Avantgarden.
IGD und Islamische Avantgarden finan-
zieren sich in Deutschland im wesent-
lichen über Mitgliedsbeiträge, Spen-
densammlungen in Moscheen oder
sonstige private Spenden. Untergrup-
pierungen der 600 Mitglieder starken
Islamischen Avantgarden sind die
Union Muslimischer Studentenorgani-
sationen in Europa e.V. (UMSO) und die
Union für die in den europäischen Län-
dern arbeitenden Muslime e.V.
(UELAM). 

Der im Mai 1981 im IZ München
gegründete Islamische Bund Palästina
(IBP) vertritt seit Beginn der ersten Inti-
fada im Dezember 1987 die Interessen
der bislang ausschließlich in Israel und
den teilautonomen palästinensischen
Gebieten terroristisch aktiven HAMAS.
In Deutschland waren neben Anhän-
gern der Hizb Allah auch solche der
HAMAS an der Organisation von Pro-
testkundgebungen gegen die israeli-
sche Palästinapolitik beteiligt. Bisher
waren HAMAS und IBP im Bundesge-
biet lediglich propagandistisch tätig.
Auf europäischer Ebene knüpft die
HAMAS Verbindungen zu anderen 
islamistischen Organisationen, z. B.
durch die Teilnahme an Konferenzen
unter Beteiligung der GIA, der libanesi-
schen Hizb Allah und dem Palästinen-
sischen Islamischen Jihad (PIJ). Von den
ca. 200 Anhängern des IBP im Bundes-
gebiet sind nur einzelne Mitglieder in
Niedersachsen ansässig.

In Niedersachsen sind lediglich ein-
zelne Mitglieder algerischer islamisti-
scher Gruppierungen festgestellt wor-
den. Von der tunesischen Organisation
an-Nahda sind in der Bundesrepublik
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bislang keine organisatorischen Struk-
turen bekannt geworden. Einzelne
Mitglieder traten bei Veranstaltungen
der Islamischen Zentren in Aachen und
München in Erscheinung.

In den in Deutschland erscheinenden
MB-nahen Publikationen, die sich frü-
her vorwiegend mit den politischen
Verhältnissen in Ländern des Nahen
Ostens befassten, stellen heute die
Situation der Muslime in Deutschland
sowie die Themen Dialog und Integra-
tion Schwerpunkte dar. Die nach wie
vor bestehenden Vorbehalte gegen-
über den westlichen Demokratien 
– auch gegenüber der Staats- und
Gesellschaftsordnung in Deutschland –
werden dagegen nur selten zum Aus-
druck gebracht. Inhaltlich werden oft
ähnliche Standpunkte vertreten, wie
sie auch bei der türkischen IGMG zu

finden sind. Ebenso wie die IGMG ver-
suchen die Anhänger der MB, sich in
der Öffentlichkeit als eine gegenüber
der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung loyale muslimische
Interessenvertretung zu präsentieren. 

Das Jahr 2002 hatte nicht nur durch
Einsetzung eines neuen „Murshids“
Bedeutung für die Bruderschaft. Nun
stehen auch die Basis der sozialen und
karitativen Tätigkeit der MB, die Zu-
wendungen der konservativen Ölstaa-
ten der Arabischen Halbinsel, auf dem
Spiel. Kein geringerer als der saudische
Innenminister erkannte in der Muslim-
bruderschaft die „Urheber all unserer
Probleme“. Mit der Formierung neuer
Allianzen durch den Anti-Terrorkrieg
wird selbst von ehemaligen Verbünde-
ten die Rolle der Bruderschaft zuneh-
mend kritisch gesehen.
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Hizb Allah (Partei Gottes)

Mitglieder 2001 2002

Bund: 800 800

Niedersachsen: 110 130

Publikationen: Al-Ahd (Die Verpflichtung)

Ebenso wie die sunnitische Muslim-
bruderschaft verdankt auch die schiiti-
sche Organisation Hizb Allah (Partei
Gottes) einen Großteil ihres politischen
Einflusses der sozialen und karitativen
Betreuung ihrer Anhängerschaft. Diese
„Partei“66 wurde 1982 unter maßgebli-
cher Steuerung durch die Islamische
Republik Iran im Zuge der Bemühun-
gen, die „Islamische Revolution“ auf
andere Länder auszudehnen, als Vertre-

tung des extremistischen Teils der liba-
nesischen Schiitengemeinde gegründet.

66 Obwohl hizb im modernen Hocharabisch mit
„Partei“ wiedergegeben wird, stammt der Aus-
druck hizb allah ursprünglich aus dem Koran,
Sure 5, Vers 56 beziehungsweise Sure 58, Vers
22. Dieser Ausdruck kann klassisch auch mit
„die auf Gottes Seite stehen“ übersetzt wer-
den. Die sowohl politisch als auch religiös mög-
liche Interpretation spiegelt den ambivalenten
Charakter der Organisation wieder.



Dennoch kann die Hizb Allah nicht als
reiner „Import“ von außen angesehen
werden. Obgleich die Schiiten die
größte Glaubensgemeinschaft im kon-
fessionell gespaltenen Libanon sind,
mussten sie sich mit Ausnahme weni-
ger vermögender Klans Jahrhunderte
lang mit einem im Vergleich zu den
anderen Religionsgemeinschaften/
Glaubensrichtungen niederen sozialen
Status abfinden. Mit der zunehmenden
Attraktivität politisch linker Vorstellun-
gen nach dem Ende des 2. Weltkrieges
verbreitete sich auch in der sozial
deklassierten schiitischen Gemeinde
des Libanon marxistisches und säku-
lares Gedankengut. In dieser Situation
gründete der betont antikommunisti-
sche Geistliche Sayyid Musa as-Sadr
1974 die „Bewegung der Benachteilig-
ten“ (Harakat al-Mahrumin), um auf
die säkulare Bedrohung eine zeitgemä-
ße Antwort zu geben. Innerhalb dieser
Bewegung, auch bekannt unter dem
Namen ihrer Miliz „Amal“ (Hoffnung),
wurden die spezifisch schiitischen For-
men der Religionsausübung neu, und
zwar politisch, interpretiert. Das Schick-
sal des Prophetenenkels Hussein, der
680 im Kampf gegen eine vielfache
Übermacht den Märtyrertod fand, soll-
te nicht mehr nur klagend zelebriert
werden, sondern als Vorbild für den
Kampf der Entrechteten um Gleichbe-
rechtigung dienen.

Im August 1978 verschwand Musa 
as-Sadr unter mysteriösen Umständen
während eines Aufenthaltes in Libyen.
Während ein Teil seiner Gefolgschaft
dies gemäß schiitischer Vorstellung als
„Entrückung“ interpretierte67, gelang
es den kurzzeitig ins Hintertreffen
geratenen traditionellen Führern der
schiitischen Gemeinde, den Großgrund-
besitzern und Notabeln, sich der Füh-
rung der Amal-Miliz zu bemächtigen.

Vor dem Hintergrund des seit 1975
herrschenden libanesischen Bürger-
krieges und der sich 1979 im Iran voll-
ziehenden islamisch-schiitischen Revo-
lution konnte dieser Erfolg nicht von
Dauer sein. Als 1982 Israel den Libanon
südlich Beiruts besetzte, ließen die 
militärisch unterlegenen Syrer die an
theologischen Seminaren des Iran aus-
gebildeten radikalsten Vertreter des
schiitischen Lagers ins Land. Nun erst
konnte unter Anleitung der Islami-
schen Republik Iran die Gründung 
der Hizb Allah vollzogen werden, einer
Organisation, die sehr bald der Amal-
Miliz den Rang ablief. Dieser Erfolg
basierte jedoch nicht ausschließlich 
auf der radikaleren politischen Ausrich-
tung. Vielmehr gelang es der Hizb
Allah mithilfe finanzieller Unterstüt-
zung iranischer Stellen, ein umfassen-
des Betreuungssystem aufzubauen.
Den aus dem Süden des Libanon in die
Slums von Beirut geflohenen und von
der Regierung vergessenen Schiiten
wurde somit eine soziale, religiöse und
politische Heimat innerhalb der Orga-
nisation gegeben.

Die Ausrichtung auf das islamistische
System des Iran bildet bis heute die
politische Grundkonstante der Hizb
Allah. Dennoch lockerten sich seit dem
Tode Khomeinis zunehmend die früher
engen Bande. So erhält die Hizb Allah
heute deutlich weniger als die jährlich
etwa 100 Millionen Dollar, die der Iran
noch zu Zeiten Khomeinis zur Verfü-
gung stellte. 
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67 Nach Vorstellung der größten schiitischen
Gruppierung, der im Iran und im Libanon
dominierenden so genannten „Zwölfer-Schia“,
herrscht seit dem späten 9. Jahrhundert der
zwölfte und letzte Imam aus dem Zustande der
Entrücktheit heraus als „Herr der Zeit“ und
wird sich dereinst als Verwirklicher göttlicher
Gerechtigkeit der Menschheit offenbaren.



Im Emblem der Hizb Allah kommt
deren politische Ausrichtung zum Aus-
druck, es zeigt in arabischer Schrift den
Namen der Organisation „Hizb Allah“.
Eine aus diesem Schriftzug erwachsende
Faust hält die Kalaschnikow, über der
das Koranzitat „Die auf Gottes Seite ste-
hen werden Sieger sein“ steht, was aber
auch politisch als „Die Hizb Allah wird
Sieger sein“ gelesen werden kann. Die
Unterzeile unter diesem Signet weist
auf die politische Zielrichtung: „Islami-
sche Revolution im Libanon!“ 

Trotz der gelockerten Bande zum Iran,
bleibt die Hizb Allah eine islamistische
Organisation, die die Vernichtung
Israels auf ihre Fahnen geschrieben hat.
Mit menschenverachtender Brutalität
wurden Anschläge gegen israelische
Einrichtungen nicht nur im Südlibanon,
sondern auch im Ausland – u. a. in
Istanbul, Ankara und Buenos Aires
durchgeführt. Dass die Organisation
sich mittlerweile als Speerspitze des
arabischen und islamistischen Wider-
standes gegen Israel versteht, machte
ihr Generalsekretär NASRALLAH deut-
lich, als er im April 2002 betonte, dass
man weiterhin dem internationalem
Druck zu widerstehen gedenke, um die
palästinensische Sache auf allen Ebenen
zu unterstützen.

Die in der Bundesrepublik Deutsch-
land lebenden Hizb Allah-Anhänger
agieren unter der Bezeichnung „Islami-
scher Widerstand“. Sie sind weiterhin
um die Verfestigung ihrer Strukturen
bemüht, um ihren politischen Aktivitä-
ten einen organisatorischen Rahmen
zu geben. Wie auch in der Vergangen-
heit instruierten Funktionäre aus dem
Libanon die Anhänger in den hiesigen
Zweigorganisationen entsprechend
politischer Vorgaben der libanesischen
Zentrale. Deutschland dient für die
Hizb Allah genauso wie für die Muslim-
bruderschaft als logistisches Hinterland
für die Aktionen in den jeweiligen Hei-
matländern.
Zum zweiten Jahrestag der palästinen-
sischen Intifada am 28. September 2002
fanden europaweit zahlreiche Veranstal-
tungen statt, auf denen außer der Situa-
tion in Palästina auch ein möglicher Mili-
täreinsatz der USA im Irak thematisiert
wurde. Im Gegensatz zu anderen euro-
päischen Ländern stießen entsprechen-
de Kundgebungen in Deutschland auf
geringes Interesse. Aus Kreisen der
„Hizb Allah“ verlautete, Gründe hierfür
seien neben der „chaotischen Organisa-
tion“ auch die Sorge vor möglichen Pro-
blemen mit deutschen Sicherheitsbe-
hörden gewesen. Darüber hinaus habe
auch die Diskussion über ein mögliches
Verbot der Organisation dazu geführt,
öffentlich nicht in Erscheinung zu treten.

In Niedersachsen haben sich Anhän-
ger der Hizb Allah in mehreren konspi-
rativ gehaltenen Ortsgruppen bezie-
hungsweise Stützpunkten organisiert,
unter anderem in Hannover, Hildesheim,
Oldenburg und Osnabrück. Die Finan-
zierung der Ortsgruppen erfolgt über
Spendensammlungen. Zur weiteren
Verwendung dieser Gelder in Deutsch-
land oder im Ausland liegen keine
Erkenntnisse vor.
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So wie es Musa as-Sadr im Libanon
gelang, gesellschaftliche Unterschich-
ten durch Herausstellung des angeblich
sozialrevolutionären Handelns des Pro-
phetenenkels Hussein an den traditi-
onellen schiitischen Islam im Libanon
zu binden, so beeinflussten im gleich-
falls schiitischen Iran teilweise marxis-
tische Vorstellungen die islamische Vor-
stellungswelt. Geprägt von einem Auf-
enthalt in Frankreich in den frühen
sechziger Jahren entwickelte der ira-
nische Schriftsteller Ali Schariati die
Vorstellung einer Synthese aus revolu-
tionärem Sozialismus und schiitischem
Islam. Begriffe aus dem Koran wurden
von ihm marxistisch interpretiert. Die

Formel, mit der jeder fromme Muslim
seine Rede beginnt68 sollte durch ein
„Im Namen des Gottes der Entrechte-
ten“ ersetzt werden, eine Formel, die
für fromme traditionelle Muslime einer
Gotteslästerung gleichkommt. Wäh-
rend bis dahin linke Gruppierungen in
der islamischen Welt vor der Schwierig-
keit standen, ihre Denkkategorien der
Bevölkerung verständlich zu machen,
gelang nun teilweise eine Übertragung
aus dem Kommunismus herrührender
Erwartungen auf einen revolutionär
umgedeuteten schiitischen Islam.
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68 „Im Namen des gütigen, barmherzigen Gottes“



Mit den Volksmodjahedin Iran 
(Modjahedin-e Khalq, MEK) konnte
diese im muslimischen Raum einmalige
Synthese westlich-marxistischer und
islamischer Vorstellungen zeitweise
zum ernsthaften Konkurrenten Kho-
meinis um die Macht im Iran heranrei-
fen. Wie weit diese Symbiose vorange-
schritten war, führten 1981 zwei Funk-
tionäre der MEK aus:

„Unser ursprüngliches Ziel war die
Synthese der religiösen Werte des
Islam mit dem wissenschaftlichen
Denken des Marxismus ... Wir waren
davon überzeugt, dass der wahre
Islam mit den Theorien der sozialen
Revolution, des historischen Deter-
minismus und des Klassenkampfes
übereinstimmt.“ 
(Ervand, Abrahamian: The Iranian
Mojahedin. New Haven, 1989, S. 92)

Eine Publikation der Organisation be-
tonte unmittelbar vor der Islamischen
Revolution von 1979:

„Wir sagen ‚Nein' zu der marxis-
tischen Philosophie, besonders zu
dem Atheismus. Aber wir sagen ‚Ja'
zum sozialen Denken des Marxismus,
besonders zu seiner Analyse des
Feudalismus, Kapitalismus und des
Imperialismus.“

Die Volksmodjahedin nahmen 1971 
den militärischen Kampf gegen das
Schahregime auf. Nach einigen spekta-
kulären Attentaten und Banküber-
fällen wurden zahlreiche Führungs-
kader inhaftiert und prominente Par-
teifunktionäre hingerichtet. Erst mit
dem Beginn revolutionärer Unruhen 
im Jahr 1978 und der Öffnung der
Gefängnisse für Gefangene politischer
Organisationen gelang es der Organi-
sation, erneut Handlungsfähigkeit zu
gewinnen. Sie akzeptierte trotz un-
überbrückbarer ideologischer Differen-
zen Ayatollah Khomeini als charisma-

tischen Führer der Revolution und 
leistete einen wichtigen militärischen
Beitrag zum Sturz des Schahregimes.
Unter den Besetzern der US-Botschaft
befanden sich ebenfalls Aktivisten der
MEK.

Die ideologischen Unterschiede 
zwischen den einen „sozialistischen
Islam“ fordernden Volksmodjahedin
und den Vertretern der traditionellen
schiitischen Geistlichkeit um Khomeini
konnten jedoch nicht dauerhaft über-
brückt werden. Die Aktivisten „auf der
Linie des Imam“ (Khomeini) versuchten
seit ihrer Machtübernahme durch den
von ihnen kontrollierten Staatsapparat
jegliche innenpolitische Opposition
auszuschalten. Die MEK als mit Ab-
stand stärkster Kontrahent antwortete
mit einer Terrorkampagne, der zahlrei-
che Regierungsanhänger, aber auch
Zivilisten zum Opfer fielen. Den Höhe-
punkt der Verfolgung markierten der
20. Juni („Tag des Widerstandes“) und
der 21. Juni 1981 („Tag der Märtyrer“)
als eine Großdemonstration der Volks-
modjahedin in Teheran blutig aufge-
löst wurde. Im gleichen Jahr musste der
Vorsitzende der MEK, Massoud RADJA-
VI fliehen. Vom französischen Exil aus
betrieben die Modjahedin die Grün-
dung des Nationalen Widerstandsrates
Iran (NWRI) als Vereinigung linker Or-
ganisationen und Einzelpersonen, der
jedoch völlig unter der Kontrolle der
MEK verblieb. 1993 bestimmte sich der
NWRI als „iranisches Exilparlament“
und wählte Maryam RADJAVI, die Ehe-
frau Massoud RADJAVIs, zur „künfti-
gen Präsidentin Irans“.

In der Organisation des NWRI sind
die Vereine an der Basis – hierzu ge-
hören in Niedersachsen der „IRAN Soli-
daritätsverein Hannover e. V.“ und der
„IRAN Solidaritätsverein Göttingen 
e. V.“ – der Teil, der dafür sorgt, dass
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bei Demonstrationen und anderen
Aktionen Teilnehmer gestellt, Infor-
mationsstände betrieben und bei 
den alljährlichen Spendenkampagnen
Haus- und Straßensammlungen durch-
geführt werden. Obwohl von der
Öffentlichkeit kaum wahrgenommen,
finden sich immer genügend Vereins-
mitglieder bzw. Sympathisanten, die 
in den Fußgängerbereichen der Groß-
städte Bücherstände betreiben oder
sich auch für spontane Demonstratio-
nen bereithalten. 

Im Gegensatz zum politischen, durch
den NWRI von Europa aus praktizierten
Widerstand wurde der militärische
Kampf gegen die Islamische Republik
von irakischem Boden aus aufgenom-
men. Dort entstand 1987 die National
Liberation Army (NLA), die während des
Iranisch-Irakischen Krieges auf Seiten
des Irak zum Einsatz kam. Nach Ab-
schluss des Waffenstillstandes 1988
führte sie mit Billigung des Irak weiter-
hin terroristische Anschläge gegen den
Iran durch. Die Komplizenschaft mit
Staatschef Saddam Hussein, der nicht
nur die Islamische Republik überfallen
hatte, sondern sogar Giftgas gegen 
iranische Truppen einsetzte, ließen das
Ansehen der MEK in den Augen der ira-
nischen Bevölkerung erheblich sinken.

Ihren erheblichen Bedarf an finan-
ziellen Mitteln versuchte die Organisa-
tion in der Vergangenheit u. a. durch
Spendenkampagnen zu decken. Dabei
gaben Sammler vor, Geld für humani-
täre Zwecke wie Medikamente, Nah-
rungsmittel oder Bekleidung zu sam-
meln oder Patenschaften für iranische
Kriegswaisen zu vermitteln. Die polizei-
liche Durchsuchung von Räumlichkei-
ten der MEK-Tarnorganisation „Irani-
sche Flüchtlingskinderhilfe e. V.“ am
18. Dezember 2001 im Raum Köln, 
Berlin und München wurde u. a. auf

einer Großdemonstration mit ungefähr
2.500 Teilnehmern am 15. Februar in
Köln thematisiert. 

Wie bereits bei früheren Gelegen-
heiten wurden alle Anschuldigungen
zurückgewiesen und als Ergebnis an-
geblicher politischer Forderungen des
Iran gegenüber der Bundesrepublik
dargestellt, auf die Modjahedin Druck
auszuüben und ihre Handlungsfähig-
keit einzuschränken.

Eine weitere Veranstaltung mit 
– für die Veranstalter enttäuschenden –
2.000 Teilnehmern richtete sich am 
13. Mai in Brüssel gegen die Aufnahme
der MEK in die EU-Liste terroristischer
Organisationen und Personen69. An-
lässlich dieser Demonstration veröffent-
lichte der NWRI eine Stellungnahme
der MEK-Generalsekretärin Mojgan
PARSAI, die das Vorgehen der EU als
„beschämend“ und „skandalös“ be-
zeichnete. An die Adresse der EU ge-
richtet betonte sie, dass 

„ ...die Volksmodjahedin für ihren
Kampf zum Sturz des Schahs Ihre
Erlaubnis nicht benötigten, und sie
benötigen sie für ihren Kampf gegen
die Mullahs jetzt ebenfalls nicht. 
Dies gilt besonders jetzt, da Sie nun
öffentlich auf der Seite der blut-
dürstigen Mullahs, den Feinden der
Freiheit und der Demokratie im Iran
stehen.“

Die Aufnahme der MEK in die EU-Liste
terroristischer Organisationen und Per-
sonen wurde auf einer weiteren De-
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69 Beschluss des Rates vom 02.05.2002 (Amtsblatt
L 116, Seite 33) über spezifische, gegen bestim-
mte Personen und Organisationen gerichtete
restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus. Benannt werden Personen und
Organisationen, deren Gelder, Vermögenswer-
te und Ressourcen eingefroren werden. Dazu
gehört die MEK (außer NWRI), neben weiteren
Organisationen auch die PKK sowie DHKP/C.



monstration am 21. Juni in Kopenha-
gen thematisiert. Über eine Großlein-
wand sprach die „künftige Präsidentin
des Iran“ Maryam RADJAVI zu schät-
zungsweise 4.000 Sympathisanten. 

Dass gleich zwei Großdemonstratio-
nen im Abstand von nur wenig mehr
als einem Monat zu einem Thema ver-
anstaltet wurden, erklärt sich durch die
Einschätzung der MEK, die sich durch
ihre Einstufung als Terrororganisation
zunehmend der Gefahr ausgesetzt
sieht, die westlichen Länder als Basis
für ihren politischen Kampf gegen die
iranische Führung zu verlieren. Wie 
die Schritte gegen die illegale Geldbe-
schaffung der MEK belegen, werden
zusehends Handlungsspielräume zur
Finanzierung ihrer aufwändigen Struk-
turen und Aktivitäten eingeschränkt.
Diese Maßnahmen allein stellten noch
keine existenzielle Bedrohung dieser
Gruppierung dar, doch könnte aus
einem anderen Grund 2003 zum
Schicksalsjahr der MEK werden. Der
eskalierende Konflikt um den Irak
bedroht die dort stationierte „Befrei-
ungsarmee“ in ihrer Existenz. Nach
Presseberichten sollen Pläne zur Flucht
der MEK-Führung nach Europa existie-
ren, welches Schicksal jedoch den meh-
reren Tausend Kämpfern zuteil werden
soll, ist nicht bekannt.

Aufgrund dieser insgesamt für die
Organisation bedrohlichen Situation 
ist spätestens seit der Aufnahme in die
Liste der terroristischen Organisationen
eine veränderte Vorgehensweise der
MEK festzustellen. Zum einen hatte 
die MEK bereits vor ihrer Aufnahme 
in die EU-Liste aus einem gesteigerten
Sicherheitsbedürfnis heraus Einrichtun-
gen geschlossen und Tarnvereine auf-
gelöst. Weiterhin wurden militärische
Aktionen gegen den Iran merklich
zurückgefahren, um sich vom Stigma

einer terroristischen Gruppierung zu
befreien. Stattdessen wird der politi-
sche Kampf betont, um sich als einzige
demokratische Alternative zum derzeit
existierenden iranischen Staatsmodell
zu präsentieren. In diesen Zusammen-
hang ist die in jüngster Zeit wieder ver-
stärkt verfolgte Lobbyismuskampagne
unter westlichen Parlamentariern ein-
zuordnen. Zentrale Großveranstaltun-
gen dienen darüber hinaus dem Zweck,
der verunsicherten Anhängerschaft
Handlungsfähigkeit und Zukunfts-
willen zu demonstrieren.
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Die Islamische Gemeinschaft Milli
Görüs e.V. (IGMG) erhebt den Anspruch
die außerhalb der Türkei lebenden
Menschen türkischer Abstammung,
unbeschadet ihrer Staatsangehörig-
keit zu repräsentieren. Um diesen in
Deutschland lebenden türkischen
Muslimen gleichsam türkisch-nationa-
listisches wie islamistisches Gedanken-
gut nahe zu bringen, werden von der
Organisation vielfältige Anstrengun-
gen politischer, sozialer und öko-
nomischer Art unternommen.

Die Entstehungsgeschichte der 
IGMG beginnt im Jahr 1976 mit der
Gründung der Vorläuferorganisation
Türkische Union Europa e.V., die sich
1982 in Islamische Union Europa e.V.
umbenannte. Interne Auseinanderset-
zungen, in deren Verlauf Cemaleddin
KAPLAN und seine Anhänger die Orga-
nisation verließen, waren 1985 Anlass
für die Gründung der Vereinigung der
Neuen Weltsicht in Europa (AMGT), der
unmittelbaren Vorläuferorganisation.
Im Dezember 1994 trat an die Stelle

der AMGT die Europäische Moschee-
bau und Unterstützungsgemeinschaft
e.V. (EMUG) sowie die kurze Zeit da-
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rauf gegründete IGMG. Aufgrund der
starken Präsenz der in Westeuropa
lebenden türkischen Staatsbürger in
Deutschland bildet die Bundesrepublik
Deutschland den Organisationsschwer-
punkt der IGMG. IGMG-Strukturen
sind aber auch in anderen europäi-
schen Ländern sowie in Nordamerika,
Australien und Zentralasien nachweis-
bar.

Die IGMG gilt als der größte nicht
vom türkischen Staat beeinflusste tür-
kisch-islamische Verband in Europa. Ihr
2001 gewählter Vorsitzender, Mehmet
Sabri ERBAKAN, ein Neffe des türki-
schen Islamisten und ehemaligen Mini-
sterpräsidenten Necmettin ERBAKAN,
wurde im Oktober 2002 nach Kontro-
versen um seine persönliche Lebens-
führung abgelöst.

Geschichte und Ideologie

Die Geschichte und Ideologie der
IGMG ist untrennbar mit der Entwick-
lung der türkischen Ausprägung des
Islamismus verbunden. Nachdem mit
Auflösung des Kalifats 1924 durch die
türkische Staatsführung diese über
Jahrzehnte hinweg einen islamkriti-
schen, innenpolitischen Kurs verfolg-
te, konnte seit den fünfziger Jahren
der auch politisch auftretende Islamis-
mus allmählich an Kraft gewinnen.
1974 beteiligte sich mit der Nationa-
len Heilspartei (Milli Selamet Partisi,
MSP) erstmals eine islamistische Partei
an einer Koalitionsregierung. Ihr Par-
teichef Necmettin ERBAKAN wurde
stellvertretender Ministerpräsident.
Der in Aachen im Fach Maschinenbau
promovierte ERBAKAN hatte bereits
1970 mit der Partei der Nationalen
Ordnung (Milli Nizam Partisi, MNP)
dem politischen Islam eine organisa-
torische Form gegeben. In der 1971

verbotenen MNP und ihrer Nachfolge-
organisation, der MSP, artikulierte sich
eine neue systemkritische politische
Kraft. Zwar hatte etwa die Zahl der
Moscheen seit den fünfziger Jahren
unübersehbar im Lande zugenommen,
dennoch hatte es bislang keine poli-
tische Partei gewagt, das vom Staats-
gründer Atatürk eingeführte Prinzip
des Laizismus in Frage zu stellen, das
in der türkischen Variante nicht ein
Nebeneinander von Staat und Reli-
gion, sondern eine Kontrolle der isla-
mistischen Religionsausübung durch
eine staatliche Religionsbehörde be-
inhaltete. 

Insgesamt ist seit den siebziger Jah-
ren, unterbrochen vom Militärputsch
1980, sich deutlich verstärkende Beein-
flussungsversuche der türkischen Poli-
tik durch den Islam feststellbar. Die
1983 als Nachfolgerin der zwischen-
zeitlich auch verbotenen MSP gegrün-
dete islamistische Wohlfahrtspartei
(Refah Partisi, RP) war dabei nicht die
einzige Kraft, die mit islamistischen
Vorstellungen sich zu profilieren ver-
suchte. Ihr gelang es mit der Propa-
gierung einer „Gerechten Ordnung“
(adil düzen) neue, auch ehemals links
wählende Wählerschichten zu erschlie-
ßen. Aus den Parlamentswahlen vom
24. Dezember 1995 als stärkste Partei
hervorgegangen, konnte ihr Anführer
ERBAKAN bis zum Juni 1997 sein Mini-
sterpräsidentenamt nutzen, um Islami-
sierungstendenzen in der Innen- und
Außenpolitik voranzutreiben. Laizis-
muskritische Äußerungen einzelner RP-
Politiker wurden schließlich zum Anlass
genommen, im Mai 1997 ein Verfahren
gegen die Wohlfahrtspartei einzulei-
ten, das mit dem Verbot der RP endete.
Vor dem Verbot der RP traten ihre im
Parlament vertretenen Abgeordneten
in die als Nachfolgepartei gegründete
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Tugendpartei (Fazilet Partisi, FP) über.
Auch diese Partei wurde von Necmettin
ERBAKAN dominiert und vertrat die
Grundsätze eines „osmanistischen“
Islamismus70.

Zwischenzeitlich wurde auch die FP
verboten. Dieses Verbot führte erwar-
tungsgemäß zu einer Neuformierung
der politischen Verhältnisse. Am 
20. Juli 2001 gab der ehemalige FP-
Vorsitzende Recai KUTAN die Grün-
dung der Saadet Partisi (Glückselig-
keitspartei, SP) bekannt. Etwas mehr
als die Hälfte der 100 früheren Abge-
ordneten der Fazilet-Partei schlossen
sich daraufhin der neu gegründeten,
dem islamistischen Gedankengut
Necmettin ERBAKANs verpflichteten
Partei an. Die übrigen ehemals der
Fazilet-Partei angehörenden Abgeord-
neten organisierten sich in der am 
14. August 2001 gegründeten Gerech-
tigkeits- und Entwicklungspartei
(AKP), der zweiten Nachfolgeorganisa-
tion der Fazilet-Partei. Die vom ehe-
maligen Istanbuler Oberbürgermeister
Recep Tayyip ERDOGAN71 dominierte
AKP versucht sich von den bisherigen
islamistischen Parteien durch eine
betont moderne und demokratische
Erscheinungsweise abzugrenzen, ob-
gleich ERDOGAN über viele Jahre der

politische Ziehsohn des Islamisten
Necmettin ERBAKAN war.

Auswirkungen der türkischen
Parlamentswahlen

Der Spaltung des islamistischen Lagers
lagen zum Teil persönliche, größten-
teils aber programmatische Motive
zugrunde. Im Vorfeld der für den 
3. November 2002 angesetzten Par-
lamentswahlen wurde immer deut-
licher, dass der politische Führungs-
kreis um ERBAKAN sich für eine klare
Unterstützung der Saadet-Partisi ent-
schieden hatte. Diese Vorgaben nach-
vollziehend, wurde eine Kampagne der
IGMG zur Unterstützung der Saadet-
Partisi in Deutschland von Mehmet
Sabri ERBAKAN geführt. Auf einem
Funktionärstreffen der IGMG in Ham-
burg forderte er die Anwesenden zur
Wahl der SP auf. Der AKP dürfe keine
Stimme gegeben werden. Deren Vor-
sitzender ERDOGAN habe sich vom
gemeinsamen islamistischen Gedan-
kengut getrennt und sei somit nicht
mehr wählbar. Allein Necmettin
ERBAKAN repräsentiere die Reinheit
des Islam. Die Funktionäre wurden
angehalten, diese Sicht der Dinge in
den Moscheen zu verbreiten und
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70 Die in der IGMG vorherrschende Form des Isla-
mismus ist von türkischen Spezifika geprägt
und nicht mit arabischen Erscheinungsformen
vergleichbar. Hervorstechend ist der Bezug auf
das Osmanische Reich, das in IGMG-Publika-
tionen als eine der glorreichsten Epochen der
Geschichte verklärt wird. Die Verbindung
türkisch-nationalistischer und islamistischer
Positionen findet sich ebenfalls in der Ideolo-
gie der Partei der Nationalistischen Bewegung
(MHP) wieder, deren Türkisch-Islamische Syn-
these (Türk-Islam Sentezi) versucht, „2.500
Jahre Türkentum, 1.000 Jahre Islam und 150
Jahre Orientierung nach Westen“ miteinander
zu verbinden. Der Bezug der IGMG zum „os-
manistischen“ Gedankengut ERBAKANs wird

allein schon aus der Namensgebung deutlich.
Die Bezeichnung Milli Görüs (Nationale Welt-
sicht) stammt aus ERBAKANs programmati-
schen Schriften. Die starke Betonung des Natio-
nalen steht eigentlich zu der universalen Bot-
schaft des Islam in einem Widerspruch.

71 1999 musste ERDOGAN eine Haftstrafe antre-
ten, da er öffentlich aus einem religiösen
Gedicht vorgetragen hatte: „Die Moscheen
sind unsere Kasernen, die Minarette unsere
Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die
Gläubige unsere Soldaten.“. Wegen dieser Vor-
strafe konnte er bis zu einer Verfassungsände-
rung im Februar 2003 nicht für das Amt des
Ministerpräsidenten kandidieren.  Am 11. März
2003 wurde  er als Ministerpräsident vereidigt.



Gelder zur Unterstützung der Partei
ERBAKANs zu sammeln. In Westeuropa
lebende Türken sollten in die Türkei
reisen, um am Tag der Wahl ihre
Stimme für die Saadet Partisi abzuge-
ben. 

Die Parlamentswahlen zeitigten
einen völligen Umbruch der bisherigen
politischen Verhältnisse. Da aufgrund
der vom türkischen Wahlgesetz vor-
geschriebenen 10 %-Hürde lediglich
zwei Parteien in das Parlament einzo-
gen, konnte die AKP mit nur 34 % der
Wählerstimmen beinahe die Zweidrit-
telmehrheit der Parlamentssitze erlan-
gen. Die von der IGMG-Führung unter-
stützte Saadet-Partisi blieb mit ledig-
lich 2,5 % deutlich abgeschlagen unter
ihren Erwartungen. 

Einflussnahme auf die in Deutschland
lebenden Türken

Entsprechend ihrer Ideologie der
„Nationalen Weltsicht“ (Milli Görüs)
versucht die IGMG die außerhalb der
Türkei lebenden Menschen türkischer
Abstammung zu einer nach islamis-
tischen Vorgaben geformten Gemein-
schaft zusammenzufassen. Dies be-
inhaltet die Bildung autonomer
Strukturen, die auch als „Parallelge-
sellschaften“ bezeichnet werden.
Frauen-, Jugend- und Studentenorga-
nisationen ermöglichen es der IGMG,
ihren Einfluss durch ein zielgruppen-
spezifisches Angebot auszuweiten. 
Zur gesellschaftlichen Präsenz zählen
ebenso Freizeitangebote wie z. B.
Korankurse, Hausaufgabenbetreuung,
Ferienlager und Sportvereine. Dieser
umfassende gesellschaftliche Ansatz
wird ergänzt durch wirtschaftliche
Aktivitäten. So zählen ein Bestat-
tungsfond, eine Wallfahrtsorganisa-
tion, ein Vertrieb für religiöse Litera-

tur, ein muslimisches Sozialwerk so-
wie Handelsgesellschaften für den 
Im-und Export von Lebensmitteln zu
den der IGMG angeschlossenen Betrie-
ben. Für die Verwaltung des Immobi-
lienbesitzes der Organisation im Wert
von ca. 50 Millionen € ist die Euro-
päische Moscheebau- und Unterstüt-
zungsgemeinschaft e.V. (EMUG) zu-
ständig. 

Für einen Vertrauensverlust innerhalb
der Anhängerschaft der IGMG sorgte
der Skandal um den Yimpas-Konzern.
Dieses IGMG-nahe Unternehmen, das
Auslandstürken eine hohe Rendite für
deren Einlagen versprochen hatte,
musste Anfang August Konkursantrag
stellen. Die geschädigten Anleger
stellten im nachhinein fest, dass ihre
Verträge mit Yimpas auf einem rechts-
widrigen Konstrukt beruhten, sodass
ihrerseits keine juristischen Schritte
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gegen das Unternehmen erfolgen
konnten. 

Organisatorische Verflechtungen 
der IGMG

Die IGMG ist mit verschiedenen 
islamischen Organisationen und Dach-
verbänden verflochten. So wird der
islamische Dachverband Islamrat, dem
viele Jahre der frühere IGMG-Funktio-
när Hassan ÖZDOGAN vorstand, nun
durch Ali KIZILKAYA, den General-
sekretär der IGMG, geführt. Über den
Vorsitzenden der im islamischen Dach-
verband Zentralrat der Muslime in
Deutschland (ZMD) vertretenen Isla-
mischen Gemeinschaft in Deutschland
(IGD), Ibrahim EL-ZAYAT, wird die Ver-
bindung zum ZMD gehalten. EL-ZAYAT,
der Schwager des bisherigen IGMG-
Vorsitzenden ERBAKAN, ist zusätzlich
Bundesvorsitzender der im ZMD ver-
tretenen Muslim Studentenvereinigung
in Deutschland (MSV). Als ihr stellver-
tretender Vorsitzender fungiert der
Islamratsvorsitzende Hassan ÖZDOGAN.
EL-ZAYAT fungiert auch als Vorsitzen-
der der EMUG, die den umfangreichen
Immobilienbesitz der Milli Görüs-
Bewegung verwaltet. Verbindungen
personeller Art bestehen ebenfalls zu
dem wichtigen türkischen Presseorgan
Milli Gazete, die als „Sprachrohr“ der
IGMG bezeichnet werden kann.

Ende 1995 sorgte diese Zeitung da-
für, dass mit Billigflügen IGMG-Sympa-
thisanten in die Türkei reisen konn-
ten, um bei den Parlamentswahlen
ihre Stimme für Necmettin ERBAKAN
abzugeben. Über den Bücherkatalog 
der IGMG werden Publikationen von
Milli-Gazete-Kolumnisten vertrieben,
selbst Necmettin ERBAKAN persönlich
warb noch 2001 auf dem „Tag der 
Milli Gazete“ in Düsseldorf für diese

Zeitung. Geschäftsführer des Verlages
ist Dr. Yusuf ISIK, der von April 1999
bis April 2001 als kommissarischer
IGMG – Vorsitzender wirkte. Durch
diese personellen Verflechtung mit
der IGMG wird die Grundintention der
IGMG, die türkische Gemeinschaft in
Deutschland gegen den vorgeblich
verderblichen Einfluss der westlichen
Gesellschaft abzukapseln und eigenen
islamistischen Wertvorstellungen zu
folgen, auch in der Milli Gazete auf-
gegriffen. 

„Die westliche Welt ist nicht tolerant.
Sie akzeptiert keinen außerhalb ihrer
eigenen Rasse ... Die Europäer
meinen, sie gehörten einer über-
legenen Rasse an. Sie setzen sogar
diejenigen herab, die ihrem Glauben
beigetreten sind, jedoch einer ande-
ren Rasse angehören. Sie grenzen
diese Menschen sogar aus. Diese
Tatsache habe ich in Deutschland 
mit eigenen Augen gesehen. Unsere
Menschen nehmen daraufhin eine
reflexartige Verteidigungsposition
ein und bilden eigene Kolonien. 
Sie gründen Gemeinden, Moscheen,
Freizeiteinrichtungen und Versamm-
lungsorte ... Bei all dem handelt es
sich um einen Selbstschutzreflex.
Meiner Meinung nach ist das sehr
erfreulich. Der Westen ist nämlich
nichts Besonderes ... Der Westen ver-
sucht uns zu degenerieren und uns
von unseren eigenen Werten zu dis-
tanzieren.“
(Milli Gazete, 23. 08. 2002)

Der Milli-Görüs-Bewegung verbunden
sieht sich ebenso der Fernsehsender
Kanal 7, der über Satellit auch im Bun-
desgebiet empfangen werden kann.
Die von der IGMG herausgegebene,
monatlich erscheinende Zeitschrift
„Milli Görüs & Perspektive“ enthält
auch deutschsprachige Texte. 
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Besonders seit den Terroranschlägen
des 11. September 2001 hat die IGMG
ihre Öffentlichkeitsarbeit intensiviert.
Während der „Tag der offenen
Moschee“ bereits zum sechsten Mal
stattfand, erlebte das „Islamobil“ seine
Premiere. Diese mobile Moschee mit
ausfahrbarer Kuppel und Minaretten
soll in Deutschland und einigen Nach-
barländern die Bevölkerung mit dem
Islam, aber auch mit der IGMG bekannt
machen. Vom 14. bis 18. Mai kam diese
Einrichtung auf dem Klagesmarkt in
Hannover zum Einsatz. Mittels moder-
ner Technik wurde dem interessierten
Besucher die Möglichkeit geboten, den
Islam aus der Sicht der IGMG kennen
zu lernen. Auch am „Tag der offenen
Moschee“ Anfang November beteiligte
sich die IGMG und öffnete eine größe-
re Anzahl ihrer Moscheen für nicht-
muslimische Besucher.

Ihren Jahreskongress veranstaltete
die IGMG unter dem Motto „Tag der
Solidarität und Brüderlichkeit“ am 
15. Juni in Arnheim (Niederlande).
Hierzu fanden sich rund 20.000 Besu-
cher aus der Bundesrepublik und aus
anderen europäischen Ländern ein.
Diese Beteiligung lag deutlich unter
den Erwartungen der Veranstalter. Der
zu diesem Zeitpunkt noch amtierende
IGMG-Vorsitzende Mehmet Sabri 
ERBAKAN wertete die zurückgegan-
gene Beteiligung als ein Indiz für eine
angebliche Verängstigung der Muslime
seit dem 11. September. Mehmet Sabri
ERBAKAN äußerte in seiner Rede die
Ansicht, dass sich die Situation der
Muslime in Europa nach den Anschlä-
gen vom 11. September 2001 drastisch
verschlechtert habe. Hierfür machte 
er eine negative Darstellung des Islam
in den Medien und den bayerischen
Innenminister Günther Beckstein, der
ein Verbot der Organisation gefordert

hatte, verantwortlich. Das bereits aus
den Publikationen der Milli Gazete
bekannte Motiv, den Muslimen eine
Bedrohung von außen zu suggerieren
und sie damit zu veranlassen, sich in
Parallelgemeinschaften einbinden zu
lassen, wurde in dieser Rede erneut
aufgegriffen. Prof. Necmettin ERBA-
KAN forderte gleichzeitig in dieser 
Veranstaltung eine Intensivierung der
Kontakte der IGMG zur nichtmuslimi-
schen Öffentlichkeit. 

Vom Verwaltungssitz der IGMG in
Kerpen wird die von der Orts- über die
Regional- bis hin zur Bundesebene hie-
rarchisch aufgebaute Organisation zen-
tralistisch geführt. Der Landesverband
„Islamische Föderation Niedersachsen“
mit Sitz in Hannover verfügt über rund
40 Ortsvereine. Schwerpunkt der IGMG
in Niedersachsen sind die Regionen
Hannover und Braunschweig. 

Insgesamt war 2002 für die Organi-
sation ein schwieriges Jahr. Die türki-
schen Parlamentswahlen offenbarten
nicht nur die Spaltung der islamis-
tischen Bewegung in der Türkei, son-
dern ließen Beobachter eine Zerreiß-
probe innerhalb der IGMG prognos-
tizieren. Trotz ihrer eindeutigen
Stellungnahme zugunsten der unter-
legenen islamistischen SP konnte aber
bislang weder ein signifikanter Verlust
an Mitgliedern noch eine programma-
tische Neuorientierung der IGMG fest-
gestellt werden. Inwieweit die internen
„Skandale“ um den Yimpas-Konzern
und um das Privatleben des ehemali-
gen Vorsitzenden ERBAKAN zu dem
leicht rückläufigen Mitgliedertrend
beigetragen haben, lässt sich von
Außenstehenden noch nicht beurtei-
len.
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Die Organisation 
„Der Kalifatsstaat“ 
(Hilafet Devleti)

Das Ziel eines revolutionären Umsturzes
in der Türkei und der anschließenden
Errichtung eines panislamischen Got-
tesstaates wurde nach dem Tode
Cemaleddin KAPLANs von seinem Sohn
und Nachfolger Metin KAPLAN auf-
recht erhalten. Unter seiner Führung
nahm die Organisation zunehmend
sektiererische Züge an. Während auch
aufgrund mangelnden Charismas des
neuen „Kalifen“ die Anhängerzahl
abnahm, wurden interne Auseinander-
setzungen zum Teil gewaltsam aus-
getragen. 1997 wurde sein organisa-
tionsinterner Konkurrent um die
Kalifenwürde Dr. SOFU von bislang
unbekannten Tätern in seiner Wohnung
erschossen. Am 15. November 2000
wurden Metin KAPLAN sowie zwei mit-
angeklagte Funktionäre des Kalifats-
staates vom Oberlandesgericht Düssel-
dorf der Rädelsführerschaft in einer
kriminellen Vereinigung und öffentli-
chen Aufrufen zu Straftaten für schul-
dig befunden. Die Richter des Oberlan-
desgerichtes hielten es für erwiesen,
dass KAPLAN 1996 seine Anhänger zur
vorsätzlichen Tötung seines Wider-
sachers SOFU aufgerufen hatte. Der zu
einer Freiheitsstrafe von vier Jahren ver-
urteilte KAPLAN muss mit seiner Ab-
schiebung in die Türkei rechnen. Ein
erster Haftprüfungstermin fand am 
21. November 2001 statt. Kurz vor
Wahrnehmung des Termins wurde
KAPLAN eine Ausweisungsverfügung
der Stadt Köln zugestellt, woraufhin er
die Einwilligung zur Strafaussetzung
zurückzog. 

Nach Abschaffung der Todesstrafe 
in der Türkei ist eine Auslieferung

KAPLANs grundsätzlich möglich gewor-
den. Ein entsprechendes Ersuchen der
türkischen Regierung an die Bundesre-
publik Deutschland wurde mittlerweile
gestellt. Eine Entscheidung über eine
tatsächliche Auslieferung KAPLANs
steht jedoch noch aus. 

Durch die nach den islamistischen
Anschlägen von New York und
Washington vorgenommene Änderung
des Vereinsgesetzes wurde die juristi-
sche Voraussetzung zum Verbot der
Organisation Kalifatsstaat geschaffen.
Mit dem Wegfall des so genannten
Religionsprivilegs konnte sich diese
militante und gegen den Gedanken
der Völkerverständigung gerichtete
Organisation nicht mehr auf den
grundgesetzlich garantierten Schutz
von Religionsgemeinschaften berufen.
Das Bundesministerium des Innern ver-
fügte am 8. Dezember 2001 das Verbot
des Kalifatsstaats und der dazugehöri-
gen, in den Niederlanden registrierten
Stiftung „Diener des Islam“, soweit sie
sich in Deutschland betätigt. 17 Teil-
organisationen in den Bundesländern,
davon sechs in Niedersachsen, wurden
nach §§ 3, 9, 14 und 15 des Vereinsge-
setzes in das Verbot einbezogen. Der
am 12. Dezember 2001 erfolgte Voll-
zug der Verbotsmaßnahme beendete
vorerst die Aktivitäten der Organisa-
tion. Mit Urteil vom 27. November 2002
bestätigte das Bundesverwaltungsge-
richt in Leipzig die Verbotsverfügung. 

Mit Verfügung vom 17. September
2002 hat das Bundesministerium des
Innern das Verbot auf 16 weitere Teil-
organisationen in den Ländern Baden-
Württemberg, Hessen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Niedersach-
sen ausgeweitet. Im Rahmen des Voll-
zugs dieser Verfügung wurden am 
19. September 2002 rund 100 Durchsu-
chungen in Vereinsräumen und Privat-
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wohnungen in diesen Bundesländern
durchgeführt. In Niedersachsen durch-
suchte die Polizei die HAKK-Moschee 
in Osnabrück und drei Privatwohnun-
gen. Diese Ausweitung der Verbotsver-
fügung vom 8. Dezember 2001 auf die
jetzt betroffenen Teilorganisationen
beruhte auf den Ergebnissen der Aus-
wertung der in der ersten Verbots- und
Durchführungsmaßnahme beschlag-
nahmten Unterlagen. So ließen sich
zahlreiche Verbindungen zwischen den
Teilorganisationen und der Kölner Zen-
trale des Kalifatsstaats belegen.

Durch das Verbot waren die Kalifats-
staatsanhänger zunächst stark verunsi-
chert. Der Wegfall der Vereinsräumlich-
keiten erschwerte die Fortführung der
Aktivitäten. Die Anhänger gingen aus
Furcht vor Maßnahmen der Sicherheits-
behörden zunächst auf Abstand zu der
verbotenen Organisation. Inzwischen
finden Zusammenkünfte u. a. in Privat-
wohnungen statt. 

Trotz des Vereinsverbots erschien aber
das Publikationsorgan des Kalifats-
staats „Ümmet-i Muhammed“ mit
einer weiteren Ausgabe (Nr. 409 vom
21.12.2001). Seit dem 2. Januar 2002
erscheint eine neue Veröffentlichung
mit dem Namen „Beklenen Asr-i
Saadet“ (Das erwartete Jahrhundert
der Glückseligkeit). Diese unterscheidet
sich in Inhalt und Layout nur unwesent-
lich von der „Ümmet-i Muhammed“.
Auch der Fernsehsender „HAKK-TV“
zeigte weiterhin sporadische Aktivität.
Der GBA hat ein Ermittlungsverfahren
wegen Verdachts des Verstoßes gegen
ein Vereinsverbot (§ 20 Vereinsgesetz,
§ 85 Strafgesetzbuch) eingeleitet.
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Im Bereich des extremistischen tür-
kischen Nationalismus gilt die ATF als
bedeutendste Organisation in der
Bundesrepublik Deutschland. Ähnlich
wie in der mitgliederstärkeren IGMG
kann das Gedankengut dieser Grup-
pierung als Vermengung türkisch-
nationalistischer und islamistischer
Inhalte gewertet werden, jedoch mit
einer stärkeren Betonung der türkisch-
nationalistischen Komponente.

1978 schlossen sich in Frankfurt/Main
zahlreiche türkische Vereine nationalis-
tischer Ausrichtung unter der Bezeich-
nung Föderation der türkisch-demo-
kratischen Idealistenvereine in Europa
e. V. (ADÜTDF) zusammen. Auf ihrem
19. Jahreskongress in Essen im Oktober
1996 benannte sich die ADÜTDF in
Deutsche Türk-Föderation (ATF) um.
Dieser Schritt fand bislang kaum
Widerhall; sowohl in schriftlichen Ver-
lautbarungen als auch im Sprachge-
brauch der Anhänger ist weiterhin von
den „Idealistenvereinen“ die Rede. 

Der ebenfalls 1996 neu gegründete
europäische Dachverband „Konfödera-
tion der idealistischen Türken in Euro-
pa“ (Avrupa Ülkücü Türk Dernekleri –
AÜTDK) koordiniert die Arbeit der ein-
zelnen nationalen Türk-Föderationen
in Europa. Laut ihrer Satzung fühlt sich
die ATF der „Förderung der Zusam-
menarbeit und Solidarität der in Euro-
pa lebenden türkischen Staatsangehö-
rigen“ verpflichtet. Im Sinne dieses Pro-
gramms werden seitens der ATF
Korankurse, aber auch Kultur- und
Sportveranstaltungen angeboten.

Obwohl aufgrund der türkischen
Gesetzeslage, die die Bildung von 
Auslandsorganisationen politischer Par-
teien verbietet, keine formalen organi-
satorischen Verbindungen bestehen,
kann die ATF als Auslandsvertretung
der türkischen Partei der Nationalen
Bewegung (Milliyetci Hareket Partisi,
MHP) angesehen werden. Der 1997 
verstorbene Gründer der MHP, Oberst
Alparslan Türkes, trat immer wieder 

134 Ausländerextremismus

Föderation der türkisch-demokratischen Idealistenvereine 
in Europa e. V. (ADÜTDF) / Deutsche Türk-Föderation (ATF) 

Sitz: Frankfurt/Main

Vorsitzender: Cemal CETIN

Mitglieder 2001 2002

Bund: 8.000 8.000

Niedersachsen: 600 600

Publikationen: Türk Federasyon (Türk Föderation)

Bulletin der Türkischen Föderation

CERAG (Die Fackel)

ORTADOYU (Der Nahe Osten)



als Redner auf Veranstaltungen der
ADÜTDF in Erscheinung. 

Der 1917 geborene Türkes galt als
die zentrale Figur des extremen türki-
schen Nationalismus der letzten Jahr-
zehnte. 1944 wurde er wegen seines
Eintretens für ein militärisches Bündnis
mit dem Dritten Reich kurzzeitig inhaf-
tiert. Beim Militärputsch von 1960 war
er an führender Stelle vertreten. Wäh-
rend der türkischen Staatskrise Ende
der siebziger Jahre übten die von ihm
kontrollierten paramilitärischen Ein-
heiten, die so genannten Grauen Wöl-
fe (Bozkurtlar) ein derartiges Maß an
Terror gegen Andersdenkende aus,
dass Türkes 1980 vor Gericht gestellt,
1995 aber letztinstanzlich freigespro-
chen wurde. Zwischen 1975 und 1978
übernahm er in Koalitionsregierungen
zweimal das Amt des stellvertretenden
Regierungschefs.

Die von Türkes gegründete und bis
zu seinem Tod von ihm geführte MHP
stand ursprünglich für einen extremen
türkischen Nationalismus, der dem
Islam gegenüber skeptisch, wenn nicht
gar ablehnend eingestellt war. Viel-
mehr wurde auf das Land Turan Bezug
genommen, der mystischen Urheimat
der Türken in Zentralasien. Damit ver-
bunden war eine Orientierung an den
kulturellen Formen der vorislamischen
Türken. Die von Nihal Atsiz, einem ein-
flussreichen Ideologen und führenden
Vertreter der „türkistischen“ oder
„schamanistischen“ Weltanschauung
erarbeitete „13-Strahlen-Theorie“ war
der unmittelbare ideologische Vorläu-
fer für das von Türkes 1965 veröffent-
lichte Werk „Die Neun-Strahlen-Dok-
trin“. Diese neun Punkte beziehen sich
auf Motive wie Nationalismus, Wissen-
schaftlichkeit und Moralismus, wobei
letztlich alles auf eine nationalistische
Grundhaltung hinausläuft. 

Seit Mitte der sechziger Jahre
gewann der Islam als ideologisches
Moment an Bedeutung für die MHP.
Auf dem dritten MHP-Kongress 1969
setzten sich die Befürworter der „isla-
mischen Linie“ gegen die „Schamani-
sten“ um Atsiz durch, worauf diese die
Partei verließen. Die neue programma-
tische Linie, die so genannte Türkisch-
Islamische Synthese, hinterließ Spuren
im Schriftgut der Partei. Während 1965
in der Veröffentlichung von Türkes zur
„Neun-Strahlen-Doktrin“ in Fragen der
„Moralität“ statt auf den Islam auf
„türkische Traditionen, den Geist und
den Glauben der türkischen Nation“
verwiesen wurde, waren in einer Ver-
öffentlichung von 1972 bereits „islami-
sche Prinzipien“ hinzugefügt und das
Vorwort betonte den islamischen Bei-
trag zur Weltkultur. Weiterhin führte
Türkes aus:

„Nationen können nicht ohne
Religion existieren. Jede Nation hat
eine Religion ... Die Basis und die
Quellen der Neun-Strahlen sind
diese: Türkisches Bewusstsein, isla-
mischer Glaube, islamische Moral
und islamische Tugend.“

Eine endgültige und ausgewogene
Gewichtung zwischen nationalistischen
und islamistischen Komponenten der
Ideologie ist bis heute nicht erreicht.
Bis in die neunziger Jahre, verstärkt
nach dem Militärputsch 1980, nahm 
die Ausrichtung an islamischen Inhal-
ten zu. Der islamistische Flügel der
Partei spaltete sich jedoch 1993 unter
dem Namen Große Einheitspartei 
(Büyük Birlik Partisi, BBP) von der MHP
ab. Dies erst schuf die Voraussetzung
für die Regierungsbeteiligung der MHP
in der offiziell laizistischen Türkei nach
den Wahlen im April 1999. Auf einer
Woge der nationalen Emotion nach der
Festnahme des PKK/KADEK-Führers
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ÖCALAN konnte die MHP mit 18% der
Wählerstimmen als zweitstärkste Partei
ins Parlament einziehen. Unter dem als
relativ gemäßigt eingeschätzten Partei-
führer und von 1999 bis 2002 amtie-
renden stellvertretenden Ministerprä-
sidenten Devlet Bahceli standen Fragen
des politischen Machterhalts im Vor-
dergrund. Ideologische Diskurse wur-
den allenfalls intern erörtert. Mit dem
Ausscheiden aus dem Parlament nach
den Wahlen vom 3. November könnte
eine erneute Grundsatzdiskussion in
Gang kommen.

Die grundsätzlichen Entwicklungen
innerhalb der MHP werden von ihrem
Deutschlandableger ATF nachvollzogen.
Die ATF appellierte seit 1999 verstärkt
an ihre Mitglieder, die Gesetze der Bun-
desrepublik Deutschland zu respektie-
ren und Gewalt zu vermeiden. Natio-
nalistische Äußerungen in den Presse-
organen der ATF wurden möglichst
vermieden. Führende ATF- und MHP-
Funktionäre versichern öffentlich immer
wieder, dass sie die Integration der in
Deutschland lebenden Türken anstre-
ben. Gleichzeitig fordern sie Islamunter-
richt auch in türkischer Sprache an
deutschen Schulen sowie das Recht, sich
nach islamischen Vorschriften zu klei-
den. Der Bedarf an muslimischer Reli-
gionsunterweisung ist durchaus auch
von politischer Seite erkannt worden. In
mehreren Bundesländern, unter ande-
rem in Niedersachsen, treten muslimi-
sche Dachverbände und die zuständi-
gen staatlichen Stellen in Kontakt, um
die Erfordernisse der Religionsfreiheit
mit der gesellschaftlichen Integration
zu verbinden. Bei den Gesprächspart-
nern herrscht entgegen der Vorstellung
der ATF allerdings Einigkeit darüber,
dass im Interesse der muslimischen Kin-
der der Unterricht in deutscher Sprache
praktiziert werden muss.

Am 20. Mai verübten unbekannte
Täter einen Brandanschlag auf eine
katholische Kirche in Kassel; das Portal
wurde beschädigt. Den Eingangs-
bereich besprühten die Täter mit dem
Schriftzug „Bozkurt“ (Grauer Wolf).
Die ATF distanzierte sich bereits einen
Tag später von dem Anschlag. Es han-
dele sich um ein „Komplott“ mit dem
Ziel, das friedliche Zusammenleben von
Türken und Deutschen zu gefährden.
Tatsächlich erscheint es nach Einschät-
zungen der Sicherheitsbehörden als
eher unwahrscheinlich, dass ATF-Aktivi-
sten hinter dem Brandanschlag stehen.
Dies stünde im deutlichen Gegensatz
zu den Vorgaben zum Gewaltverzicht
und zur Einhaltung bestehender Geset-
ze. Diesen Anweisungen der Führung
entgegen stehen mitunter eher unge-
plant-spontane Aktionen gegen den
ideologischen „Feind Nr. 1 des Türken-
tums“, den kurdischen KADEK. In Ham-
burg kam es am 11. Januar 2003 bei
einer Demonstration örtlicher KADEK-
Anhänger zu Auseinandersetzungen
mit Sympathisanten der ATF. Dabei
wurde ein Parteigänger dieser Grup-
pierung durch einen Messerstich ver-
letzt.

Die ATF ist im Bundesgebiet in über
180 Vereinen hierarchisch organisiert.
Die niedersächsischen Vereine – u. a. 
in Hannover, Goslar, Braunschweig und
Salzgitter sowie einzelne Vereine aus
Hessen und Nordrhein-Westfalen gehö-
ren zur Region (Bölge) Niedersachsen.
Abgesehen von lokalen Vereinsveran-
staltungen entwickelte die ATF-Region
Niedersachsen nur geringe Aktivitäten.
Lediglich die Kulturveranstaltungen,
bei denen regelmäßig MHP-Abgeord-
nete als Gastredner auftreten, fanden
überregionales Interesse. 

Inwieweit sich die Niederlage der
„Mutterpartei“ MHP bei den tür-
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kischen Parlamentswahlen in den Akti-
vitäten der ATF niederschlägt, muss
abgewartet werden. Aber selbst bei
einer Fortführung der moderaten Linie
wirkt sich die Rolle der ATF im Integra-
tionsprozess der in Deutschland leben-
den Türken hemmend aus. Ähnlich wie
die gleichfalls betont gewaltablehnend
auftretende IGMG bietet die ATF spe-

ziell verunsicherten türkischen Jugend-
lichen eine Gemeinschaft an, die sich
selbst in deutlicher Abgrenzung zu
anderen Volks- und Religionsangehöri-
gen definiert. Der Anspruch, als gemä-
ßigte politische Organisation zu gelten,
wird dadurch fragwürdig, dass die ATF
an ihrer pantürkischen und antikurdi-
schen Ideologie festhält.
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DEVRIMCI SOL (Dev Sol) / DHKP-C und THKP-C-Devrimci Sol

Die Organisation ist gespalten in:

Revolutionäre Volksbefreiungspartei/-front ( DHKP-C)
„KARATAS – Flügel“

Türkische Volksbefreiungspartei/-front-Revolutionäre Linke 
( THKP-C-Devrimci Sol) „YAGAN – Flügel“

Mitglieder 2001 2002

Bund: 950 800

Niedersachsen: 75 75

Publikationen: VATAN (Vaterland / KARATAS-Flügel)

TAVIR (Haltung / KARATAS-Flügel)

DEVRIMCI CÖZÜM 
(Revolutionäre Lösung / YAGAN-Flügel)

Aus der 1978 gegründeten Organisa-
tion Devrimci Sol (Revolutionäre Linke)
entstand eine der wichtigsten Gruppie-
rungen im Bereich des türkischen Links-
extremismus, die Revolutionäre Volks-
befreiungspartei – Front (DHKP-C,
Devrimci Halk Kurtulus Partisi – Cephesi).
Die in Deutschland verbotene DHKP-C
zielt auf die gewaltsame Zerschlagung
des türkischen Staates und die Errich-
tung einer klassenlosen Gesellschaft

auf der ideologischen Grundlage des
Marxismus – Leninismus. 

Die DHKP-C und eine weitere 
Devrimci Sol-Abspaltung, die Türkische
Volksbefreiungspartei-Front-Revolu-
tionäre Linke (THKP-C-Devrimci Sol,
Turkiye Halk Kurtulus Partisi-Cephesi-
Devrimci Sol), gehen auf die in den
späten sechziger Jahren gegründete
Revolutionäre Jugendbewegung 
(Devrimci Genclik) sowie auf die ur-



sprüngliche THKP-C zurück. Die ur-
sprüngliche THKP-C wurde als bewaff-
nete Guerillaorganisation 1972 von der
türkischen Armee zerschlagen. In der
1978 gegründeten Devrimci Sol wirk-
ten von Anfang an militante Aktivisten
mit, die den bewaffneten Kampf in der
Tradition der ursprünglichen THKP-C
fortzuführen gedachten. Im Hinblick
auf ihr erklärtes Ziel, die Errichtung
einer klassenlosen Gesellschaft in der
Türkei, wurde der bewaffnete Kampf
der „anti-imperialistischen“ und „anti-
oligarchischen“ Guerilla in der Türkei
als „Zurückdrängung des offenen
Faschismus“ gerechtfertigt. Die nach
dem Militärputsch von 1980 konstitu-
ierte türkische Verfassung wurde als
eine „Institutionalisierung des Fa-
schismus“ betrachtet. Nachdem die
Devrimci Sol bereits am 12. September
1980 nach mehreren Terroranschlägen
in der Türkei verboten worden war,
erging am 27. Januar 1983 wegen zahl-
reicher Brandanschläge, Sachbeschädi-
gungen, Körperverletzungen sowie
Verstößen gegen das Vereinsgesetz
eine Verbotsverfügung in der Bundes-
republik Deutschland. Das Verbot wur-
de u. a. damit begründet, dass die
Organisation die innere Sicherheit der
Bundesrepublik durch die Befürwor-
tung öffentlicher Gewaltanwendung
gefährde. Nach dem Verbot setzte die
Devrimci Sol ihre Aktivitäten konspira-
tiv fort. 

Aufgrund interner Richtungskämpfe
spaltete sich die Organisation 1993 in
die nach den jeweiligen Führungsfunk-
tionären benannten KARATAS und
YAGAN-Flügel. Die stärkere, von Dur-
sun KARATAS dominierte Abspaltung
trug die offizielle Bezeichnung Revolu-
tionäre Volksbefreiungspartei-Front
(DHKP-C). Die sich auf den im März
1993 von türkischen Sicherheitskräften

getöteten Bedri YAGAN beziehende
kleinere Gruppe bewahrte mit ihrem
Namen Türkische Volksbefreiungspar-
tei-Front-Revolutionäre Linke (THKP-C
Devrimci Sol) die historische Kontinu-
ität ihrer Vorgängerorganisationen.
Beide Gruppen benutzen dasselbe
Emblem, ein Hammer- und Sichel-
Zeichen. Ebenso wird das „historische
Erbe“ der Devrimci Sol von beiden
Organisationen beansprucht. War in
den neunziger Jahren eine gewalttäti-
ge Rivalität beider Gruppierungen bis
hin zu gegenseitigen Mordanschlägen
zu verzeichnen, so werden die Ausein-
andersetzungen mittlerweile verbal
fortgesetzt. 

Das Bundesministerium des Innern
stufte die DHKP-C als Ersatzorganisa-
tion der verbotenen Devrimci Sol ein
und erließ am 13. August 1998 ein 
Vereinsverbot. Am gleichen Tag erging
gegen die THKP-C Devrimci Sol ein
Betätigungsverbot. Das Vereinsverbot
der DHKP-C wurde am 1. Februar 2000
durch ein Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts bestätigt. Diese restrikti-
ven Maßnahmen führten zu einer Ver-
lagerung von Aktivitäten, wie die
Abhaltung von Vollversammlungen
und Gedenkfeiern ins europäische 
Ausland. 

Organisationsstruktur und Aktivitäten

Die DHKP-C gliedert sich in der Türkei
in einen politischen Arm, die Revo-
lutionäre Volksbefreiungspartei
(DHKP), und in einen militärischen, die
Revolutionäre Volksbefreiungsfront
(DHKC). Der Befreiungskampf wird
nicht national verstanden, sondern als
gemeinsames revolutionäres Projekt
aller anatolischen Völker. Hierbei sind
vor allem türkische Sicherheitsbehör-
den, insbesondere Vertreter von Polizei
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und Justiz, die bevorzugten Ziele für
Anschläge der DHKP-C in der Türkei. 
Im Jahr 2001 verübten Anhänger der
Organisation drei folgenschwere
Anschläge mit mehreren Toten und
zahlreichen Schwerverletzten gegen
türkische Polizeistationen. In Europa
sind dagegen seit Beginn des Jahres
1998 keine Gewalttaten mehr fest-
gestellt worden. Die in Deutschland
weniger bekannte THKP-C weist zu 
der bisherigen ideologischen Linie der
DHKP-C nur geringe Unterschiede auf. 

Mittlerweile ist bei der sich auch als
„Partei der Unterdrückten“ bezeich-
nenden DHKP-C ein Zugehen auf
potentielle Verbündete im gemeinsa-
men „anti-imperialistischen“ Kampf 
zu beobachten. Aus Anlass des ersten
Jahrestages der Terrorangriffe auf New
York und Washington veröffentlichte
die DHKP im Internet einen Aufruf zur
Bildung einer breiten Widerstandsfront
gegen das „amerikanische Imperium“
unter Zurückstellung ideologischer
Unterschiede. Nach dem 11. September
2001 hätten „Terror“ und „Aggressio-
nen“ des „US-Imperialismus“ neue
Dimensionen erreicht. Die DHKP stehe
im Kampf gegen die USA auf der Seite
aller anti-imperialistischen Kräfte, u. a.
„auf der Seite der Islamisten, Revolu-
tionäre, Demokraten, Globalisierungs-
gegner, Umweltschützer“. 

Es werden nun politische Themen
aufgegriffen, die sonst eher von islami-
stischen Organisationen behandelt
werden, wie z. B. die Tschetschenien-
Problematik. So veröffentlichte das
Pressebüro der DHKC im Internet im
Oktober eine Erklärung, in der massive
Kritik am Vorgehen Russlands gegen
tschetschenische Geiselnehmer geübt
wird. Unter der Überschrift „Für die
imperialistische Kultur gibt es den
Menschen nicht“ wirft die Organisa-

tion der russischen Regierung vor, ein
Verbrechen begangen zu haben, für
die die Worte Massaker, Terror oder
Brutalität nicht ausreichten. In diesem
Zusammenhang solidarisiert sich die
Organisation mit dem Irak und be-
hauptet, die USA kümmerten sich nicht
darum, dass infolge des gegen den Irak
verhängten Embargos hunderttausen-
de Kinder gestorben seien. Es sei offen-
sichtlich, wer massakriere und Gewalt
ausübe und damit den Völkern keine
andere Wahl lasse, als zu kämpfen.

In einer für marxistische Organisatio-
nen ungewöhnliche Vorgehensweise
wurden in den letzten Jahren verein-
zelt durch Aktivisten der DHKP-C in der
Türkei Selbstmordattentate verübt.

Aufgrund dieser menschenverachten-
den Handlungsweise hat die EU neben
der PKK und der iranischen MEK auch
die DHKP-C in ihre Liste terroristischer
Personen und Organisationen aufge-
nommen. Für die DHKP-C haben sich
die europäischen Staaten durch diesen
Schritt nun auch in die Gruppe inter-
nationaler „Folterer“ und „Mordge-
hilfen“ eingereiht. Nun seien auch die
EU-Staaten für Morde und Folterungen
in der Türkei mitverantwortlich.

Festhalten am Hungerstreik

Das im Jahr 2000 gebildete, von der
DHKP-C dominierte „Komitee gegen
Isolationshaft“ (IKM) macht ebenfalls
die Europäische Union durch ihre
Unterstützung der Türkei für die Toten
des politischen Hungerstreiks verant-
wortlich. Diese als Protest gegen die
Verlegung von Häftlingen aus Groß-
raumzellen in neue Haftanstalten mit
Einzelzellen gerichtete Aktion forderte
bis zum 11. Januar 2003 64 Opfer, 40
weitere Personen kamen bei Aktionen
im Zusammenhang mit dem Hunger-
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streik ums Leben. Während das von
den ebenfalls marxistisch-revolutionär
ausgerichteten Organisationen TKP/ML
und MLKP geschaffene „Solidaritätsko-
mitee mit den politischen Gefangenen
in der Türkei“ (DETUDAK) im Mai die
Aktion für beendet erklärte, bestand
die DHKP-C auf der Fortsetzung der
Aktion. Die neue türkische Regierung
soll mit diesem Problem konfrontiert
werden. Daher verbreitet die DHKC seit
dem 9. November eine Erklärung im
Internet, in der sie den Parteivorsitzen-
den der bei der türkischen Parlaments-
wahl siegreichen AKP, ERDOGAN, da-
vor warnt, die Fehler der Vergangenheit

zu wiederholen. Unter Hinweis auf ein
weiteres Opfer des „Todesfastens“ fragt
die Organisation den Politiker, was er in
Bezug auf die „Isolations“-Gefängnisse
zu tun beabsichtige. Es sei müßig, auf
das Zerbrechen des Widerstandes in den
Haftanstalten zu hoffen. „Jeder Sarg,
der von nun an aus den Gefängnissen
herausgetragen wird, wird euch zuge-
schrieben werden.“

Schwerpunkt der weiter abnehmen-
den DHKP-C-Aktivitäten in Niedersach-
sen ist die Stadt Hannover. Aktionen
mit THKP-C-Devrimci Sol-Bezug konn-
ten in Niedersachsen nicht festgestellt
werden.
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Türkische Kommunistische Partei/
Marxisten-Leninisten (TKP/ML)

Mitglieder 2001 2002

Bund: 1.700 1.500

Niedersachsen: 160 130

Publikationen: ÖZGÜR GELECEK (Freie Zukunft)

HALKIN GÜNLÜGÜ (Tagebuch des Volkes)

PARTIZAN (Partisan)

ISCI-KÖYLÜ-KURTULUSU 
(Arbeiter- und Bauernbefreiung)

DEVRIMCI DEMOKRASI 
(Revolutionäre Demokratie)

Die in der Türkei verbotene Türkische
Kommunistische Partei/Marxisten-
Leninisten (TKP/ML) konnte 2002 den
dreißigsten Jahrestag ihrer Gründung
begehen. Am 24. April 1972 wurde
diese revolutionär-marxistische Orga-
nisation von dem ein Jahr später in
einem türkischen Gefängnis verstor-

benen Ibrahim KAYPAKKAYA gegrün-
det. In der Folgezeit führten von per-
sönlichen Machtambitionen bestimmte
interne Auseinandersetzungen von
Funktionären mehrfach zu Abspaltun-
gen und zu veränderten Organisations-
bezeichnungen, ohne dass sich dies auf
die vertretene Ideologie ausgewirkt



hätte. Die marxistisch-leninistische Aus-
richtung der Organisation wird ergänzt
durch einen maoistischen Ansatz. Nach
der von Mao entwickelten Konzeption
des vom Land in die Städte zu tragen-
den Volkskriegs ist neben dem indus-
triellen Proletariat die Bauernschaft
das eigentliche revolutionäre Subjekt.
Um das politische Ziel durchzusetzen,
mittels einer „demokratischen Volks-
revolution“ eine kommunistische Ge-
sellschaftsordnung einzurichten, schuf
sich die TKP/ML die Türkische Arbeiter-
und Bauernbefreiungsarmee (TIKKO). 

Die TKP/ML ist derzeit in die Flügel
TKP/ML und TKP(ML) gespalten. Beide
Flügel unterhalten in Deutschland und
anderen europäischen Ländern Basis-
organisationen, die ihre Zugehörigkeit
und Verbundenheit mit der Partei 
verschleiern. Mit der „Föderation der
Arbeiter aus der Türkei in Deutschland
e. V.“ (ATIF) und der „Konföderation
der Arbeiter aus der Türkei in Europa“
(ATIK) verfügt der dominierende
TKP/ML-Flügel über zwei Basisorgani-
sationen, die die politischen Ziele auf
deutscher bzw. europäischer Ebene
propagieren. Entsprechende Aufgaben
haben auch die beiden TKP(ML)-Basis-
organisationen „Föderation für demo-
kratische Rechte in Deutschland“
(ADHF) und „Konföderation für demo-
kratische Rechte in Europa“ (ADHK). 

Weiterhin im Zentrum der politischen
Agitation der türkischen Kommunisten
stand der Hungerstreik so genannter
politischer Gefangener in der Türkei.
Am 20. Oktober 2000 traten Angehöri-
ge verschiedener linksextremer Grup-
pen in türkischen Gefängnissen in ein
„Todesfasten“. Damit wurde gegen
eine geplante Verlegung der Gefange-
nen aus Großraumzellen in neue Haft-
anstalten mit Einzelzellen demonstriert.
Verschiedene linksextreme türkische

Gruppierungen gründeten daraufhin
ein „Solidaritätskomitee mit den poli-
tischen Gefangenen in der Türkei“
(Devrimci Tutuklu Dayanisma Komitesi,
DETUDAK). Die DETUDAK führte am
23. Februar eine Demonstration in
Frankfurt/Main zum Thema Todesfas-
ten mit ca. 600 Teilnehmern durch. Am
28. Mai erklärten die beteiligten Orga-
nisationen, mit Ausnahme der DHKP-C,
das Todesfasten für beendet. 

Die von gewaltsamen Auseinander-
setzungen geprägte Situation im
Nahen Osten nahmen beide Partei-
flügel zum Anlass, mit diesem Thema
einen weiteren propagandistischen
Schwerpunkt zu setzen. Damit verbun-
den kam ein ausgeprägter Antiameri-
kanismus zum Ausdruck. Die ATIK ver-
öffentlichte in der September/Oktober-
Ausgabe ihrer Schrift „Neue Demo-
kratische Jugend“ ein Interview zum
ersten Jahrestag der terroristischen
Anschläge vom 11. September 2001 mit
ihrem namentlich nicht genannten Vor-
sitzenden. Dieser vertrat die Meinung,
dass 

„ ... diese Angriffe die Ergebnisse 
der Aktivitäten der USA selbst
(seien). Sie haben dieses Unglück
selbst herbeigerufen. Die USA
mischen fast überall mit und greifen
alles an ... Die USA spielt die Welt-
polizei. Doch diesmal wurde der
Tiger in der eigenen Höhle
überrascht.“

Unter der Überschrift „Die palästinen-
sische Erde ist mit Blut getränkt“ ver-
fassten mehrere revolutionär-marxis-
tische Gruppierungen, darunter beide
Flügel der TKP/ML gemeinsam eine
Flugschrift, in der unterstellt wird, 
der „US-Imperialismus“ und Israel be-
gingen in Palästina Völkermord. Unter
der Schirmherrschaft der USA richte
der „Zionismus“ ein Blutbad an. Der
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gerechtfertigte Kampf der Palästinen-
ser verdiene Unterstützung auch von
türkischer Seite. Abschließend wurde
die Forderung erhoben: 

„Der US-Imperialismus, der Zionismus
und der Schlächter Sharon müssen
Palästina sofort verlassen!“

Ebenfalls thematisiert wurde die
Situation von in Deutschland lebenden
Ausländern und deren rechtliche Situ-
ation. In einem von der ATIF verbreite-
ten Flugblatt werden Forderungen wie
die Abschaffung des Ausländergesetzes
und die Einführung des Wahlrechts für
alle Einwanderer erhoben. Unter der
Überschrift „Ohne das Wahlrecht für
alle würde an Demokratie in Deutsch-
land etwas fehlen“ wird ausgeführt,
dass es zur Spaltung der Gesellschaft
und zum Nationalismus führe, wenn
man das Wahlrecht an die Staatsbür-
gerschaft knüpfe.

Zu den Aufgaben der in Deutschland
und in Europa ansässigen Anhänger
beider Flügel gehört die materielle
Unterstützung der Organisationen in
der Türkei. Einnahmequellen sind
neben Spendensammlungen der Ver-
kauf von Publikationen und die Durch-
führung von Großveranstaltungen wie
von der TKP(ML) am 18. Mai in Frank-
furt am Main und am 25. Mai durch die
TKP/ML in Wuppertal. Etwa 3.500 Per-
sonen nahmen an der Veranstaltung in
Frankfurt teil, in Wuppertal haben sich
ungefähr 6.000 Personen versammelt. 

Die 1994 in der Türkei gegründete
Marxistisch-Leninistische Kommunisti-
sche Partei mit etwa 600 Anhängern
kann ebenfalls als Abspaltung der
TKP/ML angesehen werden. Die Akti-
vitäten der Gruppe zielen auf die
gewaltsame Zerschlagung der Türki-
schen Republik. Über das Internet ver-
öffentlichte die Organisation zu ihrem
dritten Parteikongress (3.–18. April)

folgende, ihre Generallinie zusammen-
fassende Meldung: 

„Der 3. Kongress der MLKP ist in
erster Linie ein Schlag gegen den
amerikanischen Imperialismus, den
Hauptfeind der Völker der Welt, 
und gegen die imperialistische Welt,
gegen die kapitalistische Ausbeu-
tungsordnung, gegen den Faschis-
mus und gegen die Barbarei der
imperialistischen Globalisierung von
der Front der Freiheit und des Sozia-
lismus aus.“ 

Mit der Föderation der Arbeitsimmi-
granten aus der Türkei in Deutschland
e. V. (AGIF) verfügt die MLKP im Bun-
desgebiet über eine Basisorganisation.
Weiterhin der MLKP zuzurechnen ist
die türkische „Kommunistische Jugend-
organisation“, die u. a. jährlich so ge-
nannte internationale Jugendcamps
durchführt, so vom 27. Juli bis zum 
5. August 2002 in Belgien.
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Der Ursprung der Arbeiterpartei Kurdis-
tans liegt in den siebziger Jahren, als
ausgehend von den Hochschulen der
Linksextremismus in der Türkei eine
Hochphase erlebte. Die 1973 gegrün-
dete Gruppierung Kurdistan-Revolutio-
näre (Kürdistan Devrimceleri) ist die
Keimzelle der späteren PKK. Diese 1973
vom ehemaligen Politologiestudenten
Abdullah ÖCALAN mit sechs Gesin-
nungsgenossen gegründete Gruppe
wurde als eine ausschließlich auf die
Belange türkischer Kurden ausgerich-
tete linksextremistische Kaderorgani-
sation verstanden. Am 27. August 1978
erfolgte die Ersetzung des türkischen

Namens Kürdistan Devrimceleri durch
die kurdische Bezeichnung Partiya
Karkeren Kurdistan (PKK). ÖCALAN
setzte sich in den Folgejahren zum Teil
mit brutaler Gewalt als maßgeblicher
Führer der Organisation durch. Aus
seiner Sicht heraus war nicht allein der
türkische Staat Hindernis auf dem
Wege zur kurdischen Eigenstaatlich-
keit, sondern ebenso die Zersplitterung
des kurdischen Volkes in Clans und
Sippen unter der Herrschaft reaktionä-
rer Führer. 

Am 15. August 1984 gründete die
PKK/KADEK die Teilorganisation Volks-
befreiungsarmee Kurdistans (ARGK).
Die zuvor in libanesischen Palästinens-
erlagern ausgebildete PKK-Guerilla
führte nun einen bewaffneten Kampf,
der sich zunächst auf Angriffe auf tür-
kische Gendarmerie- und Militärstütz-

Ausländerextremismus 143

Freiheits- und Demokratiekongress Kurdistans (KADEK)/
bisher: Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)72

Vorsitzender: Abdullah ÖCALAN

Mitglieder 2001 2002

Bund: 12.000 11.500

Niedersachsen: 1.650 1.650

Publikationen: SERXWEBUN (Unabhängigkeit), monatlich

Kurdistan-Report, zweimonatlich

Weitere Publikationen der Teil- und

Nebenorganisationen des KADEK, 
bisher PKK , wie z. B.:

J ina Serbilind (Die stolze Frau)

Roja Kurdistane (Sonne Kurdistans)

Sterka Ciwan (Stern der Jugend)

Ronahi (Licht)

72 Das Bundesministerium des Innern hat mit
Schreiben vom 16.08.2002 festgestellt, dass die
„Gründung des KADEK“ eine bloße Umbenen-
nung im vereinsrechtlichen Sinne ist.



punkte konzentrierte, sich in den Fol-
gejahren aber auch gegen kurdische
Bevölkerungsteile richtete, soweit die-
se dem Alleinvertretungsanspruch der
PKK Widerstand entgegensetzten. Die
Türkei reagierte mit der Verhängung
des Kriegsrechts. Im Zuge der Kämpfe,
bei denen die PKK zunehmend in die
Defensive geriet, dürften nach Schät-
zungen von Menschenrechtsorganisa-
tionen ca. 40.000 Menschen, mehr als
die Hälfte davon PKK-Guerillakämpfer,
getötet worden sein.

Politischer Druck der Türkei gegenü-
ber der syrischen Regierung führte
Ende 1998 zur Ausweisung Abdullah
ÖCALANs aus seinem selbstgewählten
Exil in Damaskus. Vier Monate später,
am 15. Februar 1999 wurde Abdullah
ÖCALAN durch türkische Sicherheits-
kräfte in Nairobi/Kenia festgenommen
und gewaltsam in die Türkei verbracht.
Im Juni 1999 verurteilte ihn das türki-
sche Staatssicherheitsgericht wegen
Hochverrats zum Tode. Die Türkei
setzte die Entscheidung über die Voll-
streckung des Todesurteils bis zum Ab-
schluss eines von ÖCALAN beim Euro-
päischen Gerichtshof für Menschen-
rechte in Straßburg angestrengten
Verfahrens aus. ÖCALAN macht in sei-
ner Klage u. a. geltend, dass seine Ver-
bringung aus Kenia in die Türkei, das
dortige Gerichtsverfahren und die ge-
gen ihn verhängte Todesstrafe gegen
die Europäische Menschenrechtskon-
vention verstießen. 
Am 3. Oktober 2002 wandelte das tür-
kische Staatssicherheitsgericht die
gegen Abdullah ÖCALAN verhängte
Todesstrafe in eine lebenslange Frei-
heitsstrafe um. Das Gericht entsprach
damit einer Gesetzesänderung vom
August 2002, mit der die Todesstrafe in
der Türkei in Friedenszeiten abge-
schafft worden war.

Am 12. März 2003 verkündete der
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte in Straßburg sein Urteil. In der
Urteilsbegründung wurde u. a. eine
mangelnde Unabhängigkeit des Ge-
richts sowie eine Behinderung ÖCA-
LANs in der Vorbereitung seiner Vertei-
digung festgestellt. Dagegen sah der
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte keine Verletzung der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention in
der Festnahme und Verbringung ÖCA-
LANs von Kenia in die Türkei sowie in
den Bedingungen der Einzelhaft
ÖCALANs auf der türkischen Gefäng-
nisinsel Imrali. Den Anwälten ÖCALANs
wurde eine Prozesskosten-Entschädi-
gung von 100.000 Euro gewährt.

Umbenennung der PKK in KADEK
infolge eines vollzogenen Strategie-
wechsels

Kurze Zeit nach der Festnahme von
ÖCALAN gab sich die Organisation eine
neue Programmatik. Angestrebt wurde
kein selbstständiger Staat mehr, son-
dern man befürwortete nun eine Auto-
nomielösung für den kurdischen Bevöl-
kerungsanteil innerhalb der Türkischen
Republik. Entsprechend zogen sich die
Guerillaeinheiten der ARGK ab August
1999 unter Mitnahme der Waffen aus
der Türkei zurück. 

ÖCALAN selbst wurde trotz seiner
durch die Inhaftierung und andauern-
der Isolierung beschnittenen Agita-
tionsmöglichkeiten uneingeschränkt
als führender Kopf der PKK anerkannt.
Seine Weisungen und programmati-
schen Vorstellungen werden durch sei-
ne Bücher und Verteidigungsschriften
sowie durch die Besuchskontakte sei-
ner Anwälte der Öffentlichkeit be-
kannt. Der Präsidialrat der Organisa-
tion, ein nach ÖCALANs Verhaftung
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gebildetes Führungsgremium, hat
ÖCALANs Führungsanspruch bis heute
nicht in Frage gestellt.

Höhepunkt und vorläufiger Abschluss
der Phase organisationsinterner Diskus-
sionen sowie von der Führung verord-
neter „Wandlungen“ war der 8. Partei-
kongress der PKK, der vom 4. bis 
10. April im Grenzgebiet Iran/Irak
durchgeführt wurde. Der Abschluss-
erklärung zufolge hat der Kongress
„historische Beschlüsse“ gefasst, die
PKK habe ihre „historische Mission“
erfüllt und alle Aktivitäten unter die-
sem Namen mit dem 4. April einge-
stellt. Der 8. Parteikongress sei gleich-
zeitig „Gründungskongress einer neu-
en Organisation“ gewesen, für die er
ein neues Programm, eine neue Sat-
zung und eine neue Organisationsform
beschlossen habe. „Legitimer und ein-
ziger Nachfolger der PKK“ sei der Frei-
heits- und Demokratiekongress Kurdis-
tans (Kongreya Azadi u Demokrasiya
Kurdistan, KADEK), mit der Aufgabe,
bei einer demokratischen Lösung der
kurdischen Frage eine koordinierende
Funktion auszuüben, insbesondere
durch die „Gründung von Organisatio-
nen für alle Teile Kurdistans“. Der neue
Verband werde sich zur Erreichung sei-
ner Ziele aktiv am Kurdischen National-
kongress (KNK)73 beteiligen. Gültige
Staatsgrenzen sollten nicht in Frage
gestellt werden. Jede Form des Terro-
rismus werde verurteilt. Der KADEK
halte es für richtig, im Zuge einer
demokratischen Lösung jegliche Art
von militärischer Auseinandersetzung
zu beenden. Um den Erfolg dieser
Lösung zu gewährleisten, sei jedoch
der Ausbau der Guerilla als „legitime
Selbstverteidigungsposition“ notwen-
dig.

Mit Schreiben des Bundesministeri-
ums des Innern vom 16. August 2002

wurde die „Gründung des KADEK“ als
bloße Umbenennung im vereinsrecht-
lichen Sinne bewertet, da organisatori-
sche und personelle Zusammenhänge
der Organisation identisch sind sowie
ein kontinuierlicher Fortgang der bis-
herigen PKK-Aktivitäten wie Rekrutie-
rung und Ausbildung Jugendlicher,
Großveranstaltungen und die alljährli-
che Spendenkampagne festgestellt
werden konnten. Auch unter neuem
Namen zeige sich, dass der eingeschla-
gene „gemäßigte“ Kurs der Organisa-
tion in Deutschland jederzeit umkehr-
bar bleibe, da wichtige strukturelle
Gegebenheiten, z. B. die Kaderhierar-
chie und die Guerilla, weiter bestehen.
Das PKK-Betätigungsverbot in Deutsch-
land gelte somit für den KADEK fort.
Während die Basis weiterhin haupt-
sächlich den Namen PKK benutzt, ver-
wenden die Funktionäre der Organi-
sation und ihre Medien den neuen
Namen.

Organisatorische Situation

Die Europäische Frontzentrale (Avrupa
Cephe Merkezi, ACM), Anfang 2000
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73 Der KNK(Kongra Netewiya Kurdistan), als „par-
lamentarische Exilvertretung der Kurden in
Europa“ seit Mai 1999 Nachfolger der 1995
gegründeten, von der PKK/KADEK gesteuerten
Vorläuferorganisation „Kurdisches Exilparla-
ment“, soll im Einigungsprozess der Kurden das
oberste Beschlussorgan bilden. 
Vom 15. bis 17. Dezember 2001 veranstaltete
der KNK in Belgien seine 3. Nationale Konferenz
mit mehr als 120 Vertretern kurdischer Organi-
sationen und Parteien. Schwerpunkt war die
Frage der nationalen Einheit der Kurden.
Murat KARAYILAN, Mitglied des Präsidialrats
der PKK, formulierte in seiner Grußbotschaft
die Forderung, den KNK „langsam in die Türkei
zu verlagern“, was als Vorstoß der PKK gesehen
werden kann, mittelbar, durch die bestehende
Dominanz im KNK, politisch in der Türkei Fuß
zu fassen.



umbenannt in Volksvertretung/ Ein-
heitsparlament (Birlik Meclisi), reprä-
sentiert die oberste Funktionärsebene
in Europa, während die YDK74 die Han-
dlungsebene bildet. 

Die obersten Leitungsebenen blieben
von den Umbenennungs- und Umstruk-
turierungsbeschlüssen des 8. PKK-Par-
teikongresses organisatorisch und per-
sonell offensichtlich weitgehend unbe-
rührt. Innerhalb der YDK erfolgte
hingegen eine gewisse Straffung der
Hierarchieebenen, die bisherigen PKK-
Regionen (Eyalat) sind als Organisa-
tionseinheiten aufgelöst worden, die
ehemals den Regionen nachgeordne-
ten PKK-Gebiete (Bölge) sind zu (Groß-)
Gebieten zusammengefasst worden,
die sich wie zuvor jeweils aus mehrere
Teilgebieten, so genannten Räumen
(Alan), zusammensetzen. Die konspira-
tiv agierenden Führungsebenen wer-
den nicht gewählt, sondern autoritär
von der jeweils nächsthöheren Funktio-
närsebene eingesetzt und unterstehen
ihr nach dem Prinzip von Befehl und
Gehorsam.

Ungeachtet des bestehenden Betäti-
gungsverbotes für die bisherige PKK
und für den KADEK versucht die Orga-
nisation ihre Gliederung in Deutsch-
land in ca. 20 KADEK (Groß-) Gebieten
aufrecht zu erhalten. Niedersachsen
umfasst nach der erfolgten Umstruktu-
rierung Teile der (Groß-)gebiete Han-
nover (inkl. Celle und Salzgitter), Bre-

men (inkl. Oldenburg), Hamburg (inkl.
Umland und Schleswig-Holstein) und
Bielefeld (inkl. Osnabrück).

Neben dem KADEK sichern noch
zahlreiche Teil- und Nebenorganisatio-
nen den Einfluss des KADEK auf das
Leben der Kurden in Europa. Ein Teil
ihrer Anhänger sind nach Interessen-
gruppen in „Massenverbänden“ orga-
nisiert den so genannte Y-Gruppen75.
Die Y-Gruppen werden genutzt um
neue Mitglieder und Kader für den
KADEK zu gewinnen. 
Es handelt sich dabei um folgende
Organisationen:
Union der Jugendlichen aus Kurdistan
(YCK),
Partei der freien Frauen (PJA),
Union der StudentInnen aus Kurdistan
(YXK),
Union der kurdischen Lehrer (YMK),
Union der Journalisten Kurdistans
(YRK),
Union der Juristen Kurdistans (YHK),
Union der Schriftsteller Kurdistans
(YNK),
Islamische Bewegung Kurdistans (KIH),
Union der Yeziden aus Kurdistan (YEK),
Union der Aleviten aus Kurdistan (KAB).

Auf lokaler Ebene arbeiten unter der
der KADEK nahestehenden Dachorga-
nisation Föderation der Kurdischen
Vereine in Deutschland (YEK-KOM)76

Ortsvereine. In Niedersachsen gibt es
zur Zeit YEK-KOM-Mitgliedsvereine u. a.
in Hannover, Celle, Oldenburg, Peine
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74 Als Ausdruck des verkündeten Demokratisie-
rungsprozesses erhielt nicht nur die PKK einen
neuen Namen, auch weitere Neubenennungen
von PKK-Teilorganisationen sollten eine Ab-
kehr von der Militanz belegen. So wurde z.B.
die Nationale Befreiungsfront Kurdistans
(ERNK) in Kurdisch-Demokratische Volksunion
(YDK), die Volksbefreiungsarmee Kurdistans
(ARGK) in Volksverteidigungskräfte (HPG)
umbenannt.

75 Der Begriff Y-Gruppen ist ein von den Sicher-
heitsbehörden verwendeter Arbeitsbegriff, der
auf den Anfangsbuchstaben der Gruppierung-
en Bezug nimmt; das Y steht für Yekitia und
bedeutet Union oder Vereinigung.

76 Die YEK-KOM war im Anschluss an das 1993
erfolgte Verbot des Dachverbandes FEYKA-
Kurdistan und seiner Mitgliedsvereine als
„neue Föderation“ neuer örtlicher „Kulturver-
eine“ gegründet worden.



und Salzgitter. Gerade die YEK-KOM-
Ortsvereine, die nicht vom bestehen-
den PKK-Betätigungsverbot erfasst
werden, treten immer wieder als An-
melder von Aktionen in Erscheinung,
die Zielsetzungen der bisherigen PKK
bzw. des KADEK auf der unteren Ebene
realisieren helfen.

Finanzierung und wirtschaftliche
Betätigung

Der hohe Geldbedarf zur Finanzierung
der Guerilla in Kurdistan, der politi-
schen Funktionärsstruktur und auch
der sonstigen Aktivitäten und Einrich-
tungen der Organisation wird in er-
heblichem Maße durch ihre Einnahme-
quellen in Deutschland und Europa
gedeckt. Neben monatlichen Mitglieds-
beiträgen der Anhänger, Erlösen aus
dem Verkauf von Publikationen und
Eintrittskarten für Großveranstaltun-
gen stammt der überwiegende Anteil
der Einnahmen aus so bezeichneten
Spendenkampagnen. Die alljährlich im
Spätsommer beginnenden Spenden-
aktionen mit Gesamterlösen in zwei-
stelliger Millionenhöhe legen den PKK/
KADEK-Anhängern, aber auch kurdi-
schen Geschäftsleute auf, „freiwillige“
Beiträge von nicht unerheblicher Höhe
für die Organisation zu leisten. Für die
jeweiligen regionalen YDK- Strukturen
(Gebiete und Räume) gibt es entspre-
chend der Gesamtvorgabe für Europa
hoch veranschlagte Vorgaben, die bei
der Sammlung erreicht werden sollen.
Entsprechend wird den „Spendern“ oft
die von ihnen erwartete Summe offen
mitgeteilt, die ihrer – meist überbewer-
teten – Leistungsfähigkeit entspricht.
Nach der neuen Linie soll der KADEK
grundsätzlich moderater auf die poten-
ziellen Spender zugehen und keine
Straftaten begehen.

Ein stärkeres Engagement im Wirt-
schaftsbereich zum Zwecke der Ge-
winnerzielung wurde von der PKK
schon im Rahmen des 7. Außerordent-
lichen Parteikongresses Anfang 2000
beschlossen. Im Rahmen des „1. Kur-
dischen Wirtschaftskongresses“ im
Januar 2001 in Rotterdam gründeten
die 130 anwesenden Delegierten 
– kurdische Geschäftsleute und Unter-
nehmer aus Europa und Übersee –
einen Internationalen Kurdischen Ar-
beitgeberverband (KARSAZ), der die
Interessen aller kurdischen Geschäfts-
leute zusammenfassen soll. Der Sat-
zung des Verbandes zufolge will der
KARSAZ u. a. in den Bereichen Lebens-
mittelproduktion, Telekommunika-
tion, Immobilien sowie Versicherungs-,
Bank- und Kreditwesen aktiv werden.
Ziel sei dabei u. a. die Aktivierung des
„kurdischen Kapitals“ sowie die Schaf-
fung eines kurdischen Wirtschafts-
potenzials und dessen Anbindung an
den Weltmarkt. Der 2. KARSAZ- Kon-
gress wurde vom 11. bis 13. Januar
2002 mit 139 Delegierten in Paris
durchgeführt. In einer Grußbotschaft
an den Kongress betonte der Präsidial-
rat der PKK, dass er KARSAZ großen
Wert beimesse.

Sitz der Zentrale ist in Frankfurt a. M..
Ein im November 2001 vom Bundesmi-
nisterium des Innern gegen KARSAZ
eingeleitetes Ermittlungsverfahren
wegen des Verdachts, die mit einem
Betätigungsverbot belegte PKK maß-
geblich finanziell zu unterstützen, dau-
ert an.

Propaganda der PKK bzw. des 
KADEK

Größte Bedeutung für die Propagan-
daarbeit hat noch immer der Fernseh-
sender MEDYA-TV. Nachdem im März
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1999 dem seit 1995 betriebenen Fern-
sehsender MED-TV die Sendelizenz
durch die zuständige britische Fern-
sehbehörde unter Hinweis auf Gewalt-
aufrufe im Zusammenhang mit der
Festnahme ÖCALANs entzogen wurde,
war vorübergehend ein Kultur- und
Bildungsprogramm für Kurden zu-
nächst über den Sender CTV ausge-
strahlt worden. Seit Juli 1999 besteht
als Nachfolge für MED-TV der Sender
MEDYA-TV, der neben kulturellen Bei-
trägen auch Nachrichten und politische
Magazine sendet. Ein weiterer kurdi-
scher Fernsehsender Mezopotamya
Broadcasting A/S (METV) arbeitet seit
dem Jahr 2000. MEDYA-TV und METV
nutzen zeitversetzt die selbe Satelli-
tenfrequenz für kulturelle Beiträge
und politische Informationen, bei
denen Themen mit PKK/KADEK-Bezug
einen breiten Raum einnehmen. Auch
wurde regelmäßig führenden Funk-
tionären der PKK/KADEK in Interviews
die Möglichkeit gegeben, das Partei-
programm, Kommentare und Ein-
schätzungen vor einem großen Publi-
kum zu verbreiten.

Ein weiteres wichtiges Propaganda-
mittel der Organisation ist die seit
1995 in Deutschland erhältliche tür-
kischsprachige Tageszeitung ÖZGÜR
POLITIKA (Freie Politik). Die Zeitung
verbreitet neben Verlautbarungen der
PKK/KADEK-Führungsebene regel-
mäßig Interviews mit Funktionären
und ruft auf zur Teilnahme an regio-
nalen und überregionalen Veranstal-
tungen. Als „offizielles Sprachrohr“
wird monatlich die Zeitschrift SERX-
WEBUN herausgegeben und an die
kurdische Anhängerschaft vertrieben.
Nebenorganisationen der PKK/KADEK
geben zusätzlich noch monatlich bis
vierteljährlich eigene Publikationen
heraus.

Veröffentlichungen von PKK/KADEK-
Inhalten im Internet haben in den letz-
ten Jahren zugenommen. Neben einer
ÖCALAN-Website zu „Leben, Werk und
Schicksal“ des Inhaftierten sind vielfach
Kontaktadressen verschiedener PKK/
KADEK-Organisationen und aktuelle
Verlautbarungen der Führungsebene
abrufbar. Das seit 1995 in Köln besteh-
ende und seit Mai 1999 in Berlin an-
sässige Kurdistan-Informationszentrum
(KIZ) verantwortet eine eigene Home-
page und informiert die Öffentlichkeit
im Stile einer Nachrichtenagentur über
die Kurdenproblematik aus PKK/
KADEK-Sicht. 

Politische Aktivitäten

War die PKK in Deutschland bis in die
zweite Hälfte der neunziger Jahre mit
militanten Aktionen in Erscheinung
getreten, so versucht sie seit dem, in
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der deutschen Öffentlichkeit den Ein-
druck einer friedlichen, um die kultu-
relle Identität der Kurden bemühte
Organisation zu erwecken. Entspre-
chend wurde die seit Mai 2001 sowohl
in der Türkei als auch in Europa lau-
fende „Identitätskampagne“ durch
eine weitere Aktion unter dem Motto
„Unsere Muttersprache ist unsere Exis-
tenzgrundlage!“ zur Zulassung der
kurdischen Sprache als Unterrichtsfach
in der Türkei ergänzt.

Als Rückschlag für die Agitation zur
Anerkennung als rein politisch han-
delnde Organisation wurde die Auf-
nahme der PKK in die EU-Liste terroris-
tischer Organisationen aufgefasst. 

Die Organisation protestierte mit
scharfen Äußerungen. In einem Inter-
net-Aufruf vom 26. April forderte das
KIZ dazu auf, in Briefen an die Bundes-
ministerin der Justiz und den Bundesau-
ßenminister deutlich zu machen, „dass
eine Aufnahme der PKK/KADEK in die
EU-Liste möglicherweise Auswirkungen
auf die friedliche Suche nach einer Lö-
sung“ der Kurdenfrage haben könnte.
Das Mitglied des Präsidialrates und Bru-
der des inhaftierten Abdullah ÖCALAN,
Osman ÖCALAN, mahnte am 29. April in
MEDYA-TV, mit der Aufnahme der kur-
dischen Freiheitsbewegung in die Ter-
ror-Liste würde die EU eine neue Kriegs-
phase einleiten, die „das Blut von Hun-
derttausenden kosten wird“. Dieser
Schritt sei vergleichbar mit dem Abkom-
men von Lausanne77, das zu dem bewaf-
fneten Konflikt zwischen der Türkei und
dem kurdischen Volk geführt habe. Die
Maßnahme komme einer „Zustimmung
zu einem Angriff auf die kurdische Frei-
heitsbewegung gleich“. Dahinter stün-
de die Absicht, die Bemühungen von
PKK/KADEK, die Kurdenfrage auf demo-
kratische Weise und friedlichem Wege
zu lösen, „zunichte zu machen“.

Erste Tendenzen sinkender Mobili-
sierbarkeit und einer leichten Abnah-
me regionaler Aktionen zeigten sich im
Jahr 2002 bei den regelmäßig began-
genen Jahrestagen etwa zur Erinne-
rung an die Gründung der Organisa-
tion oder den Beginn des bewaffneten
Kampfes. Auch die Situation der YEK-
KOM-Mitgliedsvereine in Niedersach-
sen, wenn man die Besucherzahlen der
Ortsvereine als Indikator des nieder-
sächsischen Mobilisierungspotenzials
der Organisation nimmt, entwickelte
sich im Jahr 2002 für die Führungsebe-
ne unbefriedigend.

Der dritte Jahrestag der Festnahme
ÖCALANs am 15. Februar 1999 wurde
in Niedersachsen mit nächtlichen
Mahnwachen in Hannover, Oldenburg
und Salzgitter begangen. In Hannover
versammelten sich außerdem ca. 500
Teilnehmer zu einer Kundgebung in
der Innenstadt. Bei der entsprechenden
Veranstaltung im Vorjahr erschienen
mehr als doppelt so viele Anhänger. An
einer Demonstration in Straßburg nah-
men ca. 6.000 Teilnehmer aus Deutsch-
land und Westeuropa teil.

Anlässlich des kurdischen Neujahrs-
festes NEWROZ78 kamen die Anhänger
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77 Auf der Friedenkonferenz von Lausanne 
(21. November 1922–24. Juli 1923) wurde der
Friedensvertrag von Sèvres zugunsten der
Türkei revidiert. Der Türkei wurde die politi-
sche Hoheit über die von ihr als nationales
Territorium deklarierten Gebiete zugestanden,
also einschließlich der armenischen und kur-
dischen Siedlungsgebiete.

78 Das NEWROZ-Fest geht auf einen angeblich
2.500 Jahre alten Mythos zurück. Seinerzeit
habe sich das kurdische Volk mit einem Fackel-
marsch gegen die Tyrannei eines Despoten
erhoben. Tatsächlich entstammt das Newroz-
fest dem iranischen Kulturkreis. Traditionell ist
der Tanz in der Landestracht um ein offenes
Feuer. Die PKK/KADEK instrumentalisiert diesen
Festtag zu Propagandazwecken.



der PKK/KADEK zu einer friedlichen
Veranstaltung in Düsseldorf zusam-
men. Unter dem Motto „NEWROZ-Fest
des Friedens, der Freiheit und der Völ-
kerverständigung“ folgten rund 38.000
Teilnehmer aus mehreren europäischen
Ländern der Einladung der YEK-KOM.
Vereinzelt wurden verbotene PKK-
Embleme sowie ÖCALAN-Bilder gezeigt,
sowie Parolen wie „Hoch lebe APO79,
hoch lebe Kurdistan“ skandiert.

Mit Demonstrationen in mehreren
deutschen Städten machten Anhänger
der Organisation auf den Beginn des
„Komplotts“80 gegen die PKK/KADEK
am 9. Oktober 1998 aufmerksam. Das
Mitglied des Generalpräsidialrats,
Mustafa KARASU, äußerte in der
ÖZGÜR POLITIKA vom 9. Oktober 2002,
es sei nicht möglich, diese Verschwö-
rung zu vergessen. Er beschuldigte vor
allem Großbritannien, die USA und
Israel der Beteiligung an dem Kom-
plott; jedoch hätten auch die Türkei,
Europa, Griechenland und Russland
ihren Anteil daran. In Niedersachsen
fand lediglich eine Kundgebung in
Hannover mit ca. 35 Teilnehmern statt.
Der Jahrestage der PKK-Gründung 
(27. November 1978) und des Betäti-
gungsverbot in Deutschland (26. No-
vember 1993), denen bisher der höch-

ste Stellenwert beigemessen worden
war, wurde in diesem Jahr nur mit klei-
nen, internen Versammlungen gedacht.

Der schwindenden Bereitschaft der in
Deutschland lebenden Kurden, sich für
PKK/KADEK-Aktionen instrumentalisie-
ren zu lassen, versuchte die Organisa-
tion mit einer Kampagne gegen die
Haftbedingungen ÖCALANs zu begeg-
nen. Dabei wurde insbesondere kriti-
siert, dass die Besuchsrechte des Vor-
sitzenden der PKK/KADEK stark einge-
schränkt seien, was einer „Isolation“
gleichkomme. Die maßgeblich über
PKK/KADEK-nahe Medien verbreitete
Kritik wurde mit der Aufforderung an
das „kurdische Volk“ verbunden, ge-
gen die Haftbedingungen zu protes-
tieren. In einer Sendung des Fernseh-
senders MEDYA-TV erklärte Osman
ÖCALAN, im Hinblick auf die Haftbe-
dingungen seines Bruders spielten die
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79 Übersetzt „Onkel“, bei den Kurden eine Kurz-
bezeichnung für Abdullah ÖCALAN. 

80 Am 9. Oktober 1998 hatte Abdullah ÖCALAN
nach Intervention der Türkei sein langjähriges
Exil in Syrien räumen müssen. Nachdem er in
mehreren europäischen Staaten und auch in
der Russischen Föderation vergeblich um Auf-
nahme nachgesucht hatte, kam es in Kenia zu
seiner Festnahme. Die PKK wertet diese Ereig-
nisse seither als Ausdruck eines internationalen
„Komplotts“, das ÖCALAN jedoch mit einer
neuen Strategie – Aufgabe des bewaffneten
Kampfes und Umwandlung der PKK/KADEK in
eine nur noch politische Organisation – erfolg-
reich vereitelt habe.



Verantwortlichen des türkischen Staa-
tes „mit dem Feuer“ und ihr Verhalten
gegenüber dem kurdischen Führer sei
ein „Kriegsgrund“. Er forderte die
jugendlichen Anhänger dazu auf, sich
„bereit zu halten“, „in einer Atmo-
sphäre, in der es keinen Frieden gebe,
sei der Kampf gerechtfertigt“. Im di-
rekten Zusammenhang mit dieser The-
matik veranstalteten Anhänger der
PKK/KADEK in der Türkei sowie in zahl-
reichen europäischen Städten Protest-
aktionen. In Niedersachsen erfolgten
Kundgebungen in Hannover, Salzgitter
und Oldenburg.

Im Gegensatz zu dem nachlassenden
Interesse an politischen Fragen stand
die rege Teilnahme am 10. Internatio-
nalen Kurdistan- Kulturfestival am 
7. September 2002 in Gelsenkirchen.
Von der YEK-KOM organisiert trafen
sich unter dem Motto „Frieden braucht
Gerechtigkeit“ ebenso wie im Vorjahr
rund 45.000 Teilnehmer aus Deutsch-
land und dem benachbarten Ausland.
Der Ablauf der alljährlich stattfinden-
den und durch einen familiären und
volkstümlichen Charakter geprägten
Veranstaltung wurde in gewohnter
Weise maßgeblich durch KADEK-Funk-
tionäre organisiert.

Den türkischen Parlamentswahlen
vom 3. November wurde ein hoher
Stellenwert beigemessen. Unter Schirm-
herrschaft der KADEK-nahen Konföde-
ration der Kurdischen Vereine in Euro-
pa (KON-KURD) wurden alle Kurden
dazu aufgerufen, die prokurdische
Demokratische Partei des Volkes
(HADEP)81 zu unterstützen. Im Septem-
ber bildete sich ein aus der Demokrati-
schen Volkspartei (DEHAP), HADEP,
Arbeiterpartei (EMEP) und Sozialisti-
scher Revolutionärer Partei (SDP) beste-
hender „Arbeits-, Friedens- und Demo-
kratieblock“, um unter dem Dach der

DEHAP gemeinsam an den Parlaments-
wahlen teilzunehmen. Das DEHAP-
Wahlbündnis konnte mit nur 6,2 % der
Stimmen die hohe Hürde der Sperr-
klausel von mindestens 10% der Wäh-
lerstimmen nicht nehmen. Sie zog des-
halb nicht in das türkische Parlament
ein.

Ausblick

Der neue Name der Organisation hat
sich bislang als bloße Umbenennung
ohne substanziellen neuen Inhalt er-
wiesen. Der demokratische Wandel der
Organisation findet bisher auf der pro-
pagandistischen Ebene, nicht jedoch im
politischen Raum statt.

Bislang zeichnen sich auch keine Er-
folge der neuen Linie ab. Die Kurden-
frage ist ein Randproblem der inter-
nationalen Politik geblieben und die
Türkei akzeptiert weder die PKK noch
den KADEK als politischen Gesprächs-
partner. Andere Kurdenorganisationen
wie die Patriotische Union Kurdistans
(PUK) und die Demokratische Partei
Kurdistans (DPK-I) werden im aktuellen
Irak-Konflikt als Ansprechpartner
akzeptiert.

Gerade bei der Anhängerschaft, aber
auch in den Reihen der Funktionäre, ist
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81 Die HADEP wurde 1994 als Partei in der Türkei
gegründet, nachdem ihre beiden Vorläuferpar-
teien Partei der Arbeit des Volkes (HEP) und
Partei der Demokratie (DEP) verboten worden
waren. Ein 1999 beantragtes Verbot der HADEP
erfolgte am 13.03.2003 durch das türkische
Staatssicherheitsgericht.
Mit ihrer politischen Zielsetzung steht die
HADEP der PKK bzw. den KADEK nahe, die
türkische Regierung betrachtet die HADEP als
Unterstützungspartei der PKK/KADEK. Die
PKK/KADEK sieht die HADEP als eine von ihr
kontrollierte Partei an. Dies belegt eine
Äußerung Osman ÖCALANs, in der es heißt:
„Ohne Zustimmung der PKK/KADEK kann die
HADEP überhaupt nichts tun.“ (Özgür Politika
vom 10.11.2002).



wegen des fehlenden Anklangs der
neuen Programmatik eine Zunahme
der innerorganisatorischen Probleme
absehbar. Zwar ist davon auszugehen,
dass die im Jahr 2002 festgestellte
„Aktionsmüdigkeit“ mit der bestehen-
den Organisation- und Befehlsstruktur
zur Zeit noch kompensiert werden

kann. Wie aber zukünftig die Orga-
nisation auf eine fortgesetzte Ab-
nahme innerorganisatorischer Diszi-
plin – z. B. Spendenunwilligkeit, 
Auftreten von Abtrünnigen oder Ent-
stehen von Dissidentengruppierun-
gen – reagieren wird, ist nicht vorher-
zusehen.
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Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE)

Sitz in Deutschland: Oberhausen

Vorsitzender: Rasaih SIWANESWARAN

Mitglieder 2001 2002

Bund: 750 750

Niedersachsen: 80 80

Publikationen: Tamil – Land

An der Front

Das Land ist der Nabel

Vulkan

Dem Bürgerkrieg in Sri Lanka liegen
ethnische Auseinandersetzungen zu-
grunde, die bis in die britische Kolo-
nialzeit zurückreichen. Bis 1815 exis-
tierten unter portugiesischer und
holländischer Oberherrschaft teilauto-
nome singhalesische und tamilische
Königreiche. Erst die Briten brachten
aus machtpolitischen und ökonomi-
schen Gründen das diffizile Verhältnis
der Ethnien durcheinander, etwa durch
die Bevorzugung der Tamilen für den
kolonialen Verwaltungsdienst.

Wurde die Insel Ceylon ursprünglich
von einer überwiegenden Mehrheit
von Singhalesen und einer Minderheit

so genannter „Ceylon-Tamilen“ besie-
delt, holten die britischen Kolonialbe-
hörden zur Bewirtschaftung ihrer Tee-
Plantagen eine größere Anzahl von
Tamilen aus Südindien ins Land. Ob-
wohl viele dieser Arbeiter nach der
Unabhängigkeit Sri Lankas 1948 nach
Indien zurückkehrten, schürten natio-
nalistische singhalesische Politiker die
Furcht vor der „Überschwemmung“
durch die Millionen Tamilen Südindiens.
Auf dieser Welle nationalistischer Agi-
tation setzte der Klerus der buddhis-
tisch geprägten singhalesischen Bevöl-
kerungsmehrheit im Verein mit seinen
politischen Verbündeten die Erklärung



des Buddhismus zur Staatsreligion
durch. Bereits seit den fünfziger Jahren
kulminierten diese politischen Ausein-
andersetzungen immer wieder in
pogromähnlichen Ausschreitungen
gegen die Minderheit der hinduisti-
schen Tamilen. Derartige Gewalttätig-
keiten, die 1983 über 2.000 Todesopfer
forderten, waren der Auslöser für den
in diesem Jahr beginnenden Bürger-
krieg. 

Die zunehmend kritische Lage der
Tamilen begünstigte seit den siebziger
Jahren das Entstehen extremistischer
Organisationen. Dem Zeitgeist ent-
sprechend, fanden besonders links-
extremistische Parteien Anklang. Die
1972 von Velupillai PRABHAKARAN
begründete Gruppierung Tamil New
Tigers schaltete in einem erbarmungs-
losen Konzentrationsprozess politische
Konkurrenten in der eigenen tamili-
schen Volksgruppe aus. Die einer revo-
lutionär-marxistischen Ideologie ver-
pflichtete Organisation, die 1976 in
Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE)
umbenannt wurde, forderte den Rück-
zug der srilankischen Armee aus den
tamilischen Siedlungsgebieten sowie
die Gründung eines tamilischen Staates
Eelam im Norden und Osten der Insel
Ceylon.

Die Kämpfer der wegen ihrer Bruta-
lität gefürchteten LTTE zeichneten sich
durch bedingungslosen Gehorsam bis
zur Selbstaufopferung aus. 

Seit 2001 hat sich das nationale wie
internationale Umfeld für die LTTE
grundsätzlich verändert. Diese Organi-
sation, die ihren Kampf ohne die finan-
zielle Unterstützung der tamilischen
Diaspora nicht führen könnte, wurde
im Frühjahr 2001 sowohl in den USA als
auch in Australien verboten. Als beson-
ders schmerzvoll erwies sich die verän-
derte britische Haltung gegenüber der

LTTE. Sie verlor ihr in London gelege-
nes europäisches Hauptquartier, als 
das britische Parlament am 28. Februar
2001 im Rahmen der Anti-Terror-
Gesetzgebung (Terrorism Act) ein Betä-
tigungsverbot gegen 21 als terroristisch
eingestufte Organisationen aussprach,
darunter auch gegen die LTTE.

Nach dem Wahlsieg der bisherigen
srilankischen oppositionellen „United
National Party“ (UNP) unter ihrem Spit-
zenkandidaten Ranil Wickremesinghe
am 6. Dezember 2001 entspannte sich
das Verhältnis zwischen LTTE und
srilankischer Regierung zusehends.
Wickremesinghe hatte im Wahlkampf
Friedensgespräche mit der LTTE zur
Lösung der verfahrenen innenpoliti-
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schen Situation angekündigt. Bei den
nun einsetzenden Gesprächen erbrach-
ten sowohl die LTTE als auch die srilan-
kische Regierung bislang für unmöglich
gehaltene Vorleistungen. Die „Befrei-
ungstiger“ nahmen von ihrer Forde-
rung nach Gründung eines unabhängi-
gen tamilischen Staates Abstand. Die
srilankische Regierung wiederum hob
das gegen die LTTE ausgesprochene
Betätigungsverbot auf. Damit erst
wurde das unter Vermittlung der nor-
wegischen Regierung zustande gekom-
mene Waffenstillstandsabkommen vom
23. Februar 2002 ermöglicht, welches
von beiden Seiten weitgehend einge-
halten wurde. Nach weiteren Verhand-
lungsrunden akzeptierten Vertreter der
LTTE Anfang Dezember 2002 in Oslo
die föderale Neugliederung Sri Lankas
nach dem Vorbild des Kantonalmodells
der Schweiz. In dieses föderale Struktur-
modell soll ebenfalls die nach Singhale-
sen und Tamilen drittgrößte Bevölke-
rungsgruppe, die zumeist tamilisch
sprechenden Muslime, eingebunden
werden. Als weiteres Zeichen der Ent-
spannung kann gewertet werden, dass
sich die LTTE bereiterklärt hat, zumin-
dest einige ihrer minderjährigen Rekru-
ten wieder zurück zu ihren Familien zu
schicken.

Der LTTE dient die auf mehrere Kon-
tinente verstreute tamilische Diaspora
hauptsächlich der Finanzierung des
militärischen und politischen Kampfes.
Auch in Deutschland werden die der
LTTE zufließenden Einnahmen vor
allem mittels Spendenaufrufen unter
den ungefähr 61.000 hier lebenden
Tamilen, davon 5.000 in Niedersachsen,
erzielt. Im Rahmen einer am 31. August
2002 bundesweit eingeleiteten Spen-
denkampagne wurden in Deutschland
lebende tamilische Familien angehal-
ten, 500 bis 1.500 Euro als Jahresspen-

de abzugeben. Darüber hinaus werden
weitere Spendensammlungen anläss-
lich von Kultur- und Heldengedenkver-
anstaltungen unter organisatorischer
Betreuung der LTTE-Tarnorganisation
World Tamil Movement (WTM) durch-
geführt. Für den Ablauf der Spenden-
sammlungen zeichnen die jeweiligen
Repräsentanten, die in Niedersachsens
größeren Städten ansässig sind, verant-
wortlich. Um Strafverfolgungsmaß-
nahmen zu vermeiden, wird bei den
Spendenkampagnen vorsorglich auf
Gewaltanwendung verzichtet. Darüber
hinaus ist die LTTE bemüht, die Tamilen
zur Überweisung größerer Geldbeträge
auf die Bank of Tamil Eelam zu bewe-
gen.

Unter Federführung der LTTE-Tarnor-
ganisation Tamil Rehabilitation Organi-
sation (TRO) fanden auch im Jahre
2002 zahlreiche Demonstrationen statt,
in deren Verlauf auf Menschenrechts-
verletzungen auf Sri Lanka und Ab-
schiebungen von Tamilen nach Sri Lan-
ka hingewiesen wurde. In diesem Zu-
sammenhang wurden Veranstaltungen
wie etwa zum Heldengedenktag der
LTTE (30. November 2002) mit 8.000
Teilnehmern in Dortmund durchge-
führt. Schwerpunkte der LTTE-Aktivitä-
ten in Niedersachsen waren die Städte
Hannover, Salzgitter und Göttingen
sowie der Harz mit seinem Umland dar.
Dort wurden Publikationen verteilt
sowie Spenden für die LTTE gesammelt.
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Einführung

Im Jahre 1950 legte der amerikanische
Science-Fiction-Autor Lafayette Ron
HUBBARD (1911–1986) mit der Veröf-
fentlichung seines Buches „Dianetik 
– Die moderne Wissenschaft der geis-
tigen Gesundheit“ den Grundstein für
die Scientology-Organisation. Zur Um-
setzung der von ihm zur Freisetzung
„ungenutzten geistigen Potentials“
und zur Verwirklichung „wahrer Fähig-
keiten“ entwickelten Selbsthilfe-
methode wurden zunächst in den Ver-
einigten Staaten von Amerika  „Dia-
netik-Zentren“ eingerichtet. Erst vier
Jahre später, nachdem Probleme mit
der amerikanischen Steuerbehörde
aufgetreten waren, gründete HUB-

BARD die erste offizielle „Scientology-
Kirche“ in Los Angeles. Sein Ziel war 
es aber weiterhin, die Alleinherrschaft 
in einer neuen, ausschließlich nach
scientologischen Richtlinien funktio-
nierenden Welt zu erlangen, da die
Gesellschaft in ihrer derzeitigen Er-
scheinungsform zum Untergang ver-
urteilt sei. Demzufolge definiert sich
Scientology auch heute noch als eine
„Erlösungsreligion“82, deren Anliegen
„die Errettung aller Menschen auf dem
einzig wahren Weg zur persönlichen
Unsterblichkeit sei.
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SCIENTOLOGY-ORGANISATION (SO)

Sitz: Los Angeles, Kalifornien/USA

Präsident: Heber JENTZSCH

David MISCAVIGE

(Leiter der obersten Scientology-
Verwaltung/„RTC“)

Mitglieder 2001 2002

Bund: 5.000-6.000 5.000-6.000

Niedersachsen: 600 600*)

Publikationen: Freiheit (für die Öffentlichkeit bestimmt),
interne Publikationen z.B. Dimensionen, 
Impact, Auditor

„Kirchen/Gemeinden“: Berlin, Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg, 
Hannover, München, Stuttgart

*) Der Anteil der in Niedersachsen aktiv engagierten Scientologen liegt deutlich unter dieser
Schätzung.

82 § 3 der Satzung der „Scientology Kirche
Niedersachsen e.V.“.



Grundlage für die 
Beobachtung der SO 
durch Verfassungsschutz-
behörden

Im Zuge der Ausbreitung der SO stell-
ten die deutschen Verfassungsschutz-
behörden fest, dass das kollektive Ver-
halten der Organisation eine politische
Zielsetzung erkennen lässt, die letztlich
darauf ausgerichtet ist, die verfas-
sungsmäßige Ordnung auszuhöhlen
bzw. zu beseitigen. Die Ständige Kon-
ferenz der Innenminister und -sena-
toren der Länder hat daher auf ihrer
Sitzung am 5./6. Juni 1997 einstimmig
tatsächliche Anhaltspunkte für verfas-
sungsfeindliche Bestrebungen bei der
SO festgestellt und infolgedessen das
Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen für eine Beobachtung durch
den Verfassungsschutz bejaht. Auf der
Grundlage dieses Beschlusses hat auch
das Niedersächsische Landesamt für
Verfassungsschutz nach Genehmigung
durch den Innenminister im Juli 1997
mit der Beobachtung der Scientology-
Organisation (SO) begonnen.

Das Verwaltungsgericht Saarland hat
mit Urteil vom 29. März 2001 die fort-
dauernde Beobachtung der SO mit
nachrichtendienstlichen Mitteln durch
den Verfassungsschutz des Landes Saar-
land für rechtmäßig erklärt. Nach den
Feststellungen des Verwaltungsgerichts
liegen tatsächliche Anhaltspunkte für
den Verdacht von Bestrebungen zur
Abschaffung und Einschränkung der im
Grundgesetz konkretisierten Men-
schenrechte und weiterer der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung
zuzurechnenden Verfassungsprinzipien
vor. Demgegenüber hat das Verwal-
tungsgericht Berlin mit Urteil vom 
13. Dezember 2001 die weitere Be-

obachtung durch den Berliner Verfas-
sungsschutz mit dem nachrichten-
dienstlichen Mittel des VM untersagt.
Das Land Berlin sei seiner Obliegenheit
zur plausiblen Erklärung des weiterhin
bestehenden Gebotenseins der Be-
obachtung unter Einsatz von V-Leuten
nicht nachgekommen, so dass die Ver-
hältnismäßigkeit der fortdauernden
Beobachtung nicht festgestellt werden
könne. 
Das Urteil des Verwaltungsgerichts
Berlin ist rechtskräftig. Gegen das
Urteil des Verwaltungsgerichts Saar-
land ist vor dem Oberverwaltungsge-
richt des Landes Saarland ein Beru-
fungsverfahren anhängig. Das Ober-
verwaltungsgericht hat auf Antrag von
SO mit Beschluss vom 15. April 2001 die
Berufung wegen der besonderen tat-
sächlichen bzw. rechtlichen Schwierig-
keit der Rechtssache zugelassen.

Verfassungsfeindliche
Bestrebungen

Die Verhaltensweisen und Aktivitäten
der SO basieren ausschließlich auf den
programmatischen Äußerungen HUB-
BARDS, die den Mitgliedern und Mit-
arbeitern mittels „policy letters“ (Richt-
linienbriefen) als verbindliche Orientie-
rung vorgegeben werden. Sich hieraus
ergebende Handlungen der SO haben
letztendlich zum Ziel, unsere Staats-
und Gesellschaftsordnung durch ein
nach scientologischen Grundsätzen
funktionierendes totalitäres System zu
ersetzen. In diesem würden wesentli-
che Elemente der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung wie der
Schutz der Menschenwürde, der
Gleichheitsgrundsatz, die Meinungs-
freiheit und die Unabhängigkeit der
Gerichte außer Kraft gesetzt. „Bürger-
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rechte“ sollen nur Scientologen zu-
stehen. Der unverhüllte Absolutheits-
anspruch der SO ist von Gleichschal-
tung und Unterdrückung geprägt. Kri-
tiker, Gegner und Aussteiger werden
verächtlich gemacht und rechtlos ge-
stellt. 

Die SO legt die während der An-
fangsphase der Beobachtung durch die
Verfassungsschutzbehörden gezeigte
Zurückhaltung zunehmend ab. Sie
bekennt sich auch in aktuellen Veröf-
fentlichungen ausdrücklich zur Person
und der unveränderbaren politischen
Programmatik ihres Gründers, wobei
zahlreiche Schriften in Verbindung mit
der SO-eigenen Propaganda auf eine
kämpferisch-aggressive Grundhaltung
hindeuten. Von Mitgliedern wird bei-
spielsweise entsprechend einer Werbe-
broschüre (verteilt im Jahr 1996) der
International Association of Scientolo-
gists (IAS) erwartet, dass sie „die Zer-
schlagung von Gruppen unterstützen,
die den Zweck verfolgen, die Anwen-
dung der Scientology-Technologie zu
verhindern“.

Die taktisch begründeten Versuche
der SO etwa bei rechtlichen Ausein-
andersetzungen, die Bedeutung von
HUBBARDS Schriften zu relativieren
oder mit der fortwährenden Behaup-
tung angeblicher Fehlinterpretationen
in Abrede zu stellen, widersprechen
nicht nur den eigenen, verbindlichen
Bekundungen und Richtlinien, sondern
auch dem keine Gegenposition dulden-
den Selbstverständnis der SO, das von
ideologischem Rigorismus gekenn-
zeichnet ist.

Zwar treten die einfachen Mitglieder
nicht aus politischen Motiven der SO
bei und bewerten Schriften mit gesell-
schaftsverändernden Absichten der 
SO ebenfalls wohl nicht als Äußerun-
gen mit politischem Gehalt. Sie werden

jedoch zu völligem Gehorsam gegen-
über dem System trainiert und auf das
Ziel eingeschworen, durch Verbrei-
tung von Scientology die „Welt zu ret-
ten“. Damit werden auch zunächst
unpolitische Mitglieder in den Dienst
der verfassungsfeindlichen Ideologie
gestellt. 

Mit Hilfe mehrerer u. a. an nieder-
sächsische Ministerien gerichteten
Schreiben wies die Organisation auf
eine neue Vereinssatzung der Sciento-
logy Kirche Deutschland e. V. (SKD)
hin, die das klare Bekenntnis der SO
zur rechtsstaatlichen und demokrati-
schen Grundordnung unterstreichen
würde. Gleichzeitig betonte die SO,
für eine nachrichtendienstliche Be-
obachtung bestehe nun kein Anlass
mehr.

Das formale Bekenntnis der SO zum
Grundgesetz und den Verfassungen
der Länder ist jedoch taktisch begrün-
det und entspricht ihrer hergebrachten
Propagandapraxis. Die Organisation
hat sich seit Beginn der nachrichten-
dienstlichen Beobachtung in einer
Vielzahl ihrer Publikationen und Ein-
gaben an staatliche Stellen sowie in
ihren Schriftsätzen in den von ihr ange-
strengten Verwaltungsgerichtsverfah-
ren formal zur freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung bekannt. Der
sonstige Inhalt ihrer Schriften, Kurs-
unterlagen und Veröffentlichungen im
Internet enthält jedoch im Gegensatz
zum Bekenntnis in der neuen Satzung
weiterhin ohne inhaltliche Einschrän-
kungen Aussagen des Organisations-
gründers HUBBARD, nach denen in der
von der SO angestrebten „neuen“ oder
„geretteten Zivilisation“ Prinzipien der
freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung – wie zum Beispiel die unein-
geschränkte Geltung der im Grund-
gesetz konkretisierten Menschenrechte
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oder die Gewaltenteilung – abgeschafft
werden müssen.

Organisation

Die Einrichtungen der SO in Deutsch-
land erscheinen zwar nach außen
rechtlich selbstständig, sie sind jedoch
der strikten Befehls- und Disziplinarge-
walt des Internationalen Managements
in den USA unterworfen und daher als
unselbständige Teile anzusehen. 

Das Religious Technology Center
(RTC), das „geistige“ Hauptquartier mit
Sitz in Clearwater (Florida), steht unter
der Leitung von David MISCAVIGE und
hat die oberste Befehlsgewalt in der
SO. Unterhalb des RTC ist das Interna-
tionale Management der SO angesie-
delt. Dieses stellt nach dem RTC die
höchste Führungsebene der SO dar und
ist dafür verantwortlich, für jeden Sek-
tor der SO Strategien und taktische Plä-
ne zu entwickeln. Hier wird auch die
Führung der verschiedenen Sektoren
koordiniert. Derartige Sektoren sind
unter anderem die Bereiche „Church“,
WISE83, ABLE84 und OSA85. Das Interna-
tionale Management besteht aus meh-
reren Gruppen, von denen jede eine
ganz bestimmte Verantwortung trägt.
Die oberste Stufe dieser Führungs-
ebene ist das Watch Dog Committee
(WTC). Hierbei handelt es sich um eine

„Inspektions- und Überwachungsorga-
nisation“, welche die eigentlichen
Management-Gruppen inspiziert und
für deren Funktionieren sorgen soll. 

Der „Church“-Sektor in
Deutschland

Derzeit existieren im Bundesgebiet 
8 „Kirchen“ (Orgs86), zwei Celebrity-
Centren87, ferner 11 „Missionen“88,
denen nach Feststellung der Verfas-
sungsschutzämter insgesamt ca. 5.000
bis 6.000 Mitglieder zuzuordnen sind. 

Die genannten Einrichtungen der SO
sind in Deutschland überwiegend als
eingetragene Vereine organisiert. Als
Dachverband fungiert die „Scientology
Kirche Deutschland e.V.“ (SKD) mit Sitz
in München. Diese Vereine sind jedoch
nur formal selbstständig; sie haben im
weltweiten, aus den USA gesteuerten
System kaum eigenständige Funktio-
nen. Faktisch erfolgt die Leitung der
SO-Einrichtungen nicht durch die
jeweiligen Vereinsvorstände, sondern
durch die Executive Directors und die
sonstigen Funktionsinhaber nach
detaillierten schriftlichen Anweisungen
und Vorgaben des Internationalen
Managements in den USA über die
jeweiligen Verbindungsstellen. Dies
zeigt sich unter anderem daran, dass
Mitglieder der Eliteorganisation Sea-
Org89 aus den USA und dem Kontinen-
talen Verbindungsbüro in Kopenhagen
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83 World Institute of Scientology Enterprises, mit
dessen Unternehmen Geld für die SO beschafft
wird, und die Hubbardsche Technologie in der
Wirtschaft Einfluss auf die Gesellschaft nehmen
soll.

84 Association for better Living and Education =
versucht für die SO den sozialen Bereich der
Gesellschaft zu durchdringen und
scientologische Lösungsansätze zu realisieren. 

85 Office of Special Affairs = Geheimdienst der SO,
in Deutschland zuständige OSA-Einheit ist das
Department of Special Affairs (DSA).

86 Org = interne SO-Abkürzung für Organisation.
87 SO-„Betreuungsstelle“ für Persönlichkeiten des

öffentlichen Lebes (Schauspieler, Musiker, etc.).
88 „Mission“ ist eine von der SO in ihrer Größe

nicht näher definierte Anlaufstelle.
89 Vom SO-Management zur Überprüfung von

scientologischen Einrichtungen weltweit einge-
setzt und ermächtigt, bei ungenügenden Pro-
duktionsleistungen Strafen zu verhängen.



in deutsche Einrichtungen der SO ab-
geordnet wurden, um dort Befehle zu
erteilen und für die richtige „Handha-
bung“ der „scientologischen Technolo-
gie“ zu sorgen. 

Neben den als SO-Einrichtungen zu
erkennenden Orgs gibt es eine Vielzahl
von Einzelorganisationen, die in ihrem
Namen den Begriff „Scientology“ nicht
führen, aber dennoch scientologische
Einrichtungen sind: 
0 Narconon, 
0 Kommission für Verstöße der Psychia-

trie gegen Menschenrechte (KVPM),
0 ZIEL – Zentrum für Individuelles und

Effektives Lernen, 
0 Applied Scholastics International

(Dachorganisation im Bereich Bil-
dung/Erziehung),

0 ABLE (Association for Better Living
and Education),

0 Criminon (Vereinigung, die sich um
die Wiedereingliederung von Straf-
tätern in die Gesellschaft bemühen
soll), 

0 WISE (World Institute of Scientology
Enterprises), 

0 New Era, 
0 Golden Era, 
0 Theta Books (Verlagswesen), 
0 MUT (Mitbürger unterstützen Tole-

ranz), 
0 ATV (Aktion Transparente Verwal-

tung).
Es empfiehlt sich deshalb immer, Kurs-
angebote – gerade im Bereich der Wei-
terbildung – hinsichtlich ihrer Inhalte
kritisch zu prüfen und zu hinterfragen. 

Scientology in Niedersachsen

In Niedersachsen ist die Organisation
mit einer „Kirche“ in Hannover („Ge-
meinde Hannover der Scientology
Kirche Hamburg e.V.“) vertreten. Dane-

ben hat sich in Seevetal-Maschen die
Firma „New Era Publications Deutsch-
land GmbH“ etabliert, die mit dem
bundesweiten Vertrieb von scientolo-
gischen Druckschriften, Video- und
Tonmaterial befasst ist. Bestrebungen,
weitere Zentren in Niedersachsen zu
gründen, konnten bisher nicht be-
obachtet werden. Der Anteil der in
Niedersachsen aktiv engagierten Scien-
tologen liegt deutlich unter der Mit-
gliederzahl 600.

Die hiesigen SO-Einrichtungen bilden
keine regionalen Schwerpunkte im
Gesamtgefüge der Organisation. Eine
Vielzahl der Niedersächsischen Sciento-
logen nutzt daher die scientologischen
Angebote der in benachbarten Bundes-
ländern ansässigen SO-Vertretungen;
insbesondere die der etablierteren Org
Hamburg.

„Gemeinde“ Hannover

Weiterhin besuchen ca. 200 Niedersach-
sen mehr oder weniger regelmäßig die
Org Hannover. Rund 20 Scientologen
arbeiten als feste Mitarbeiter, die zum
Teil als Vollzeitkräfte den reibungs-
losen Ablauf innerhalb der Einrichtung
gewährleisten sollen. Obgleich der Mit-
gliederstamm der SO bundesweit von
einer hohen Fluktuationsrate gekenn-
zeichnet ist, gelang es der Org Hanno-
ver erneut, ihre personelle sowie finan-
zielle Situation zumindest stabil zu ge-
stalten, so dass weiterhin Aktivitäten
hiesiger Scientologen festgestellt wer-
den konnten.

Wie im Vorjahr setzte die SO ihre
Bemühungen fort, sich in der Öffent-
lichkeit darzustellen. Die zumeist in der
Innenstadt Hannovers durchgeführten
Werbemaßnahmen (Ansprache von
Passanten, Informationsstände, Ange-
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bot eines „Stress-Tests“ am E-Meter90

standen zumeist unter dem Motto
„Sag NEIN zu Drogen“. Die Veranstal-
tungen verliefen störungsfrei und fan-
den in der Öffentlichkeit kaum Reso-
nanz. Zum gleichen Thema wurden
durch die Post Werbezettel an Hanno-
versche Haushalte verteilt und ohne
Erlaubnis Broschüren im Wartebereich
des Landesarbeitsamtes ausgelegt. 

Im Rahmen einer landesweiten Wer-
bekampagne versandte die SO ferner
eine Broschüre „Die Fakten über den
Joint“ an verschiedene Polizeidienst-
stellen. 

Auch die SO nutzt das Internet zur
Selbstdarstellung und Werbung. Sie

bietet umfangreiche und technisch auf-
wändig gestaltete mehrsprachige Sei-
ten im world wide web (www) an, mit
denen Interessenten für ihre spezifi-
schen Inhalte geworben werden sollen.
Auch die Org Hannover ist mit einer
Homepage im Netz vertreten. 

Hinweistelefon

Für Hinweise steht im Niedersächsi-
schen Landesamt für Verfassungsschutz
auch weiterhin der Telefonanschluss
mit der Nummer

0511/6709-393
zur Verfügung.
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SPIONAGEABWEHR

Einführung

Spionage ist ein Begriff, um den sich
viele Mythen ranken. Wer Romane von
John le Carré gelesen oder James-Bond-
Filme gesehen hat und annimmt, das
entspreche den heutigen Erscheinungs-
formen von Spionage wird sich fragen,
ob diese überhaupt noch in die politi-
sche Landschaft passen. Die Aufmerk-
samkeit gegenüber nachrichtendienst-
lichen Aktivitäten fremder Spionage-
dienste nimmt ab angesichts der Tat-
sache, dass sich ehemals verfeindete
Staaten unter dem großen Schirm der
gemeinsamen Terrorismusbekämpfung
nicht nur annähern, sondern teilweise
auch bereits intensive Zusammenarbeit
praktizieren. 

Zwar arbeiten staatliche Nachrichten-
dienste bei der Terrorismusbekämp-
fung zusammen, doch darf nicht über-
sehen werden, dass die politisch maß-
geblichen Staaten der Erde nach wie
vor Auslandsnachrichtendienste unter-
halten, um ihre Aufklärungsziele zu
erreichen. Diese Ziele reichen von der
„klassischen“ Spionage – d. h. der
Informationsbeschaffung aus Politik,
Wirtschaft und Militär – bis hin zur
Ausspähung und Unterwanderung in
Deutschland ansässiger Organisationen
und Personen, die in Opposition zum
Regime im jeweiligen Heimatland ste-
hen. Derartige strafbare Aktivitäten
werden insbesondere von den Nachrich-
tendiensten der Länder Iran, Irak,
Libyen, Syrien und der Türkei betrieben.

Der gesetzliche Auftrag des Verfas-
sungsschutzes, Informationen über
sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten fremder Staa-
ten auf dem Hoheitsgebiet der Bundes-

republik Deutschland zu sammeln und
auszuwerten, bleibt also zeitgemäß.
Deutschland muss sich vor Angriffen
auf seine Sicherheit schützen. Die den
Sicherheitsbehörden gegenüber geheim-
gehaltenen Tätigkeiten ausländischer
Nachrichtendienste auf dem Gebiet der
Bundesrepublik sind nicht hinnehmbare
Verletzungen unserer Souveränität.

Neben der „klassischen“ Spionage
und der Oppositionellenausspähung
muss sich eine größer werdende Auf-
merksamkeit auf die Aktivitäten der
Nachrichtendienste obiger Staaten so-
wie Nordkoreas, Pakistans und Indiens
im Hinblick auf deren Proliferations-
bemühungen richten. Die Nachrichten-
dienste dieser so genannten Krisen-
länder betreiben unverändert die
Beschaffung und Weiterverbreitung
atomarer, biologischer oder chemischer
Massenvernichtungswaffen (ABC-Waf-
fen) bzw. der zu ihrer Herstellung ver-
wendeten Produkte, einschließlich des
dafür erforderlichen Know-how sowie
entsprechender Waffenträgersysteme
(= Proliferation).

Weiter zunehmendes Konkurrenz-
denken und Kosten-Nutzen-Überlegun-
gen im Hinblick auf Wettbewerbsvor-
teile für die eigene Volkswirtschaft in
einem immer globaler werdenden
Wettbewerb führen dazu, dass ver-
mehrt Nachrichtendienste fremder
Staaten Spionage betreiben. Diese
Spionageaktivitäten gehen nach wie
vor in erster Linie von osteuropäischen
Staaten und denen des Nahen und
Mittleren Ostens sowie Nordafrikas
aus. Daneben richtet sich der Blick der
Spionageabwehr auch auf die unzu-
lässigen Aktivitäten der Nachrichten-
dienste befreundeter Staaten.

Die Arbeitsweise ausländischer Nach-
richtendienste erfolgt nach wie vor in
verdeckter Form wie auch in offener
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Aufklärung. Dabei kommt den diplo-
matischen und konsularischen Vertre-
tungen (Legalresidenturen) ein beson-
derer Stellenwert zu. Die Vertretungen
bestimmter Länder (darunter die Russi-
sche Föderation, Iran, Syrien) werden
von deren Nachrichtendiensten als
Stützpunkte für den getarnten Einsatz
ihrer Mitarbeiter genutzt. Status und
Tarnpositionen bieten vielfältige Mög-
lichkeiten, mit interessanten Zielperso-
nen Kontakte zu knüpfen.

Bei diesen Aufklärungsbemühungen
geht es der Spionageabwehr nicht aus-
schließlich darum, möglichst viele Spio-
ne fremder Nachrichtendienste der
Verurteilung zuführen zu lassen, son-
dern auch darum, zukünftige Ziele,
Strukturen und Arbeitsmethoden frem-
der Nachrichtendienste aufzudecken
und so Spionagetätigkeit zu verhin-
dern. Um dieser Aufgabe gerecht zu
werden, arbeitet der Niedersächsische
Verfassungsschutz eng mit den Verfas-
sungsschutzbehörden des Bundes und
der Länder sowie mit den anderen
Sicherheitsbehörden der Bundesrepu-
blik Deutschland zusammen.

Telekommunikations- und
elektronische Informations-
systeme im Griff der
russischen Geheimdienste
FSB und FAPSI

Die nach Wegfall des „Eisernen Vor-
hangs“ erforderlich gewordene poli-
tisch-militärische Neuorientierung, eine
mittlerweile länderübergreifende „Or-
ganisierte Kriminalität“ (OK) und nicht
zuletzt die nach dem 11. September
2001 gebildete internationale „Antiter-
rorkoalition“ haben grundlegende Ver-
änderungen in der russischen Außen-

und Sicherheitspolitik bewirkt. Das hat
zu einer nicht nur einseitigen Annähe-
rung Russlands an den Westen sondern
mittlerweile auch zu einer beiderseitig
themen- und aufgabenbezogenen
Zusammenarbeit der Sicherheitsorgane
und Nachrichtendienste geführt.

Trotz aller Annäherungen wäre es
unzutreffend anzunehmen, dass die
russischen Nachrichtendienste damit
ihre gegen den Westen und insbeson-
dere auch gegen Deutschland gerichte-
ten Aufklärungs- und Beschaffungs-
maßnahmen eingestellt hätten. Eine
ständig wachsende Bedeutung gewinnt
hierbei die Sicherung, Überwachung
und nachrichtendienstliche Nutzung
aller Telekommunikations- und elektro-
nischen Informationssysteme.

Die mit Auflösung des KGB ab Oktober
1991 entstandenen russischen Nach-
folgedienste erfreuen sich nicht nur
hohen Ansehens bei der Staatsführung,
sondern werden traditionell auch von
der russischen Bevölkerung akzeptiert.
Als tragende Elemente des staatlichen
Sicherheitsapparates sowie der russischen
Spionage sind sie wichtige Instrumente
für die politische und militärische Füh-
rung des Landes. Der russische Präsi-
dent Putin war selbst langjähriger Mit-
arbeiter des KGB, u. a. in Deutschland.

Nachrichtendienst FSB91

Der russische Nachrichtendienst FSB
(Federalnoje Slushba Bezopasnosti),
Präsident Putin war ab Juli 1998 der
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Leitung von Generaloberst LEBEDEW über ca.
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Leiter, ist ein Inlandsnachrichtendienst,
dessen Hauptaufgaben in der zivilen
und militärischen Spionageabwehr sowie
in der Bekämpfung von Terrorismus
und Organisierter Kriminalität liegen.
Darüber hinaus obliegt ihm die Beobach-
tung des politischen Extremismus sowie
der Schutz der russischen Wirtschaft
und ausländischer Investoren vor Wirt-
schaftsverbrechen. Nach dem „Gesetz
über die Organe des FSB“ vom 12. April
1995 sind diese Behörden verpflichtet,
im Interesse der Sicherheit der Russischen
Föderation sowie zur Erhöhung ihres
wirtschaftlichen und wissenschaftlich-
technischen und ihres Verteidigungs-
potenzials Spionage zu betreiben. In
seine Aktivitäten hat der FSB auch die
Internet-Überwachung einbezogen. 

Beginnend mit seiner Beteiligung an
Einreise- und Anmeldekontrollen ist
der FSB aufgrund der Befugnisse zur
Telefonüberwachung und zur Durchsu-
chung von (Geschäfts-) Räumen, schon
aufgrund bloßer Verdachtsmomente
und ohne richterliche Genehmigung, in
der Lage, ausländische Staatsangehöri-
ge – u. a. Diplomaten, Journalisten,
Geschäftsleute und Privatreisende –
während ihres gesamten Aufenthalts
auf russischem Territorium lückenlos zu
überwachen. Dabei bleibt – in Abstim-
mung mit den Auslandsnachrichten-
diensten – seine Zuständigkeit auch
erhalten, wenn sich der Zielbereich
einer Operation zu einem späteren
Zeitpunkt ins Ausland verlagern sollte.

Nachrichtendienst FAPSI92

In der Verfügung 334 vom 3. April 1995
hatte Russlands damaliger Präsident
Jelzin dem für Aufklärung und Abwehr
im fernmeldetechnischen/elektroni-
schen Bereich zuständigen Nachrichten-
dienst Federalnoje Agenstwo Prawi-

telstvennoj Swjasi i Informazij (FAPSI)
eine außergewöhnliche Machtfülle
zugestanden. Für juristische und natür-
liche Personen war es verboten, ohne
Lizenz der FAPSI Informationsmedien
zu entwerfen, zu produzieren, zu ver-
kaufen oder zu verwenden. Gleiches
galt für sichere Methoden zur Speiche-
rung, Handhabung und Übertragung
von Informationen und das Erweisen
von Diensten im Bereich der Informa-
tionsverschlüsselung. Ohne Zustimmung
der FAPSI durfte kein russischer Bürger
Software entwickeln oder verkaufen.
Diesem Nachrichtendienst kam eine
der amerikanischen „National Security
Agency“ (NSA) ähnliche Bedeutung zu
in seinem Vorgehen gegen einheimi-
sche Kriminelle und Hacker wie auch
gegen ausländische Spezialdienste und
„Informationswaffen“ (z.B. Viren „tro-
janische Pferde“), die dazu dienen könn-
ten, unerlaubten Zugriff auf Informatio-
nen zu bekommen oder elektronische
Verwaltungssysteme außer Betrieb zu
setzen. Ungeachtet dieser restriktiven
„Kanalisierung“ und staatlichen Kon-
trolle des Informationsaustausches in
Russland steigen die nationalen „Zu-
griffe“ auf das Internet wie auch die
internationale Nutzung russischer Netz-
bereiche mit der Länderkennung „.ru“. 

Projekt SORM

Ausgangsgrundlage für die nachrich-
tendienstlich gesteuerte Internet-Über-
wachung ist das Projekt „SORM“
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(Systema Operativno-Rozysknykh
Meropriyatii, System operativer Recher-
che-Maßnahmen), mit dem bereits ab
1990 der KGB die Telefongespräche der
Sowjetbürger so effektiv überwacht hat,
dass selbst Putin als Vizebürgermeister
von St. Petersburg wirklich wichtige
Gespräche vom benachbarten Helsinki
aus geführt haben soll (Bericht der
Berliner Zeitung vom 29.03.2001). Von
der späteren Einrichtung, Entwicklung
und Überwachung des Internets in der
„Zone .ru“ wurden die russischen Nach-
richtendienste überrascht. Ohne aus-
reichende gesetzliche Grundlage ver-
suchte ab Sommer 1998 der für die
Internetüberwachung zuständige FSB
die Aktivitäten von ca. 350 russischen
Internetprovidern und insbesondere
deren Datenströme unter Kontrolle zu
bekommen, indem diese nach „pflicht-
gemäßer“ Installation der vom FSB für
ca. 30.000 US-Dollar (mit)verkauften
„SORM-Software“ zur Auswertung an
die jeweils nächstgelegene „FSB-Filiale“
weitergeleitet werden sollten. Scheiter-
te dies zunächst am Protest der Provider,
so erließ Jelzin kurz vor seinem Rück-
tritt im Dezember 1999 noch ein Dekret93

zum Projekt „SORM 2“, das die SORM-
Installation bei Androhung des Lizenz-
entzugs für alle Provider zur Pflicht
machte. Wenn auch Informationen da-
rüber vorliegen, dass einige Provider
trotz drohenden Lizenzentzugs Wider-
stand leisteten und insbesondere auch
aus z. T. existenzgefährdenden Kosten-
gründen die Einrichtung einer eigen-
finanzierten Echtzeitschnittstelle für
den russischen Geheimdienst verweigert

hatten, ist zwischenzeitlich von einer
umfassenden Internet-Überwachung
innerhalb der „Zone .ru“ auszugehen.
Hinweise hierauf haben sich u. a. be-
reits im Sommer 2000 ergeben, als auf
Moskauer Straßenmärkten CDs angebo-
ten wurden mit Personen- und Über-
wachungsdaten aus FSB-Datenbanken.

Bei der Erarbeitung, Planung und
Durchführung entsprechender Opera-
tionen lassen die über „SORM 2“ ge-
schaffenen Möglichkeiten der Internet-
überwachung keine Informationslücken
entstehen. Die bei Ausländern übliche
„Computermobilität“ bietet zusätzliche
Informationen aus den über Laptop
und Hotelanschluss fließenden Daten-
strömen.

Zuwanderer als besondere
Zielgruppe der Nachrichten-
dienste
Da jüdische Emigranten aus der ehemali-
gen Sowjetunion häufig eine qualifi-
zierte Ausbildung erhalten haben und
in Deutschland sofort ein gesichertes
Aufenthaltsrecht in analoger Anwen-
dung des Kontingentflüchtlingsgesetzes
bekommen, stellen sie für die Nachfolge-
dienste der GUS-Staaten ein nutzbares
Potenzial dar. Es besteht der Verdacht,
dass aus dem Personenkreis der Kontin-
gentflüchtlinge einzelne nachrichten-
dienstlich genutzt werden und dass in
Einzelfällen die Zuwanderungsberech-
tigung für eine gezielte Einschleusung
in die Bundesrepublik dient. 

Ein solcher Verdacht besteht auch bei
Spätaussiedlern, die teilweise schon vor
ihrer Einreise nach Deutschland von
Geheimdienstmitarbeitern der Ausreise-
länder mit dem Ziel einer Anwerbung
kontaktiert werden.
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Nachrichtendienste des
Nahen und Mittleren Ostens
sowie Nordafrikas am
Beispiel der Staaten Syrien,
Irak und Türkei

Für die Nachrichtendienste des Nahen
und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas
sind nicht nur die Bereiche Wissen-
schaft, Militär, Wirtschaft sowie die bi-
laterale politische Entwicklung Spionage-
ziele, sondern auch die sog. Oppositio-
nellen-Ausforschung. Davon betroffen
sind die in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Exil lebenden Oppositionellen
und auch jene Personen, von denen die
Regimes vermuten, dass sie ihrem Her-
kunftsland „nicht loyal genug“ gegen-
über stehen. Die Ausforschung wird
vorrangig in Glaubenszentren und Uni-
versitäten betrieben, da der relevante
Personenkreis dort leicht erreichbar ist,
bei Diskussionen beobachtet und somit
ausgespäht werden kann. Die Ausfor-
schung von Oppositionellen stellt einen
wesentlichen Aspekt der Machterhal-
tung des eigenen Regimes dar.

Da Länder aus der Region des Nahen
und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas
Spionageergebnisse aus der Hochtech-
nologie technisch oftmals nicht umsetzen
können, steht bei diesen Ländern zu-
nächst eine Umgehung der Proliferations-
bestimmungen im Vordergrund. Es wird
versucht, bestimmte Güter unter Umge-
hung eines Embargos über Zwischen-
händler, Verschleierung der tatsächlich-
en Adressaten oder Umweglieferungen
über Drittländer zu bekommen.

Syrien

Nachdem Baschar AL-ASSAD im Juni
2000 die Nachfolge seines verstorbenen
Vaters als Staatsoberhaupt übernom-

men hatte, stellten sich vor allem die
Intellektuellen hinter ihn. Dies geschah
in der Hoffnung, die starren, nur auf
Machterhalt angelegte Staatsführung
zu öffnen. Bis zum heutigen Tag hat sich
diese Hoffnung nicht erfüllt. Unverän-
dert werden Regimegegner verfolgt und
oft ohne rechtliches Gehör inhaftiert.

Die von Baschar AL-ASSAD u. a. nach
Deutschland geknüpften Kontakte sol-
len wirtschaftlichen Aufschwung er-
möglichen und Annäherungsabsichten
an den Westen dokumentieren. Dies
äußert sich auch in der Befürwortung
der Ziele der internationalen Antiterror-
allianz. Im Verlauf dieser Annäherungs-
bemühungen sicherte die syrische
Regierung zu, ihre Spionageaktivitäten
auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland einzustellen. Um die guten
zwischenstaatlichen Beziehungen zu
festigen, wurden die eingeleiteten
Ermittlungsverfahren gegen zwei mut-
maßliche syrische Spione eingestellt.
Nach Erkenntnissen der Spionageabwehr
wurden die Aktivitäten der syrischen
Nachrichtendienste auf dem Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland jedoch bis
heute nicht eingestellt. Die Nachrich-
tendienste weiten dabei zunehmend
ihre Informationsgewinnung auf die
neuen Medien und Informationstechno-
logien aus. Das Internet gewinnt an
Bedeutung für die Informationsbeschaf-
fung. So werden Informationen über
potenzielle Geschäftspartner gewon-
nen und herausgefilterte Firmen kontak-
tiert, um Embargos und sonstige
Exportbestimmungen zu umgehen.

Irak

Der prekären wirtschaftliche Lage im
Irak, die durch das lang anhaltende UN-
Embargo verschärft wurde, soll durch
Gründung eines gemeinsamen arabi-
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schen Marktes mit Syrien, Ägypten und
Libyen begegnet werden.
Die Perspektivlosigkeit in ihrer Heimat
führt Iraker vermehrt zur Migration.
Die zumeist über professionelle Schlep-
perbanden nach Deutschland gelang-
ten Menschen organisieren sich in der
Bundesrepublik Deutschland auch in
Gruppierungen, die vom Irak als oppo-
sitionell eingestuft werden. 

Das Hauptaugenmerk der Irakischen
Nachrichtendienste gilt neben der Iden-
tifikation und Überwachung oppositio-
neller Gruppierungen insbesondere der
Infiltration mit Einflussagenten, um
irakfreundliche Gegenpropaganda zu
betreiben. Ein zweiter Aufklärungs-
punkt ist die Suche nach Möglichkeiten
zur Umgehung der bestehenden Export-
bestimmungen zur Einfuhr sog. Dual-
Use-Güter in den Irak. Dabei handelt es
sich um Güter, die sowohl militärisch
als auch zivil nutzbar sind.
Die Ende 2002 wieder eingeführten
Kontrollen der UN-Inspekteure zur Über-
wachung des Verbots der Herstellung
von ABC-Waffen dürften herausragende
Aufklärungsziele der Irakischen Nach-
richtendienste sein. 

Türkei

Die Ausforschung und Überwachung in
der Bundesrepublik Deutschland leben-
der Regimegegner und Oppositioneller
wird auch vom türkischen Nachrichten-
dienst MILLI ISTIHBARAT TESHILTI (MIT)
unverändert fortgesetzt. Im Vorder-
grund stehen dabei die Arbeiterpartei
Kurdistans (PKK/KADEK) und andere tür-
kische Vereinigungen, die von Regime-
gegnern organisiert werden. Seine un-
gesetzlichen Aktivitäten betreibt der
MIT dabei von den diplomatischen und
konsularischen Vertretungen in der
Bundesrepublik Deutschland aus.

Nachrichtendienste des
fernen Ostens 

Auch die Nachrichtendienste einzel-
ner fernöstlicher Staaten entwickeln
unzulässige Aktivitäten, die mit deut-
schen Sicherheitsinteressen kollidieren.
Zu nennen sind vor allem die Dienste
der Volksrepublik China und Nord-
koreas.

Volksrepublik China

In der Volksrepublik China gibt es eine
Reihe von Nachrichten- und Sicherheits-
diensten, die entweder der kommunis-
tischen Partei direkt oder der Staats-
führung unterstellt sind.
Die in Deutschland tätigen chinesischen
Nachrichtendienste, das Ministerium
für Staatssicherheit (MSS) und der
militärische Nachrichtendienst (MID),
versuchen weiterhin, sich Informationen
aus der Wissenschaft, der Wirtschaft
und dem Rüstungsbereich zu beschaffen,
um den Standard der westlichen Welt
erreichen zu können. Ihre in Deutsch-
land eingesetzten Mitarbeiter, die teil-
weise in amtlichen chinesischen Vertre-
tungen getarnt tätig sind, betreiben
auf breiter Basis Gesprächsabklärung.
Zu diesem Zweck werden langfristige
Beziehungen auf freundschaftlicher
Basis zu interessanten und kompeten-
ten Gesprächspartnern aufgebaut, die
dann „abgeschöpft“ werden.

Des Weiteren gehören die Kontrolle
und Beeinflussung der Auslandschine-
sen, insbesondere der Auslandsstuden-
ten, Praktikanten und Dissidenten zu
den bevorzugten Zielen der chinesi-
schen Nachrichtendienste. Besondere
Aufmerksamkeit wird derzeit den Akti-
vitäten der in China verbotenen Falun-
Gong-Bewegung gewidmet, die auch
in Deutschland Anhänger hat.
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Volksrepublik Korea

Die Demokratische Volksrepublik Korea
(KDVR) stellt weltweit eine der letzten
Bastionen des orthodoxen Kommunis-
mus dar. Die wichtigste Stütze des herr-
schenden Regimes in Nordkorea ist eine
Vielzahl von Nachrichten- und Sicher-
heitsdiensten, die alle dem Staats- und
Parteichef KIM JONG II direkt oder zu-
mindest mittelbar unterstellt sind. 

Die KDVR finanziert sich zum Großteil
durch den Verkauf von Waffen- und
Militärtechnologien an Dritte-Welt- und
Krisenländer des Nahen und Mittleren
Ostens (z. B. Syrien, Irak, Iran, Libyen
und Jemen). Darüber hinaus wird Nord-
korea der Herstellung sowie des Ver-
triebes von Massenvernichtungswaffen
verdächtigt. 

Da die finanziellen Mittel Nordkoreas
für die eigenständige Weiterentwick-
lung dieser Massenvernichtungswaffen
einschließlich der entsprechenden Trä-
gertechnologie immer knapper werden,
setzt die KVDR sowohl ihre zivilen als
auch militärischen Nachrichtendienste
im westlichen Ausland ein, um dafür
modernes Know-how samt der erforder-
lichen technischen Komponenten zu
beschaffen.

Aufklärung von nachrichten-
dienstlicher Proliferation94

Die Proliferation gehört heute zu den
größten Sicherheitsrisiken. War die
Aufklärung der Proliferation bis zum
11. September 2001 schon ein Schwer-

punkt der Aufgabenstellung der Ver-
fassungsschutzbehörden, so hat dieses
Thema nach diesen Anschlägen ins-
besondere im Hinblick auf die Frage,
ob bereits auch Terrororganisationen
im Besitz atomarer, biologischer oder
chemischer Massenvernichtungswaffen
sind, ganz wesentlich an Brisanz ge-
wonnen.

Zwar liegen den Nachrichtendiensten
bisher keine Erkenntnisse vor, die diese
Frage bejahen könnten, gleichwohl
konnte aber festgestellt werden, dass
sich die Terrororganisation al-Qaida
bemüht hat, in den Besitz entsprechen-
der Materialien sowie des notwendi-
gen Know-how zu gelangen. Unter-
lagen, die in Kabul aufgefunden wur-
den, weisen darauf hin.
Die Krisenländer, insbesondere Irak,
Iran, Libyen, Syrien und auch Nordko-
rea, unternehmen Anstrengungen, ein
eigenes ABC-Waffen-Programm voran
zu bringen. Da sie technisch und wis-
senschaftlich aber nicht in der Lage
sind, derartige Waffen einschließlich
der dazugehörigen Trägertechnologie
vollständig selbst zu entwickeln und
herzustellen, sind sie auf den Import
von Materialien und Know-how ange-
wiesen (Proliferation).
Bei diesen Ländern steht die Umge-
hung der Proliferationsbestimmungen
im Vordergrund der Bemühungen. Das
angestrebte Ziel der Beschaffung be-
stimmter Güter – trotz Embargo – ver-
suchen diese Länder mit Hilfe der Ge-
heimdienste z. B. unter Nutzung von
Zwischenhändlern, Verschleierung der
tatsächlichen Adressaten, Umwegliefe-
rungen über Drittländer, zu erreichen.
Die Bestellungen werden dabei häufig
über klein- und mittelständische Unter-
nehmen auch in der Bundesrepublik
Deutschland angebahnt. Dies geschieht
in der Annahme, die (noch) mit relativ
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geringen Außenhandelskenntnissen
versehenen Unternehmen unter Anbie-
tung lukrativer weiterer Handelsbezie-
hungen bzw. Folgegeschäften zu Liefe-
rungen zu bewegen. 

Die Exportkontrolle und -genehmi-
gung von proliferationsrelevanten Gü-
tern obliegt dem Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhr (BAFA) und dem
Zollkriminalamt (ZKA).
So genannte Dual-Use-Technologien
und -Produkte stellen dabei ein beson-
deres Problem dar, da oft erst durch
das Wissen über den tatsächlichen Ein-
satzzweck oder den Endverbraucher
die Exportgüter als proliferationsrele-
vant eingestuft werden können. Einzel-
teile werden für den Einsatz in zivilen
Anlagen exportiert. Sie sind jedoch
auch zur Herstellung von Waffen
geeignet.

Mitarbeiter des Verfassungsschutzes
sprechen Firmen, Institute und wissen-
schaftliche Einrichtungen an und infor-
mieren diese über die Proliferations-
programme der einzelnen Staaten sowie
deren nachrichtendienstliche Beschaf-
fungsaktivitäten auch in der Bundesre-
publik Deutschland. Solche Gespräche
dienen dazu, die Problematik des pro-
liferationsrelevanten Produkt- und
Know-how-Transfers zu verdeutlichen
sowie die Angesprochenen zu sensibili-
sieren, falls diese Kontakte zu Firmen,
Einrichtungen, Wissenschaftlern oder
Studenten aus Staaten haben, die um
Proliferation bemüht sind.
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Geheim- und
Wirtschaftsschutz
Der Geheimschutz hat durch vorbeugen-
de Maßnahmen dafür Sorge zu tragen,
dass alle Informationen und Materia-
lien, deren bekannt werden den Be-
stand oder lebenswichtige Interessen,
die Sicherheit oder die Interessen des
Bundes oder eines Landes gefährden
können, geheim gehalten und vor unbe-
fugter Kenntnisnahme geschützt wer-
den. Neben dem behördlichen Geheim-
schutz soll auch der sensible Bereich
der Wirtschaft vor Ausspähungsversuch-
en fremder Nachrichtendienste ge-
schützt werden, um irreparable Schä-
den für die deutsche Volkswirtschaft
abzuwenden (Wirtschaftsschutz).

Geheimschutz

Nicht nur in den Entscheidungszentren
der Politik, den Ministerien und den
Nachrichtendiensten, sondern auch in
vielen anderen öffentlichen und nicht-
öffentlichen Stellen werden eine Fülle
von Informationen produziert, die für
fremde Nachrichtendienste von größ-
tem Interesse sind und daher in beson-
derer Weise geschützt werden müssen.
Der Schutz dieser geheimhaltungsbe-
dürftigen Informationen (sog. Ver-
schlusssachen) wird durch Maßnahmen
des personellen und materiellen Ge-
heimschutzes verwirklicht. 

Zentrales Instrument des personellen
Geheimschutzes ist die Sicherheitsüber-
prüfung von Personen, die Zugang zu
Verschlusssachen bekommen sollen
oder sich ihn verschaffen können. Das
Sicherheitsüberprüfungsverfahren ist
im Niedersächsischen Sicherheitsüber-
prüfungsgesetz vom 3. März 1998 ge-
regelt. Zuständig für die Einleitung

einer Sicherheitsüberprüfung und als
„Herr des Verfahrens“ verantwortlich
für diese ist die jeweilige Beschäftigungs-
stelle. Das Niedersächsische Landesamt
für Verfassungsschutz führt als mitwir-
kende Behörde die Sicherheitsüberprü-
fung durch. Je höher der Geheimhal-
tungsgrad ist, mit dem eine Person um-
gehen soll (VS-VERTRAULICH, VS-GEHEIM
oder VS-STRENG GEHEIM), um so inten-
siver sind die Überprüfungsmaßnah-
men nach dem Sicherheitsüberprüfungs-
gesetz.
Werden im Rahmen der Überprüfung
Umstände bekannt, die Zweifel an der
Zuverlässigkeit der zu überprüfenden
Person aufkommen lassen, empfiehlt
das NLfV der Beschäftigungsstelle, die-
se Person von Verschlusssachen fernzu-
halten. Zweifel an der notwendigen
Zuverlässigkeit können sich insbesonde-
re aus charakterlichen Mängeln, sicher-
heitsgefährdenden Kontakten zu frem-
den Nachrichtendiensten oder Aktivi-
täten für verfassungsfeindliche bzw.
extremistische Bestrebungen ergeben.
Im Jahr 2002 hat das NLfV ca. 450
Sicherheitsüberprüfungen nach dem
Niedersächsischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetz durchgeführt. 

Neben dem personellen Geheimschutz,
der gewährleisten soll, dass Verschluss-
sachen nur sicherheitsüberprüften Per-
sonen zugänglich gemacht werden
dürfen, müssen diese geheimhaltungs-
bedürftigen Informationen zusätzlich
an allen Stellen wo sie eingehen, bear-
beitet und aufbewahrt werden, durch
organisatorische und technische Sicher-
heitsmaßnahmen geschützt werden
(materieller Geheimschutz). Einzelhei-
ten zur VS-Einstufung, Kennzeichnung,
Aufbewahrung, Vervielfältigung und
Versendung von Verschlusssachen sind
in der Verschlusssachenanweisung
(VSA) für das Land Niedersachsen und
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den sie ergänzenden Richtlinien gere-
gelt. Das NLfV wirkt bei der Durchfüh-
rung der VSA und der sie ergänzenden
Vorschriften mit und berät in diesem
Rahmen die VS-verwaltenden Dienst-
stellen. 

Verschlusssachen gibt es in Behörden,
aber auch in privatwirtschaftlichen Un-
ternehmen, die im Auftrag des Staates
z. B. in der Rüstungsindustrie tätig wer-
den und wo ebenfalls die Regelungen
des Geheimschutzes greifen (Geheim-
schutz in der Wirtschaft). Diese privat-
wirtschaftlichen Unternehmen, die
Aufträge bearbeiten, die der Geheim-
haltung unterliegen bzw. die Zugangs-
berechtigung zu sicherheitsempfind-
lichen Bereichen erhalten, werden vom
Bundesministerium für Wirtschaft in
einem sogenannten Geheimschutzver-
fahren betreut, in dem das NLfV als
Ansprechpartner für niedersächsische
Firmen mitwirkt. Es handelt sich dabei
in Niedersachsen um ca. 120 Unterneh-
men. Das Geheimschutzverfahren um-
fasst insbesondere Beratung und Sensibi-
lisierung im Bereich des Geheimschutz-
es. Im Rahmen von Sicherheitstagungen,
die letzte fand im September 2002
statt, informiert der Niedersächsische
Verfassungsschutz diese Firmen über
aktuelle Erkenntnisse. 

Neben der Mitwirkung bei den Sicher-
heitsüberprüfungen nach dem Nieder-
sächsischen Sicherheitsüberprüfungsge-
setz obliegt dem NLfV auch eine Mit-
wirkungsaufgabe bei bereichsspezifisch
geregelten Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen. Im Wesentlichen handelt es sich
um Überprüfungen nach dem Atomge-
setz (4.373 Überprüfungen 2002) und
dem Luftverkehrsgesetz (8.170 Überprü-
fungen 2002). Durch die Anti-Terror-Ge-
setzgebung des Bundes nach den An-
schlägen vom 11. September 2001 hat
es besonders viele Veränderungen im
Bereich der Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen nach dem Luftverkehrsgesetz gege-
ben, die sich auch auf den Umfang der
Mitwirkungsaufgabe des NLfV auswir-
ken. So werden für die Bediensteten der
Flughäfen nunmehr einjährige Wieder-
holungsüberprüfungen durchgeführt.

Wirtschaftsschutz

Eine geschützte und sichere Wirtschaft
ist heute mehr denn je eine wichtige
Säule für die innere Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland und für ihre
ökonomische Stabilität. Jahr für Jahr
entstehen der Wirtschaft Milliardenver-
luste durch Spionage. Oft erkennen
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Unternehmen nicht, dass sie ausspioniert
werden oder sie verschweigen durch
Sicherheitsmängel entstandene Verluste,
um ihrem Ansehen nicht zu schaden.
Manche Unternehmen sind angesichts
der personellen und materiellen Mög-
lichkeiten fremder Nachrichtendienste
oder konkurrierender Konzerne häufig
überfordert, sich zu schützen. Vor diesem
Hintergrund hat das Niedersächsische
Landesamt für Verfassungsschutz ein
Sachgebiet „Wirtschaftsschutz“ einge-
richtet und die Arbeit in diesem Be-
reich seit dem Jahr 2000 kontinuierlich
intensiviert.

„Kernbereich“ des Wirtschaftsschutz-
es ist die Beratung und Sensibilisierung
innovativer und technologieorientier-
ter Unternehmen in Niedersachsen im
Hinblick auf die Gefährdungen durch
Wirtschaftsspionage und Proliferation.
Um eine sinnvolle Betreuung dieser
Unternehmen leisten zu können, muss
die Anzahl der betreuten Unternehmen
begrenzt sein. Im Jahr 2002 wurden ca.
75 niedersächsische Unternehmen, die
nicht in das Geheimschutzverfahren ein-
gebunden sind, durch den Wirtschafts-
schutz des NLfV intensiv betreut. 
Über diesen Kreis der intensiv betreu-
ten Unternehmen hinaus ergibt sich eine
Vielzahl von Firmenkontakten allein
schon durch die erhöhte Außenwirkung
des Wirtschaftsschutzes. Auch diese
Kontakte haben individuelle Beratungen
zur Folge. Insgesamt sind die Reaktio-
nen auf dieses „Dienstleistungsange-
bot“ des Verfassungsschutzes positiv. 
Bei der Beratungstätigkeit lässt sich
feststellen, dass das Phänomen „Know-
how-Abfluss“ in der Wirtschaft tatsäch-
lich existent ist. Insbesondere bei eini-
gen asiatische Geschäftspartnern ist
nach Aussage der betreuten Unterneh-
men eine aggressive Informationsbe-
schaffung zu beobachten. 

Die Beratungsinhalte des NLfV er-
strecken sich auf das gesamte Gefähr-
dungsszenario von Wirtschaftsspionage
und Proliferation. Einen Schwerpunkt
in der Beratung bilden dabei die Mög-
lichkeiten der Informationsbeschaffung
durch fremde Nachrichtendienste. Ins-
besondere der „Innentäterproblematik“
gilt dabei ein besonderes Augenmerk.
Innentäter sind konspirativ auftretende
Agenten im Zielobjekt. Sie stellen die
größte Gefahr für die Sicherheitsinte-
ressen eines Unternehmens dar. Die
eigenen Mitarbeiter sind in Anbetracht
ihrer legalen Zugangsmöglichkeiten
und ihres Insider-Wissens über innerbe-
triebliche Schwachstellen in der Lage,
mehr Vertrauliches zu verraten, alsex-
tern operierende Agenten fremder Nach-
richtendienste je herausfinden könnten.
Diese Dienste werden daher auch in
Zukunft große Anstrengungen unter-
nehmen, hochqualifizierte Fachleute
für nachrichtendienstliche Zwecke an-
zuwerben. Der zunehmende Wertewan-
del in der Gesellschaft verleitet Unter-
nehmensangehörige in weitaus stär-
kerem Maße als früher, sich von einem
fremden Nachrichtendienst als Wirt-
schaftsspion anwerben zu lassen. 

Die Notwendigkeit einer engen Zu-
sammenarbeit zwischen Sicherheitsbe-
hörden und Verbänden der Wirtschaft
hat dazu geführt, dass in Niedersachsen
eine Vereinbarung zwischen dem Nie-
dersächsischen Industrie- und Handels-
kammertag (NIHK), dem Verband für
Sicherheit in der Wirtschaft Niedersach-
sen e. V. (VSW) und dem Land Nieder-
sachsen (vertreten durch das Niedersäch-
sische Innenministerium) über eine
Sicherheitspartnerschaft gegen Wirt-
schaftskriminalität abgeschlossen wur-
de. Der Abschluss dieser Vereinbarung
jährte sich mit Ablauf des Jahres 2002
das zweite Mal.
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Rückblickend hat die Vereinbarung
positive Impulse für die niedersächsi-
schen Wirtschaftsunternehmen gesetzt.
Für das NLfV wirkte das Sachgebiet
Wirtschaftsschutz in dieser Sicherheits-
partnerschaft mit und arbeitet mit den
Vertragspartnern gut und konstruktiv
zusammen. Im Rahmen dieser Partner-
schaft wurden bislang drei Sicherheits-
foren veranstaltet, im Jahr 2002 ein Se-
minar für „Notfall- und Krisenmanage-
ment“ durchgeführt sowie der Arbeits-
kreis „IT-Sicherheit“ fortgesetzt.

Stellvertretend für die Zusammenar-
beit des NLfV mit anderen Behörden und
Einrichtungen auf dem Gebiet des Wirt-
schaftsschutzes sei hier das Zusammen-
wirken mit dem Zentrum für wissen-
schaftliche Weiterbildung (ZWW) der
Universität Lüneburg erwähnt, das sich
auf einen Informationsaustausch und
Beratungen zum dortigen Aus- und Fort-
bildungsangebot des „Security Manage-
ments“ erstreckt.

Einen hohen Multiplikatoreneffekt
und Publizität hat der Wirtschaftsschutz
mit Vorträgen zum Thema Wirtschafts-
spionage in Unternehmen bzw. bei Ver-
bänden in Niedersachsen erzielt. Heraus-
ragende Ereignisse waren Veranstaltun-
gen im Rahmen der „b-online“-Initiative
bei den Industrie- u. Handelskammern
Stade und Oldenburg, Vorträge bei den

Wirtschaftsjunioren der Industrie- u. Han-
delskammer Osnabrück-Emsland, den Ar-
beitskreisen der Sicherheitsbevollmäch-
tigten in Bremen und der Norddeutschen
Werften und Zulieferer, den Unterneh-
merverbänden Niedersachsen e. V., dem
Arbeitskreis der Bewachungsunterneh-
men Nord-West sowie dem Informatik-
zentrum Niedersachsen. Darüber hinaus
präsentierte sich der Wirtschaftsschutz
des NLfV mit dem BfV und anderen Lan-
desbehörden für Verfassungsschutz zum
Thema „Wirtschaftsspionage“ auf einem
Stand der Fachmesse für Sicherheitstech-
nik „Security“, die vom 8.-11. 10. 2002
in Essen stattfand. 

Auf der CeBIT 2003 in Hannover war
der Wirtschaftsschutz auf einem gemein-
samen Stand mit dem Landeskriminal-
amt Niedersachsen und der Polizeidirek-
tion Hannover vertreten.

Neben diesen Aktivitäten trat das
Sachgebiet des Wirtschaftsschutzes des
NLfV im Mai 2002 in Hannover erstmals
als Veranstalter für Unternehmen auf,
die sich nicht in der Geheimschutzbe-
treuung befinden. 
Interessierte Unternehmen wurden
über die Arbeitsfelder des Verfassungs-
schutzes unterrichtet und Vorträge zu
sicherheitsrelevanten Themen gehal-
ten. Diese Tagungsform soll jährlich
fortgeführt werden. 

Eine Kontaktaufnahme mit dem Sach-
gebiet Wirtschaftsschutz, um weitere
Informationen zu bekommen oder einen
Gesprächstermin zu vereinbaren, ist
wie folgt möglich: 

Telefon: 0511-6709-247/-245/-246
Fax: 0511-6709-393
E-mail: wirtschaftsschutz@nlfv.

niedersachsen.de
Homepage des NLfV:

www.verfasungsschutz.
niedersachsen.de
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DER VERFASSUNGS-
SCHUTZ IN NIEDER-
SACHSEN

Bedienstete

Im Haushaltsplan 2002 waren für den
Verfassungsschutz 227 Stellen ausgewie-
sen. In dieser Gesamtzahl sind auch die
Beschäftigten enthalten, die keine ver-
fassungsschutzspezifischen Aufgaben
haben, wie z. B. Schreibkräfte, Verwal-
tungspersonal, Hausmeister etc. (so ge-
nanntes Intendanturpersonal). Nach
Abzug dieser Funktionen liegt die Zahl
der mit originären Verfassungsschutz-
aufgaben befassten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bei 175.

Die Beschäftigten des Niedersächsi-
schen Verfassungsschutzes kommen
zum größten Teil aus der allgemeinen
Landesverwaltung und der Polizei. Die
Polizeibeamtinnen und -beamten behal-
ten im Verfassungsschutz ihren beamten-
rechtlichen Status, verlieren aber ihre
exekutiven Befugnisse, weil die Tätigkei-

ten von Verfassungsschutz und Polizei
strikt getrennt sind. Daneben sind auch
Angestellte wie z.B. wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig.

Haushalt

Der Haushalt des Verfassungsschutzes
hatte 2002 ein Ausgabevolumen von
12.758.000 €. Davon waren 10.006.000 €
für Personalausgaben und 2.752.000 €
für Sachausgaben veranschlagt.

Nachrichtendienstliches
Informationssystem (NADIS)

Das Niedersächsische Landesamt für
Verfassungsschutz ist – wie die übrigen
Verfassungsschutzbehörden des Bundes
und der Länder auch – gesetzlich be-
fugt, die zur Aufgabenerfüllung erfor-
derlichen personenbezogenen Daten
zu erheben und in Akten und Dateien
zu speichern, wobei das Niedersächsi-
sche Verfassungsschutzgesetz und die
Dienstvorschriften restriktive Speiche-
rungsvoraussetzungen sowie Regelung-
en zur Sperrung und Löschung der Da-
ten vorsehen. Deren Beachtung wird
insbesondere durch den Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz (LfD), das
Innenministerium und den im NLfV be-
stellten behördlichen Datenschutzbe-
auftragten kontrolliert.

Aufgrund der in Art. 73 Nr. 10 des
Grundgesetzes und im Bundesverfas-
sungsschutzgesetz (BVerfSchG) normier-
ten Verpflichtung zur Zusammenarbeit
und gegenseitigen Unterrichtung unter-
halten alle Verfassungsschutzbehörden
gem. § 6 BVerfSchG eine gemeinsame,
beim BfV eingerichtete Datenbank,
das sog. „Nachrichtendienstliche Infor-
mationssystem“ (NADIS).
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Auszug aus §  6 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes
Gegenseitige Unterrichtung der Ver-
fassungsschutzbehörden

Die Verfassungsschutzbehörden sind
verpflichtet, beim Bundesamt für
Verfassungsschutz zur Erfüllung der
Unterrichtungspflichten nach § 5
gemeinsame Dateien zu führen, die
sie im automatisierten Verfahren
nutzen. Diese Dateien enthalten nur
die Daten, die zum Auffinden von
Akten und der dazu notwendigen
Identifizierung von Personen erfor-
derlich sind. ... 



Alle Teilnehmer dürfen dort nach
Maßgabe der jeweiligen eigenen landes-
rechtlichen Befugnisse sach- und perso-
nenbezogene Daten einstellen und auf
den gesamten NADIS-Datenbestand
zugreifen und Daten abrufen.
Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit
und des Datenschutzes sind aus NADIS je-
doch nur der Name der Person, die zu
ihrer Identifizierung erforderlichen Merk-
male wie z.B.Wohnanschrift, Staatsange-
hörigkeit, Kfz, sowie die speichernde Be-
hörde und deren Aktenzeichen ersicht-
lich, das nach einem einheitlichen Akten-
plan vergeben wird. Nicht gespeichert
und deshalb nicht abrufbar ist der Akten-
inhalt der jeweiligen Information.

Benötigt eine Verfassungsschutzbe-
hörde zur eigenen Aufgabenerfüllung
die durch das NADIS kenntlich gemach-
ten Informationsinhalte, die von einer
anderen Verfassungsschutzbehörde ge-
speichert sind, so fragt sie in der Regel
auf elektronischem Wege bei ihr direkt
an. Dieser Informationsübermittlung ist
eine Relevanzprüfung durch die spei-
chernde Stelle vorgeschaltet.
Bedeutsam ist, dass es sich bei den in
NADIS gespeicherten Daten nur teil-
weise um Personen handelt, die wegen
verfassungsfeindlicher, sicherheitsge-
fährdender oder geheimdienstlicher
Aktivitäten (vgl. § 3 Abs. 1 NVerfSchG)
gespeichert worden sind.
Im NADIS werden vielmehr auch Akten-
zeichen zu Personen gespeichert, bei
denen eine Sicherheitsüberprüfung mit
dem Ergebnis einer Ermächtigung zum
Umgang mit Verschlusssachen durchge-
führt wurde oder die als Zielpersonen
terroristischer oder geheimdienstlicher
Aktivitäten gelten.

Vom NLfV waren am 31. Dezember
2002 folgende personenbezogene
NADIS-Speicherungen veranlasst (Vor-
jahreszahlen in Klammern): 

0 im Zusammenhang mit Sicherheits-
überprüfungen 10.122 (10.035),

0 im Zusammenhang mit originären
Aufgaben im Bereich Extremismus,
Terrorismus, Spionageabwehr
7.41195 (6.644).

Einsatz nachrichtendienst-
licher Mittel

Nach § 6 des Niedersächsischen Verfas-
sungsschutzgesetzes setzt das NLfV zur
Beschaffung der für seine originären
Aufgabenbereiche (Extremismusbeo-
bachtung, Spionageabwehr, ausländer-
extremistische Bestrebungen, Bestrebun-
gen gegen die Völkerverständigung
und das friedliche Zusammenleben der
Völker) erforderlichen Informationen
auch die hier abschließend aufgeführ-
ten nachrichtendienstlichen Mittel ein,
soweit dies für die Erkenntnisgewinnung
unverzichtbar ist.

Vor dem Einsatz von nachrichten-
dienstlichen Mitteln wird geprüft, ob
die von den jeweiligen Aktivitäten aus-
gehenden Gefahren, die Konspiration
oder Gewaltbereitschaft einer Organi-
sation den Einsatz dieser Mittel erfor-
dern und durch welche Mittel die hier-
von Betroffenen in ihren vom Grund-
gesetz geschützten Rechtspositionen
am wenigsten belastet werden (Prinzip
des geringstmöglichen Eingriffs).

Bisher wurde auf den Einsatz von ver-
deckt ermittelnden Beamtinnen und
Beamten, das heimliche Mithören und
Aufzeichnen des nicht öffentlich ge-
sprochenen Wortes unter Einsatz tech-
nischer Mittel außerhalb des Schutzbe-
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95 Die Steigerung gegenüber dem Vorjahr ergibt
sich insbesondere aus der Zunahme von
Erfassungen beim Rechtsextremismus (344) und
beim Ausländerextremismus (228).



reiches des Art. 13 GG und die Be-
obachtung des Funkverkehrs auf nicht
für den allgemeinen Empfang bestimm-
ten Kanälen verzichtet. Diese Mittel
sollen für besondere Situationen vor-
behalten bleiben.

Die Anwendung nachrichtendienst-
licher Mittel beinhaltete im Wesent-
lichen die Inanspruchnahme von Ver-
trauensleuten und sonstigen Informan-
ten, verdeckte Ermittlungen und
Befragungen sowie zeitlich befristete
Observationen.

Von dem nachrichtendienstlichen
Mittel der Überwachung des Brief-,
Post- und Fernmeldeverkehrs nach
Maßgabe des Artikel 10-Gesetzes (G10)
wurde während des Berichtszeitraumes
vom NLfV wiederum nur in dem der
Schwere des jeweiligen Verdachts an-
gemessenen Maße Gebrauch gemacht,
die Anzahl der G 10-Maßnahmen be-
wegt sich jährlich im einstelligen
Bereich.

Die Grafik auf der folgenden Seite
verdeutlicht das aufwändige Verfahren
der Anordnung und Durchführung so-
wie der Überprüfung der Zulässigkeit
und Notwendigkeit von G 10-Maßnah-
men.
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Auszug aus §  6 des Niedersächsischen
Verfassungsschutzgesetzes

(1) Das Landesamt für Verfassungs-
schutz darf zur heimlichen Informa-
tionsbeschaffung, insbesondere zur
heimlichen Erhebung personenbezo-
gener Daten, nur folgende nachrich-
tendienstliche Mittel anwenden:
1. Inanspruchnahme von Vertrauens-

leuten, sonstigen geheimen Infor-
mantinnen und Informanten und
Gewährspersonen, vorbehaltlich
Satz 2;

2. Einsatz von verdeckt ermittelnden
Beamtinnen und Beamten;

3. Observationen;
4. Bildaufzeichnungen (Fotografie-

ren, Filmen und Videografieren)
außerhalb des Schutzbereiches
des Artikels 13 des Grundgesetzes;

5. verdeckte Ermittlungen und Be-
fragungen;

6. heimliches Mithören ohne Inan-
spruchnahme technischer Mittel;

7. heimliches Mithören und Auf-
zeichnen des nicht öffentlich ge-
sprochenen Wortes unter Einsatz
technischer Mittel außerhalb des
Schutzbereichs des Artikels 13 des
Grundgesetzes;

8. Beobachtung des Funkverkehrs
auf nicht für den allgemeinen
Empfang bestimmten Kanälen;

9. Verwendung fingierter biographi-
scher, beruflicher oder gewerb-
licher Angaben (Legenden) mit
Ausnahme solcher beruflicher An-
gaben, die sich auf die in Satz 2
genannten Personen beziehen;

10. Beschaffung, Herstellung und Ver-
wendung von Tarnpapieren und
Tarnkennzeichen;

11. Überwachung des Brief-, Post- und
Fernmeldeverkehrs nach Maßgabe
des Gesetzes zu Artikel 10 Grund-
gesetz.
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Auskunftsersuchen von 
Bürgerinnen und Bürgern

2002 wurden 31 Auskunftsersuchen
gemäß § 13 NVerfSchG gestellt. In 20
Fällen hatte das NLfV keine Erkenntnis-
se gespeichert. Zwei Anfragenden
wurde der ihrer Erfassung zu Grunde
liegende Sachverhalt mitgeteilt. In
neun Fällen wurde gemäß § 13 Abs. 2
NVerfSchG (z.B. aus zwingenden Ge-
heimhaltungsgründen) an den Landes-
beauftragten für den Datenschutz ver-
wiesen.

Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit des Verfas-
sungsschutzes hat zwei zentrale Auf-
gabenstellungen: 1. Informationen für
Bürgerinnen und Bürger über gesetz-
liche Grundlagen, Arbeitsweise und
Kontrolle des Verfassungsschutzes;
2. Darstellung der Erscheinungsformen
und ideologischen Grundlagen verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen sowie
Informationen über sicherheitsgefähr-
dende und geheimdienstliche Aktivitä-
ten. Ziel dieser Öffentlichkeitsarbeit
sind informierte Bürgerinnen und Bür-
ger, die selbst in der Lage sind, wirksam
unsere Verfassung zu schützen. Der
Gesetzgeber hat im Niedersächsischen
Verfassungsschutzgesetz ausdrücklich
die Notwendigkeit der Öffentlichkeits-
arbeit festgeschrieben. Nach § 3 Abs. 2
NVerfSchG soll das Innenministerium
die Öffentlichkeit durch zusammenfas-
sende Berichte über verfassungsfeind-
liche Bestrebungen und sicherheits-
gefährdende bzw. geheimdienstliche
Tätigkeiten aufklären. Grundlage hier-
für sind die Auswertungsberichte des
NLfV. Das Landesamt für Verfassungs-

schutz wirkt ergänzend zur Öffentlich-
keitsarbeit des Innenministeriums durch
eigene Maßnamen mit.

Bereits 1975 hatte das Bundesverfas-
sungsgericht nach einer Verfassungsbe-
schwerde der NPD die Verpflichtung
des Staates zur Öffentlichkeitsarbeit
über verfassungsfeindliche Bestrebun-
gen bekräftigt.

Mit der Umwandlung der Verfassungs-
schutzabteilung des Niedersächsischen
Innenministeriums in ein Landesamt im
November 1992 wurde der Aufgaben-
bereich Öffentlichkeitsarbeit, in dessen
Mittelpunkt Vortrags- und Diskussions-
veranstaltungen sowie Veröffent-
lichungen stehen, um die Pressearbeit
erweitert.

Vortrags- und Diskussions-
veranstaltungen

Die große Zahl von Einladungen zu
Vortrags- und Diskussionsveranstaltun-
gen über den Rechtsextremismus und
den Islamismus hielt auch 2002 an. Der
militante Rechtsextremismus wird von
vielen Bürgerinnen und Bürgern – quer
durch alle politischen Richtungen und
gesellschaftliche Gruppierungen – nicht
nur als Herausforderung, sondern viel-
fach auch als konkrete Bedrohung
empfunden. Seit den Terroranschlägen
durch islamistische Extremisten am
11. September 2001 in den USA wurde
ein großes Bedürfnis nach Informatio-
nen über die Ziele und Aktivitäten isla-
mistischer Organisationen festgestellt.
Die Nachfrage nach Vortrags- und Dis-
kussionsveranstaltungen stieg sprung-
haft in die Höhe. Erscheinungsformen
verfassungsfeindlicher Bestrebungen
darzustellen, Hintergründe zu ana-
lysieren und auch auf Möglichkeiten
des Zurückdrängens extremistischer
Positionen einzugehen, steht bei den
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Vortrags- und Diskussionsveranstaltung-
en des Verfassungsschutzes im Mittel-
punkt. Wie in den Vorjahren wurden
dazu wieder Besuchergruppen wie
Polizeibeamte, Rechtsreferendare oder
Oberstufenschüler in das Dienstge-
bäudes des Verfassungsschutzes ein-
geladen.

Pressearbeit

Im Rahmen der Pressearbeit gaben der
Präsident und der Dezernent für Pres-
se- und Öffentlichkeitsarbeit rund 200
Auskünfte an lokale, regionale und
überregionale Medien. Zahlreiche Hör-
funk- und Fernsehinterviews wurden
gesendet. Im Mittelpunkt stand dabei
die Information über islamistische
Organisationen in Deutschland und
ihre Gefahr für unsere Demokratie.
Auch der Rechtsextremismus spielte
eine große Rolle.

Wanderausstellung

Die Wanderausstellung des niedersäch-
sischen Verfassungsschutzes „Demo-
kratie gegen Rechtsextremismus“ ist im
September 2002 beendet worden. Auf
über 30 Schautafeln wurden Informa-
tionen zum nationalen und internatio-
nalen Rechtsextremismus dargestellt.
Insbesondere rechtsextremistische
Musiktexte wurden thematisiert eben-
so wie einschlägige Internetseiten, die
sich inzwischen zu einem zentralen
Propagandainstrument in der rechts-
extremistischen Szene entwickelt
haben.

Die Ausstellungsbilanz ist zufrieden
stellend. In 24 niedersächsischen Städ-
ten wurden ca. 15.000 Besucher regis-
triert. Vor allem Schulklassen der Al-
tersgruppe 15 bis 18 Jahre haben den
Weg in die Ausstellung gefunden und
die gezeigten Informationen auf ano-
nymisierten Fragebögen durchgängig
positiv bewertet. Die Reaktionen man-
cher gerade junger Besucher haben
gezeigt, dass es noch vieler Informatio-
nen bzw. großer Anstrengungen im
Bereich der politischen Bildung bedarf,
um fremdenfeindlichem Denken – nicht
nur in den Köpfen bekennender Nazis
– entgegenzuwirken.
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2000
September 19.09. bis 28.09. Hannover, Nds. Landtag
Oktober 09.10. bis 20.10. Celle
November 07.11. bis 16.11. Duderstadt
Dezember 11.12. bis 20.12. Georgsmarienhütte
2001
Januar / Februar 22.01. bis 09.02. Lüneburg, Bezirksregierung
Februar 15.02. bis 26.02. Gifhorn

28.02. Göttingen
März 01.03. Lüneburg, Universität

13.03. bis 29.03. Melle 
April / Mai 17.04. bis 03.05. Wunstorf
Mai 05.05. Hannover, Polizeidirektion

07.05. bis 18.05. Hannover, Universität
Mai / Juni 21.05. bis 15.06. Nienburg
Juni 18.06. bis 29.06. Stadthagen
August 08.08. bis 26.08. Salzgitter
August / September 27.08. bis 19.09. Braunschweig
September / Oktober 20.09. bis 10.10. Goslar
Oktober 15.10. bis 31.10. Hameln
November 01.11. bis 13.11. Buxtehude
November / Dezember 19.11. bis 03.12. Hildesheim
2002
Januar 03.01. bis 21.01. Leer
Februar 10.02. bis 28.02. Osterholz
März 01.03. bis 20.03. Oldenburg
April/Mai 15.04. bis 03.05. Uelzen
Juni 03.06. bis 20.06. Lingen
August 05.08. bis 16.08. Helmstedt
September 03.09. bis 20.09. Barsinghausen



Internet

Die seit Dezember 2000 in das „world
wide web“ (www) eingestellte Internet-
präsentation „Für Demokratie und
Toleranz – Gegen Rechtsextremismus
und Fremdenfeindlichkeit“ der nord-
deutschen Verfassungsschutzbehörden
wird von der Öffentlichkeitsarbeit des
Niedersächsischen Verfassungsschutzes
verantwortlich betreut. Beteiligt sind
neben Niedersachsen die Länder Bremen,
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
Diese Präsentation findet national und
international weiterhin eine sehr posi-
tive Resonanz.
Auch die Internetseite der Niedersächsi-
schen Landesregierung, Niedersachsen
gegen Rechts, die ebenfalls im Septem-
ber 2000 ins Netz gestellt worden ist,
findet weiterhin große Aufmerksamkeit

unter den Internet-Surfern. Sie infor-
miert schnell und umfassend ausschließ-
lich zum Thema Rechtsextremismus.

Die über die Internetadresse des
Niedersächsischen Innenministeriums
erreichbare Seite zum Verfassungs-
schutz in Niedersachsen ist ebenso Be-
standteil der gemeinsamen, mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten gestalte-
ten Öffentlichkeitsarbeit des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Verfas-
sungsschutz und des Innenministeriums
zu Themen des Verfassungsschutzes
und des Geheimschutzes wie die seit
Herbst 2001 im Internet erreichbare
Präsentation des NLfV. Die Seiten des
Innenministeriums umfassen insbe-
sondere politische Stellungnahmen,
Grundsätzliches zum Verfassungsschutz
und Geheimschutz. Auch die Verfas-
sungsschutzberichte ab 1996 werden
angeboten.
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DEFINITION DER ARBEITSBEGRIFFE96

Ausländer-
extremismus

Unter diesem Arbeitsbegriff werden von den Verfassungsschutz-
behörden alle politisch bestimmten Bestrebungen von Auslän-
dern zusammengefasst, wenn und soweit diese
0 sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung

(fdGO) richten (§ 3 Abs. 1 Ziffer1, 1. Alternative NVerfSchG),
indem sie darauf ausgehen, z. B. eine Parallelordnung zu
errichten;

0 sich gegen den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes richten (§ 3 Abs. 1 Ziffer 1, 2. Alternative) , indem
sie politische Auseinandersetzungen ihres Heimatlandes
gewaltsam in Deutschland austragen und damit die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gefährden; 

0 in der Bundesrepublik Deutschland durch Anwendung von
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen aus-
wärtige Belange gefährden (§ 3 Abs. 1, Ziffer 3) oder

0 Bestrebungen verfolgen, die gegen den Gedanken der Völker-
verständigung oder gegen das friedliche Zusammenleben der
Völker gerichtet sind.

Der Sammelbegriff Ausländerextremismus schließt inhaltlich
rechtsextremistisch-nationalistische, linksextremistische und
sonstige extremistische Bestrebungen von ausländischen Perso-
nenzusammenschlüssen mit ein. Er stellt immer das zusammen-
fassende Ergebnis einer Bewertung anhand der dargestellten
Tatbestandsmerkmale dar. Der Arbeitsbegriff vermag deshalb
begrifflich die Aufgabenstellung des Verfassungsschutzes für
dieses Beobachtungsfeld selbst nicht zu begründen.

Extremismus Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder
bezeichnen seit 1974 verfassungsfeindliche Bestrebungen gegen
die freiheitliche demokratische Grundordnung einheitlich als
extremistisch (extremus lat.: äußerst). Verfassungsfeindlich oder
extremistisch sind alle von Personenzusammenschlüssen aus-
gehenden, politisch bestimmten Bestrebungen (Aktivitäten), die
insbesondere gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung oder einzelne ihrer tragenden Grundsätze gerichtet sind.
Organisationen, die erkennbar solche extremistische Bestrebun-
gen verfolgen, werden von den Verfassungsschutzbehörden als
verfassungsfeindlich bewertet.

96 Unter Verwendung des Internet-Lexikons des Bundesministeriums des Innern.
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Islamistischer
Extremismus

Die Verfassungsschutzbehörden beobachten entsprechend ihrem
gesetzlichen Auftrag weder den „Islam“ als Religion noch den
Islamismus als religiös-politische Bewegung zur „Rückbesinnung“
und Politisierung „ursprünglicher“ islamischer Werte und Glau-
bensinhalte (islamischer Fundamentalismus). Ihr Arbeitsfeld sind
islamistische Organisationen, die das islamische „Religionsgesetz“
(Scharia) verabsolutiert und als politische Ideologie instrumenta-
lisiert haben und dafür in der Bundesrepublik Deutschland
entweder 
0 politisch bestimmte Aktivitäten gegen die fdGO richten,
0 durch Anwendung von Gewalt bzw. darauf gerichtete Vorbe-

reitungshandlungen auswärtige Belange Deutschlands gefähr-
den oder

0 Bestrebungen verfolgen, die gegen den Gedanken der Völker-
verständigung bzw. gegen das friedliche Zusammenleben der
Völker gerichtet sind. 

Die Träger dieser Bestrebungen in Deutschland werden zur Ab-
grenzung von den in islamisch geprägten Ländern lebenden
Islamisten als islamistische Extremisten bezeichnet. Durch diese
Begriffsbildung wird der Islam als Religion von seiner islamisti-
schen Übersteigerung getrennt und gleichzeitig der politisch
inaktive Anhänger des „mystischen“ Islam von dem Extremisten.
Die Zuordnung zum Extremismusbegriff dient auch der Ausräu-
mung einer weiteren begrifflicher Unschärfe der Bezeichnung
„Islamist. Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem Islam
wurde bisher auch als Islamistik bezeichnet und entsprechend
tätige Wissenschaftler als Islamisten – vergleichbar der Begriffs-
bildung Romanistik und Romanist –.

Linksextre-
mismus

Mit dem Arbeitsbegriff werden die linksextremistischen
verfassungsfeindlichen Bestrebungen von deutschen Personen-
zusammenschlüssen bezeichnet, die sich auf der Grundlage einer
marxistisch-leninistischen, revolutionär marxistischen oder
anarchistischen Ideologie in Deutschland gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung und ihre tragenden Grundsätze
richten. Für Linksextremisten vielfach kennzeichnend ist ein
grundsätzliches Bekenntnis zur „revolutionären Gewalt“,
obgleich sie tagespolitisch auf „legale“ Kampfformen setzen.
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Rechts- bzw.
Links-
radikalismus

Bis 1974 wurden die Begriffe Extremismus sowie „Radikalismus“
bzw. „Rechts- oder Linksradikalismus“ von den Verfassungs-
schutzbehörden nebeneinander als Synonyme zur Kennzeich-
nung verfassungsfeindlicher Bestrebungen verwendet. Der
Radikalismusbegriff wird seitdem von den Verfassungsschutz-
behörden nicht mehr für verfassungsfeindliche Bestrebungen
benutzt, da er in der politischen Tradition der Aufklärung positiv
besetzt ist und im Rechtssinne nur der Extremismusbegriff „der
Tatsache Rechnung (trägt), dass politische Aktivitäten oder
Organisationen nicht schon deshalb verfassungsfeindlich sind,
weil sie eine ... 'radikale', das heißt eine bis an die Wurzel einer
Fragestellung gehende Zielsetzung haben.“(BMI Prof. Maihofer) 
Wenn die Verfassungsschutzbehörden überhaupt noch den
Terminus „rechts- bzw. linksradikal“ verwenden, werden damit in
Abgrenzung zu dem verfassungsfeindlichen Rechts- bzw. Links-
extremismus politische Aktivitäten und Zielsetzungen bezeich-
net, die sich grundsätzlich (noch) nicht gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung mit dem Ziel einer revolutionären
Systemüberwindung richten.

Rechtsextre-
mismus

Als rechtsextremistisch werden von den Verfassungsschutzbehör-
den alle verfassungsfeindlichen oder extremistischen Bestrebun-
gen bezeichnet, die auf der ideologischen Grundlage einer
nationalistischen oder rassistischen Weltanschauung in Deutsch-
land von deutschen Personenzusammenschlüssen ausgehen und
sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung
richten.
Rechtsextremistischem Denken liegt vielfach die Vorstellung
menschlicher Ungleichwertigkeit (Ideologie der Ungleichheit)
zugrunde.
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Spionage Staatlich gesteuerte Ausspähungsaktivitäten durch einen staat-
lich gelenkten Nachrichtendienst erfüllen den Straftatbestand
der Spionage nach §§ 94 ff. Strafgesetzbuch. Die Beobachtung
und Abwehr dieser Spionage ist eine gesetzliche Aufgabe der
Verfassungsschutzbehörden. Dazu gehört grundsätzlich nicht der
Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen zwischen kon-
kurrierenden Unternehmen, der nach §§ 17 ff. des Gesetzes über
den unlauteren Wettbewerb strafbar ist.

Terrorismus Terrorismus ist in der Bundesrepublik Deutschland eine Form des
politischen Extremismus, der die Beseitigung des demokratischen
Verfassungsstaates mittels systematischer, massiver Gewaltan-
wendung zum Ziel hatte. Kennzeichen des Terrorismus ist eine
nachhaltige Anschlagstaktik durch arbeitsteilig organisierte,
grundsätzlich verdeckt operierende Gruppen.

Verfassungs-
feindliche/ 
extremistische
Bestrebungen

Als verfassungsfeindlich oder extremistisch werden politische
Bestrebungen (Aktivitäten) bezeichnet, die den demokratischen
Verfassungsstaat und seine fundamentalen Werte ablehnen und
darauf abzielen, die freiheitliche demokratische Grundordnung
durch eine andere Ordnung zu ersetzen. Verfassungsfeinde oder
Extremisten wenden sich mittelbar oder unmittelbar gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung, d.h. gegen die im
Grundgesetz konkretisierten Grund- bzw. Menschenrechte (wie
insbesondere die Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit,
die Meinungs- und Pressefreiheit und die Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit) sowie weitere grundlegende Prinzipien der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung wie das Rechts-
staatsprinzip, beruhend auf der Gewaltenteilung, die Bindung
der Verwaltung an Recht und Gesetz, die Unabhängigkeit der
Gerichte, die Volkssouveränität, ausgeübt durch die parlamen-
tarische Demokratie, die Verantwortlichkeit der Regierung, das
Mehrparteienprinzip und das Recht auf die Bildung und Aus-
übung einer Opposition (vgl. zur Definition der fdGO BVerfGE
Bd. 2 S.12 sowie zur Definition verfassungsfeindlicher Bestre-
bungen § 4 NVerfSchG). 
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Verbot 
verfassungs-
feindlicher
Organisationen/
Verfassungs-
widrigkeit

Die Innenminister des Bundes und der Länder dürfen nach dem
Vereinsrecht das Verbot einer Vereinigung aussprechen, die
keine politische Partei ist, wenn sich diese nachweislich „gegen
die verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der Völker-
verständigung richtet“ (§ 3 Vereinsgesetz). 
Mit dem rechtskräftigen Vereinsverbot ist festgestellt, dass die
verfassungsfeindliche bzw. extremistische Organisation verfas-
sungswidrig ist.
Auf Antrag der Verfassungsorgane Bundesregierung, Bundestag
oder Bundesrat kann bei einer politischen Partei allein das Bun-
desverfassungsgericht deren Verfassungswidrigkeit feststellen
(Art. 21 Abs. 2 Grundgesetz; § 13 Nr. 2, § 43 ff. Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetz). Mit der Feststellung der Verfassungswidrig-
keit einer Partei wird deren Auflösung insgesamt (oder eines
selbständigen Teils der Partei) sowie das Verbot, Ersatzorganisa-
tionen zu schaffen, vom Bundesverfassungsgericht ausgespro-
chen.
Solange verfassungsfeindliche Parteien und sonstigen Organisa-
tionen nicht verboten sind, dürfen sie sich im Rahmen der für alle
geltenden Gesetze frei betätigen.



STICHWORTVERZEICHNIS

A
ABLE (Association for Better Living and Education) • 158, 159
AKP (Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei) • 106, 113, 128, 129, 140
Aktion Transparente Verwaltung (ATV) • 159
Aktionsbüro Norddeutschland • 27, 46
Alhambra • 67, 76
Al-Qaida • 112, 117, 167
Amal • 120
Anarchismus • 65 f, 89, 182
anti atom aktuell • 88
Anti-Atom-Plenum Berlin • 88, 90
Antifa Wennigsen • 79
Antifaschismus • 66, 68, 69, 71,73, 75, 76, 77–80
Antifaschistische Aktion / Bundesweite Organisation (AA/BO) • 69, 70, 72, 74
Antifaschistische Aktion Berlin (AAB) • 69, 70
Antifaschistische Aktion Hannover • 77
Antifaschistische Aktion Lüneburg/Uelzen • 85, 96
Antifaschistische Aktion Oldenburg • 76
Antifaschistische Jugend Göttingen (AJG) • 79
Antisemitismus • 14, 15, 17, 21, 22, 26, 30, 31, 40, 41, 44, 46, 47, 56, 73
APFEL, Holger • 35, 50
Arabische Mudjahedin • 111 f
Arbeiterkommunistische Partei (API) • 107
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